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A. Allgemeines 

1. Gemäß Art. 114 Abs. 2 GG und § 107 RHO 
hat der Bundesrechnungshof nach Prüfung der 
für das Rechnungsjahr gelegten Rechnungen 
Bemerkungen als Grundlage für die Beschluß- 
fassung über die Entlastung der Bundesregie- 
rung aufzustellen. Die Bemerkungen zu den 
Bundeshaushaltsrechnungen für das Rechnungs- 
jahr 1949, das sich auf den Zeitraum vom 
21. September 1949 bis 31. März 1950 erstreckt, 
und für das Rechnungsjahr 1950 werden hier- 
mit vorgelegt; sie sind aus Gründen der Ge- 
schäftsvereinfachung zusammengefaßt. 

2. Eine Übersicht über das Vermögen und die 
Schulden des Bundes (Art. 114 GG) hat der 
Bundesminister der Finanzen nicht aufgestellt, 
da eine Bundesvermögensrechnung nach den 
Anordnungen der Bundesregierung erst vom 

1. April 1953 an geführt wird. Es ist damit zu 
rechnen, daß die Übersicht über das Vermögen 
und die Schulden erstmalig mit der Bundes- 
haushaltsrechnung 1953 vorgelegt wird (vgl. die 
Ausführungen in der Denkschrift des Präsiden- 
ten des Bundesrechnungshofes Teil II Nr. 5). 

3. Über die nachträgliche Genehmigung der in 
Anlage I der Bundeshaushaltsrechnungen 1949 
und 1950 nachgewiesenen über- und außerplan- 
mäßigen Ausgaben haben der Bundestag und 
der Bundesrat Beschlüsse nach § 83 RHO noch 
nicht gefaßt. 

B. Bemerkungen auf Grund des § 107 
Abs. 1 Nr. 1 RHO 

I. Rechnungsjahr 1949 

1. Die Bundeshaushaltsrechnung 1949 — ordent- 
licher Haushalt — schließt ab: 

a) mit einer Isteinnahme von 

1 138 662 981,63 DM, 

b) mit einer Istausgabe von 

1 382 670 072,75 DM, 

c) mit einer Mehrausgabe von 

244 007 091,12 DM. 

Ein außerordentlicher Haushalt ist nicht ge- 
führt worden. 

Die in der Bundeshaushaltsrechnung 1949 
aufgeführten Beträge stimmen mit denjenigen 
überein, die in den Kassenrechnungen für 1949 
in Einnahme und Ausgabe nachgewiesen wor- 
den sind. Beträge, die nicht ordnungsmäßig 


belegt waren, sind, abgesehen von unwesent- 
lichen Einzelfällen, nicht festgestellt worden. 

Die Übereinstimmung der Beträge und ihre 
ordnungsmäßige Belegung ist auch für die Kas- 
senrechnung über die Einnahmen und Ausgaben 
des Rechnungshofes im Vereinigten Wirtschafts- 
gebiet, der nach § 1 des Haushaltsgesetzes 1949 
vom 7. Juni 1950 (BGBl. S. 199) die Aufgaben 
des Bundesrechnungshofes bis zu dessen Errich- 
tung wahrnahm, festgestellt worden. Diese 
Rechnung ist gemäß § 88 RHO von dem Prä- 
sidenten des Bundesrechnungshofes geprüft. 

2. Zu der unter 1 c angegebenen Mehrausgabe 
von 244 007 091,12 DM treten die am Schluß 
des Rechnungsjahres verbliebenen Ausgabereste 
bei dem ordentlichen Haushalt in Höhe von 
130 208 317,90 DM. Einnahmereste stehen 
nicht gegenüber. Aus der vorhergehenden 
Haushaltsrechnung der Verwaltung des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebiets für das Rechnungs- 
jahr 1949 (1. April bis 20. September 1949) 
sind Reste nicht übernommen worden. Hier- 
nach hätte der Abschluß des Rechnungsjahres 
1949 eine Mehrausgabe von 244 007 091,12 DM 
+ 130 208 317,90 DM = 374 215 409,02 DM 
ausweisen müssen. Dieser Betrag ist, weil Haus- 
haltsreste aus dem vorhergehenden Rechnungs- 
jahr nicht zu übertragen waren, zugleich der 
Fehlbetrag im Sinne des § 75 RHO. 

Im Nachtrag zum Bundeshaushaltsplan für 
das Rechnungsjahr 1951 — Einzelplan XXIII 
Kapitel E 15 Titel 1 — ist jedoch nur der Be- 
trag der (kassenmäßigen) Mehrausgabe (vgl. 1 c) 
von 244 007 100,00 DM (abgerundet) veran- 
schlagt worden. Über die Deckung der rest- 
lichen 130 208 309,02 DM*) besagen der Bun- 
deshaushaltsplan und das Haushaltsgesetz für 
das Rechnungsjahr 1951 nichts. Hierzu wird in 
den Bemerkungen auf Grund von § 107 RHO 
zur Bundeshaushaltsrechnung 1951 Stellung ge- 
nommen werden; vgl. auch Abschnitt II Rech- 
nungsjahr 1950 Nr. 3. 

3. Während die Gesamtrechnung (S. 2 ff. der 
Bundeshaushaltsrechnung) und die Rechnungen 
der Einzelpläne (S. 38 ff.) die am Schluß des 
Rechnungsjahres 1949 verbliebenen Ausgabe- 
reste nachweisen, sind sie im Abschluß zur Ge- 
samtrechnung (S. 36) nicht aufgeführt. Die Er- 
läuterung zum Abschluß (S. 37) besagt (vgl. 
auch die Vorbemerkung auf S. V und VI der 
Bundeshaushaltsrechnung) : 

*) Der Unterschied gegen den Betrag der Reste von 
130 208 317,90 DM ergibt sich aus der Abrundung des in 
den Bundeshaushaltsplan 1951 eingestellten Betrages von 
244 007 100 DM. 
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„Unberücksichtigt sind die am Schluß des 
Rechnungs j ahres vorhan denen Ausgabe- 
reste im Betrage von 130 208 317,90 DM 
geblieben, weil gemäß § 11 Abs. 1 des 
Haushaltsgesetzes 1949 der Bundesminister 
der Finanzen nur insoweit die Länder in 
Anspruch nehmen konnte, als die Ausgaben 
in den Einnahmen keine Deckung finden. 


Gemäß § 75 Satz 1 RHO wird der Fehl- 
betrag von 244 007 091,12 DM in den 
Nachtrag des Bundeshaushaltsplans 1951 
als Ausgabe eingestellt werden (Einzelplan 
XXIII Kapitel E 15 Titel 1). Die von den 
Ländern zu erstattenden Beträge werden 
als Beiträge der Länder zur Deckung des 
Fehlbetrages aus 1949 bei den Einnahmen 
veranschlagt (Einzelplan XXIII Kapitell).“ 

Die Begründung für -die Nichtberücksichti- 
gung der Ausgabereste kann nicht als stichhaltig 
anerkannt werden. Die am Schluß eines abge- 
laufenen Rechnungsjahres verbliebenen Ein- 
nahmereste verbessern, die Ausgabereste bela- 
sten das Ergebnis des Rechnungsjahres in glei- 
cher Weise, wie wirklich eingegangene Ein- 
nahmen und wirklich geleistete Ausgaben. Im 
Abschluß, der dartun soll, wie der Haushalt 
insgesamt, auch von früheren Rechnungsjahren 
her verbessert oder belastet ist, müssen sie 
deshalb berücksichtigt werden. 

Für die Ermittlung des Ergebnisses ist es un- 
erheblich, daß nach § 11 -des Haushaltsgesetzes 
1949 die Länder dem Bund Mittel zur Deckung 
der durch Einnahmen nicht gedeckten Aus- 
gaben zur Verfügung zu stellen haben. Zu der 
Frage, in welcher Höhe dies zu geschehen hat, 
wird in den Bemerkungen auf Grund von § 107 
RHO zur Bundeshaushaltsrechnung 1951, so- 
weit erforderlich, Stellung genommen werden; 
der Ansatz für die Zahlungen der Länder ist 
im Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 
1951 ausgebracht worden; Einnahmen auf die- 
sen Ansatz erscheinen erstmalig in der Bundes- 
haushaltsrechnung 1951. 

4. Der nach der vorigen Rechnung (Haushalts- 
rechnung der Verwaltung des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiets für das Rechnungsjahr 1949 — 
1. April bis 20. September 1949 — ) in die Bun- 
deshaushaltsrechnung 1949 — 21. September 
1949 bis 31. März 1950 — zu übernehmende 
Bestand von — 26 545 367,94 DM ist durch 
Buchung von 26 615 020,25 DM als Ausgabe 
und 69 652,31 DM als Einnahme übertragen 
worden (vgl. hierzu S. 11 der Bemerkungen 
des Bundesrechnungshofes zu den Haushalts- 
rechnungen der Verwaltung des Vereinigten 


Wirtschaftsgebiets für die Rechnungsjahre 1947 
bis 1949). 

Die der Bundeshauptkasse als Betriebsmittel 
überwiesenen Geldbestände (vgl. § 78 RHO) 
sind in der Bundeshaushaltsrechnung 1949 nicht 
nachgewiesen. 

Es besteht eine von der Verwaltung des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebiets am 20. September 
1949 übernommene Betriebsmittelrücklage von 
7,3 Mio DM (vgl. die Bemerkungen des Bun- 
desrechnungshofes zu den Haushaltsrechnungen 
der Verwaltung des Vereinigten Wirtschafts- 
gebiets für die Rechnungsjahre 1947, 1948 und 
1949 — 1. April bis 20. September 1949 — 
Abschnitt B IV 2); sie wird -im Verwahrungs- 
buch der Bundeshauptkasse als Bestand geführt. 

Nach § 4 des Bundeshaushaltsgesetzes 1949 
in Verbindung mit § 9 des Haushaltsgesetzes 
1949 des Vereinigten Wirtschaftsgebiets war 
der Bundesminister der Finanzen ermächtigt, 
zur vorübergehenden Verstärkung der Betriebs- 
mittel der Bundeshauptkasse Mittel bis zur 
Höhe von 500 Mio DM im Wege des Kredits 
zu beschaffen. 

Am 20. September 1949 waren von der Ver- 
waltung für Finanzen des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiets Kredite in Höhe 
von 156,00 Mio DM 

in Anspruch genommen, die 
auf den Bund übergingen. Der 
Bundesminister der Finanzen 
hat in der Zeit vom 21. Sep- 
tember 1949 bis 31. März 1950 
Bundeswechsel im N ennbetrage 
von insgesamt 446,39 Mio DM 

begeben. Im gleichen Zeitraum 
wurden Wechsel im Nennbe- 
trag von insgesamt 366,39 Mio DM 

eingelöst. Am 31. März 1950 
waren noch Betriebsmittelkre- 
dite in Höhe von 236,00 Mio DM 

in Anspruch genommen. 

Im Umlauf waren täglich zwischen 156 
und 236 Mio DM, durchschnittlich täglich 
196 Mio DM. Die Laufzeit betrug durchweg 
90 Tage, in wenigen Ausnahmefällen gering- 
fügig darunter. Der Diskontsatz betrug für 
alle Wechsel 4 v. H. . 

5. Bei der Rechnungsprüfung sind in der Bundes- 
haushaltsrechnung die in der Anlage 1 zusam- 
mengestellten Druckfehler festgestellt worden. 
Auf den Rechnungsabschluß haben diese Druck- 
fehler keinen Einfluß gehabt. 
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II. Rechnungsjahr 1950 


1. Die Bundeshaushaltsrechnung 1950 schließt ab: 



1. im ordentl. Haushalt 

2. im außerordentlichen 
Haushalt ohne 

ERP-Mittel 

3. im außerordentlichen 
Haushalt der 

ERP-Mittel 

a) mit einer Ist-Einnahme von 

12 026 895 748,51 DM 

196 150 000,— DM 

2 205 171 158,20 DM 

b) mit einer Ist-Ausgabe von 

12 166 044 809,19 DM 

395 454 324,98 DM 

2 123 513 706,15 

DM 

c) mit einer Mehrausgabe von 

139 149 060,68 DM 

199 304 324,98 DM 

— 


d) mit einer Mehreinnahme von 

— 

— 

81 657 452,05 

DM 

Die in der Bundeshaushaltsrechnung 1950 aufgeführten Beträge 
stimmen mit denjenigen überein, die in den Kassenrechnungen 
für 1950 in Einnahme und Ausgabe nachgewiesen worden sind. 
Beträge, die nicht ordnungsmäßig belegt waren, sind, abge- 
sehen von unwesentlichen Einzelfällen, nicht festgestellt worden. 





Die Übereinstimmung der Beträge und ihre ordnungsmäßige 
Belegung ist auch für die Kassenrechnung über die Einnahmen 
und Ausgaben des Bundesrechnungshofes festgestellt worden, die 
gemäß § 88 Abs. 4 RHO von dessen Präsidenten geprüft ist. 





2, a) Zu den unter 1 c angegebenen Mehrausgaben treten Aus- 
gabereste in Höhe von 

222 966 950,34 DM 

95 813 316,08 DM 

982 811 453,85 

DM 

b) gegenüber stehen Einnahmereste in Höhe von 

— 

— 

901 154 001,80 

DM 

c) Die Mehrausgabe einschl. der am Schluß des Rechnungsjahres 

1950 verbliebenen Reste beläuft sich mithin auf 

362 116 011,02 DM 

295 117 641,06 DM 

— 


d) Hierin sind die am Schluß des Rechnungsjahres 1949 ver- 
bliebenen, in das Rechnungsjahr 1950 übernommenen Aus- 
gabereste enthalten, die dem Rechnungsjahr 1949 zur Last 
fallen (vgl. Bemerkung I. Rechnungsjahr 1949 unter 2) mit 

129 482 135,64 DM*) 

726 182,26 DM*) 



e) Der Fehlbetrag des Rechnungsjahres 1950 beträgt 

232 633 875,38 DM 

294 391 458,80 DM 

— 



*) Im Rechnungsjahr 1949 ist der Gesamtbetrag von 129 482 135,64 DM + 726 182,26 DM = 130 208 317,90 DM als Ausgabe- 
rest beim ordentlichen Haushalt verblieben. 726 182,26 DM sind im Rechnungsjahr 1950 auf den außerordentlichen Haushalt 
übernommen, weil die entsprechenden weiteren Ansätze im Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1950 im außerordentlichen 
Haushalt ausgebracht worden sind. 



3. Der Fehlbetrag im ordentlichen Haushalt war 
nach § 75 RHO spätestens in den Bundeshaus- 
haltsplan für das Rechnungsjahr 1952 einzu- 
stellen. Über die Deckung eines Fehlbetrages im 
außerordentlichen Haushalt bestimmt § 75 

nichts, weil außerordentliche Ausgaben nur aus 
außerordentlichen Einnahmen und in der Re- 
gel erst geleistet werden dürfen, wenn die zur 
Deckung veranschlagten Einnahmen zur Ver- 
fügung stehen (vgl. §§ 3 Abs. 2 und 26 Abs. 5 
RHO). Werden aus zwingenden Gründen 
Ausgaben geleistet, ohne daß Deckungsmittel 
verfügbar sind oder bis zum Abschluß noch 
eingehen oder Einnahmereste zur Deckung ver- 
bleiben, so werden die ungedeckten Ausgaben 
zu solchen des ordentlichen Haushalts. Deshalb 
ist auch der Fehlbetrag von 294 391 458,80 DM 
(zu 2 e 2.) der Sache nach ein Fehlbetrag des 
ordentlichen Haushalts 1950 und muß gemäß 
§ 75 RHO gedeckt werden. 

Insgesamt beträgt der Fehlbetrag des ordent- 
lichen Haushalts danach 

232 633 875,38 DM 

+ 294 391 458,80 DM = 527 025 334,18 DM 

In den Bundeshaushalts- 
plan einschl. Nachtrags- 
haushaltsplan fürdasRech- 
nungsjahr 1952 sind ein- 
gestellt: 

Einzelplan XXIII Ka- 
pitel E 15 der Ausgabe 
(nach oben abgerundet) 338 453 400, — DM 

Mithin bleiben unge- 
deckt 188 571 934,18 DM. 


Die Verpflichtung, auch diesen Betrag in den 
Haushaltsplan einzustellen, ist für das Rech- 
nungsjahr 1952 durch § 7 des Nachtragshaus- 
haltsgesetzes 1952 vom 9. April 1953 
(BGBl. II S. 99) ausgesetzt worden. Allerdings 
nennt diese Bestimmung einen höheren Betrag, 
sie ordnet an, „daß die Vorschrift des § 75 
RHO im Rechnungsjahr 1952 hinsichtlich der 
Ausgabereste des Rechnungsjahres 1950 in 
Höhe von 318 780 266 DM keine Anwendung 
findet“. § 75 RHO befaßt sich aber nur mit 
dem Fehlbetrag, nicht mit den Ausgaberesten. 
Deshalb kann § 7 des Nachtragshaushaltsgeset- 
zes nur so verstanden werden, daß der Fehl- 
betrag des Rechnungsjahres 1950 insoweit nicht 
in den Haushaltsplan 1952 eingestellt zu wer- 
den braucht, als er durch Ausgabereste verur- 
sacht ist. Das ist aber nur noch in Höhe der 
oben errechneten 188 571 934,18 DM -der Fall. 
Denn von der Mehrausgabe des Rechnungs- 


jahres 1950 in Höhe von 657 233 652,08 DM 
müssen vorweg 130 208 317,90 DM Ausgabe- 
reste abgesetzt werden, die aus dem Rech- 
nungsjahr 1949 übernommen wurden, schon in 
dessen Fehlbetrag enthalten sind und den jetzt 
noch ungedeckten Rest dieses Fehlbetrages dar- 
stellen. Es verbleibt dann ein Betrag von 
527 025 334,18 DM als Fehlbetrag des Rech- 
nungsjahres 1950. Zu seiner teilweisen E>eckung 
wurden 338 453 400 DM in den Einzelplan 1952 
eingestellt; mithin sind noch 188 571 934,18 DM 
ungedeckt geblieben (vgl. hierzu Abschnitt I 
Nr. 2 und 3 sowie Abschnitt II Nr. 2 c und d). 

Falls beabsichtigt war, durch § 7 des Nach- 
tragshaushaltsgesetzes auch die Einstellung des 
noch nicht gedeckten Restes des Fehlbetrages 
aus dem Rechnungsjahr 1949 in Höhe von 
130 208 309,02 DM*) in den Bundeshaushalts- 
plan auszusetzen, hätte dies durch entsprechende 
Fassung des § 7 ausgedrückt werden sollen. 
Die Einstellung hätte im übrigen gemäß § 75 
RHO bereits im Bundeshaushaltsplan 1951 er- 
folgen müssen, sie ist ohne eine entsprechende 
gesetzliche Ermächtigung unterblieben. 

Abschließend ist festzustellen, daß z. Z. un- 
gedeckt und gemäß § 75 RHO noch in den 
Bundeshaushaltsplan einzustellen sind: 

Restlicher Fehlbetrag 

des Rechnungsjahres 

1949 130 208 309,02 DM*) 

Restlicher Fehlbetrag 

des Rechnungsjahres 

1950 188 571 934,18 DM 

zusammen 318 780 243,20 DM*). 

4. Der nach der vorigen Rechnung für das Rech- 
nungsjahr 1949 in die Bundeshaushaltsrech- 
nung 1950 zu übernehmende Bestand von 
— 244 007 091,12 DM ist ordnungsmäßig über- 
tragen worden. 

Die der Bundeshauptkasse als Betriebsmittel 
überwiesenen Geldbestände (vgl. § 78 RHO) 
sind in der Bundeshaushaltsrechnung 1950 nicht 
nachgewiesen. Hierzu gehören eine Betriebs- 
mittelrücklage von 7,3 Mio DM (vgl. die Be- 
merkung unter I 4) und die auf Grund der 
Ermächtigung in § 13 des Haushaltsgesetzes 
1950 beschafften Betriebsmittel. Nach § 13 war 
der Bundesminister der Finanzen ermächtigt, 
zur vorübergehenden Verstärkung der Betriebs- 

*) Die Unterschiede gegen die oben genannten Beträge von 
130 208 317,90 DM und. 318 780 266 DM ergeben sich 
aus der Abrundung der in die Haushaltspläne 1951 und 
1952 eingestellten Beträge von 244 007 100 DM und 
338 453 400 DM. 
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mittel der Bundeshauptkasse Mittel bis zur 
Höhe von 2 Milliarden DM im Wege des Kre- 
dits zu beschaffen. 

Am 1. April 1950 waren auf Grund der Er- 
mächtigung nach § 4 des 
Haushaltsgesetzes 1949 . . . 236,00 Mio DM 

in Anspruch genommen. Der 
Bundesminister der Finanzen 
hat in der Zeit vom 1. April 
1950 bis 31. März 1951 Bun- 
deswechsel im Nennbetrag 

von insgesamt 2 074,84 Mio DM 

begeben; im gleichen Zeit- 
raum wurden Wechsel im 
Nennbetrag von insgesamt 1 852,96 Mio DM 
eingelöst. Am 31. März 1950 
waren mithin noch Betriebs- 
mittelkredite in Höhe von 457,88 Mio DM 
in Anspruch genommen. 

Im Umlauf waren täglich zwischen 236 Mio DM 
und 688,4 Mio DM, durchschnittlich täglich 
462 Mio DM. Die Laufzeit betrug durchweg 
90 Tage, in wenigen Ausnahmefällen gering- 
fügig darunter. Der Diskontsatz betrug im 
Durchschnitt 4,7 v. H.. 

5. Bei der Rechnungsprüfung sind in der Bundes- 
haushaltsrechnung die in der Anlage 1 zusam- 
mengestellten Druckfehler festgestellt worden. 
Auf den Rechnungsabschluß haben diese Druck- 
fehler keinen Einfluß gehabt. 


C. Bemerkungen auf Grund des § 107 Abs. 1 
Nr. 2 und 3 RHO 

Vorbemerkung 

Der Bundesrechnungshof mußte bei der Rech- 
nungsprüfung zahlreiche Verstöße sachlicher und 
formeller Art gegen grundlegende Bestimmungen 
der RHO, RWB, RRO und RKO beanstanden. 
Vielfach handelte es sich dabei um Anfangsschwie- 
rigkeiten, die der rasche Aufbau der Bundesverwal- 
tungen im Verein mit einem Mangel an geschultem 
Personal mit sich gebracht hat. Namentlich 
zählen hierher die Verstöße gegen die Grundsätze 
einer sparsamen und wirtschaftlichen Verwendung 
der Haushaltsmittel. 

Der Bundesrechnungshof hat den besonderen 
Anfangsschwierigkeiten dadurch Rechnung getra- 
gen, daß er bei der Entscheidung, ob im Einzelfalle 
Bemerkungen nach § 107 Abs. 1 Nr. 2 und 3 RHO 
aufzustellen waren, für die Übergangszeit einen 
weniger strengen Maßstab angelegt hat. 


I. Rechnungsjahr 1949 
1 . Einzelplan II — Deutscher Bundestag — 

Ordentlicher Haushalt 
Fortdauernde Ausgaben 


Kapitel 1 

— Deutscher Bundestag 

Titel 11 

— Geschäftsbedürfnisse 

Titel 12 

— Unterhaltung und Ergänzung 
der Geräte und Ausstattungs- 
gegenstände in den Dienst— 
räumen 

Titel 14 

— Post-, Telegrafen- und Fern- 
sprechgebühren sowie Kosten 
für private Fernsprechanlagen 

Titel 15 

— Unterhaltung der Dienst- 
gebäude 

Titel 18 

— Haltung der Dienstkraftwagen 
und Krafträder 

Titel 20 

— Kosten für Sachverständige 

Titel 32 a) 

— Aufwandsentschädigungen für 
den Präsidenten und die Abge- 
ordneten des Deutschen Bun- 
destages 

Titel 33 a) 

— Fahrkosten der Abgeordneten 

Titel 34 

— Zur Verfügung des Präsidenten 

Einmalige Ausgaben 

Kapitel Eil 

— Deutscher Bundestag 

Titel 3 

— Erstausstattung der Haushand- 
werker 

Titel 7 a) 

— Neubeschaffung von Dienst- 
kraftwagen 

Titel 7 b) 

— Einrichtung einer Reparatur- 
werkstatt für Kraftfahrzeuge. 


Der Bundesrechnungshof hat bei der Rech- 
nungsprüfung die nachstehenden Haushalts- 
überschreitungen festgestellt: 


Einzel- 

plan 

Kapitel 

Titel 

Betrag der 
Mehrausgabe 
DM 

i 

2 

3 

4 

ii 

1 

11 

122 843,88 



12 

8 362,51 



14 

2 233,66 



15 

92 288,85 



18 

1 214,32 



20 

3 500,20 



32 a 

4 746,20 



33 a 

204 377,39 



34 

253,14 


E 11 

3 

877,96 



7 a 

3 559,41 



7 b 

5 252,07 
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Die Umstände, die die Mehrausgaben gegen- 
über den Haushaltsbewilligungen veranlaßten, 
sind in der Anlage I zur Bundeshaushaltsrech- 
nung für das Rechnungsjahr 1949 — S. 617 bis 
619 — (Spalte 5) dargelegt. Den Begründungen 
hat der Bundesrechnungshof nach dem Ergeb- 
nis der Rechnungsprüfung nichts hinzuzufügen. 
In Übereinstimmung mit dem Bundesminister 
der Finanzen erhebt er gegen die Mehrausgaben 
keine sachlichen Bedenken. 

Nach § 33 Abs. 1 Satz 1 RHO bedürfen 
Haushaltsüberschreitungen der vorherigen Zu- 
stimmung des Bundesministers der Finanzen. 
Der Direktor beim Deutschen Bundestag hat 
die Zustimmung jedoch erst längere Zeit nach 
dem Ablauf des Rechnungsjahres 1949, im No- 
vember 1950, beantragt. Der Bundesminister 
der Finanzen hat sich nicht in der Lage gesehen, 
sie noch nachträglich zu erteilen. 

Der Direktor beim Deutschen Bundestag be- 
gründet die verspätete Antragstellung damit, 
daß die Verwaltung des Deutschen Bundes- 
tages im Rechnungsjahr 1949 wegen Personal- 
mangels von der Führung einer Haushalts- 
überwachungsliste nach § 42 der Reichswirt- 
schaftsbestimmungen habe absehen müssen. Die 
Überschreitungen seien daher erst nach Beendi- 
gung der Abschlußarbeiten in der Amtskasse 
des Deutschen Bundestages und in der Bundes- 
hauptkasse in ihrer genauen Höhe ermittelt 
worden. 

Der Bundesrechnungshof vermag diese Be- 
gründung nicht als stichhaltig anzuerkennen. 
Trotz der Personalschwierigkeiten, mit denen 
die noch im Aufbau befindliche Verwaltung des 
Deutschen Bundestages zu kämpfen hatte, hätte 
es ihr ebenso wie den Bundesministerien mög- 
lich sein müssen, die Bewirtschaftung der Haus- 
haltsmittel ordnungsgemäß zu überwachen. 

Wenn auch eine unwirtschaftliche Verwen- 
dung von Haushaltsmitteln nicht festgestellt 
worden ist, so liegt doch in der Überschreitung 
der Haushaltsansätze, der der Bundesminister 
der Finanzen nicht zugestimmt hatte, ein for- 
maler Verstoß gegen § 33 Abs. 1 RHO. Da ein 
Schaden für die Bundeskasse nicht eingetreten 
ist, ist die Ersatzpflicht eines Beamten oder An- 
gestellten nach § 33 Abs. 3 RHO nicht gegeben. 

Die Mehrausgabe bei Kapitel 1 Titel 34 (zur 
Verfügung des Präsidenten) trifft eine Aus- 
gabebewilligung, die ohne nähere Angabe des 
Verwendungszwecks zur Verfügung gestellt ist. 
Diese Mehrausgabe verstößt gegen § 33 Abs. 2 
RHO, wonach Ausgabebewilligungen, die ohne 
nähere Angabe des Verwendungszwecks einer 


Stelle zur Verfügung gestellt sind, nicht über- 
schritten werden dürfen. Im Hinblick auf den 
verhältnismäßig geringen Überschreitungsbe- 
trag (253,14 DM) und die bereits veranlaßte 
Einsparung der Mehrausgabe bei den Haushalts- 
mitteln des Rechnungsjahres 1950 mit der glei- 
chen Zweckbestimmung wird von weiteren 
Maßnahmen abgesehen werden können. 

2. Einzelplan V — Bundesministerium für An- 
gelegenheiten des Marshallplans — 

Ordentlicher Haushalt 
Fortdauernde Ausgaben 

Kapitel 1 — Bundesministerium für Ange- 

legenheiten des Marshallplans 

hinter 

Titel 3 (außerplanmäßig) — Hilfsleistungen 
durch Beamte 


Titel 

7a 

— Trennungsentschädigungen 

Titel 

11 

— Geschäftsbedürfnisse 

Titel 

13 

— Bücherei 

Titel 

14 

— Post-, Telegrafen- und Fern- 
sprechgebühren 

Titel 

15 

— Unterhaltung der Dienstge- 
bäude 

Titel 

18 

— Dienstkraftwagen und Kraft- 
räder 

Titel 

19 a 

— Reisekosten 

Titel 

19 b 

— Reisekosten zwischen Frank- 
furt (Main) und Bonn 

Titel 

21 

— Umzugskosten- und -Beihilfen 

Titel 

23 a 

— Vermischte Ausgaben 

Titel 

23 b 

— Zuschüsse an die Gemein- 
schaftsküche 

Titel 

32 

— Kosten der Publizitätsver- 


pflichtung 


hinter 

Titel 32 (außerplanmäßig) — Ausgaben für 
Zoneneinrichtungen 


Kapitel 2 

— Delegationen in Paris und 
Washington sowie ERP-Kon- 
tor in Frankfurt (Main) 

Titel 11 

— Geschäftsbedürfnisse 

Titel 13 

— Bücherei 

Titel 14 

— Post-, Telegrafen- und Fern- 
sprechgebühren 

Titel 16 

— Bewirtschaftung von Dienst- 
grundstücken 

Titel 20 

— Kosten für Sachverständige 

Titel 21 

— Umzugskosten- und -beihilfen 
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Einmalige Ausgaben 

Kapitel Eil — ■ Bundesministerium für Ange- 
legenheiten des Marshallplans 
Titel 1 — Erstmalige Beschaffung von 

Büromöbeln 

Titel 3 — Erstmalige Beschaffung von 

Kraftfahrzeugen 

Kapitel E 12 — Delegationen in Paris und 
Washington sowie ERP-Kon- 
tor in Frankfurt (Main) 

Titel 1 — Erstmalige Beschaffung von 

Büromöbeln pp. für Washing- 
ton und ERP-Kontor 

Titel 2 — Erstmalige Beschaffung von 

Büromaschinen für Washing- 
ton und ERP-Kontor 

hinter 

Titel 3 (außerplanmäßig) — Notariatsgebühren 
anläßlich des Erwerbs des De- 
legationsgebäudes in Paris. 

Gegenüber den Haushaltsansätzen sind die 
vorgenannten Titel der fortdauernden und ein- 
maligen Ausgaben ohne die vorherige Zustim- 
mung des Bundesministers der Finanzen zum 
Teil erheblich überschritten worden; ferner 
sind ohne diese Zustimmung außerplanmäßige 
Ausgaben nachgewiesen worden. Eine nachträg- 
liche Zustimmung hat der Bundesminister der 
Finanzen abgelehnt und dabei zum Ausdruck 
gebracht, daß die Prüfung, ob diese Überschrei- 
tungen und außerplanmäßigen Ausgaben not- 
wendig waren, Vorbehalten bleiben muß. 

In der Haushaltsrechnung sind bei den vor- 
genannten Titeln Überschreitungen, Vorgriffe 
und außerplanmäßige Ausgaben im Gesamt- 
beträge von 321 803,16 DM ausgewiesen wor- 
den. Unter Berücksichtigung von unterbliebenen 
Ausgleichen aus Anlaß von Titelverwechslun- 
gen ergibt sich folgende Darstellung: 


In der Haushaltsrechnung 
ausgewiesene 
Überschreitungen 

Tatsächliche 

Über- 

schreitungen 

Kapitel Titel 

DM 

DM 

1 hinter 3 

36 681,85 

36 681,85 

7 a 

9 533,20 

9 533,20 

11 

16 461,12 

11 983,60 

13 

428,93 

199,08 

14 

48 105,22 

48 402,12 

15 

1 030,96 

1 192,63 

18 

12 167,72 

12 306,02 

19 a 

7 654,89 

8 422,36 

19 b 

16 069,18 

16 069,18 

21 

10 522,69 

9 002,54 


Kapitel 

Titel 

DM 

DM 


23 a 

1 464,21 



23 b 

775,05 

569,50 


32 

244,75 

4 390,05 

hinter 

32 

74 846,87 

74 846,87 

i 


235 986,64 

233 599,— 

2 

11 

2 392,02 

2 808,57 


13 

1 196,93 

1 196,93 


14 

5 305,10 

5 008,20 


16 

20 474,90 

20 474,90 


20 

7 320,64 

7 320,64 


21 

95,49 

95,49 


23 b 

142,75 

142,75 

2 


36 927,83 

37 047,48 

E 11 

1 

1 880,62 

1 893,77 


3 

5 583,— 

5 583,— 

E 11 


7 463,62 

7 476,77 

E 12 

1 

20 933,98 

19 287,78 


2 

12 480,31 

14 126,51 

hinter 

3 

8 010,78 

8 010,78 

E 12 


41 425,07 

41 425,07 

Insgesamt: 


321 803,16 

319 548,32 


Die Rechnungsprüfung hat eine unwirtschaft- 
liche Verwendung von Haushaltsmitteln in grö- 
ßerem Rahmen nicht ergeben. Zur Aufrecht- 
erhaltung des Dienstbetriebes waren höhere 
Ausgabemittel als veranschlagt erforderlich. 
Größere Ausgaben, vornehmlich bei den Mit- 
teln für Geschäftsbedürfnisse, Post-, Telegra- 
fen- und Fernsprechgebühren, zu Dienstreisen 
zwischen Frankfurt (Main) und Bonn waren 
zwangsläufig. Bei den Ausgaben Kapitel 1 
Titel 19 — Reisekosten — sind in geringem 
Umfange Haushaltsmittel unwirtschaftlich ver- 
wendet worden. Hierin liegt ein Verstoß gegen 
die Vorschrift des § 26 RHO. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundes- 
minister für Angelegenheiten des Marshallplans 
auf die Vorschrift des § 33 Abs. 1 RHO hin- 
gewiesen, wonach Haushaltsüberschreitungen 
und außerplanmäßige Ausgaben der vorherigen 
Zustimmung des Bundesministers der Finanzen 
bedürfen. Der Bundesminister für Angelegen- 
heiten des Marshallplans hat die Berechtigung 
der Beanstandung anerkannt. Nach seinen Aus- 
führungen liegen den Abweichungen vom Haus- 
haltsplan die folgenden Tatbestände zugrunde: 

Das Bundesministerium für Angelegenheiten 
des Marshallplans gehört zu den neu errichteten 
Organen des Bundes, die nicht an die Stelle von 
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entsprechenden Organen des Reichs und der 
Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebiets 
getreten sind. Für die erstmalige Veranschla- 
gung der Mittel in einem Einzelplan standen 
Unterlagen, wie sie für ehemalige Organe des 
Reichs und der Verwaltung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebiets vorhanden sind, nicht zur 
Verfügung. Fehler bei der Veranschlagung der 
Ausgabemittel waren deshalb nicht auszuschlie- 
ßen. Der Bundeshaushaltsplan für das Rech- 
nungsjahr 1949 ist erst nach Ablauf des Rech- 
nungsjahres verabschiedet worden. Demzufolge 
konnten den Delegationen in Paris und Wa- 
shington Ausgabemittel durch Kassenanschläge 
(§ 56 RHO, § 14 RWB) nicht zugewiesen wer- 
den. Die ordnungsmäßige Führung der Haus- 
haltsüberwachungslisten nach den Vorschriften 
des § 42 RWB hätte eine etwa drohende 
Überschreitung der Haushaltsmittel rechtzeitig 
erkennen lassen. Die hauptsächlichsten Über- 
schreitungen sind in vollem Umfange aber erst 
nach dem Abschluß des Rechnungsjahres 1949 be- 
kannt geworden, als die zunächst noch auf An- 
weisung der Direktorialkanzlei des Vereinigten 
Wirtschaftsgebiets bei Einzelplan III Kapitel 1 
Titel 32 der fortdauernden Ausgaben gebuchten 
Beträge auf Grund der Anordnung des Bundes- 
ministers der Finanzen durch Umbuchungen 
als Haushaltsausgaben auf den Einzelplan V 
übernommen werden mußten. Bis dahin war 
damit gerechnet worden, daß diese Ausgaben 
bei der vorgenannten Verbuchungsstelle gebucht 
bleiben würden, wo sie zu einer Überschreitung 
nicht geführt hätten. Auch die mit großer Ver- 
spätung in die Haushaltsausgaben übernomme- 
nen Abrechnungen der Delegation in Washing- 
ton wirkten sich z. T. als nicht voraussehbare 
Überschreitung bei einzelnen Titeln aus. Die 
vorgesehene Berichtigung der Haushaltsansätze 
im Einzelplan V aus Anlaß der Beratung im 
Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages, die im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen beantragt werden sollte, 
ist ohne schuldhaftes Verhalten eines Beamten 
oder Angestellten unterblieben. 

Die Überschreitung der Haushaltsansätze und 
die Leistung von außerplanmäßigen Ausgaben 
ohne die vorherige Zustimmung des Bundes- 
ministers der Finanzen sind Verstöße gegen die 
gesetzliche Vorschrift des § 33 Abs. 1 RHO. Sie 
haben keine materielle Auswirkung. Ein schuld- 
haftes Verhalten eines Beamten oder Angestell- 
ten ist nicht festzustellen. 

Von einem Ausgleich der Titelverwechslun- 
gen ist abgesehen worden. Weitere Folgerungen 


sind aus dem festgestellten Verstoß nicht zu 
ziehen. 

3. Einzelplan VIII — Bundesministerium der 
Finanzen — 

Ordentlicher Haushalt 
Einmalige Ausgaben 

a) Kapitel Eil — Bundesministerium der Fi- 

nanzen 

Titel 1 — Einmalige Verstärkung der 

Mittel bei Kapitel 1 Titel 12 
der fortdauernden Ausga- 
ben (Zweckbestimmung des 
Kapitels 1 Titel 12: Unter- 
haltung und Ergänzung der 
Geräte und Ausstattungs- 
gegenstände in den Dienst- 
räumen des Bundesministe- 
riums der Finanzen) 

b) Kapitel Eli — Bundesministerium der Fi- 

nanzen 

Titel 3 — Beschaffung von Dienst- 

kraftwagen 

c) Kapitel E 17 — Bundesbaudirektion 

Titel 1 — Einmalige Verstärkung der 

Mittel bei Kapitel 7 Titel 12 
der fortdauernden Ausga- 
ben (Zweckbestimmung des 
Kapitels 7 Titel 12: Unter- 
haltung und Ergänzung der 
Geräte und Ausstattungs- 
gegenstände in den Dienst- 
räumen der Bundesbau- 
direktion). 

Bei vorstehend bezeichneten Haushaltsstellen 
sind im Rumpfrechnungsjahr 1949 (21. Septem- 
ber 1949 bis 31. März 1950) folgende Mehraus- 
gaben entstanden: 

Istausgabe Plaushaltssoll Mehrausgabe 
DM DM DM 

zu a) 117 074,77 27 400 89 674,77 

zu b) 36 106,50 — *) 36 106,50 

zu c) 23 697,01 7 000 16 697,01. 

Die Haushaltsabteilung des Bundesministe- 
riums der Finanzen hat den Mehrausgaben gern. 
§ 33 Abs. 1 RHO zugestimmt. 

Bei den einmaligen Ausgaben handelt es sich 
um übertragbare Ausgabebewilligungen (§ 30 


*) Ein Haushaltsbetrag stand, da bereits im 1. Rechnungs- 
halbjahr 1949 (Vereinigtes Wirtschaftsgebiet) vollständig 
verbraucht, nicht mehr zur Verfügung. 
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Abs. 1 RHO). Mehrausgaben gegenüber solchen 
sind Haushaltsüberschreitungen, die gern. § 30 
Abs. 3 RHO aus der nächsten Bewilligung für 
den gleichen Zweck vorweg zu decken sind. Sie 
sind daher gern. § 73 Abs. 1 Satz 2 RHO als 
Vorgriff nachzuweisen, sofern nicht im Haus- 
haltsplan etwas anderes bestimmt ist. Dies ist 
nicht der Fall. 

Der Nachweis als Vorgriff geschieht in der 
Weise, daß der Betrag der Mehrausgabe als so- 
genannter Minusrest in der Haushaltsrechnung 
aufgeführt wird, wodurch sichergestellt ist, daß 
der Vorgriff aus der für den gleichen Zweck 
vorgesehenen Ausgabebewilligung für das neue 
Rechnungsjahr vorweg gedeckt wird. 

Die Prüfung der Bundeshaushaltsrechnung 
für 1949 hat ergeben, daß die bei den oben be- 
zeichneten Haushaltsstellen entstandenen Mehr- 
ausgaben nicht als Minusreste behandelt wor- 
den sind. Dies hat zur Folge gehabt, daß die 
Vorgriffe nicht, wie vorgeschrieben, aus den 
entsprechenden Haushaltsbeträgen für 1950 
vorweg gedeckt worden sind. 

Es liegen Verstöße gegen die Vorschriften der 
§§ 30 Abs. 3 und 73 Abs. 1 Satz 2 RHO vor. 
Der Bundesrechnungshof erkennt an, daß für 
die Ausgaben, die zu den Haushaltsüberschrei- 
tungen geführt haben, ein unvorhergesehenes 
und unabweisbares Bedürfnis bestand (Art. 112 
GG, § 33 Abs. 1 RHO). Mit Rücksicht darauf, 
daß ein Schaden für den Bund nicht entstanden 
ist, weil in Höhe der Mehrausgaben dem Bund 
ein Vermögenszuwachs in Form der beschafften 
Geräte usw. zugeflossen ist, daß ferner der Ver- 
stoß unter den bei dem Aufbau der Bundesver- 
waltung vorliegenden besonderen Verhältnissen 
begangen wurde und inzwischen geraume Zeit 
verflossen ist, sieht der Bundesrechnungshof da- 
von ab, noch jetzt einen Ausgleich zu verlangen, 
zumal dessen Durchführung mit erheblichen 
technischen Schwierigkeiten verbunden wäre. 

4. Einzelplan XII — Bundesministerium für Ver- 
kehr — 

Ordentlicher Haushalt 

Einnahmen und Ausgaben 

Kapitel 2 — Bundesministerium für Verkehr 

Einnahmen und Ausgaben der Wasserstraßen- 
verwaltung Rheinland-Pfalz für die Zeit vom 
21. September 1949 bis 31. März 1950, die für 
Rechnung des Bundes nachzuweisen waren. 

Nach § 5 des Gesetzes für die Aufstel- 
lung und Ausführung des Bundeshaushalts- 


plans für das Rechnungsjahr 1949 sowie über 
die Haushaltsführung und über die vorläufige 
Rechnungsprüfung im Bereich der Bundesver- 
waltung (Haushaltsgesetz 1949 und Vorläufige 
Haushaltsordnung) vom 7. Juni 1950 galten 
von den im Haushaltsplan des Landes Rhein- 
land-Pfalz für das Rechnungsjahr 1949 veran- 
schlagten Haushaltseinnahmen ohne Rücksicht 
auf die Fälligkeit die vom 21. September 1949 
ab aufkommenden Beträge als solche des Bun- 
des; maßgebend ist derTag desEingangs bei der 
Kasse. Die im Haushaltsplan des Landes Rhein- 
land-Pfalz für das Rechnungsjahr 1949 veran- 
schlagten Haushaltsausgaben waren ohne Rück- 
sicht auf die Fälligkeit vom 21. September 1949 
ab aus Mitteln des Bundes zu bestreiten. 

Hiernach war von den Kassen der Wasser- 
straßenverwaltung Rheinland-Pfalz über die 
vorerwähnten Haushaltseinnahmen und -aus- 
gaben des Bundes für die Zeit vom 21. Septem- 
ber 1949 bis 31. März 1950 gemäß § 66 RHO 
und § 4 Abs. 1 RRO Rechnung zu legen, und 
zwar, wenn die Rechnungslegung ihren Zweck 
erfüllen sollte, entsprechend der Bestimmung 
im § 66 Abs. 3 RHO (vgl. auch § 14 RRO) in 
der Ordnung des Haushaltsplans des Bundes, 
also getrennt von den Haushaltseinnahmen und 
-ausgaben des Landes. Dies ist nicht geschehen. 
Als Folge hiervon war es später nicht möglich, 
einen für den Bundesrechnungshof prüfbaren 
Nachweis für die Einnahmen und Ausgaben 
des Bundes zu erbringen. 

Der Verstoß gegen die Vorschrift des § 66 
RHO hat sowohl förmliche als auch sachliche 
Bedeutung; förmliche insofern, als nicht über 
die Bundeseinnahmen und -ausgaben — in vor- 
liegendem Falle getrennt von denen des Lan- 
des — Rechnung gelegt worden ist, und sach- 
liche, weil die nachträglich aufgestellte Berech- 
nung über den Anteil des Bundes an den im 
Rechnungsjahr 1949 auf gekommenen Einnah- 
men und geleisteten Ausgaben in der Haupt- 
sache auf Schätzungen beruht, dergestalt, daß 
für den Monat September 1949 die Gesamt- 
beträge gedrittelt und für das Land bis 20. Sep- 
tember 1949 mit zwei Drittel und für den 
Bund mit einem Drittel in Ansatz gebracht 
wurden. Der Bundesanteil für die Monate Ok- 
tober 1949 bis März 1950 wurde fernmündlich 
von den Ämtern erfragt und übermittelt. Es 
kann somit nicht zweifelsfrei festgestellt wer- 
den, in welchem Umfang der Bund für das 
Rechnungsjahr 1949 etwa einen zu hohen oder 
zu niedrigen Beitrag geleistet hat. 
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Der Bundesrechnungshof hat der Wasser- 
straßenverwaltung Rheinland-Pfalz den bei der 
Prüfung zutage getretenen Verstoß mitgeteilt. 
Das Ministerium für Inneres und Wirtschaft des 
Landes Rheinland-Pfalz, Hauptabteilung Wirt- 
schaft und Verkehr, hat in seinem an den Rech- 
nungshof von Rheinland-Pfalz (der an der Prü- 
fung beteiligt war) gerichteten Schreiben vom 
13. März 1951 — ZA II/2 Tgb. Nr. 421/51 — 
zu der Angelegenheit wie folgt Stellung ge- 
nommen: 

„Diese Schwierigkeiten haben ihren Ur- 
sprung darin, daß in der fraglichen Zeit die 
Einnahmen und Ausgaben des Bundes nicht 
getrennt von den im gleichen Haushaltsplan 
und bei den gleichen Titeln veranschlagten 
Einnahmen und Ausgaben des Landes ver- 
bucht werden konnten und außerdem ein 
Zwischenabschluß per 20. September 1949 
nicht gefertigt war. Ein Verschulden trifft 
weder die Kassen noch die Wasserstraßen- 
verwaltung, da mit einer Trennung der Ein- 
nahmen und Ausgaben mitten im Rech- 
nungsjahr nicht gerechnet werden konnte. 
Die Aufteilung wurde erst nach dem Jahres- 
abschluß für 1949 rückwirkend gefordert." 

Den Ausführungen des Ministeriums ist inso- 
fern beizutreten, als bis zum Schluß des Rech- 
nungsjahres 1949 keine völlige Klarheit dar- 
über bestand, ob etwa wie bei den Bundesfern- 
verkehrsstraßen die Haushaltseinnahmen und 
-ausgaben der Wasserstraßenverwaltung erst 
mit dem 1. April 1950 auf den Bund über- 
gehen würden. Das Haushaltsgesetz 1949, das 
über die Aufstellung und Ausführung des 
Bundeshaushalts für das Rechnungsjahr 1949 
und damit über den Übergang der Einnah- 
men und Ausgaben der Wasserstraßenverwal- 
tung auf den Bund endgültig Bestimmung traf, 
ist erst am 7. Juni 1950 ergangen. Nach Ab- 
schluß der Titelbücher (Rechnungslegungs- 
bücher) konnte eine Aufteilung der Haushalts- 
einnahmen und -ausgaben auf Bund und Land 
nur noch nachrichtlich vorgenommen werden. 
Die Beanstandungen des Bundesrechnungshofes 
erstrecken sich vor allem auch darauf, daß selbst 
diese nachrichtlichen Vermerke in den Titel- 
büchern nicht von allen Kassen angebracht wor- 
den sind und die Belege in allen Fällen eine 
Aufteilung der Einnahmen und Ausgaben auf 
Bund und Land vermissen lassen. Wenn dem- 
gegenüber eingewendet worden ist, daß diese 
Arbeiten aus Mangel an Zeit nicht mehr durch- 
geführt werden konnten, so bleibt doch die 
Tatsache bestehen, daß dem Bundesrechnungs- 
hof ein prüfbarer Nachweis nicht vorliegt. 


Nach Angabe der Wasserstraßenverwaltung 
Rheinland-Pfalz ist die Beibringung eines ein- 
wandfreien Nachweises, nachdem soviel Zeit 
seit Abschluß der Bücher vergangen und mehr- 
facher Wechsel in der Personalbesetzung einge- 
treten ist, nicht mehr möglich; es würden sich 
wohl andere, aber kaum genauere Anteilsbe- 
träge ergeben. Die aufzuwendende monatelange 
Verwaltungsarbeit würde in keinem angemes- 
senen Verhältnis zum Erfolg stehen. Das Bun- 
desministerium und der Rechnungshof von 
Rheinland-Pfalz haben sich deshalb mit der be- 
helfsmäßig durchgeführten Aufteilung der Ein- 
nahmen und Ausgaben Bund und Land laut 
Schreiben ZA II/2 Tgb. Nr. 421/51 des Mini- 
steriums für Inneres und Wirtschaft Rheinland- 
Pfalz vom 13. März 1951 einverstanden er- 
klärt. Das Ministerium für Inneres und Wirt- 
schaft hat betont, daß die jetzt vorliegenden 
Zahlen „nach besten Kräften so genau als mög- 
lich ermittelt sind“. 

Trotz Vorliegens eines offenbaren Verstoßes 
gegen Bestimmungen der RHO und RRO hat 
der Bundesrechnungshof nach Lage der Sache 
keine Möglichkeit, auf die Behebung des Man- 
gels zu dringen. 

5. Einzelplan XXIII — Allgemeine Finanzver- 
waltung — 

Ordentlicher Haushalt 

Fortdauernde Ausgaben 

Kapital 3 — Bewilligungen besonderer Art 

Titel 3 — Schaffung von Wohnraum für 

Verwaltungsangehörige 

Die Mittel sind übertragbar. 

Bis zum Schlüsse des Rechnungsjahres 1949 
konnten bei einer Dienststelle (Deutsches Pa- 
tentamt) aus den übertragbaren Ausgabemit- 
teln des Einzelplans XXIII Kapitel 3 Titel 3 
des Rechnungsjahres 1949 Restbeträge be- 
reits bewilligter Baudarlehen von insgesamt 
256 500 DM an die Empfänger nicht ausge- 
zahlt werden, da die Voraussetzungen hierfür 
noch nicht erfüllt waren. Die Dienststelle 
buchte am 29. April 1950 den Betrag bei der 
genannten Haushaltsstelle in Ausgabe und zu- 
gleich bei den Verwahrungen in Einnahme. In 
der Zeit von Mai 1950 bis April 1951 zahlte 
sie die Summe in 8 verschiedenen Teilbeträgen 
für die vorgesehenen Bauvorhaben aus dem 
Verwahrungskonto aus. 

Eine andere Dienststelle (Wasser- und Schiff- 
fahrtsamt Nürnberg) buchte am 17. April 1950 
aus gleichem Anlaß einen Restbetrag von 
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2000 DM ebenfalls bei Einzelplan XXIII 
Kapitel 3 Titel 3 des Rechnungsjahres 1949 in 
Ausgabe, zahlte ihn aber auf ein für die ver- 
waltende Dienststelle eingerichtetes Sonder- 
konto bei einer Bank ein. Aus diesem Sonder- 
konto wurde die Summe im Juni und Septem- 
ber 1950 in zwei Teilbeträgen an die Darlehens- 
nehmerin ausgezahlt. 

Beide Dienststellen haben ihr Vorgehen mit 
der Befürchtung begründet, die im Schluß des 
abgelaufenen Rechnungsjahres 1949 verbliebe- 
nen Ausgabereste würden nicht so rechtzeitig 
wieder zur Verfügung stehen, daß die vertrags- 
gemäße Auszahlung der bereits bewilligten 
Darlehen und damit die rechtzeitige Fertig- 
stellung der Wohnungsbauten gesichert ge- 
wesen wäre. 

Nach § 26 Abs. 1 RHO dürfen Haushalts- 
mittel nicht eher in Anspruch genommen wer- 
den, als es zur wirtschaftlichen und sparsamen 
Führung der Bundesverwaltung erforderlich ist. 
Alle Ausgaben sind in der Rechnung desjenigen 
Jahres nachzuweisen, in der sie geleistet sind 
(§ 68 Abs. 1 Satz 1 RHO). Beträge, die 
bei übertragbaren Ausgabebewilligungen am 
Schlüsse eines Rechnungsjahres nicht verwendet 
sind, sind als Ausgabereste nachzuweisen und 
als solche in die Rechnung des folgenden Rech- 
nungsjahres zu übertragen (§ 77 RHO). Außer- 
dem wäre nach § 30 Abs. 2 RHO zu verfahren 
gewesen. Die Buchung im Verwahrungsbuch 
war unzulässig, da es sich nicht um eine Ein- 
nahme des Bundes handelte, für die eine end- 
gültige Verrechnung nicht möglich war (§ 63 
Abs. 1 Satz 1 RHO). Die Anlegung von Bun- 
desmitteln bei einer Bank widerspricht der Vor- 
schrift des § 26 Abs. 2 Satz 2 RHO; eine Aus- 
nahmegenehmigung des Bundesministers der 
Finanzen lag nicht vor. 

Es liegen Verstöße gegen die §§ 26 Abs. 1 
und 2, 63 Abs. 1, 68 Abs. 1 und 77 RHO vor. 
Der Bundesrechnungshof hat gefordert, daß 
diese Vorschriften künftig beachtet werden. Da 
ein nennenswerter Schaden für die Bundeskasse 
nicht festgestellt werden konnte, hat er von 
Weiterem abgesehen. 

II. Rechnungsjahr 1950 

6. Einzelplan VI — Bundesministerium des 
Innern — 

Ordentlicher Haushalt 
Einmalige Ausgaben 

Kapitel E 18 — Statistisches Bundesamt 
Titel 11 — Vorbereitung und Durchfüh- 

rung der Registrierung und 


statistischen Erfassung der 
Kriegsgefangenen, der außer- 
halb des Bundesgebietes be- 
findlichen Untersuchungs- und 
Strafgefangenen, der Inter- 
nierten und der Zivil- und 
Wehrmachtsvermißten. 

Für die Vorbereitung und Durchführung der 
Registrierung und die statistische Erfassung der 
Kriegsgefangenen und Vermißten sind im Rech- 
nungsjahr 1949 bei dem Statistischen Bundes- 
amt in Wiesbaden-Biebrich 149 460,66 DM Ko- 
sten entstanden. Weder im Haushaltsplan der 
Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebiets 
für 1949 — Einzelplan III b — , noch im Bun- 
deshaushaltsplan für das Rumpfrechnungsjahr 
1949 (21. September 1949 bis 31. März 1950), 
noch im Ergänzungshaushalt 1949 standen hier- 
für Mittel zur Verfügung. Der Bundesminister 
der Finanzen teilte dem Statistischen Amt des 
Vereinigten Wirtschaftsgebiets mit Schreiben 
vom 21. Februar 1950 — II a J 1010 — 19/50 — 
mit, daß er im Rahmen des dem Kabinett in 
den nächsten Tagen zuzuleitenden 2. Ergän- 
zungshaushalts 1949 für den Haushalt des Sta- 
tistischen Bundesamts — Einzelplan VI Kapi- 
tel E 12 Titel 11 (neu) — einen Betrag von 
677 000 DM vorsehen werde; in dem gleichen 
Schreiben erklärte er sich mit Rücksicht darauf, 
daß die Maßnahme keinen Aufschub duldete, 
damit einverstanden, daß für den bezeichneten 
Zweck ein Teilbetrag von 150 000 DM veraus- 
gabt wurde. Die Amtskasse des Statistischen 
Bundesamts buchte die Kosten von 149 460,66 
DM bei Kapitel E 12 Titel 11( neu) für 1949. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung vom 
28. April 1950 dem Entwurf des 2. Ergänzungs- 
haushalts zum Bundeshaushaltsplan für 1949 
nicht zugestimmt. 

Nach Abschluß der Bücher für 1949 
(29. April 1950) ersuchte das Statistische Bun- 
desamt am 10. Juni 1950 die Bundeshauptkasse, 
den Betrag von 149 460,66 DM von der Aus- 
gabe bei Einzelplan VI Kapitel E 12 Titel 11 
(neu) für 1949 abzusetzen und bei den Vor- 
schüssen zu buchen, weil der 2. Ergänzungs- 
haushalt für 1949 nicht genehmigt worden sei 
und der Haushaltsplan für 1949 demnach eine 
entsprechende Zweckbestimmung nicht enthalte. 
Die Bundeshauptkasse entsprach diesem Er- 
suchen und verrechnete am 18. August 1952 
den Betrag durch Buchausgleich mit der Amts- 
kasse des Statistischen Bundesamts, die ihn bei 
Einzelplan VI Kapitel E 18 Titel 11 für 1950 
buchte. Bei dieser Haushaltsstelle sind im Haus- 
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haltsplan für das Rechnungsjahr 1950 mit der 
Z weckb es timmung 

„Vorbereitung und Durchführung der Re- 
gistrierung und statistischen Erfassung der 
Kriegsgefangenen, der außerhalb des 
Bundesgebietes befindlichen Untersuchung- 
und Strafgefangenen, der Internierten und 
der Zivil- und Wehrmachtsvermißten“ 

677 000 DM ausgebracht. 

Nach § 68 Abs. 1 RHO sind alle Ausgaben 
in der Rechnung desjenigen Jahres nachzuwei- 
sen, in dem sie geleistet sind. Die Ausgabe von 
149 460,66 DM hätte hiernach im Rechnungs- 
jahr 1949 endgültig verrechnet werden müs- 
sen. Ihre Buchung im Vorschußbuch war unzu- 
lässig (§ 27 RHO). Als Vorschuß darf eine Aus- 
gabe nur dann gebucht werden, wenn die Ver- 
pflichtung zur Leistung zwar feststeht, die Ver- 
rechnung aber endgültig noch nicht erfolgen 
kann. Eine Unmöglichkeit sofortiger Verrech- 
nung kann aber nicht damit begründet werden, 
daß zur Deckung der Ausgaben keine oder keine 
ausreichenden Mittel vorhanden sind, sondern 
erst durch den Haushalt des folgenden Jahres 
angefordert werden müssen. Fehlt es an einer 
Zweckbestimmung im Haushaltsplan, so sind 
die Ausgaben als außerplanmäßig nachzuweisen 
(S 42 Abs. 2, § 74 RHO). 

Zur Leistung einer außerplanmäßigen Aus- 
gabe bedarf es der vorherigen Zustimmung des 
Bundesministers der Finanzen (§ 33 Abs. 1 
RHO). Diese ist im vorliegenden Falle in der 
Erklärung des Bundesministers der Finanzen 
vom 21. Februar 1950 zu sehen. Ein unabweis- 
bares Bedürfnis für die Ausgabe erkennt der 
Bundesrechnungshof an. 

Es liegt ein formeller Verstoß gegen die 
Vorschriften des § 68 Abs. 1, § 42 Abs. 2, § 74, 
§ 27 RHO vor. Das Statistische Bundesamt und 
die Bundeshauptkasse haben dies anerkannt und 
künftige Beachtung der Bestimmungen zuge- 
sagt. 

7. Einzelplan XII — Bundesministerium für Ver- 
kehr- 

Ordentlicher Haushalt 
Fortdauernde Ausgaben 

Kapitel 12 — Bundesministerium für Ver- 

kehr 

Titel 31 — Unterhaltung, Um- und 

Ausbau der Bundesstraßen 
und die damit verbundenen 
Nebenausgaben, Beseitigung 
schienengleicher Kreuzun- 


gen sowie Förderung von 
Bauvorhaben, an deren 
Durchführung ein wesent- 
liches Interesse des Bundes 
besteht. 

Beiträge Dritter fließen den 
Mitteln zu. Ferner können 
aus den Mitteln die Kosten 
der Straßenbaustatistik be- 
stritten werden. 

Die Mittel sind übertragbar. 

Titel 33 — Unterhaltung, Um- und 

Ausbau der Bundesautobah- 
nen und die damit verbun- 
denen Nebenausgaben so- 
wie Förderung von Bauvor- 
haben, an deren Durchfüh- 
rung ein wesentliches Inter- 
esse des Bundes besteht. 
Beiträge Dritter fließen den 
Mitteln zu. Ferner können 
aus den Mitteln die Kosten 
der Straßenbaustatistik be- 
stritten werden. 

Die Mittel sind übertragbar. 


Einmalige Ausgaben 
Kapitel E 22 — 

Titel 11 — 


Titel 13 


Titel 27 


Titel 48 


Titel 77 


hinter 
Titel 81 


Bundesministerium für Ver- 
kehr 

Errichtung eines Bauhofes 
für den Bezirk des Straßen- 
und Flußbauamtes Schwä- 
bisch Hall. 

Errichtung eines Geräte- 
hofes mit Teerbunker in 
Vaihingen (Enz) an der 
Bundesstraße 10. 

Errichtung eines Scraßen- 
meister-Dienstgehöftes in 
Eichen im Bezirk des Stra- 
ßenbauamtes Siegen. 

Errichtung eines Straßen- 
meister-Dienstgehöftes in 
Kiel-Schulensee an der Bun- 
desstraße 4, Teilstrecke 
Neumünster-Kiel. 

Errichtung einer Straßen- 
meisterei bei Siegburg-Buis- 
dorf an der Bundesauto- 
bahn Köln — Frankfurt. 

Weiterführung der Arbei- 
ten an der Umgehungs- 
straße Lauffen im Zuge der 
Bundesstraße 27 einschließ- 
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lieh Neubau einer Neckar- 
brücke. 

hinter 

Titel 81 

— Bau einerUmgehungsstraße 
bei Telgte im Zuge der 
Bundesstraße 51. 

hinter 

Titel 81 

— Fertigstellung der Anschluß- 

stelle Walldorf an der Kreu- 
zung der Bundesautobahn 
Heidelberg — Karlsruhe mit 
der Bundesstraße 39 ein- 
schließlich Tank- und Rast- 
stätte. 

hinter 

Titel 81 

— Abwicklung der Bundes- 
fernverkehrsstraßen (Bun- 
desstraßen und Bundes- 
autobahnen). 


Nach dem Gesetz vom 2. März 1951 über 
die vermögensrechtlichen Verhältnisse der Bun- 
desautobahnen und sonstigen Bundesstraßen 
des Fernverkehrs (BGBl. I S. 157) sind die frü- 
heren Reichsautobahnen und die Reichsstraßen 
mit Wirkung vom 24. Mai 1949 in das Eigen- 
tum des Bundes übergeführt worden. Mit 
Wirkung vom 1. April 1950 ist der Bund Trä- 
ger der Straßenbaulast für die Bundesauto- 
bahnen und die Bundesstraßen (§ 6 obenge- 
nannten Gesetzes). Die ab 1. April 1950 ein- 
gegangenen Einnahmen und geleisteten Aus- 
gaben werden — mit Ausnahme der Verwal- 
tungseinnahmen und der Verwaltungsausgaben 
(§ 2 Abs. 2 RWB) — in der Haushaltsrech- 
nung des Bundes nachgewiesen. Die Prüfung 
der Rechnungen über die Bundesfernverkehrs- 
straßen obliegt daher ab 1. April 1950 dem 
Bundesrechnungshof. 

Die nach den Bestimmungen der Reichshaus- 
haltsordnung — § 90 Abs. 1 Satz 3 — vom Bun- 
desrechnungshof bei mehreren Auftragsverwal- 
tungen vorgenommenen örtlichen Prüfungen 
über die Einnahmen und Ausgaben für die Bun- 
des-Fernverkehrsstraßen im Haushaltsjahr 1950 
ergaben mehrfache Überschreitungen und Vor- 
griffe (Mehrausgaben aus übertragbaren Mit- 
teln) im Sinne des § 33 Abs. 1 Satz 1 der 
Reichshaushaltsordnung. Die beim Einzelplan 
XII im Rechnungsjahr 1950 bei Kapitel 12, E 22 
— ordentlicher Haushalt — und E 22 — außer- 
ordentlicher Haushalt — festgestellten Mehr- 
ausgaben bzw. Vorgriffe betragen: 


A. Überplanmäßige Ausgaben 





Mehrausgaben 



Titel 

bei übertragbaren Mitteln 

Ein- 

Kapi- 

bei nicht abzu- 

bei abzuschlie- 

zel- 

tel 


schließenden 

ßenden Be- 

plan 

j 


Bewilligungen 

willigungen 




(Vorgriffe) 



1 ! 


DM 

DM 

XII 

12 

31 

1651449,12 

— 



33 

893 656,42 

— 

XII 

E 22 

11 

18,45 

— 



13 

8,70 

— 



27 

15721,31 

— 



48 

— 

871,60 



77 

3 506,10 

— 


Die Überschreitungen sind dadurch entstan- 
den, daß eine Anzahl von Auftragsverwaltun- 
gen ohne vorherige Genehmigung des Bundes- 
ministeriums für Verkehr die Kassenanschläge 
überschritten hat (Verstoß gegen § 58 Satz 2 
RHO). 

Der Bundesminister der Finanzen hat zu den 
Überschreitungen nachträglich seine Zustim- 
mung gegeben. 

Nach den Ausführungen des Bundesministe- 
riums für Verkehr lagen folgende Gründe für 
die Überschreitungen vor: 

Bei Einzelplan XII Kapitel 12 Titel 31 und 
Titel 33 lag ein Notstand vor, bedingt durch 
die Lohnerhöhungen, außerdem durch erhöhte 
Ausgaben im Straßenwinterdienst, die infolge 
ungewöhnlicher und lang anhaltender Schnee- 
fälle hervorgerufen waren. 

Bei Kapitel E 22 

Titel 11 — Bauhof Schwäbisch-Hall 
Titel 13 — Gerätehof mit Teerbunker Vaihin- 
gen/Enz 

Titel 27 — Straßenmeister-Dienstgehöft 
Eichen b. Siegen 

Titel 48 — Straßenmeister-Dienstgehöft 
Kiel-Schulensee 

Titel 77 — Errichtung einer Straßenmeisterei 
bei Siegburg-Buisdorf an der Bun- 
desautobahn Köln-Frankfurt 
(Main) 

mußte der Haushaltsansatz von den Straßen- 
bauverwaltungen überschritten werden, da die 
Bauarbeiten sich verteuert hatten und die 
Rechnungen noch vor dem Abschluß des Rech- 
nungsjahres bezahlt werden mußten. Bei nicht 


17 



rechtzeitiger Zahlung hätten sich die Bauarbei- 
ten verzögert und die Kosten dadurch weiter 
erhöht. 


B. Außerplanmäßige Ausgaben 


Einzel- 

plan 

Kapitel 

Titel 

Betrag 

DM 

XII 

E 22 

hinter Titel 81 

97217,41 



desgl. 

48,57 



desgl. 

91 437,83 



desgl. 

628 664,27 


Die außerplanmäßigen Ausgaben sind wie 
folgt entstanden: 

Im außerordentlichen Haushalt Einzelplan 
XII Kapitel E 22 

Titel (10) — Umgehungsstraße Lauffen im 
Zuge der Bundesstraße 27 ein- 
schließlich Neubau einer Neckar- 
brücke, 

Titel (67) — Anschlußstelle Walldorf an der 
Kreuzung der Bundesautobahn 
Heidelberg-Karlsruhe mit der 
Bundesstraße 39 einschließlich 
Tank- und Raststätte und 
Titel (92) — Abwicklung der Bundesfernver- 
kehrsstraßen 

sind Aufwendungen über die verfügbaren Mit- 
tel hinaus dadurch verursacht worden, daß in- 
folge des beim Übergang der Straßenbaulast 
von den Ländern auf den Bund maßgeblichen 
„Kassenprinzips" (s. § 6 des Gesetzes über die 
vermögensrechtlichen Verhältnisse der Bundes- 
autobahnen und sonstigen Bundesstraßen des 
Fernverkehrs vom 2. März 1951 — BGBl. I 
S. 157 — ) Beträge übernommen wurden, die 
nicht veranschlagt waren. Diese Bauvorhaben 
hatten sich bereits durch Steigerungen der 
Löhne und der Preise für Baustoffe verteuert. 
Durch weitere Verzögerungen in der Bauaus- 
führung wären unwirtschaftliche Ausgaben ent- 
standen. 

Auch beim Kapitel E 22 Titel (23) — Um- 
gehungsstraße bei Telgte im Zuge der Bundes- 
straße 51 — wurde der Haushaltsansatz von 
der Straßenbauverwaltung des Landes infolge 
von Lohn- und Preissteigerungen überschrit- 
ten. 

Die in den vorgenannten vier Fällen einge- 
tretenen Mehraufwendungen bei Titeln des 
außerordentlichen Haushalts 1950 sind auf 
Grund der nachträglichen Genehmigungen des 
Bundesministers der Finanzen durch außerplan- 
mäßige Haushaltsausgaben bei Einzelplan XII 


(ordentlicher Haushalt) Kapitel E 22 hinter 
Titel 81 gedeckt. Mit der Umbuchungsanord- 
nung des Bundesverkehrsministeriums vom 
3. Dezember 1951 — A 2 II Nr. 2/869 Vma — 
wurde die Bundeshauptkasse angewiesen, die 
beim Einzelplan XII außerordentlicher Haus- 
halt, Kapitel E 22 Titel (10), (23), (67) und 
(92) entstandenen Mehraufwendungen durch 
Rotbuchung von der Ausgabe abzusetzen und 
beim ordentlichen Haushalt Einzelplan XII 
Kapitel E 22 hinter Titel 81 als außerplanmä- 
ßige Ausgaben — und zwar bei vier Einzel- 
titeln mit gleichlautender Zweckbestimmung 
wie im außerordentlichen Haushalt — nachzu- 
weisen. Der Umbuchungsanordnung hat der 
Bundesminister der Finanzen zugestimmt. 

Die rechtliche Würdigung dieses Sachverhal- 
tes führt zu folgenden Ergebnissen: 

Es handelt sich bei den Titeln des ordent- 
lichen Haushalts um Haushaltsüberschreitungen 
oder Vorgriffe (Mehrausgaben aus übertrag- 
baren Mitteln) im Sinne des § 33 Abs. 1 Satz 1 
RHO. Ausgabebewilligungen im außerordent- 
lichen Haushalt dürfen nicht überschritten wer- 
den (§ 33 Abs. 2 RHO). Gegen die Übernahme 
von Mehraufwendungen des außerordentlichen 
Haushalts auf außerplanmäßige Mittel des 
ordentlichen Haushalts bestehen keine Beden- 
ken. Nach § 33 Abs. 1 Satz 1 RHO bedürfen 
Haushaltsüberschreitungen und außerplan- 
mäßige Ausgaben einschließlich der Mehraus- 
gaben aus übertragbaren Mitteln der vorheri- 
gen Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen. 

Die Anträge an den Bundesminister der 
Finanzen hätten dem § 33 Abs. 1 Satz 1 RHO 
entsprechend so rechtzeitig gestellt werden 
müssen, daß die Genehmigung des Bundesmini- 
sters der Finanzen noch vor Eintritt der Über- 
schreitungen (Vorgriffe) vorlag. 

Die Mittelbewirtschaftung der Auftragsver- 
waltungen wird von dem Bundesminister für 
Verkehr durch monatliche Meldungen der Auf- 
tragsverwaltungen über den Stand der Bau- 
arbeiten und den Stand der Ausgaben für die 
einzelnen Bauvorhaben laufend überwacht. Da 
die Bundesfernverkehrsstraßen im Rechnungs- 
jahr 1950 erstmalig im Bundeshaushalt veran- 
schlagt waren, ergaben sich jedoch bei dem 
Verkehr mit den Auftragsverwaltungen gewisse 
Übergangsschwierigkeiten, die zu den Über- 
schreitungen beigetragen haben. Die rechtzeitige 
Einsendung dieser Meldungen ließ sich trotz 
mehrfachen Drängens des Bundesministers für 
Verkehr in dem ersten Übergangsjahr nicht 
erreichen, so daß noch gegen Ende des Rech- 
nungsjahres 1950 über die monatlichen Aus- 
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gaben erst einen vollen Monat später ein Über- 
blick vorlag. Zu berücksichtigen ist ferner, daß 
Unstimmigkeiten in den Meldungen erst nach 
wiederholten Rückfragen geklärt werden konn- 
ten. Es bedurfte daher einer längeren Anlauf- 
zeit, bis diese Anfangsschwierigkeiten überwun- 
den waren. Der Bundesminister für Verkehr 
hat erklärt, daß er alle Vorsorge getroffen 
habe, um solche Übeschreitungen im Rech- 
nungsjahr 1951 zu vermeiden. 

Wenn es sich bei den geschilderten Über- 
schreitungen im Rechnungsjahr 1950 auch um 
zwangsläufige Ausgaben handelt, so nimmt der 
Bundesrechnungshof doch einen formellen Ver- 
stoß gegen § 33 Abs. 1 RHO insoweit als 
gegeben an, als die vorherige Zustimmung des 
Bundesministers der Finanzen nicht vorlag. 

Bei der Beurteilung der Frage, ob die für die 
Anweisung der Zahlungen verantwortlichen Be- 
amten oder Angestellten zum Schadenersatz 
verpflichtet sind (§ 33 Abs. 3 RHO), ist zu 
beachten, daß trotz sorgfältiger Veranschlagung 
die tatsächlichen Kosten der Bauvorhaben sich 
infolge der nicht vorhersehbaren Verteuerun- 
gen nicht mehr mit dem Voranschlag deckten. 

Der Bundesrechnungshof ist der Auffassung, 
daß bei einer Verzögerung der zu den Über- 
schreitungen führenden Bau- und Unterhal- 
tungsmaßnahmen Sachschäden an den Bundes- 
fernverkehrsstraßen und Baulichkeiten aufge- 
treten wären, die im nächsten Rechnungsjahre 
unter Einsatz größerer Mittel hätten beseitigt 
werden müssen; die unverzügliche Durchfüh- 
rung der Maßnahmen förderte auch die Ver- 
kehrssicherheit auf diesen Bundesfernverkehrs- 
straßen. Eine Ersatzpflicht der für die Haus- 
haltsüberschreitungen verantwortlichen 'Beam- 
ten oder Angestellten ist daher haushaltsrecht- 
lich nicht gegeben. 

8. Einzelplan XXVI — Soziale Kriegsfolgelasten — 

Ordentlicher Haushalt 
Fortdauernde Ausgaben 
Kapitel 1 — Kriegsfolgenhilfe 

Titel 31 — Kosten der individuellen Für- 

sorge 

Der Bundesminister des Innern hat mit Zu- 
stimmung des Bundesministers der Finanzen 
dem Weltkinderhilfswerk der Vereinten Natio- 
nen (UNICEF) als einmaligen Beitrag der Bun- 
desregierung für 1950 den Betrag von 
500 000 DM zur Verfügung gestellt; der Be- 
trag ist bei Einzelplan XXVI (Haushalt der 
sozialen Kriegsfolgelasten) Kapitel 1 Titel 31 


für 1950 in Ausgabe gebucht worden. Bei dem 
Beitrag, der in gleicher Höhe auch im Rech- 
nungsjahr 1952 geleistet worden ist, handelt 
es sich um eine freiwillige in Würdigung der 
Hilfstätigkeit der UNICEF in der Bundes- 
republik bewirkte Leistung der Bundesregie- 
rung. 

Der Einzelplan XXVI enthält die Aufwen- 
dungen des Bundes für die sozialen Kriegsfolge- 
lasten, die gemäß Art. 120 GG nach näherer 
Bestimmung des Ersten Überleitungsgesetzes 
vom 28. November 1950 (BGBL S. 773) vom 
Bund zu tragen sind (Vorwort zum Einzelplan 
XXVI für das Rechnungsjahr 1950). Nach der 
Zweckbestimmung des Titels 31 dürfen bei 
dieser Haushaltsstelle lediglich die Leistungen 
der individuellen Fürsorge verrechnet werden, 
d. h. die Pflichtleistungen, die die öffentlichen 
Fürsorgeträger (Bezirksfürsorgeverbände, Lan- 
desfürsorgeverbände oder Länder) den Kriegs- 
folgenhilfe-Empfängern auf Grund gesetzlicher 
Anordnung gewähren und die in den §§ 8, 9 
und 10 des Ersten Uberleitungsgesetzes näher 
bezeidinet sind. 

Nicht hierzu gehören freiwillige Leistungen 
irgendwelcher Art. 

Das Weltkinderhilfswerk übt keine „öffent- 
liche Fürsorge“ in dem Sinne aus, wie sie den 
Fürsorgeträgern obliegt. Es bestimmt, anders 
als diese, den Kreis der betreuten Personen 
sowie Art und Maß der Betreuung nach eigenem 
Ermessen. Bei der Zuwendung handelt es sich 
um einen freiwilligen Beitrag der Bundesregie- 
rung an eine internationale Wohlfahrtseinrich- 
tung. 

Der Betrag von 500 000 DM ist demnach 
bei einer unrichtigen Haushaltsstelle gebucht 
worden; er hätte statt bei Einzelplan XXVI 
Kapitel 1 Titel 31 bei Einzelplan VI Kapitel 2 
Titel 60 mit der Zweckbestimmung „Für zen- 
trale Maßnahmen auf dem Gebiete der Für- 
sorge“ gebucht werden müssen. Bei dieser Haus- 
haltsstelle waren nach den Erläuterungen ins- 
besondere auch die Beihilfen des Bundes an aus- 
ländische Wohlfahrtsverbände in Ausgabe nach- 
zuweisen. 

Der Bundesminister der Finanzen und der 
Bundesminister des Innern haben auf die Erin- 
nerung des Bundesrechnungshofes ausgeführt, 
daß die Zahlung des Betrages aus Mitteln der 
Kriegsfolgenhilfc sachlich vertretbar gewesen 
sei. Die Millionenwerte darstellenden Spenden 
des Weltkinderhilfswerks seien ganz überwie- 
gend an Kinder Heimatvertriebener verteilt 
worden. Durch die Mitwirkung des Bundes- 
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ministeriums für Vertriebene bei der Vertei- 
lung der Spenden sei auch gewährleistet wor- 
den, daß die Spenden überwiegend den für- 
sorgerechtlich Hilfsbedürftigen zugute gekom- 
men seien. Dadurch sei eine echte, den Beitrag 
von 500 000 DM übersteigende Ersparnis an 
Fürsorgeleistungen eingetreten, die sonst von 
den Fürsorgeverbänden aufzuwenden gewesen 
und mit dem Bund im Rahmen der Kriegs- 
folgenhilfe verrechnet worden wären. 

Diesen Ausführungen vermag der Bundes- 
rechnungshof nicht beizutreten. Selbst wenn ein 
Teil der Zuwendung von 500 000 DM Kriegs- 
folgenhilfe-Empfängern mittelbar zugute ge- 
kommen und dadurch der Bundeshaushalt 
(Einzelplan XXVI Kapitel 1 Titel 31) entspre- 
chend entlastet worden sein sollte, besteht keine 
Möglichkeit, die Zuwendung als Leistung der 
individuellen Fürsorge anzusehen. Es liegt ein 
Verstoß gegen § 30 Abs. 1 Satz 1 RHO vor. 
Dadurch, daß der Betrag von 500 000 DM 
nicht bei der dafür vorgesehenen Haushalts- 
stelle Einzelplan VI Kapitel 2 Titel 60 gebucht 
worden ist, ist auch gegen § 43 RHO verstoßen 
worden. 

Die Ausgabenmittel des Einzelplans XXVI 
Kapitel 1 Titel 31 für 1950 sind um insge- 
samt 24 340 006,41 DM überschritten worden 
(§ 33 Abs. 1 RHO). Dieser Betrag hätte sich, 
wenn der Beitrag des Bundes an das Weltkin- 
derhilfswerk von 500 000 DM bei diesem 
Titel nicht gebucht worden wäre, auf 
23 840 006,41 DM ermäßigt. Andererseits hätte 
sich bei den Ausgabemitteln des Einzelplans VI 
Kapitel 2 Titel 60 für 1950 statt der ver- 
bliebenen Wenigerausgabe von 670 DM eine 
Überschreitung von (500 000 — 670 =) 

499 330 DM ergeben, die als überplanmäßige 
Ausgabe nachzuweisen gewesen wäre. 

Das Vorliegen eines unvorhergesehenen und 
unabweisbaren Bedürfnisses nach Art. 112 GG 
und § 33 RHO zur Leistung des Beitrages von 

500 000 DM der Bundesregierung an das 
Weltkinderhilfswerk erkennt der Bundesrech- 
nungshof an. Die Verstöße gegen § 30 Abs. 1 
Satz 1 und § 43 RHO sind daher nur förm- 
licher Art. Ein Ausgleich ist nicht durchzu- 
führen, da die Voraussetzungen des § 67 Abs. 2 
RHO nicht vorliegen. 

Die überplanmäßige Ausgabe bei Einzelplan 
VI Kapitel 2 Titel 60 bedarf nach § 83 RHO 
der nachträglichen Genehmigung durch den 
Bundesrat und Deutschen Bundestag. 


9. Einzelplan XXVI — Soziale Kriegsfolgelasten — 

Ordentlicher Haushalt 
Fortdauernde Ausgaben 
Kapitel 1 — Kriegsfolgenhilfe 

Titel 33 — Kosten der sonstigen Durchgangs- 

und Wohnlager 

Das Land Bayern hat im Rechnungsjahr 1950 
zur Errichtung von Wohnungen für bis dahin 
in Lagern untergebrachte Flüchtlinge verlorene 
Baukostenzuschüsse in Höhe von 6 093 400 DM 
gewährt und laufend zu Lasten des Einzel- 
plans XXVI Kapitel 1 Titel 33 des Bundeshaus- 
halts gebucht. Das entsprach nicht der Zweck- 
bestimmung dieser Haushaltsstelle; es durften 
bei ihr nur die Mittel zur Deckung der Kosten 
der lagermäßigen Unterbringung verausgabt 
werden. 

Die Verwendung von Mitteln der Kriegs- 
folgenhilfe für Baukostenzuschüsse zur Errich- 
tung von Wohnungen für Kriegsfolgenhilfe- 
Empfänger war im Ersten Überleitungsgesetz 
ursprünglich nicht vorgesehen. Erst durch das 
Zweite Überleitungsgesetz vom 21. August 1951 
(BGBl. I S. 774) ist Abs. 3 des § 11 des Ersten 
Überleitungsgesetzes durch die Bestimmung er- 
setzt worden, daß der Bund solche Zuschüsse 
ewähren kann. Die Änderung des Gesetzes 
at Rechtswirkung vom 1. April 1950 an; sie 
schuf für sich allein aber nicht die Möglichkeit, 
für das Rechnungsjahr 1950 Zuschüsse zum Bau 
von Flüchtlingswohnungen aus Kriegsfolgenhilfe- 
Mitteln zu gewähren, weil im Bundeshaushalt 
für das Rechnungsjahr 1950 für diesen Zweck 
Mittel nicht ausgebracht waren. 

Der Bundesrechnungshof hat die in Wider- 
sprach zur Zweckbestimmung des Titels 33 
stehende Verwendung der Mittel als einen Ver- 
stoß gegen § 30 Abs. 1 Satz 1 RHO beanstan- 
det und vom Lande Bayern die Erstattung der 
bestimmungswidrig verwendeten Beträge gefor- 
dert. Das Land Bayern hat daraufhin bei dem 
Bundesminister des Innern und dem Bundes- 
minister der Finanzen beantragt, die Verrech- 
nungsfähigkeit der Zuschüsse mit dem Bund 
anzuerkennen. Die Bundesminister haben diesen 
Antrag zunächst „in Ermangelung einer 
Rechtsgrundlage“ abgelehnt. Später haben sie 
sich jedoch mit der Verrechnung des Betrages 
zu Lasten der Kriegsfolgenhilfe-Mittel einver- 
standen erklärt und, ohne den Bundesrech- 
nungshof anzuhören, auf die Erstattung ver- 
zichtet. Hierin liegt ein Verstoß gegen § 104 
Satz 2 RHO. 

Auf den entsprechenden Hinweis hat der 
Bundesminister der Finanzen erwidert, die An- 
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hörung des Bundesrechnungshofs sei unterblie- 
ben, weil in der Zustimmung zur Verrechnung 
des Betrages zu Lasten der Kriegsfolgenhilfe- 
Mittel „eine Bewilligung der bereits geleisteten 
Ausgabe“ und nicht eine Niederschlagung er- 
blickt worden sei. Es sei auch in Betracht zu 
ziehen, daß die Gewährung der nachträglich als 
verrechnungsfähig anerkannten Baukostenzu- 
schüsse zu einer Senkung der vom Bund zu 
tragenden Aufwendungen für die sonstigen 
Durchgangs- und Wohnlager geführt habe, im 
Ergebnis also eine Entlastung des Bundeshaus- 
halts bedeute. Er hat im übrigen auf die nach 
seiner Auffassung besonders geartete Zusam- 
mensetzung der Flüchtlinge in Bayern hinge- 
wiesen. Der Auffassung des Bundesrechnungs- 
hofes, daß der Betrag einen bei der Rechnungs- 
prüfung festgestellten Fehlbetrag darstelle, der 
entsprechend der Bestimmung des § 104 RHO 
zu behandeln gewesen wäre, sei aber beizu- 
pflichten. 

Der Bundesrechnungshof erkennt an, daß die 
Mittel für Zwecke aufgewendet worden sind, 
die zweifellos einer besonderen Förderung be- 
dürfen. Der Bundesrechnungshof würde aber 
auch bei voller Würdigung aller Umstände Be- 
denken geäußert haben, weil die von dem Bun- 
desminister der Finanzen und dem Bundesmini- 
ster des Innern getroffene Regelung nicht dem 
Erfordernis entsprach, Bundesmittel für einen 
bestimmten Zweck nach einheitlichen Gesichts- 
punkten auf die Länder zu verteilen. 

Der Bundesrechnungshof hält es für geboten, 
daß die Verwendung von rund 6 Mio DM im 
Rechnungsjahr 1950 durch das Land Bayern 
bei Bemessung der künftigen Zuweisungen an 
die Länder zur Errichtung von Wohnungen 
für Kriegsfolgenhilfe-Empfänger in angemesse- 
nem Umfange berücksichtigt wird. Der Bun- 
desminister der Finanzen hat dem Bundesrech- 
nungshof gegenüber in Aussicht gestellt, daß 
er den Betrag von rund 6 Mio DM so bald als 
möglich zur Anrechnung bringen werde. Unter 
dieser Voraussetzung kann der Verstoß gegen 


§ 104 RHO nach Auffassung des Bundesrech- 
nungshofs beruhen. 

Im übrigen ist noch festzustellen, daß der 
Betrag von 6 093 400 DM im Rechnungsjahr 
1950 an unrichtiger Stelle gebucht worden ist; 
er wäre, da im Bundeshaushaltsplan für 
1950 Mittel für Baukostenzuschüsse zur Er- 
richtung von Wohnungen für bisher in Lagern 
untergebrachte Flüchtlinge nicht ausgebracht 
waren, außerplanmäßig zu buchen gewesen statt 
bei Einzelplan XXVI Kapitel 1 Titel 33. Die 
Haushaltsmittel dieses Titels sind im Rech- 
nungsjahr 1950 um 22 224 465,14 DM über- 
schritten worden. Dieser Betrag ist in der dem 
Deutschen Bundestag und dem Bundesrat vor- 
liegenden Bundeshaushaltsrechnung für 1950 
(Anlage 1) „Begründung der überplanmäßigen 
Ausgaben, der Haushaltsvorgriffe und der 
außerplanmäßigen Haushaltsausgaben“ als über- 
planmäßige Ausgabe nachgewiesen. Bei bestim- 
mungsgemäßer Behandlung wäre nachzuweisen 
gewesen: 

16 131 065,14 DM als überplanmäßige, 

6 093 400,00 DM als außerplanmäßige 

Ausgabe. 

Ein Ausgleich gemäß § 67 Abs. 2 RHO ist 
wegen des Betrages von 6 093 400 DM nicht 
herbeizuführen, weil die Ausgabemittel des 
Titels 33 für 1950 nicht übertragbar waren. 

Die außerplanmäßige Ausgabe bedarf der 
nachträglichen Genehmigung des Bundesrates 
und des Deutschen Bundestages gemäß § 83 
RHO. 

III. Buchungen an unrichtiger Stelle 

10. Die nachstehenden Beträge sind bei nicht zu- 
treffenden Haushaltsstellen gebucht worden. Es 
sind nur solche Titelverwechselungen berück- 
sichtigt, durch die eine wesentliche Überschrei- 
tung einer Bewilligung vermieden oder ver- 
ursacht worden ist oder die eine Angelegen- 
heit von grundsätzlicher oder sonst erheblicher 
Bedeutung betreffen (§ 107 Abs. 3 RHO). 
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Bei richtiger Buchung 

Es sind gebucht der Beträge wären 


Lfd. 

Nr. 


bei 


statt bei 

Betrag 

DM 

als Haushalts- 
überschreitung 
ggf. als Haus- 
haltsvorgriff 
(V) 

oder als außer- 
planmäßige 
Ausgabe nach- 
zuweisen ge- 
wesen 

DM 

die Haushaltsüber- 
schreitungen ggf. 
Haushaltsvorgriffe (V) 
oder die außerplan- 
mäßigen Ausgaben 

höher i niedriger 

nachzuweisen gewesen 

um um 

DM DM 

Bemerkungen 

Einzelplan 

Ordentl. 

Haushalt 

(OH) 

Außeror- 

dentlicher 

Haushalt 

(AoH) 

Kapitel 

Ein- 

nahme 

(E) 

Aus- 

gabe 

(A) 

Titel 

Einzelplan 
Ordentl. 
Haushalt (OH) 
Außerordentl. 
Haushalt 
(AoH) 

Kapitel 

Einnahme 

(E) 

Ausgabe 

(A) 

Titel 

1 

2 

3 


5 

6 

7 

8 

9 

10 

n 

12 


a) Rechnungsjahr 

1949 









1 

II 

1 

11 

II 

1 

19a 

2 278, 2C 

2 241,74 

— 

2 278,20 

— 


OH 

A 


OH 

A 



(Tit. 19a) 


(Tit. 11) 


2 

V 

1 

11 

V 

1 

32 

3 590 — 

— 

3 590,— 

3 590,— 



OH 

A 


OH 

A 




(Tit. 32) 

(Tit. 11) 


3 

VI 

Eli 

1 

VI 

1 

15 

5 471,54 

— 

5 471,54 

— 

Der Betrag in 


OH 

A 


OH 

A 




(Tit. 15) 


Spalte 8 stellt 












die Summe 












mehrerer Ein- 












zelbeträge dar 

4 

VI 

E 11 

1 

VI 

1 

11 

2 378,46 

— 

2 378,46 

— 

desgl. 


OH 

A 

2 

OH 

A 




(Tit. 11) 



5 

VII 

1 

3 

VII 

1 

4 

5 616,20 

3 831,72 

— 

— 

desgl. 


OH 

A 


OH 

A 



(Tit. 4 




6 

VII 

E 12 

1 

VII 

E 12 

aplm. 

6 651,21 

6 651,21 

— 

— 

— 


OH 

A 


OH 

A 



(aplm.) 




7 

VIII 

1 

14 

VIII 

1 

15 

2 337,56 

1 427,61 

— 

2 337,56 

— 


OH 

A 


OH 

A 



(Tit. 15) 


(Tit. 14, 


8 

X 

1 

! 18 

X 

E 11 

2 

34 249,30 

(V) 34 222,30 

— 

— 

Wie zu Nr. 3 


OH 

A 

, 

: 

OH 

A 



(Tit. 2) 




9 

XII 

E 12 

2 

XII 

2 

12 

1 570,— 

— 

1 570,— 



— 


OH 

A 


OH 

A 




(Tit. 12) 


10 

XIV 

E 11 

2 

1 XIV 

1 

14 

1 905 — 

1 429,- - 

— 

— 

— 


OH 

A 


OH 

A i 



(Tit. 14) 




11 

XIV 

E 11 

2 

XIV 

Eli ; 

1 

4 095,— 

(V) 4 022,98 

— 

— 

— 


OH 

A 


OH 

A 



(Tit. 1) 




12 

XXI 

2 

32 

XXIII 

3 

2 

375 666,67 

— 

375 666,67 

— 

— 


OH 

A 



E 




(Tit. 32) 





(Absetzung) 


1 







13 

XXIII 

3 

hinter 

XXIII 

7 

1 

69 652,31 

— 

— 

~ 

— 


OH 

E 

2 an 2. 

OH 

A 








l 


Stelle 


(Absetzung) 






14 

Vorschuß-! 

A 

— 

XXIII 

hinter 

aplm. 

15 250 000,— 

15 250 000,— 

— 

— 

— 


buch 1949 



OH 

E12A 



(aplm.) 




15 

desgl. 

A 

— 

XXIII 

hinter 

aplm. 

5 500 000,— 

5 500 000,— 

— 

— 

— 





OH 

E12A 



(aplm.) 




16 

desgl. 

A 

— 

XXIII 

hinter 

aplm. 

5 400 000 — 

5 400 000,— 

— 

— 

— 





OH 

E12A 



(aplm.) 




17 

desgl. 

A 

— 

XXV 

E11A 

1 

62 000 000,— 

62 000 000,— 

— 

— 

— 





OH 









Der Bundesrechnungshof erkennt 
das Vorliegen eines unvorherge- 
sehenen und unabweisbaren Be- 
dürfnisses für die Haushaltsüber- 
schreitungen und die außerplan- 
mäßigen Ausgaben in den Spal- 
ten 9 und 10 an. Diese Ausgaben 
bedürfen noch der nachträglichen 
Genehmigung des Deutschen 
Bundestages und des Bundesrates 
gemäß § 83 RHO. 

In einer Reihe weiterer Fälle hat 
der Bundesminister der Finanzen 
die Buchung von Auszahlungen 
entgegen § 27 RHO im Vorschuß- 
buch angeordnet; vgl. hierzu die 
Ausführungen in der Denkschrift 
des Präsidenten des Bundesrech- 
nungshofes — Abschnitt III Nr. 5 
— betr. Buchung von Haushalts- 
ausgaben als Vorschuß. Die Aus- 
zahlungen sind durch Einzahlun- 
gen, die gleichfalls im Vorschuß- 
buch gebucht wurden, ausge- 
glichen. Da somit eine Belastung 
des Haushalts in keinem Falle 
eingetreten ist, hat der Bundes- 
rechnungshof davon abgesehen, die 
Beträge einzeln darzustellen. 






Erläuterungen 

Soweit nichts anderes vermerkt ist, ist ein Aus- 
gleich (§ 67 RHO) nicht erforderlich. 

Zu lfd. Nr. 1 und 2 

Folge der unzutreffenden Auslegung der Zweck- 
bestimmung des Titels 11 

Zu lfd. Nr. 3 und 4 

Die unrichtigen Buchungen sind zum Teil auf 
eine nicht zutreffende Auslegung der Zweckbe- 
stimmung zurückzuführen; zum Teil sollten bereits 
eingetretene Überschreitungen nicht weiter erhöht 
werden. 

Von einem Ausgleich ist im Hinblick darauf, daß 
die verbliebenen Haushaltsreste bei Kapitel E 11 
Titel 1 und 2 im Rechnungsjahr 1950 in Abgang 
gestellt worden sind, die Bewilligung des Haus- 
halts 1949 also als abgeschlossen gilt, abgesehen 
worden (s. Begründung in der Bundeshaushalts- 
rechnung 1949 S. 121 Spalte 13 und in der Bundes- 
haushaltsrechnung für 1950 S. 271 Spalte 13). 

Zu lfd. Nr. 5 

Dienstbezüge von Angestellten sind irrtümlich 
bei den Haushaltsmitteln für beamtete Hilfskräfte 
gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 6 

Die Kosten der Instandsetzung der Mietwoh- 
nung des Präsidenten des Deutschen Patentamts 
in München im Betrage von 6 651,21 DM wurden 
beim Einzelplan VII Kapitel E 12 Titel 1 (Ver- 
fügungssumme für einmalige Ausgaben anläßlich 
des weiteren Aufbaues des Patentamts) gebucht. 

Diese Zweckbestimmung rechtfertigt die Veraus- 
gabung solcher Kosten nicht. An anderer Stelle sind 
Mittel im Haushaltsplan für derartige Ausgaben 
nicht vorgesehen. Diese hätten nach vorheriger 
Zustimmung durch den Bundesminister der Finan- 
zen (§ 33 Abs. 1 RHO) außerplanmäßig nachge- 
wiesen werden müssen (§ 74 RHO). 

Zu lfd. Nr. 7 

Die unrichtige Buchung ist die Folge einer Ver- 
wechselung der Titelnummern. 

Zu lfd. Nr. 8 

Die unrichtige Buchung mehrerer Einzelbeträge 
für die Ersatzbeschaffung von Kraftwagen beim 
Kapitel 1 Titel 18 ist auf nicht zutreffende Aus- 
legung und unrichtige Abgrenzung der Zweckbe- 
stimmung des Titels 18 und der Erläuterungen da- 
zu zurückzuführen. 


Der Bundesrechnungshof hat davon abgesehen, 
einen Ausgleich nach § 67 Abs. 2 RHO zu ver- 
langen, da der Verstoß unter den bei dem Aufbau 
der Bundesverwaltung vorliegenden besonderen 
Verhältnissen begangen wurde, inzwischen geraume 
Zeit verflossen ist und die Durchführung des Aus- 
gleichs mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden 
wäre. 

Zu lfd. Nr. 9 

Für eine elektrische Additionsmaschine für die 
Amtskasse der Wasser- und Schiffahrtsdirektion 
Eltville sind 1570 DM beim Kapitel E 12 Titel 2 
gebucht worden. Diese Buchung bei einem für eine 
solche Ausgabe nicht zuständigen Titel war nicht 
zulässig. Die Kosten hätten bei richtiger Buchung 
dem Kapitel 2 Titel 12 der sächlichen Verwaltungs- 
ausgaben zur Last fallen müssen. 

Ein Ausgleich kommt nicht in Betracht, da die 
beteiligten Bewilligungen im Rechnungsjahr 1949 
abgeschlossen sind. 

Zu lfd. Nr. 10 

Der Betrag von 1905 DM ist irrtümlich bei 
Kapitel E 11 Titel 2 gebucht worden. Der Aus- 
gleich nach § 67 RHO ist durchgeführt. 

Zu lfd. Nr. 11 

4095 DM sind irrtümlich bei Kapitel Eli Titel 2 
statt bei E 11 Titel 1 gebucht worden. Der Aus- 
gleich nach § 67 RHO ist durchgeführt. 

Zu lfd. Nr. 12 

Bei Kapitel 2 Titel 32 sind durch Absetzen von 
der Ausgabe 375 666,67 DM Zinsen des Landes 
Schleswig-Holstein für einen Kredit aus Bundes- 
mitteln gebucht worden. 

Dieser Zinsbetrag hätte als Einnahme bei Einzel- 
plan XXIII Kapitel 3 Titel 2 gebucht werden müs- 
sen. 

Die Buchung an unrichtiger Stelle ist irrtüm- 
lich erfolgt. Ein Ausgleich war nach Abschluß der 
Bücher nicht mehr möglich, da die Voraussetzun- 
gen des § 67 Abs. 2 RHO nicht gegeben sind. 
Durch die falsche Buchung wurden die Mittel bei 
Kapitel 2 Titel 32 zu Unrecht verstärkt. Bei rich- 
tiger Buchung hätten sich die überplanmäßigen 
Ausgaben bei Kapitel 2 Titel 32 

von 2 307 018,53 DM 

um 375 666,67 DM 
auf 2 682 685,20 DM erhöht. 

Zu lfd. Nr. 13 

Der gemäß § 6 des Haushaltsgesetzes 1949 vom 
7. Juni 1950 (BGBl. S. 200) in der Haushaltsrech- 
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nung für 1949 vorzutragende Fehlbetrag der Haus- 
haltsrechnung der Verwaltung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebiets für 1949 (1. April bis 20. Sep- 
tember 1949) beträgt 26 545 367,94 DM — vgl. 
Bemerkungen des Bundesrechnungshofes zu den 
Haushaltsrechnungen der Verwaltung des Vereinig- 
ten Wirtschaftsgebiets für die Rechnungsjahre 
1947, 1948 und das Rumpfrechnungsjahr 1949 
(§ 107 RHO) Nr. 3341 der Drucksachen der 
1. Wahlperiode des Deutschen Bundestages, S. 10 — . 

In der Haushaltsrechnung des Bundes für 1949 
— Einzelplan XXIII — sind nachgewiesen: 
in Einnahme bei Kapitel 3 

Titel hinter 2, 2. Stelle 69 652,31 DM ( + ) 
in Ausgabe bei Kapitel 7 

Titel 1 26 615 020,25 DM (— ) 

= 26 545 367,94 DM (— ) 

Bei richter Behandlung wäre der Betrag von 
69 652,31 DM durch Absetzen von der Ausgabe 
bei Kapitel 7 Titel 1 zu buchen gewesen. Das Rech- 
nungsergebnis wird durch das abweichende Ver- 
fahren nicht beeinflußt. Ein Ausgleich erfolgt nicht, 
weil die Voraussetzungen dafür nach § 67 Abs. 
2 RHO nicht erfüllt sind. 

Zu lfd. Nr. 14 

Die Auszahlung des dem Lande Baden zur Ab- 
deckung rückständiger Besatzungskosten gewähr- 
ten Darlehens wurde im Rechnungsjahr 1949 ent- 
gegen § 27 RHO als Vorschuß gebucht. Sie hätte 
nach vorheriger Erfüllung der Voraussetzungen des 
§ 33 RHO gemäß §§ 68 Abs. 1 und 74 RHO als 
außerplanmäßige Haushaltsausgabe in der Bundes- 
haushaltsrechnung 1949 nachgewiesen werden müs- 
sen. 

Der Ausgleich ist durch die Buchung als Haus- 
haltsausgabe im Rechnungsjahr 1950, Einzelplan 
XXIII Kapitel E 13 Titel 1 erfolgt. 


Zu lfd. Nr. 15 und 16 

Die Ausgaben (Darlehen von 5,5 Mio DM an 
die Reichswerke AG. für Erzbergbau und Eisen- 
hütten in Salzgitter und von 5,4 Mio DM an die 
Fahrzeug- und Maschinenbau GmbH, in Waten- 
stedt) sind im Rechnungsjahr 1949 im Hinblick 
auf eine zu erwartende Haushaltsbewilligung des 
Rechnungsjahres 1950 entgegen § 27 RHO als Vor- 
schuß gebucht worden. Sie hätten nach vorheriger 
Erfüllung der Voraussetzungen des § 33 RHO ge- 
mäß §§ 68 Abs. 1 und 74 RHO als Haushalts- 
ausgaben des Rechnungsjahres 1949 außerplan- 
mäßig nachgewiesen werden müssen. 

Der Ausgleich ist durch die Buchung der Aus- 
zahlungen als Haushaltsausgabe im Rechnungsjahr 
1950 — Einzelplan XXIII außerordentlicher Haus- 
halt — Kapitel 11 Titel 5 und 6 vorgenommen. 

Zu lfd. Nr. 17 

62 Mio DM sind Berlin nach Beratungen im 
Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages laut 
Erläuterung zu Einzelplan XXV Kapitel E 11 
Titel 1 des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 
1949 „außerhalb des Haushalts auf dem Kredit- 
wege" gewährt und im Rechnungsjahr 1949 als 
Vorschuß gebucht worden. Diese Buchung wider- 
spricht § 27 RHO, weil im Bundeshaushaltsplan 
für das Rechnungsjahr 1949 bei Einzelplan XXV 
Kapitel E 11 Titel 1 für den gleichen Zweck ein 
Haushaltsansatz vorhanden war und die 62MioDM 
nach Erfüllung der Voraussetzungen des § 33 RHO 
gemäß § 68 Abs. 1 und § 73 Abs. RHO dort zu 
buchen waren. Der Ausgleich ist dadurch herbei- 
geführt worden, daß der Betrag im Rechnungs- 
jahr 1952 außerplanmäßig in der Rechnung des 
Einzelplans XXII bei Kapitel Eil hinter Titel 1 
gebucht wurde. 
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Es sind gebucht 


bei 

statt bei | 

i 1 

Einzelplan 1 . _ .. . 

Ordentl. Kapitel 

Haushalt j E i n ‘ 

(OH) nähme 

. „ (E) Titel 

Außeror- Aus _ 

dentücher gabe 

Haushalt ( A ) 

(AoH) 

Einzelplan 
Ordentl. 
Haushalt (OH) 
Außerordentl. 
Haushalt 
(AoH) 

Kapitel 

Einnahme 

(E) 

Ausgabe 

(A) 

Titel 

2 j 3 i 4 

5 

! 6 ! 

7 

b) Rechnungsjahr 1950 




I 2 | 19 

I 

2 

7a 

OH A 

OH 

A 


VI 8 26 

VI 

1 8 

12 


OH 

A 


OH 

A 


VI 

E 18 

4 

VI 

8 

12 

OH 

A 

5 

OH 

A 




8 




VI 

E 34 

9 

VI 

hinter 

aplm. 

OH 

A 


OH 

E 34 





A 


VIII 

1 

12 




OH 

A 





1 

A 

15 

VIII 

1 

16 


1 

A 

23a 

OH 

A 


E 11 

1 





A 




VIII 

1 

19a 

VIII 

3 


OH 

A 


OH 

A 

19a 

IX 

2 

16 

IX 

2 

15 

OH 

A 


OH 

A 


XIV 

1 

18 

xiv S 

i j 

2 

OH 

A 

(Absetzung) OH 

A 


XXIII 

7 I 

2 

VIII 

5 

31 

OH 

A 1 


OH 

A 


Vorschuß- 

A 

— 

XXIII 

E 13 

hinter 

buch 195C 



OH 

A 

1 aplm 

desgl. 

A 

— 

XXIII 

E 13 

hinter 



OH 

A 

1 aplm. 

XXIV 

3 

9 

XXIV 

1 

9 

OH 

E 


OH 

E 


XXVI 

1 

31 

VI 

2 

60 

OH 

A 


OH 

A 


XXVI 

1 

33 

XXVI 

1 

hinter 

OH 

A 


.OH 

A 

36 






aplm. 


Bei richtiger Buchung 
der Beträge wären 


als Haushalts- die Haushaltsüber- 

überschreitung schreitungen ggf. 
ggf. als Haus- Haushaltsvorgriffe (V) 
haltsvorgriff oder die außerplan- 
(V) mäßigen Ausgaben 


(V) 

oder als außer- 
planmäßige 
Ausgabe nach- 
zuweisen ge- 
wesen 


höher niedriger 
nachzuweisen gewesen 


Bemerkungen 


4 683,50 
13 193,14 j 

1 170,65j 

461 781,97 

2 296,75] 
582,95 
439,40 j 
686,55] 

1 000 ,— 

3 123,75 


13 625,88 


61 203,24 


500 000,- 



Der Bundesrechnungshof erkennt 
das Vorliegen eines unvorherge- 
sehenen und unabweisbaren Be- 
dürfnisses für die Haushaltsüber- 
schreitungen und die außerplan- 
mäßigen Ausgaben in den Spal- 
ten 9 und 10 an. Diese Ausgaben 
bedürfen noch der nachträglichen 
Genehmigung des Deutschen Bun- 
destages und des Bundesrates ge- 
mäß § 83 RHO. 

In einer Reihe weiterer Falle hat 
der Bundesminister der Finanzen 
die Buchung von Auszahlungen 
entgegen § 27 RHO im Vorschuß- 
buch angeordnet; vgl. hierzu die 
Ausführungen in der Denkschrift 
des Präsidenten des Bundesrech- 
nungshofs — Abschnitt III Nr. 5 
— betr. Buchung von Haushalts- 
ausgaben als Vorschuß. Die Aus- 
zahlungen sind durch Einzahlun- 
gen, die gleichfalls im Vorschuß- 
buch gebucht wurden, ausge- 
glichen. Da somit eine Belastung 
des Haushalts in keinem Falle 
eingetreten ist, hat der Bundes- 
rechnungshof davon abgesehen, die 
Beträge einzeln darzustellen. 




Erläuterungen 

Soweit nichts anderes vermerkt ist, ist ein Aus- 
gleich nach § 67 RHO nicht erforderlich. 

Zu lfd. Nr. 1 

4683,50 DM sind als Beschäftigungsvergütung 
für planmäßige Beamte bei Kapitel 2 Titel 19 ge- 
bucht worden. 

Den planmäßigen Beamten war nicht Beschäf- 
tigungsvergütung, sondern Trennungsentschädi- 
gung zu zahlen, die bei Titel 7 Untertitel a zu 
buchen war. 

Die Titelverwechselung beruht auf irriger Aus- 
legung der Bestimmungen. 

Zu lfd. Nr. 2 und 3 

Die unrichtigen Buchungen sind auf irrige Aus- 
legung und Abgrenzung der Zweckbestimmungen 
zurückzuführen. 

Für den Betrag von 13 193,14 DM ist ein Aus- 
gleich nach § 67 Abs. 2 RHO nicht erforderlich; 
für den Betrag von 1170,65 DM ist der Ausgleich 
im Rechnungsjahr 1951 durchgeführt worden, da 
es sich um einmalige (übertragbare) Bewilligun- 
gen handelt. 

Zu lfd. Nr. 4 

Aus den Mitteln des Bundeshaushaltsplans für 
das Rechnungsjahr 1950 Einzelplan VI Kapitel E 34 
Titel 9 (Befehls- und Beschaffungseinrichtungen für 
die Bereitschaftspolizei der Länder gemäß Verwal- 
tungsabkommen vom 27. Oktober 1950) sind im 
Rechnungsjahr 1950 461 781,97 DM für gebrauchte 
Kraftfahrzeuge als Schulfahrzeuge für den Bundes- 
renzschutz verausgabt worden. Im Bundeshaus- 
altsplan für das Rechnungsjahr 1950 waren Mittel 
für den Bundesgrenzsdiutz nicht ausgebracht; sie 
erscheinen erstmalig im Bundeshaushaltsplan für 
das Rechnungsjahr 1951 — vgl. Gesetz vom 
16. März 1951 (BGBl. I S. 201) — . 

Die Ausgaben hätten nach Erfüllung der Vor- 
aussetzungen des § 33 RHO im Rechnungsjahr 
1950 außerplanmäßig nachgewiesen werden müs- 
sen. 

Der Ausgleidi gemäß § 67 RHO ist im Rech- 
nungsjahr 1951 durchgeführt worden. 

Zu lfd. Nr. 5 und 6 

Die unrichtigen Buchungen sind auf Versehen 
oder unzutreffende Auslegung von Zweckbestim- 
mungen zurückzuführen. 

Soweit eine übertragbare Bewilligung beteiligt 
ist (Kapitel Eli Titel 1), wurde von einem Aus- 
gleich abgesehen, da die betreffende Bewilligung 
durch die Verwechselung nicht wesentlich beein- 
flußt worden ist (§ 67 Abs. 2 RHO). 


Zu lfd. Nr. 7 

Die unrichtige Buchung ist vermutlich darauf 
zurückzuführen, daß die Haushaltsmittel bei 
Titel 15 ohne Haushaltsüberschreitung zur Dek- 
kung des Betrages von 3123,75 DM nicht ausge- 
reicht hätten. 

Zu lfd. Nr. 8 

Durch die unzulässige Absetzung der Einnahme 
bei dem Ausgabetitel 1 8 sind die Mittel dieses 
Titels zu Unrecht um 2800 DM verstärkt worden. 
'Bei richtiger Buchung wäre unter Berücksichti- 
gung anderer in dem Verzeichnis nicht nach- 
gewiesener Verwechselungen (ohne erhebliche oder 
grundsätzliche Bedeutung) eine Überschreitung des 
Ansatzes des Titels 18 in Höhe von 1106,74 DM 
eingetreten. Die unrichtigen Buchungen sind auf 
unzutreffende Auslegung der Zweckbestimmungen 
zurückzuführen. 

Zu lfd. Nr. 9 

Der Kreis Lindau hatte aus der finanziellen 
Auseinandersetzung mit den Ländern der französi- 
schen Zone gemäß § 5 des Haushaltsgesetzes 1949 
gegen den Bund einen Anspruch auf Erstattung 
von Ausgaben für den Zollgrenzdienst. Die Aus- 
zahlung wurde irrtümlich in der Rechnung des 
Einzelplans XXIII Kapitel 7 Titel 2 gebucht; sie 
hätte in der Rechnung des Einzelplans VIII Ka- 
pitel 5 Titel 31 (Leertitel) überplanmäßig nachge- 
wiesen werden müssen. 

Zu lfd. Nr. 10 

Die Ausgabe (Darlehen an das Land Rheinland- 
Pfalz zur Förderung der Landwirtschaft in der 
sogenannten „Roten Zone“) ist entgegen § 27 
RHO als Vorschuß gebucht worden; sie hätte nach 
Erfüllung der Voraussetzungen des § 33 RHO ge- 
mäß §§ 68 Abs. 1 und 74 RHO im Rechnungsjahr 
1950 außerplanmäßig als Haushaltsausgabe nach- 
gewiesen werden müssen. 

Der Ausgleich ist durch Buchung der Auszah- 
lung in der Rechnung für 1952 Einzelplan XXIII 
ordentlicher Haushalt Kapitel E 14 hinter Titel 1 
(außerplanmäßig) unter Vereinnahmung im Vor- 
schußbuch vorgenommen. 

Zu lfd. Nr. 11 

Die Ausgaben (unverzinsliche Darlehen an das 
Land Schleswig-Holstein im Gesamtbeträge von 
70 Mio DM auf Grund des Gesetzes über eine 
Finanzhilfe für das Land Schleswig-Holstein vom 
29. März 1951 (BGBl. I S. 217) sind entgegen § 27 
RHO als Vorschuß gebucht worden; sie mußten 
nach Erfüllung der Voraussetzungen des § 33 RHO 
gemäß §§ 68 Abs. 1 und 74 RHO im Rechnungs- 
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jahr 1950 im Betrage von 40,9 Mio DM und im 
Rechnungsjahr 1951 im Betrage von 29,1 Mio DM 
außerplanmäßig als Haushaltsausgaben nachgewie- 
sen werden. 

Der Ausgleich ist durch Buchung der Auszahlun- 
gen in der Rechnung für 1952 Einzelplan XXIII 
ordentlicher Haushalt Kapitel E 18 hinter Titel 1 
außerplanmäßig unter Vereinnahmung im Vor- 
schußbuch erfolgt. 

Zu lfd. Nr. 12 

Die unrichtige Buchung ist auf ein Versehen zu- 
rückzuführen. 


Zu lfd. Nr. 13 

Vgl. hierzu die Einzelbemerkung zur Bundes- 
haushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1950, 
Einzelplan XXVI Kapitel 1 Titel 31 (Teil I Ab- 
schnitt C II 8). 

Zu lfd. Nr. 14 

Vgl. hierzu die Einzelbemerkung zur Bundes- 
haushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1950, 
Einzelplan XXVI Kapitel 1 Titel 33 (Teil 1 Ab- 
schnitt C II 9). 


IV. Buchungen von Ausgaben und Einnahmen 
in einem unrichtigen Rechnungsjahr 

11a) Im Rechnungsjahr 1949 sind die nachstehenden Beträge entgegen den 
Vorschriften des § 68 RHO in den Büchern eines anderen als desjeni- 
gen Rechnungsjahres als Haushaltsausgabe rechnungsmäßig nachgewiesen 
worden, in dem die Ausgabe oder Einnahme geleistet wurde oder ihr Ent- 
stehungsgrund lag: 




Haushalt 

Lfd. 

Nr. 

Einzelplan 
Ordentl. 
Haushalt 1 

i 

Kapitel 

Titel 

1 

2 

3 

4 

1 

Ausgaben 
VIII j 5 

i 

! 31 


VIII 

5 

31 

2 

XXI 

2 

überplan- 
! mäßig 

31 


überplan- 

mäßig 


Betrag 

DM 

5 


Ist 

gebucht 


War zu 
buchen 


im Rechnungsjahr 


Bei richtiger Buchung wäre 


eine Haus- 
haltsüber- ; 
schreitung | 
entstanden von j 

DM 

8 


die Haushaltsüber- 
schreitung 
höher geringer 
gewesen um 

DM 

9 1 10 


Bemerkungen 


11 


187 791,16 


179 839,62 


1949 


1949 


1950 


187 791,16 i — 


— 179 839,62 


3 


XXI 

XXIII 


2 

3 

3 


31 

3 

(6) 


258 500,00 


/ 

1 


1949 


1950 

1950 


250 5 85,2 1 1 


Zu Nr. 3 : 

Der Betrag in 
Spalte 5 setzt 
sich aus 2 Beträ- 


4 


Einnahmen: 
XXIII 2 

I 

XXIII I 3 


6 797 127,61 


r 1949 


1951 


gen von 

256 500 DM und 
2 000 DM zu- 
sammen 


Erläuterungen 
Zu lfd. Nr. 1 und 2 

Nach dem Stande der Abrechnung am Schlüsse 
des Rechnungsjahres 1949 über die Einnahmen und 
Ausgaben, die gemäß § 5 Abs. 3 des Haushalts- 
gesetzes 1949 vom 7. Juni 1950 (BGBl. S. 199) als 
Haushaltseinnahmen und Haushaltsausgaben des 
Bundes gelten, hatte der Bund dem Kreis Lindau 


187 791,16 DM und 179 839,62 DM zu erstatten. 
Die Auszahlung war bis zum Rechnungsabschluß 
1949 nicht möglich, weil die Bestätigung der Rich- 
tigkeit des Betrages durch den Bayerischen Ober- 
sten Rechnungshof nicht vorlag. Die Beträge sind 
Entgegen §§ 30 Abs. 1 und 68 Abs. 1 RHO im 
Rechnungsjahr 1949 als Haushaltsausgaben und 
entgegen § 63 RHO bei den Verwahrungen als 
Einnahmen gebucht worden; sie wurden an den 
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Kreis Lindau im Rechnungsjahr 1950 unter Ver- 
ausgabung bei den Verwahrungen ausgezahlt. 

Zu lfd. Nr. 3 

Vgl. hierzu die Einzelbemerkung zur Bundes- 
haushaltsrechnung 1949, Einzelplan XXIII Kapi- 
tel 3 Titel 3 (Teil I Abschnitt C I 5). 

Zu lfd. Nr. 4 

Nack dem Stande der Abrechnung am Schlüsse 
des Rechnungsjahres 1949 über die Einnahmen und 
Ausgaben, die gemäß § 5 Abs. 3 des Haushalts- 
gesetzes 1949 vom 7. Juni 1950 (BGBl. S. 199) als 
Haushaltseinnahmen und Haushaltsausgaben des 
Bundes gelten, hatten die Länder Baden, Rhein- 
land-Pfalz und Württemberg-Hohenzollern eine 
Forderung an den Bund von insgesamt 
15 793 575,25 DM und der Bund an diese Länder 


eine Gegenforderung von insgesamt 22 590 702,86 
DM. Verrechnungsfähig für den Bund waren somit 
15 793 575,25 DM; statt dieses Betrages sind aber 
22 590 702,86 DM in der Haushaltsrechnung des 
Bundes für 1949 in Einnahme nachgewiesen wor- 
den. Der Unterschiedsbetrag von 6 797 127,61 DM 
wurde entgegen § 27 RHO im Rechnungsjahr 1949 
als Vorschuß gebucht; er ist im Rechnungsjahr 
1951 von den Ländern eingezahlt und im Vor- 
schußbuch vereinnahmt worden. Gemäß § 68 

Abs. 1 RHO hätte der Betrag von 6 797 127,61 
DM erst im Rechnungsjahr 1951 als Haushalts- 
einnahme nachgewiesen werden dürfen. 

Zu lfd. Nr. 1 und 3 

Die in Spalte 8 aufgeführten Beträge bedürfen 
der nachträglichen Genehmigung des Deutschen 
Bundestages und Bundesrates gemäß § 83 RHO. 


b) ImRechnungsjahr 1950 sind die nachstehenden Beträge entgegen den Vor- 
schriften des § 68 RHO in den Büchern eines anderen als desjenigen 
Rechnungsjahres als Haushaltsausgabe rechnungsmäßig nachgewiesen wor- 
den, in dem die Ausgabe oder Einnahme geleistet wurde oder ihr Entste- 
hungsgrund lag: 


Lfd. 

Nr. 


Haushalt 


Einzelplan j 
Ordentl. I Kapitel 
Haushalt | 


Titel 


2 3 4 
Ausgaben: 

VI | E 18 1 1 hinter 1 C [ 

VI ' E 12 api. j 

1 ■ 18 1 


VIII 

VIU 


VIII 


VIII 12 

VIII 8 


XII 1 

Einnahmen: 
XII 1 2 


) 

19a \ 

19 / 


19b 

19 

14 \ 

14 / 


31 


Betrag 


DM 


149 460,66 

3 025,91 
1 284,601 


948,08 


1 078,45! 


59 629, 


790 000 - 


Ist War zu 

gebucht 1 buchen 


im Rechnungsjahr 


1950 


1950 i 




1950 


I 

( 1950 | 

l 1 

i 

( 1950 ! 

I 

1950 

1950 


1949 

1949 

1949 


1949 

1949 

1951 

19*19 


Bei richtiger Buchung wäre 


eine Haus- 
haltsüber- 
schreitung 
entstanden von , 

DM 

8 ! 


149 460,66 


die Haushaltsüber- 
schreitung 
höher | geringer 
gewesen um 
DM 


! 


10 


3 025,91' — 

— 1 2 232,68*) 

1 284, 60 ! — 


[Zu Nr. 3 und 4 
) Titel 19a und 


948, 08j — 


1 036,02**) 


Bemerkungen 


11 


- 1950 — 
gegenseitig 


19b 
sind 

deckungsfällig 
Die Überschrc'- 
tung ist bei Titel 
19a nachgewiesen. 


[Zu Nr. 5 

**) Statt einer 
Wenigerausgabe 
von 42,43 DM. 

Zu Nr. 7 

Der Betrag setzt 
sich aus 10 Ein- 
zelbeträgen zu- 
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Erläuterungen 

Zu lfd. Nr. 1 

Vgl. hierzu die Einzelbemerkung zur Bundes- 
haushaltsrechnung 1950, Einzelplan VI Kapitel 
E 18 Titel 11 (Teil I Abschnitt C II 6). 

Zu lfd. Nr. 2, 3 und 4 

Die Beträge sind versehentlich im Rechnungsjahr 
1950 gebucht. 

Zu lfd. Nr. 5 

Es handelt sich um Fernsprechgebühren, die in 
den Monaten Januar und Februar 1950 entstanden 
sind und daher gemäß § 68 Abs. 1 RHO zu Lasten 
des Rechnungsjahres 1949 zu buchen waren. Sie 
sind zu Lasten des Rechnungsjahres 1950 gebucht 
worden, weil die Mittel des Rechnungsjahres 1949 
zur Deckung aller auf Kapitel 8 Titel 14 ent- 
fallenden Ausgaben nicht ausreichten. 

Zu lfd. Nr. 6 

Die Rechnungsbeträge von zusammen 59 629 DM 
sind, da Mittel für das Rechnungsjahr 1950 noch 
vorhanden waren, für dieses Rechnungsjahr an- 
gewiesen, obwohl die Lieferungen und Leistungen 
erst im April 1951 ausgeführt worden sind. Die 
Ausgaben hätten nach § 68 RHO zu Lasten des 
Rechnungsjahres 1951 gebucht werden müssen. 

Zu lfd. Nr. 7 

Vgl. die Ausführungen in der Denkschrift für 
1949 und 1950 Teil IV Abschnitt Bundesministe- 
rium für Verkehr Nr. 1 a. 


Zu lfd. Nr. 1 bis 5 

Die in den Spalten 8 und 9 aufgeführten Be- 
träge bedürfen noch der nachträglichen Geneh- 
migung des Deutschen Bundestages und Bundes- 
rates gemäß § 83 RHO. 

D. Vorbehalte 

(§ 107 Abs. 4, § 108 Abs. 2 RHO) 

I. Rechnungsjahr 1949 und 1950 

Zu den in der Anlage 2 aufgeführten Haushalts- 
stellen behält sich der Bundesrechnungshof die Auf- 
stellung von Bemerkungen vor, weil die Ver- 
handlungen über die Ergebnisse der Prüfung der 
bei diesen Haushaltsstellen rechnungsmäßig nach- 
gewiesenen Einnahmen und Ausgaben noch nicht 
abgeschlossen sind und der Bundesrechnungshof 
infolgedessen eine endgültige Entscheidung noch 
nicht hat treffen können. 

II. Vorbehalte aus Vorjahren 

Die in den Bemerkungen zu den Haushaltsrech- 
nungen der Verwaltung des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiets für die Rechnungsjahre 1947 bis 1949 
im Abschnitt D gemachten allgemeinen Vorbehalte 
können noch nicht aufgehoben werden, weil noch 
nicht in allen Fällen die Verhandlungen abgeschlos- 
sen und endgültige Entscheidungen getroffen wer- 
den konnten. 

Frankfurt (Main), den 8. Januar 1954 

Bundesrechnungshof 

Mayer 
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Anlage 1 


In den Bundeshaushai tsrechnungen 1949 (21. Sep- 
tember 1949 bis 31. März 1950) und 1950 sind 


— außer einer Anzahl bedeutungsloser Schreib- 
fehler — folgende Druckfehler festgestellt worden: 


Seite 

100 

117 

157 


255 

290 

295 

297 

298 


321 

322 
348 

408 

409 
445 
465 


Rechnungsjahr 1949 


Haushaltsstelle Spalte 


Einzelplan V 

Kapitel 1 Titel 24 

6 

Einzelplan VI 

Kapitel 1 Titel 31 

11 

Einzelplan VIII 

Kapitel 4 

Summe Titel 1 — 10 

10 

Einzelplan VIII 

Kapitel 4 Titel 14 

11 

Einzelplan X 

Einnahme Kapitel 1 Titel 13 

11 

Einzelplan X 

Kapitel 1 Titel 60 b 

5 

Einzelplan X 

Zu Titel 33 Zeile 10 

13 

Einzelplan X 

Summe Kapitel 2 2. Zahl 

12 

Einzelplan X 

Kapitel 5 Titel 31 Zeile 2 
des Haushaltsvermerks 

3 

in der 4. Zeile daselbst 
im 2. Absatz daselbst sind 
die Worte „zur Hälfte für 
Zwecke des Versuchsgutes“ 
zu streichen 

Einzelplan X 

Kapitel 10 Titel 14 

12 

Einzelplan X 

Kapitel 10 Titel 23 

6 

Einzelplan X 

Kapitel E 19 

Summe Kapitel E 19 

6 

Einzelplan XII 

Kapitel 4 Titel 5 

6 

daselbst Titel 6 a 

6 

Einzelplan XII 

Kapitel 4 Titel 4 

7 

Einzelplan XII 

Kapitel 14 Titel 14 

11 

Einzelplan XII 

Kapitel E 14 Titel 13 

11 


unrichtig richtig 

DM DM 


9 650,34 

9 650,24 

24 801,37 

24 801,38 

3 504,— 

3 504,07 

41 706,58 

41 707,58 

304 776,09 

304 778,09 

553,48 

—553,48 

54 651,38 

54 641,38 

6 202,20 

6 202,28 

Kap. 5 Tit. 14 

10 000,— 

Kap. 5 Tit. 13 
1 000,— 


425 766,40 

425 766,49 

25 750,93 

25 750,31 

9 497,95 

9 497,65 

39 373,06 

2 253,21 

39 373,01 

2 253,26 

1 482 900,— 

1 842 900,— 

39,24 

39,74 

12,31 

36,66 


30 


Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

DM ' 

richtig 

DM 

483 

Einzelplan XIV 

Kapitel 1 Titel 16 

11 

19 729,— 

19 729,25 

484 

Einzelplan XIV 

Kapitel Eli Titel 3 

4 

5 343,51 

5 343,52 

511 

Einzelplan XVII 

Kapitel 1 Titel 3 

7 

7511,19 

> 

551 

Einzelplan XXIII 

Kapitel 5 Titel 2 

11 

26 304,54 

21 304,54 

595 

Einzelplan XXVI 

Summe Kapitel 4 (III a, 4) 

11 

827 836,78 

827 336,78 

608 

Einzelplan XXVI 

Kapitel E 16 Titel (1) 

Zeile 3 

3 

Tit. 2 

Tit. 1 

623 

Einzelplan V 
(Anlage I) 

Kapitel E 12 Titel 7 a 

4 

10 069,18 

16 069,18 

638 

Einzelplan IX a 
(Anlage I) 

Kapitel 1 Titel 4 

4 

294 247,— 

294 247,45 

679 

Einzelplan XXVI 

Lfd. Nr. 39 (Anl. III) 

Kapitel 

2 

1 

3 


Rechnungsjahr 1950 

VI — VIII (Vorbericht) siehe am Ende der Druckfehleraufstellung 


XXI (Vorbericht) 



XXVII unter e) 


35,72 

35,27 


daselbst unter g) 


1,55 

1,52 




2,75 

2,79 




7,16 

7,62 


daselbst in der Zeile Summe 


335,12 

335,09 




1 125,48 

1 125,52 




69,11 

69,12 


daselbst nächste Zeile Summe 


335,12 

335,09 




69,1 1 

69,12 


daselbst Zeile Gesamtfehl- 





betrag (letzte Zeile) 


430,36 

430,39 




164,24 

164,28 




33,49 

33,48 

28 

Einzelplan XXVI (Gesamt- 





rechnung) 

6 

4 354 115 941,67 

3 354 115 941,67 

49 

Einzelplan XXIII 

8 

14 455 528,42 

14 555 528,42 

51 

Einzelplan XVI 

11 

1 595,23 

12 595,23 

21 

Einzelplan VIII Kapitel 4 

9 

161 264 000,— 

101 264 000,— 

185 

Einzelplan VI 





Summe Kapitel 1 

10 

8 489,42 

5 489,42 
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Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 




DM 

DM 

233 

Einzelplan VI 

Summe Titel 1 bis 10 

Kapitel 8 

7 

509 000,— 

5 909 000,— 

278 

Einzelplan VI 

Kapitel E 19 (neu) Titel 5 

4 

370 670,84 

378 670,84 

519 

Einzelplan X 

Kapitel 11 Titel 3 

ii 

12 684,85 

> 


daselbst 

10 

' 3 

12 684,85 

524 

Einzelplan X 

Kapitel 1 Titel 14 

6 

833 766,83 

333 766,83 

748 

Einzelplan XII 
Außerplanmäßig: 

3 

Leussen 

Lauffen 

788 

Einzelplan XIII 

B. Außerordentlicher Haushalt 

1 

i 

2 

798 

Einzelplan XIV 

Kapitel 1 Titel 34 

3 

In der Zweckbestimmung 

fehlt derVer- 




merk „Die Einnahmen an Zinsen und 




Tilgungsbeträgen fließen 

den Mitteln 




zu. Die Mittel sind übertragbar.“ 

835 

Einzelplan XVII 

Kapitel 1 Titel 7b 

9 

1 000,— 

1 200,— 

854 

Einzelplan XXI 

Kapitel 1 

Summe Titel 1 bis 10 

6 

24 833,35 

245 833,35 

899 

Einzelplan XXIII 

Vermerk zu Titel 4 

Betr. Einzelplan X 

13 

148 267,62 

149 411,22 


daselbst Summe 


206 905,46 

207 049,06 

914 

Einzelplan XXIV 

Kapitel 2 Titel 36 

4 

912,28 

921,28 

947 

Einzelplan XXVI 

Kapitel 4 Titel 24 

9 

47 200,— 

47 300,— 

969 

Kapitel 6/8 Titel 31 

4 

70 400,16 

70 410,16 

981 

Kapitel X/9 

Unter dem Summenstrich 





obere Zahl 

4 

65 834,22 

65 834,12 

982 

wie vor Übertrag 

4 

65 834,22 

65 834,12 

983 

Kapitel X/E 15 





Titel hinter 2 

5 

Kapitel E 15 Kapitel E 15 




Titel 3 

Titel 8 

984 

Kapitel X/E 15 
- Zusammen Einzelplan X - 

4 

102 653,17 

102 653,27 

990 

Kapitel XII/E 22 

Titel hinter 81 

5 

Leusien 

Lauffen 

991 

Titel hinter 81 

1. Zeile 

5 

Telpte 

Telgte 
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Seite 


Haushaltsstelle 


Spalte 


unrichtig 

DM 


richtig 

DM 


995 

Kapitel 23/9 Titel 4 

5 

Einzelplan X 

149 267,62 

149 411,22 


daselbst zusammen s 


206 905,46 

207 049,06 



4 

— 206 905,46 

— 207 049,06 


daselbst letzte Zahl 


— 291 471,36 

— 291 614,96 


Einzelplan XXIII 


— 291 471,36 

— 291 614,96 


Summe 


927 692 110,43 

927 691 966,83 


daselbst übernächste Zeile 


927 744 494,81 

927 744 351,21 


daselbst Gesamtsumme 


1 015 015 446,82 

1 015 015 303,22 


Zur Kontrolle: 

Gesamtsumme 


1 015 015 446,82 

1 015 015 303,22 


auf der folgenden Zeile 


291 471,36 

291 614,96 

1042 

I. Summe 

4 

31 335 108,81 

31 335 108,01 

1050 


12 

3. Zeile 

36 879 039,15 

36 879 030,15 

1074 

Bestand Konto B 

4 

letzte Zeile 

1951 

1950 

1078 

Bestand Konto B 

4 

letzte Zeile 

1950 

1951 


VI — VIII Vorbericht 

In dem Vorbericht zur Bundeshaushaltsrechnung 
1950 werden auf Seite VI am Schlüsse der Nr. 5 
die Mehreinnahmen abgerundet mit 627,97 Mio 
DM und die Wenigereinnahmen mit 1 058,34 Mio 
DM richtig angegeben. Die Aufstellung auf Seiten 
VI bis VIII über die Beträge, die auf die Einzel- 
pläne entfallen, schließt dagegen auf Seite VIII un- 


ten mit einer Gesamtsumme von nur 621,16 Mio 
DM Mehreinnahmen und 1 054,82 Mio DM We- 
nigereinnahme ab. Die Differenz ist darauf zurück- 
zuführen, daß bei der Aufteilung auf die Einzel- 
pläne mehrmals unrichtig abgerundet wurde. 

Auf den Abschluß der Bundeshaushaltsrechnungen 
1949 und 1950 haben die Druckfehler keinen Ein- 
fluß. 
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Anlage 2 


Nachweisung 

der Haushaltsstellen, zu denen die Aufstellung von Bemerkungen Vorbehalten bleibt 

(§ 107 Abs. 4 RHO) 


a) Allgemeine Vorbehalte für die Rechnungsjahre 
1949 und 1950 

Der Bundesrechnungshof behält sich die Aufstel- 
lung von Bemerkungen allgemein vor, 

1. wegen der Ausgaben, über die für einen länge- 
ren Zeitraum als ein Rechnungsjahr durch 
Titelbücher oder über die noch durch beson- 
dere Bau- oder sonstige Rechnungen Rechnung 
zu legen ist, 


2. wegen der Haushaltsmittel, die außerhalb der 
Bundesverwaltung stehenden Stellen zur Er- 
füllung bestimmter Zwecke zur Verfügung ge- 
stellt worden sind (§ 64 a RHO) und deren 
bestimmungsmäßige Verwendung der Bundes- 
rechnungshof noch zu prüfen hat, 

3. wegen der Einnahmen und Ausgaben, die in 
Büchern oder Rechnungen nachgewiesen wer- 
den, deren Prüfung nach § 93 RHO Verwal- 
tungsbehörden übertragen worden ist, und die 
daher vom Bundesrechnungshof nur von Zeit 
zu Zeit angefordert werden. 


b) Einzelvorbehalte 


Lfd. Nr. 

Einzelplan 

Ordentlicher i 

Einnahme 

oder Außer- ? 

ordentlicher ,° er . 

— AoH — Aus f be 

Haushalt 

Kapitel 

Titel 

Zweckbestimmung 


VI 

Rechnungsjahr 1949 

: 



i Bundesministerium des Innern 

1 


OH : A 

2 


Statistisches Bundesamt 



! 


33 

Für die Durchführung der Ar- 
| beiten der Arbeitsgemeinschaft 

1 ür Raumforschung 

i 


XXII 




! 

1 

Sonderhaushalt Besatzungsko.sten 

2 


OH A 

1 


Besatzungskosten 



1 

1 


31 

i 

Leistungen für das Zweimächte- 
Kontrollamt 

3 

XXIII 

1 OH E 

1 

1 

! i 

i 

Allgemeine Finanzverwaltung 

Ablieferungen von Verkehrs- 
betrieben 

Ablieferungen der Deutschen 
Bundesbahn 
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Lfd. Nr. 

i Einzelplan 

! 

Ordentlicher ! 

—OH— | 
oder Außer- 
ordentlicher 
— AoH — 
Haushalt 

Einnahme 
— E— 
oder 
Ausgabe 
— A— 

; 

Kapitel i 

' 

Titel 

Zweckbestimmung 



Rechnungsjahr 1950 





IV 

■ 





Bundeskanzler und Bundes- 
kanzleramt 

1 

i 

OH 

A 

3 


Dienststelle für Auswärtige An- 
gelegenheiten 


' 




31 

Kosten der Lehrgänge zur Aus- 
bildung von Anwärtern des 
höheren Auswärtigen Dienstes 


1 

1 

V 

j 




Bundesministerium für den 
Marshallplan 

2 

i 

AoH 

E 

| 

1 

sämtliche 

Bundesministerium für den 
Marshallplan 

3 

j 

i 

! 


A 

1 

sämtliche 

Bundesministerium für den 
Marshallplan 


1 VI 

1 




Bundesministerium des Innern 

4 


OH 

E 

14 

sämtliche 

Institut für Raumforschung 

5 


i 

A 

14 

sämtliche 1 

Institut für Raumforschung 


VII 

: 

| 


i 

j 

Bundesministerium der Justiz 

6 


OH 

E 

1 


Bundesministerium der Justiz 



1 


. 

! 

i 

; 

4 

1 

i 

Einnahmen aus Veröffent- 
lichungen 


X 

j 


i 

j 

Bundesministerium für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten 

7 

1 

OH 

A 

E 11 


Bundesministerium für Ernäh- 


rung, Landwirtschaft und Forsten 

20 Preisausgleich für eingeführte 

Lebens- und Futtermittel, für 
Düngemittel, für Bergarbeiter- 
spitzenzulagen und für Kon- 
sumbrot sowie Frachtverbilli- 
gung für Kartoffeln und Kar- 
toffelflocken und Stützung der 
inländischen Flachs- und Fianf- 
preise 


35 




Lfd. Nr. 

Einzelplan 

Ordentlicher 
—OH— 
oder Außer- 
ordentlicher 
— AoH — 
Haushalt 

Einnahme 
— E— 
oder 
Ausgabe 
-A- 

Kapitel 

Titel 

Zweckbestimmung 


XI 





Bundesministerium für Arbeit 

8 


OH 

A 

1 c 

sämtliche 
bis auf 39 

Sozialversicherung 


XXII 





Finanzielle Hilfe für Berlin 

9 


OH 

E 

außerplan- 

mäßig 

i 

! 

Rückzahlung des der Stadt Berlin 
zur Finanzierung der Berliner 
Kohlenvorräte aus Einzel- 

plan XXII Kapitel E 11 Titel 2 
für das Rechnungsjahr 1950 zur 
Verfügung gestellten Kredits 

10 


OH 

A 

E 11 

2 

Kredit für die Kohlenbevorratung 
Berlins 

11 


AoH 

A 

1 

2 

Für Restausfuhrzahlungen auf 
dem Gebiete der gewerblichen 
Wirtschaft aus ERP-(GARIOA-) 
Mitteln 

12 


1 

I 



3 

Zur Förderung des Absatzes der 
Westberliner Wirtschaft in den 
Dollarraum 


XXIII 

I 




Allgemeine Finanzverwaltung 

13 


OH 

E 

1 


Ablieferungen von Verkehrs- 
betrieben 



i 

i 

i 



1 

Ablieferungen der Deutschen 
Bundesbahn 

14 


i 


6 


Interessenquoten der Länder 

15 





2 

Kriegsfolgenhilfe 





3 

Umsiedlung und Auswanderung 

16 

i 




6 

Kriegsopferversorgung 
einsdhl. Verwaltungskosten 

17 

XXIV 

OH 

E 

sämtliche 

sämtliche 

Besatzungskosten und Auftrags- 
ausgaben 



! 

A 

sämtliche 

sämtliche 


18 

XXV 

! 

OH 

E 

sämtliche 

sämtliche 

Besatzungskosten und Auftrags- 
ausgaben der Auslaufzeit 1949 



! 

A 

l 

sämtliche 

sämtliche 
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Ordentlicher 
— OH— 

Einnahme 

E 

J 



Lfd. Nr. 

Einzelplan 

oder Außer- 
ordentlicher 
— AoH — 
Elaushalt 

oder 

Ausgabe 

-A- 

Kapitel 

Titel 

Zweckbestimmung 


XXVI 





Soziale Kriegsfolgelasten 

19 


OH 

E 

i 

sämtliche 

Kriegsfolgenhilfe 

20 




2 

sämtliche 

Umsiedlung und Auswanderung 

21 




4 


Kriegsopferversorgung 






ii 

Erstattung von Versorgungs- 
gebührnissen 




A 

1 


Kriegsfolgenhilfe 

22 





31 

Kosten der individuellen Für- 
sorge 

23 


t 

| 

! 

1 | 

32 

Kosten der von der Bundes- 
regierung als Grenzdurchgangs- 
lager anerkannten Einrichtun- 
gen und der Rückführung von 
Deutschen aus dem Auslande 
und aus den unter fremder 
Verwaltung stehenden deut- 
schen Gebietsteilen 

24 

1 

1 



33 

i 

Kosten der sonstigen Durch- 
gangs- und Wohnlager 

25 




2 

sämtliche 

Umsiedlung und Auswanderung 

26 




4 


Kriegsopferversorgung 





. 

35 

Berufsfürsorge für Kriegs- 
beschädigte 


XXVII 

p ; 

i 



Sonstige Kriegsfolgelasten 

27 


' OH 

E 

sämtliche 

sämtliche 



1 


A 

sämtliche 

1 

sämtliche 

i 

! 

i 

i 
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A. Vorbemerkung 

1. Nach § 107 Abs. 2 RHO ist mit den vom Bun- 
desrechnungshof auf Grund des § 107 Abs. 1 
aufzustellenden Bemerkungen ein Bericht dar- 
über zu verbinden, welche wesentlichen An- 
stände sich aus der Prüfung von Unternehmen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit (Abschnitt IVa 
RHO) ergeben haben. 

2. Abschnitt IVa RHO bezieht sich nach dem 
Wortlaut des § 110 mit Ausnahme des § 117 
nur auf Unternehmen des Privatrechts (einschl. 
Genossenschaften), dagegen nicht auf „Unter- 
nehmen“ in der Form von juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts (vgl. §88 Abs. 3 RHO). 
Das Haushaltsrecht enthält bisher für Unter- 
nehmen des Öffentlichen Rechts keine dem 
§ 107 Abs. 2 RHO entsprechende Vorschrift. 
Bei der Prüfung von Unternehmen des priva- 
ten und des öffentlichen Rechts ergeben sich 
zum Teil die gleichen Fragen. Auch das Prü- 
fungsverfahren stimmt im allgemeinen über- 
ein. Der Bundesrechnungshof hält es deshalb 
bis zu einer gesetzlichen Regelung für zweck- 
mäßig, den Bericht nach § 107 Abs. 2 RHO 
auf alle Unternehmen zu erstrecken, die in der 
Form von juristischen Personen des privaten 
und des öffentlichen Rechts betrieben werden. 

3. Dieser Bericht nach dem Stande vom 31. De- 
zember 1953 ist der erste, der über die Prü- 
fung der wirtschaftlichen Betätigung des Bun- 
des erstattet wird. 

4. Der Bericht bezieht sich auf eine Zeit, in der 
es Aufgabe der Behörden war, die Beteiligungen 
des Reichs und des ehemaligen Landes Preu- 
ßen an Unternehmen sowie das im Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes belegene Vermögen 
der Unternehmen zu erfassen und die Verwal- 
tung neu zu ordnen. Der Bundesrechnungshof 
hält es deshalb für angebracht, in dem Bericht 
einen Überblick über die Unternehmen des 
Reichs und des ehemaligen Landes Preußen 
und über die damit zusammenhängenden wich- 
tigeren Fragen zu geben. 

5. Der Rechnungshof im Vereinigten Wirtschafts- 
gebiet und anschließend der Bundesrechnungs- 
hof waren ebenso wie der frühere Rechnungs- 
hof für die britische Zone seit ihrer Errichtung 
bemüht, sich einen Überblick über die Unter- 
nehmen des Reichs und des ehemaligen Landes 
Preußen sowie über ihre rechtlichen und wirt- 
schaftlichen Verhältnisse zu verschaffen. Als 
Unterlagen standen ihnen zunächst Beteili- 
gungsverzeichnisse des früheren Reichsfinanz- 
ministeriums, des ehemaligen Rechnungshofes 


des Deutschen Reichs und der früheren Preußi- 
schen Oberrechnungskammer, Erhebungen der 
Oberfinanzpräsidenten der britischen Besat- 
zungszone und Berichte der in dieser Zone mit 
der Prüfung von Unternehmen beauftragten 
Prüfer zur Verfügung. Das angestrebte Ziel 
wurde für die britische Zone, in der die Mehr- 
zahl der Unternehmen Sitz oder Vermögen hat, 
alsbald im wesentlichen erreicht. Der Rech- 
nungshof im Vereinigten Wirtschaftsgebiet und 
der Bundesrechnungshof waren deshalb in der 
Lage, den Bundesministern frühzeitig über die 
Unternehmen Material zur Verfügung zu stel- 
len und bei den Vorarbeiten für die hier maß- 
geblichen Bundesgesetze beratend mitzuwirken. 

6. Im Teil B I des Berichts (Nr. 12 bis 47) wer- 
den insbesondere die rechtlichen Verhältnisse 
der Unternehmen des Reichs und des ehemali- 
gen Landes Preußen, die sich durch die Gesetze 
der Besatzungsmächte ergeben haben, und die 
Gesetzgebung des Bundes, soweit sie für die 
Unternehmen Bedeutung hat, dargestellt. 

7. Die von der Verwaltung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebiets und vom Bund errichteten 
Unternehmen werden im Teil B II des Be- 
richts (Nr. 48 bis 53) behandelt. 

8. Der Bundesrechnungshof hält es auch für 
zweckmäßig, in seinem ersten Bericht nach 
§ 107 Abs. 2 RHO die für die Prüfung der 
Unternehmen geltenden Grundsätze kurz dar- 
zulegen (vgl. Teil C I, Nr. 54 bis 69). 

9. Der Bundesrechnungshof hat es als eine vor- 
dringliche Aufgabe angesehen, frühzeitig auf 
die Durchführung der gesetzlich vorgesehenen 
Prüfungen hinzuwirken. 

10. Er sieht davon ab, in diesem Bericht Ergebnisse 
der Prüfungen für die Zeit vor der Währungs- 
umstellung mitzuteilen. Ihnen kommt heute 
durchweg nur noch geringe Bedeutung zu. Es 
bleibt aber Vorbehalten, in späteren Berichten 
auf einzelne Fragen einzugehen, soweit sie im 
Zusammenhang mit der Prüfung der DM-Er- 
öffnungsbilanzen und der Geschäftsführung 
in den folgenden Jahren wichtig sind. 

11. Die Entflechtungsmaßnahmen der Besatzungs- 
mächte, die Gesetzgebung des Bundes auf den 
Gebieten des Handelsrechts und des Steuer- 
rechts, die erst in der zweiten Hälfte des Jah- 
res 1951 begonnene Überleitung der Verwal- 
tung von Beteiligungen des Reichs und des 
ehemaligen Landes Preußen auf den Bund so- 
wie die bei zahlreichen Beteiligungen notwen- 
dige Klärung der rechtlichen Verhältnisse 
haben bewirkt, daß die Prüfungen noch nicht 
für alle Unternehmen genügend gegenwarts- 
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nahe sind. Im Teil C II des Berichts (Nr. 70 
bis 82) wird hierauf eingegangen. Dort wer- 
den auch Anregungen des Bundesrechnungs- 
hofs für die Durchführung der Prüfungen und 
Stellungnahmen grundsätzlicher Art wieder- 
gegeben. 

B. Überblick über die Unternehmen des 
Deutschen Reichs, des ehemaligen Landes 
Preußen und des Bundes unter Berück- 
sichtigung ihrer vermögensrechtlichen 
Verhältnissen seit der Besetzung 

I. Unternehmen des Reichs und des ehemaligen 
Landes Preußen 

a) Entwicklung bis zur Besetzung 

12. Das Deutsche Reich und das ehemalige Land 
Preußen haben im Laufe der Jahre zahlreiche 
Unternehmen des privaten und des öffentli- 
chen Rechts errichtet und auch Anteile beste- 
hender Unternehmen des Privatrechts er- 
worben. 

13. Die Unternehmen des privaten Rechts sind 
überwiegend Aktiengesellschaften oder Gesell- 
schaften mit beschränkter Haftung. In einigen 
Fällen bestehen auch Beteiligungen an Genos- 
senschaften sowie (mittelbar) an bergrecht- 
lichen Gewerkschaften, offenen Handelsgesell- 
schaften und Kommanditgesellschaften. 

14. Reich und Preußen besaßen im Zeitpunkt der 
Besetzung (unmittelbar und mittelbar) Betei- 
ligungen vor allem an Unternehmen des Stein- 
kohlen-, Braunkohlen- und Erzbergbaues, der 
Energiewirtschaft sowie der eisen- und metall- 
erzeugenden und -verarbeitenden Industrie 
(einschl. der Aluminiumerzeugung und -Ver- 
arbeitung), an Wohnungs- und Siedlungsge- 
sellschaften, an Unternehmen der Filmwirt- 
schaft (Herstellung, Vertrieb und Vorführung), 
an Verkehrsunternehmen (Bahnen, Reedereien, 
Luftverkehrsunternehmen, Hafengesellschaf- 
ten usw.), an Kreditinstituten und an Prüfungs- 
gesellschaften. 

15. Reich und Preußen waren im Zeitpunkt der 
Besetzung an mehreren hundert Gesellschaf- 
ten unmittelbar beteiligt. Überwiegend handelt 
es sich hierbei um Wohnungs- und Siedlungs- 
gesellschaften sowie um Verkehrsunternehmen. 

16. Ein erheblicher Teil der Gesellschaften des 
Reichs ist in den folgenden Konzernen zusam- 
mengeschlossen: 


Vereinigte Industrie-Unternehmungen 
AG. (Viag) 

AG. für Berg- und Hüttenbetriebe 
(Reichswerke-Montanblock) 

Reichswerke AG. für Binnenschiffahrt 
Bank der Deutschen Luftfahrt AG. 
Cautio-Treuhandgesellschaft mbH. (Film- 
wirtschaft). 

17. Das ehemalige Land Preußen hat einen Teil 
seiner wichtigsten Gesellschaften in der 

Vereinigte Elektrizitäts- und Bergwerks- 
AG. (Veba) 
zusammengefaßt. 

18. Als juristische Personen des öffentlichen Rechts 
haben Reich und Preußen vor allem Kredit- 
institute errichtet. Im Zeitpunkt der Besetzung 
bestanden folgende Institute: 

Deutsche Zentralgenossenschaftskasse 
Deutsche Siedlungsbank 
Deutsche Landesrentenbank 
Deutsche Rentenbank-Kreditanstalt 
Preußische Staatsbank (Seehandlung) 
Preußische Landespfandbrief anstalt. 

b) Entwicklung nach der Besetzung, insbeson- 
dere auf Grund der alliierten Gesetzgebung 

(bis zum Inkrafttreten des Gesetzes zur 
vorläufigen Regelung der Rechtsverhält- 
nisse des Reichsvermögens und der preußi- 
schen Beteiligungen vom 21. Juli 1951 — 
sogen. Vorschaltgesetz — ) 

19. Die Unternehmen des Reichs und des ehemali- 
gen Landes Preußen wurden nach der Beset- 
zung durch das Militärregierungsgesetz Nr. 52 
der Beschlagnahme, Weisung, Verwaltung, 
Aufsicht oder sonstigen Kontrolle unterworfen. 
Mit der Wahrnehmung der Rechte aus den Be- 
teiligungen an Unternehmen, deren Sitz sich 
in der britischen Zone befindet, und mit der 
Verwaltung des in dieser Zone belegenen Ver- 
mögens von Unternehmen, die ihren Sitz 
außerhalb der Zone haben, waren von der Be- 
satzungsmacht im allgemeinen die Oberfinanz- 
präsidenten beauftragt. In bestimmten Fällen 
wurden auch Landesregierungen eingeschaltet. 
Für ein Unternehmen oder einen Konzern war 
jeweils grundsätzlich nur eine Behörde zustän- 
dig. Sonderregelungen bestanden für Gesell- 
schaften des Kohlenbergbaues, der Eisen- und 
Stahlindustrie sowie der Filmwirtschaft (vgl. 
Nr. 29/30). Im amerikanischen und im franzö- 
sischen Besatzungsgebiet wurde die Verwaltung 
der Beteiligungen oder von Vermögen der Un- 
ternehmen jeweils für den Bereich eines Landes 
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einem Landesminister oder dem Landesamt für 
Vermögensverwaltung und Wiedergutmachung 
übertragen. Für einzelne Beteiligungen war die 
Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsge- 
biets Treuhänder. 

20. Die Militärregierungen oder die erwähnten 
deutschen Behörden bestellten in ihrem Ge- 
biet grundsätzlich Verwalter für die Beteiligun- 
gen oder für Vermögen der Unternehmen. Des- 
halb kam eine einheitliche Geschäftsführung 
bei denjenigen Unternehmen, die Vermögens- 
gegenstände in mehreren Besatzungsgebieten 
(Ländern) des Geltungsbereichs des Grundge- 
setzes hatten, im allgemeinen nicht zustande. 
Ein Zentral Verwalter für das Vermögen eines 
Unternehmens in verschiedenen Besatzungsge- 
bieten wurde nur ausnahmsweise bestellt. 

21. Nach Art. 134 Abs. 1 GG wird das Vermö- 
gen des Reichs grundsätzlich Bundesvermögen. 
Dementsprechend werden auch die Beteiligun- 
gen des Reichs an Unternehmen des privaten 
und des öffentlichen Rechts grundsätzlich Bun- 
desvermögen. Die Beteiligungen des ehemali- 
gen Landes Preußen an Unternehmen des pri- 
vaten Rechts gehen nach Art. 135 Abs. 6 Satz 1 
GG auf den Bund über. Preußische Beteiligun- 
gen an Unternehmen in der Form von juristi- 
schen Personen des öffentlichen Rechts können 
nach Art. 135 Abs. 4 GG durch Bundesgesetz 
auf den Bund übertragen werden, wenn ein 
überwiegendes Interesse des Bundes es erfor- 
dert. 

22. Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, 
die Art. 134 Abs. 1 und 135 Abs. 6 Satz 1 GG 
seien unmittelbar geltendes Recht. Demgegen- 
über ist auch der Standpunkt eingenommen 
worden, beide Vorschriften seien nur Pro- 
grammsätze, die lediglich Richtlinien darüber 
enthielten, wie die in Art. 134 Abs. 4 und 135 
Abs. 6 Satz 2 GG vorgesehenen Bundesgesetze 
zu gestalten seien. 

23. Die Rechtslage war für längere Zeit unüber- 
sichtlich, weil die amerikanische Militärregie- 
rung vor dem Inkrafttreten des Grundgesetzes 
das Gesetz Nr. 19 und das französische Ober- 
kommando nach dem Inkrafttreten des Grund- 
gesetzes die Verordnung Nr. 217 erlassen hat- 
ten (vgl. Nr. 27). 

24. Das am 20. April 1949 in Kraft getretene Ge- 
setz Nr. 19 der amerikanischen Militärregie- 
rung übertrug das Reichsvermögen und das 
preußische Vermögen grundsätzlich auf die 
Länder. Es enthielt besondere Bestimmungen 
über Vermögenswerte von juristischen Personen, 
die ihren Sitz außerhalb des Geltungsbereichs 


des Gesetzes Nr. 19 (u. U. der drei Westzonen) 
hatten, und an denen das Reich oder das Land 
Preußen eine Mehrheitsbeteiligung besaß. 
Solche Vermögenswerte waren treuhänderisch 
auf dasjenige Land zu übertragen, in dem sich 
die Werte befanden. Sie sollten in erster Linie 
einer neu zu gründenden Gesellschaft, u. U. 
aber den Ländern zufallen. Einige Länder ver- 
traten entgegen der Auffassung der Bundes- 
regierung die Ansicht, auch Vermögen von Un- 
ternehmen mit einer Mehrheitsbeteiligung des 
Deutschen Reichs, die ihren Sitz innerhalb des 
Geltungsbereichs des Gesetzes Nr. 19 (u. U. 
der drei Westzonen) hatten, sei auf sie als mit- 
telbares Reichs- und Staatsvermögen überge- 
gangen. Dem Bund war im Gesetz Nr. 19 aus- 
drücklich das Recht Vorbehalten worden, nach 
dem Inkrafttreten des Grundgesetzes jede Ver- 
fügung, die das Gesetz Nr. 19 zu Gunsten der 
Länder traf, aufzuheben, sofern sie dem 
Grundgesetz widersprach. Die Bundesregierung 
hat den Standpunkt eingenommen, das Gesetz 
Nr. 19 sei im wesentlichen durch Art. 134 GG 
gegenstandslos geworden. 

25. Die Verordnung Nr. 217 des französischen 
Oberkommandos vom 3. Juni 1949 bestimmte, 
daß das den Ländern übergebene Reichsvermö- 
gen bis auf gewisse Vermögensgegenstände auf 
Grund besonderer Durchführungsvorschriften 
der Länder, preußisches Vermögen dagegen so- 
fort in das Eigentum der Länder übergehe. Die 
Verordnung Nr. 217 räumte dem Bund nicht 
ausdrücklich die Befugnis ein, die auf Grund 
der Verordnung getroffenen Verfügungen 
aufzuheben. Die Bundesregierung vertrat je- 
doch die Auffassung, daß auch die durch die 
Verordnung Nr. 217 vorgenommenen Eigen- 
tumsübertragungen durch Bundesgesetz rück- 
gängig gemacht werden könnten. 

26. Die am 6. September 1949 in Kraft getretene 
Verordnung Nr. 202 der britischen Militär- 
regierung sah, abgesehen von Einzelregelungen, 
keine Eigentumsübertragungen vor, wies viel- 
mehr ausdrücklich auf das Grundgesetz und 
die Bundesgesetzgebung dazu hin. Das Reichs- 
und preußische Vermögen war nach der Ver- 
ordnung bis zu einer Neuregelung weiterhin 
von den Länderbehörden im Aufträge und 
nach Weisung der Bundesregierung zu verwal- 
ten. 

27. Das Gesetz Nr. 19 sowie die Verordnungen 
Nr. 217 und 202 wurden durch das Gesetz 
A-16 der Alliierten Hohen Kommission (AHK) 
vom 4. Mai 1951 im wesentlichen aufgehoben. 

28. Die durch das Grundgesetz sowie die durch die 
Gesetze und Verordnungen der Militärregie 
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rungen geschaffene Rechtslage wurde u. a. in 
den Sitzungen des Deutschen Bundestages am 
24. Januar 1951 und am 15. März 1951 erör- 
tert (Stenographische Berichte S. 4246 ff. und 
S. 4864 ff.). Eine eingehende Darstellung er- 
übrigt sich im Rahmen dieses Berichts. Einzel- 
fragen, die für die Prüfung Bedeutung haben, 
werden unter B I c (Nr. 32 bis 47) behandelt. 

29. Die Unternehmen des Viag-Konzerns, des 
Reichswerke-Konzerns (AG. für Berg- und 
Hüttenbetriebe) und des Veba-Konzerns (vgl. 
Nr. 16/17) sind durch das Gesetz Nr. 27 der 
AHK (betr. die Umgestaltung des deutschen 
Kohlenbergbaues und der deutschen Stahl- und 
Eisenindustrie), das an die Stelle der früheren 
Gesetze der amerikanischen und der britischen 
Militärregierung getreten ist, erfaßt worden. 
Die Besatzungsmächte haben die Unternehmen 
inzwischen aus der Kontrolle entlassen. Die 
Neuordnung des Reichswerke-Konzerns er- 
folgt durch die Bundesregierung. 

30. Auf dem Gebiet des Filmwesens ist durch das 
Gesetz Nr. 32 der AHK vom 20. Juli 1950, 
das die früher von den einzelnen Besatzungs- 
mächten erlassenen Rechtsvorschriften ersetzt 
hat, die Veräußerung des Lichtspielvermögcns 
des Reichs und seiner Unternehmen an Private 
sowie die Auflösung und Abwicklung der 
Unternehmen vorgeschrieben worden. Die 
AHK hat das Gesetz Nr. 32 durch das Gesetz 
Nr. A-32 vom 14. Mai 1953 zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des Bundesgesetzes zur Ab- 
wicklung und Entflechtung des ehemaligen 
reichseigenen Film Vermögens vom 5. Juni 
1953 aufgehoben. Das Bundesgesetz legt die 
Abwicklung und Entflechtung in deutsche 
Hände. Für die Abwicklung der kraft Geset- 
zes aufgelösten Gesellschaften (Cautio-Treu- 
handgesellschaft mbH. — vgl. Nr. 16 — 
und Ufa-Filmgesellschaft mbH.) sowie der- 
jenigen Gesellschaften, die durch die zuständi- 
gen Gesellschaftsorgane aufzulösen sind, gel- 
ten die allgemeinen Vorschriften des deut- 
schen Rechts, soweit das Gesetz nichts anderes 
bestimmt. 

Der Bundesrechnungshof hat die zuständi- 
gen Bundesminister gebeten, sicherzustellen, 
daß die Abwicklung der Gesellschaften und des 
unmittelbaren Filmvermögens des Reichs sei- 
ner Prüfung unterliegt. 

31. Seit Ende 1949 wurden zwischen dem Bundes- 
minister der Finanzen und den Ländern Ver- 
handlungen mit dem Ziel geführt, die Verwal- 
tung des Reichsvermögens und der preußi- 
schen Beteiligungen zunächst durch eine Ver- 
einbarung zu regeln. Der Rechnungshof stellte 


dazu dem Bundesminister der Finanzen und 
den beteiligten Bundesministern Verzeichnisse 
der ihm bekannten Beteiligungen des Reichs 
und des ehemaligen Landes Preußen zur Ver- 
fügung sowie außerdem die bei seinen Prüfun- 
gen gewonnenen Unterlagen, soweit sie für die 
Beurteilung der Unternehmen bedeutsam 
waren. Er beteiligte sich ferner an wichtigen 
Ressortbesprechungen und schlug mündlich 
durch seine Vertreter sowie schriftlich Rege- 
lungen vor, die den wirtschaftlichen Verhält- 
nissen und den Vorschriften des Haushalts- 
rechts Rechnung trugen. Dabei vertrat er die 
Auffassung, daß die Mitwirkung des Gesetz- 
gebers u. a. deshalb erforderlich sei, weil ver- 
schiedene Bestimmungen des Entwurfs der 
Vereinbarung Abweichungen von dem gelten- 
den Haushaltsrecht vorsahen. Die Verwal- 
tungsvereinbarung, die ohne gesetzliche Er- 
mächtigung abgeschlossen werden sollte, kam 
nicht zustande. An ihrer Stelle wurde das nach- 
stehend erwähnte Vorschaltgesetz erlassen. 

c) Das Gesetz zur vorläufigen Regelung der 
Rechtsverhältnisse des Reichsvermögens 
und der preußischen Beteiligungen vom 
21. Juli 1951 — das sogenannte Vorschalt- 
gesetz — 

32. Zweck des Vorschaltgesetzes ist es, durch 
Rückgängigmachung von Eigentumsübertra- 
gungen die Rechtslage herzustellen, von der 
die Art. 134 und 135 Abs. 6 GG ausgehen, 
und die Verwaltung des Vermögens vorläufig 
zu regeln. Damit ist eine einheitliche Rechts- 
grundlage für die Verwaltung des Vermögens 
geschaffen worden. 

33. Der Bundesrechnungshof hat an den Be- 
sprechungen über die Entwürfe des Vorschalt 
gesetzes und der am 26. Juli 1951 erlassenen 
Verordnung zur Durchführung des § 6 des 
Gesetzes teilgenommen. Seine Vorschläge sind 
bei den endgültigen Fassungen in wichtigen 
Punkten berücksichtigt worden. 

34. Das Vorschaltgesetz sagt nichts darüber, ob das 
Reichsvermögen und die preußischen Beteili- 
gungen an Unternehmen des privaten Rechts 
Bundesvermögen geworden sind. Die endgül- 
tige Auseinandersetzung über dieses Vermö- 
gen sowie die Regelung der Verbindlichkeiten 
des Reichs und des ehemaligen Landes Preu- 
ßen bleiben nach § 5 des Gesetzes den gemäß 
Art. 134 Abs. 4 und 135 Abs. 5 und 6 GG 
zu erlassenden Bundesgesetzen Vorbehalten. 

35. § 1 Abs. 1 des Vorschaltgesetzes macht die auf 
dem Gesetz Nr. 19 und der Verordnung 
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Nr. 217 beruhenden Übertragungen von 
Reichseigentum (also auch von Beteiligungen 
des Reichs an Unternehmen) und von Beteili- 
gungen des ehemaligen Landes Preußen an 
Unternehmen des privaten Rechts auf die Län- 
der rückgängig. Ebenso werden die Verwal- 
tungsbefugnisse der Länder, die durch das er- 
wähnte Besatzungsrecht und durch die Ver- 
ordnung Nr. 202 begründet worden sind, auf- 
gehoben. 

36. Für die Unternehmen des Reichs und des ehe- 
maligen Landes Preußen ist besonders § 2 des 
Vorschaltgesetzes bedeutsam. Danach gilt eine 
Übertragung als nicht erfolgt, soweit Eigen- 
tum und sonstige Vermögensrechte eines 
Unternehmens mit eigener Rechtspersönlich- 
keit, an dem das Deutsche Reich oder das ehe- 
malige Land Preußen am 8. Mai 1945 unmit- 
telbar oder mittelbar eine Beteiligung besaß, 
nach dem 19. April 1949 auf Grund gesetz- 
licher Vorschriften einem Lande übertragen 
worden sind. Die für solches Vermögen durch 
das angeführte Besatzungsrecht begründete 
Verwaltungsbefugnis eines Landes gilt als be- 
endet. Diese Regelungen haben die Voraus- 
setzung dafür geschaffen, daß das Vermögen 
der einzelnen Unternehmen, das sich in ver- 
schiedenen Besatzungsgebieten (Ländern) befin- 
det, wieder von den gesellschaftsrechtlichen 
Organen der Unternehmen verwaltet werden 
kann; sie bieten auch die Möglichkeit, die 
Unternehmen, die aufgelöst werden sollen, 
nach den handelsrechtlichen Grundsätzen ab- 
zuwickeln. 

37. Nach § 4 (Abs. 1) des Vorschaltgesetzes bleibt 
die Wirksamkeit rechtsgeschäftlicher Verfü- 
gungen über Eigentum und sonstige Vermö- 
gensrechte, die unter die Bestimmungen der 
§§ 1 Abs. 1 und 2 des Vorschaltgesetzes fallen, 
unberührt. Diese Vorschrift gilt jedoch nach 
§ 4 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes nicht für Ver- 
fügungen, durch die eines der Länder solche 
Vermögenswerte auf sich selbst, eine andere 
Gebietskörperschaft oder eine Anstalt des öf- 
fentlichen Rechts dieses Landes oder eine juri- 
stische Person des privaten Rechts übertragen 
hat, auf die das Land maßgeblichen Einfluß 
hat. Diese Verfügungen werden nach §4 Abs. 2 
Satz 2 aber wirksam, wenn der Bundesminister 
der Finanzen sie genehmigt. 

38. Verfügungen der Länder über Vermögen des 
Reichs und der rechtlich selbständigen Unter- 
nehmen sind in den Sitzungen des Deutschen 
Bundestages am 24. Januar 1951 und am 
15. März 1951 (Stenographische Berichte 
S. 4246 ff. und S. 4864 ff.) behandelt worden. 


Der Bundesrechnungshof hat nach dem Inkraft- 
treten des Vorschaltgesetzes im Hinblick auf 
die Ausführungen im Bundestag den Bundes- 
minister der Finanzen, dem nach § 6 Abs. 4 
des Vorschaltgesetzes ein Recht auf Auskunft 
und Einsicht in die Akten und Unterlagen 
zusteht, gebeten, rechtsgeschäftliche Verfügun- 
gen, soweit sie über den Rahmen der laufen- 
den Geschäfte der Vermögensverwaltung hin- 
ausgehen, in wirtschaftlich bedeutsamen Fällen 
zu überprüfen. Der Schriftwechsel ist für die 
wichtigsten Falle noch nicht beendet. Der Bun- 
desrechnungshof behält sich vor, hierauf er- 
forderlichenfalls in späteren Berichten einzu- 
gehen. 

39. Der Bundesrechnungshof hat den Bundesmini- 
ster der Finanzen ferner gebeten, ihm Ab- 
schriften der Schreiben zuzuleiten, durch die 
Verfügungen im Sinne des erwähnten § 4 
Abs. 2 Satz 2 des Vorschaltgesetzes genehmigt 
werden. 

40. Die Verwaltung der unter den § 1 Abs. 1 des 
Vorschaltgesetzes fallenden Eigentums- und 
sonstigen Vermögensrechte (also auch der Be- 
teiligungen des Reichs an Unternehmen und 
der Beteiligungen des ehemaligen Landes 
Preußen an Unternehmen des Privatrechts) 
obliegt auf Grund des § 6 Abs. 1 Satz l bis 
zum Inkrafttreten der gemäß Art. 134 Abs. 4 
und 135 Abs. 5 und 6 GG zu erlassenden Bun- 
desgesetze den Oberfinanzdirektionen (Bun- 
desvermögens- und Bauabteilungen), soweit 
nicht nach § 6 Abs. 2 Länder oder sonstige 
Aufgabenträger usw. zuständig sind. Die Bun- 
desregierung kann nach § 6 Abs. 1 Satz 2 die 
dem Bunde zustehende Verwaltung auch 
selbst ausüben oder anderen Stellen über- 
tragen. 

4L Die dem „zuständigen Minister“ (Fachmini- 
ster) im Abschnitt IV a RHO zugewiesenen 
Aufgaben sind in der Zentralinstanz wahrzu- 
nehmen. Der Bundesrechnungshof hat deshalb 
im September 1951 den Bundesministern vor- 
geschlagen, eine diesem Grundsatz entspre- 
chende Regelung für diejenigen Beteiligun- 
gen des Reichs und des ehemaligen Landes 
Preußen zu treffen, für deren Verwaltung der 
Bund nach dem Vorschaltgesetz zuständig ist. 
Der Bundesminister der Finanzen und die in 
Betracht kommenden Fachminister haben in- 
zwischen Vereinbarungen über die Zuständig- 
keit getroffen. Der Bundesrechnungshof be- 
hält sich dazu seine Stellungnahme vor. 
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42. Die Verwaltung von Beteiligungen des Deut- 
schen Reichs und des ehemaligen Landes Preu- 
ßen an Unternehmen mit eigener Rechtsper- 
sönlichkeit, deren Bedeutung die Verwaltung 
durch den Bund nicht erfordert, ist nach § 6 
Abs. 2 des Vorschaltgesetzes den Ländern zu 
übertragen. In einer Anlage zu § 2 der Durch- 
führungsverordnung vom 26. Juli 1951 zum 
Vorschaltgesetz sind die Beteiligungen aufge- 
führt, deren Verwaltung den Ländern zu- 
steht. Eine Ergänzung der Anlage ist Vorbe- 
halten worden. 

43. § 3 des Vorschaltgesetzes trifft eine besondere 
Regelung für die rechtlich selbständigen Unter- 
nehmen des Reichs und des ehemaligen Landes 
Preußen, die beim Inkrafttreten des Gesetzes 
ihren Sitz außerhalb des Bundesgebiets hatten 
oder deren Sitz bis zu diesem Tage ohne Sitz- 
verlegung im Handelsregister gelöscht worden 
ist. Für die Verwaltung der Vermögenswerte 
dieser Unternehmen oder für die Unter- 
nehmen kann der Bundesminister der Finan- 
zen einen Verwalter und einen Beirat be- 
stellen. Der Bundesrechnungshof hat im Inter- 
esse der Ersparung von Verwaltungskosten 
vorgeschlagen, als Verwalter möglichst eine 
Gesellschaft des Bundes vorzusehen und diese 
in geeigneten Fällen auch zum Abwickler 
solcher Unternehmen zu bestellen, die auf- 
gelöst werden sollen. Die Verwaltung oder 
Abwicklung ist schon weitgehend der unter 
Beteiligung des Bundes neu errichteten Indu- 
striebeteiligungsgesellschaft mbH. (ursprüng- 
liche Firma: Industrieverwaltungsgesellschaft 
mbH.) übertragen worden. 

44. Nach § 5 der Durchführungsverordnung vom 
26. Juli 1951 fließen, soweit nicht in der Ver- 
ordnung etwas anderes bestimmt ist, die 
Nutzungen der unter § 1 Abs. 1 des Vor- 
schaltgesetzes fallenden Vermögenswerte dem- 
jenigen zu, dem die Verwaltung zusteht. Ge- 
winnausschüttungen auf die vom Bund zu 
verwaltenden unmittelbaren Beteiligungen des 
Reichs und des ehemaligen Landes Preußen 
fließen also dem Bund zu. 

45. Werden Beteiligungen des Deutschen Reichs 
und des ehemaligen Landes Preußen an Unter- 
nehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit vom 
Bunde verwaltet, so sollen die Aufsichtsräte 
(Verwaltungsräte, Beiräte usw.) dieser Unter- 
nehmen und der von ihnen abhängigen Unter- 
nehmen nach § 7 Abs. 1 der Durchführungs- 
verordnung zum Vorschaltgesetz so zusam- 
mengesetzt werden, daß von den verfügbaren 
und auf diese Beteiligungen entfallenden Auf- 


sichtsratssitzen die einfache Mehrheit auf den 
Bund und die übrigen Sitze auf die Länder 
entfallen, soweit nicht bei abhängigen Unter- 
nehmen im Einzelfalle besondere Interessen 
der Länder oder Gemeinden (Gemeindever- 
bände) eine andere Aufteilung rechtfertigen. 
Die Aufteilung der auf Beteiligungen des 
Deutschen Reichs oder des ehemaligen Landes 
Preußen entfallenden Aufsichtsratssitze bleibt 
nach § 7 Abs. 2 a.a.O. einer besonderen Re- 
gelung im Einvernehmen mit den Regie- 
rungen der beteiligten Länder Vorbehalten, 
sofern ein Land an einem Unternehmen be- 
reits unabhängig von der Beteiligung des 
Deutschen Reichs oder des ehemaligen Landes 
Preußen beteiligt ist. Die vom Bundesrech- 
nungshof bei den Ressortbesprechungen und 
schriftlich gegen die vorgesehene Aufteilung 
der Aufsichtsratssitze erhobenen Bedenken 
sind nicht berücksichtigt worden. 

46. DasVorschaltgesetz und seine Durchführungs- 
verordnung sind in Berlin im Juni 1952 in 
Kraft getreten (vgl. § 9 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes des Bundes vom 4. Januar 
1952 sowie Art. I und III des entsprechenden 
Berliner Gesetzes vom 12. Juni 1952). Nach 
einer Vereinbarung mit Berlin wurden auch 
schon vorher die Beteiligungen des Reichs und 
des ehemaligen Landes Preußen an Unter- 
nehmen, die ihren Sitz in Berlin haben und 
denen überregionale Bedeutung zukommt, 
vom Bund nach den Grundsätzen des Vor- 
schaltgesetzes verwaltet. 

47. Eine besondere Regelung ist in dem Gesetz 
über die vermögensrechtlichen Verhältnisse 
der Bundeswasserstraßen vom 21. Mai 1951 
für die Rhein-Main-Donau AG. und die 
Neckar AG. getroffen worden. Nach § 1 
Abs. 2 des Gesetzes ist der Bund Eigentümer 
der Beteiligungen des Reichs am Grundkapital 
dieser Gesellschaften. 

II. Unternehmen des Bundes 
a) Unternehmen des privaten Rechts 

48. Die Verwaltung des Vereinigten Wirtschafts- 
gebietes beteiligte sich nach der Währungs- 
umstellung an der Errichtung der 

Frankfurter Siedlungsgesellschaft mbH. 
und der 

öffentlicher Anzeiger Verlagsgesellschaft 
mbH. (jetzt: Bundesanzeiger Verlags- 
gesellschaft mbH.). 

Die Beteiligungen sind nach Art. 133 GG 
auf den Bund übergegangen. 
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49. Der Bund hat sich an der Gründung der fol- 
genden Gesellschaften beteiligt oder, soweit 
sie schon bestanden haben, erstmalig Anteile 
daran übernommen: 

AG. für Luftverkehrsbedarf 
Deutsche Studiengesellschaft für Siedlung 
im Ausland mbH. (jetzt Deutsche Gesell- 
schaft für Siedlung im Ausland mbH.) 
FlughafenHannover-LangenhagenGmbH. 
Gesellschaft für Nebenbetriebe der 
Bundesautobahnen mbH. 
Grundstücksgesellschaft Taunusrand 
mbH. 

Helgoland-Aufbau-GmbH. 
Industrieverwaltungsgesellschaft mbH. 
(Firma jetzt : Industriebeteiligungsgesell- 
schaft mbH.) 

Kieler Ostufer GmbH. (Firma jetzt: Ver- 
waltungs- und Finanzierungs-GmbH.) 
Köln-Bonner Flughafen Wahn GmbH. 
Kurhessischer Kupferschieferbergbau 
GmbH. 

Mittelweser-AG. 

Presseclub- Wirtschaf ts-GmbH. 
Verkehrsbaut en-GmbH. 
Vertriebenen-Bank AG. (jetzt: Bank für 
Vertriebene und Geschädigte [Lasten- 
ausgleichsbank] AG.) 

Verwaltungs- und Verredinungs-GmbH. 
Verwertungsgesellschaft für Besatzungs- 
güter mbH.. 

Der Bund hat außerdem bei Kapital- 
erhöhungen einiger Gesellschaften des Reichs 
Anteilsrechte erworben. 

b) Unternehmen in der Form von juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts 

Durch Gesetze des Wirtschaftsrats des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebiets sind die nach- 
stehend aufgeführten Unternehmen in der 
Form von juristischen Personen des öffent- 
lichen Rechts errichtet worden: 

50. Kreditanstalt für Wiederaufbau (errichtet als 
Körperschaft des öffentlichen Rechts) 

(vgl. Gesetz über die Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau vom 5. November 1948; Gesetz zur 
Änderung und Ergänzung des Gesetzes über 
die Kreditanstalt für Wiederaufbau vom 
18. August 1949; Zweites Gesetz zur Ände- 
rung des Gesetzes über die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau vom 4. Dezember 1951; Be- 
kanntmachung der Neufassung des Gesetzes 


über die Kreditanstalt für Wiederaufbau vom 
22. Januar 1952). 

An dem Kapital der Kreditanstalt sind nach 
§ 2 des Gesetzes der Bund und die Länder je 
zur Hälfte beteiligt. Die Anstalt untersteht 
der Aufsicht der Bundesregierung. 

51. Deutsche Genossenschaftskasse (errichtet als 
Anstalt des öffentlichen Rechts) 

(vgl. Gesetz über die Deutsche Genossen- 
schaftskasse vom 11. Mai 1949; Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes über die Deutsche 
Genossenschaftskasse vom 19. Dezember 1950; 
Bekanntmadiung der Neufassung des Gesetzes 
über die Deutsche Genossenschaftskasse vom 
3. Februar 1951; Bekanntmachung der Neu- 
fassung des § 5 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes 
über die Deutsche Genossenschaftskasse vom 
12. Oktober 1953). 

Die Beteiligungen des Bundes und der Länder 
dürfen zusammen 50 v. H. des Kapitals der 
Anstalt nicht erreichen. Neben dem Bund und 
den Ländern können sich Genossenschaften 
und sonstige juristische Personen, deren Mit- 
gliederkreis Genossensdiaften umfaßt, am Ka- 
pital der Anstalt beteiligen. Die Bundesregie- 
rung bestellt für die Ausübung der Aufsicht 
über die Anstalt einen Kommissar und einen 
Vertreter. 

§ 17 des Gesetzes ermächtigt die zustän- 
digen Bundesminister, die erforderlichen Maß- 
nahmen für die Verwaltung und für die Ab- 
wicklung des im Bundesgebiet befindlichen 
Vermögens der vor der Besetzung errichteten 
Deutsdien Zentralgenossenschaftskasse zu 
treffen (vgl. Nr. 18). 

52. Landwirtschaftliche Rentenbank (errichtet als 
Anstalt des öffentlichen Redits) 

(vgl. Gesetz über die Landwirtschaftliche 
Rentenbank vom 11. Mai 1949; Verordnung 
über die Erstreckung der Rentenbankgesetz- 
gebung der Verwaltung des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiets auf Länder des französischen 
Besatzungsgebietes vom 21. Februar 1950; Ge- 
setz zur Änderung des Gesetzes über die 
Landwirtschaftliche Rentenbank vom 14. Sep- 
tember 1953; Bekanntmachung der Neu- 
fassung des Gesetzes über die Landwirtschaft- 
liche Rentenbank vom 14. September 1953). 

Das Grundkapital der Anstalt besteht aus den 
nach § 3 des Gesetzes über die Rentenbank- 
grundschuld vom 11. Mai 1949 geschuldeten 
und aus den vereinnahmten Leistungen aus 
den Rentenbankgrundschulden (nach Abzug 
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der auf Grund des § 3 dieses Gesetzes an die 
Deutsche Genossenschaftskasse abzuführenden 
Beträge). Über die Verwendung des Ver- 
mögens der Anstalt hat das Gesetz, durch das 
die Anstalt aufgelöst wird, Bestimmung zu 
treffen. Die Bundesregierung bestellt für die 
Ausübung der Aufsicht über die Anstalt einen 
Kommissar und dessen Vertreter. 

§ 17 des Gesetzes über die Landwirtschaft- 
liche Rentenbank regelt die Verwaltung und 
die Abwicklung des im Bundesgebiet befind- 
lichen Vermögens der vor der Besetzung er- 
richteten Deutschen Rentenbank-Kredit- 
anstalt (vgl. Nr. 18). 

53. Zu erwähnen ist hier auch die 
Bank deutscher Länder 

(errichtet als Körperschaft des öffentlichen 
Rechts) (vgl. Gesetz über die Errichtung der 
Bank deutscher Länder, erlassen von der Mili- 
tärregierung Deutschland: 

Amerikanisches Kontrollgebiet: Gesetz 
Nr. 60, Britisches Kontrollgebiet; Ver- 
ordnung Nr. 129, Französisches Kontroll- 
gebiet: Verordnung Nr. 203 und Ver- 
ordnung Nr. 155 a betr. den Anschluß 
der Landeszentralbanken der französi- 
schen Besatzungszone an die Bank deut- 
scher Länder; 

Übergangsgesetz zur Änderung des Gesetzes 
über die Errichtung der Bank deutscher 
Länder vom 10. August 1951; Gesetz über 
die Verteilung des erzielten Reingewinns der 
Bank deutscher Länder in den Geschäftsjahren 
1950 und 1951 vom 10. August 1951; Gesetz 
über die Verteilung des Reingewinns der 
Bank deutscher Länder im Geschäftsjahr 1952 
und in den folgenden Geschäftsjahren vom 
7. September 1953). 

Die Bank deutscher Länder (BdL) wurde 
mit Wirkung vom 1. März 1948 durch die 
gleichlautenden Gesetze Nr. 60 und 129 der 
amerikanischen und der britischen Militär- 
regierung errichtet. Die Landeszentralbanken 
in der französischen Zone sind der BdL rück- 
wirkend am 25. März 1948 beigetreten. 

Das Grundkapital der BdL von 
100 Mio DM ist seit der Gründung unver- 
ändert geblieben. Es befindet sich vollständig 
im Besitz der angeschlossenen Landeszentral- 
banken. 

Das Gesetz über die Errichtung der BdL 
(BdL-Gesetz) erhielt mit Wirkung vom 
1. November 1948 eine neue Fassung, die 
in allen drei Besatzungsgebieten gleichlau- 


tend in Kraft gesetzt wurde und nur gering- 
fügige Abweichungen gegenüber dem ur- 
sprünglichen Wortlaut aufweist. Einzelne Be- 
stimmungen des BdL-Gesetzes wurden durch 
das Gesetz Nr. 15 der AHK vom 15. Dezem- 
ber 1949 neu gefaßt, wobei insbesondere eine 
Anpassung an die durch die Schaffung der 
Bundesrepublik Deutschland geänderten 
staatsrechtlichen Verhältnisse stattfand. 

Durch das Übergangsgesetz zur Änderung 
des Gesetzes über die Errichtung der Bank 
deutscher Länder vom 10. August 1951 wur- 
den das Gesetz Nr. 60 sowie die Verordnun- 
gen Nr. 129 und 203 geändert. Die Bank, 
die bis zum Erlaß des Übergangsgesetzes den 
von der Alliierten Bankenkommission erlas- 
senen Anordnungen unterlag, ist nunmehr 
verpflichtet, die allgemeine Wirtschaftspoli- 
tik der Bundesregierung zu beachten und sie 
im Rahmen ihrer Aufgaben zu unterstützen. 
Der Bundesminister der Finanzen und der 
Bundesminister für Wirtschaft sind berech- 
tigt, an den Sitzungen des Zentralbankrats 
teilzunehmen. Bestehen nach Ansicht eines 
der Vertreter der Bundesregierung gegen 
eine Beschlußfassung des Zentralbankrats 
Bedenken, so kann er eine Aussetzung der 
Beschlußfassung verlangen. Die BdL hat der 
Bundesregierung die von dieser verlangten 
Berichte und Auskünfte zu geben. Das Prü- 
fungsrecht der Alliierten Bankenkommission 
bei der BdL ist aufgehoben worden. Die Sat- 
zung der BdL darf nur mit Zustimmung der 
Bundesregierung geändert werden. 

Durch das Gesetz über die Verteilung des 
erzielten Reingewinns der Bank deutscher 
Länder in den Geschäftsjahren 1950 und 1951 
vom 10. August 1951 wurde die Gewinnbe- 
teiligung der Landeszentralbanken für die 
Geschäftsjahre 1950 und 1951 auf 6 v. H. 
ihrer Kapitalanteile begrenzt. Die Bank ist 
verpflichtet, den nach Bildung der gesetz- 
lichen Rücklagen und sonstiger Rücklagen so- 
wie nach Abzug der Gewinnbeteiligung der 
Landeszentralbanken verbleibenden Reinge- 
winn der Geschäftsjahre 1950 und 1951 an 
die Bundesrepublik Deutschland abzuführen. 
Dieses Gesetz gilt nach dem Gesetz vom 
7. September 1953 auch für das Geschäfts- 
jahr 1952; für das Geschäftsjahr 1953 und die 
folgenden Jahre wurde die Verwendung des 
Reingewinns neu geregelt. Danach sind zu- 
nächst 20 v. H. des Reingewinns, jedoch nicht 
weniger als 20 Mio DM einer gesetzlichen 
Rücklage solange zuzuführen, bis diese 5 v. H. 
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des Notenumlaufs erreicht. Erst dann ist auf 
das Grundkapital ein Gewinnanteil von 
6 v. H. an die Anteilsinhaber auszuschütten. 
Zur Bildung von Rücklagen für bestimmte 
Zwecke dürfen durch Beschluß des Zentral- 
bankrats bis zu 10 v. H. des danach verblei- 
benden Reingewinns verwendet werden. Ein 
Betrag von nicht weniger als 30 Mio DM, 
jedoch nicht mehr als 40 Mio DM ist einem 
von der Bank deutscher Länder zu verwalten- 
den Fonds zum Ankauf solcher Ausgleichs- 
forderungen zuzuführen, deren endgültige 
Übernahme geboten erscheint, um den Gläu- 
bigerinstituten die Erfüllung fälliger Ver- 
pflichtungen zu ermöglichen. Der Rest des 
Reingewinns ist an den Bund abzuführen. 

Der von der Bundesregierung beschlossene 
Entwurf eines Gesetzes über die Währungs- 
und Notenbank des Bundes (Bundesbank- 
gesetz) ist in der ersten Legislaturperiode 
des Deutschen Bundestags nicht verabschiedet 
worden. 


C. Die Prüfung der Unternehmen 
I. Das Prüfungsverfahren 
a) Unternehmen des privaten Rechts 

54. Das Prüfungsverfahren ist für die Unterneh- 
men des privaten Rechts im § 48 und im 
Abschnitt IV a RHO geregelt. 

Nach § 48 Abs. 2 Satz 2 RHO soll, soweit 
es der vom Bund verfolgte Zweck erfordert, 
die Beteiligung des Bundes an der Gründung 
eines Unternehmens davon abhängig gemacht 
werden, daß ihm in der Satzung (dem Ge- 
sellschaftsvertrag) ein Prüfungsrecht einge- 
räumt wird. Das Unternehmen soll sich da- 
nach durch einen dem zuständigen Bundes- 
minister genehmen sachverständigen Prüfer 
prüfen lassen. Dem zuständigen Minister ist 
außerdem u. a. die Befugnis einzuräumen, für 
die Prüfung Richtlinien aufzustellen (vgl. 
Nr. 57). Diese Vorschriften gelten nach den 
Absätzen 3 und 4 des § 48 RHO u. a. ent- 
sprechend, wenn der Bund Anteile bestehen- 
der Gesellschaften erwirbt oder wenn sich 
eine Gesellschaft, an der der Bund unmittel- 
bar oder mittelbar maßgebend beteiligt ist, 
mit mehr als einem Viertel des Kapitals an 
einer anderen Gesellschaft beteiligt. 

55. Nach § 48 RHO ist die „Geschäftsführung“ 
der Unternehmen von den sachverständigen 


Prüfern zu prüfen. Diese Prüfung geht über 
die durch § 135 des Aktiengesetzes vorge- 
schriebene Prüfung des Jahresabschlusses hin- 
aus. 

56. Zur Vermeidung von Doppelprüfungen wird 
grundsätzlich angestrebt, daß als Abschluß- 
prüfer im Sinne des Handelsrechts und als 
sachverständiger Prüfer im Sinne des Haus- 
haltsrechts derselbe Prüfer bestellt wird. 

57. Die Bestellung des sachverständigen Prüfers 
und die Aufstellung der Prüfungsrichtlinien 
bedürfen nach § 110 a RHO des Einver- 
ständnisses des Präsidenten des Bundesrech- 
nungshofes. 

5Sf. Als Prüfungsrichtlinien allgemeiner Art wer- 
den Richtlinien angewendet, die der frühere 
Reichsminister der Finanzen im Jahre 1941 
im Einvernehmen mit dem Präsidenten des 
ehemaligen Rechnungshofes des Deutschen 
Reichs herausgegeben hat. Es ist vorgesehen, 
in einiger Zeit neue Richtlinien dieser Art 
zu vereinbaren. Dabei sollen die inzwischen 
gewonnenen Erfahrungen und neuere Grund- 
sätze für das Rechnungswesen berücksichtigt 
werden. Es wird angestrebt, im Bund und in 
den Ländern übereinstimmende Richtlinien 
allgemeiner Art einzuführen. 

59. Die Richtlinien allgemeiner Art werden auf 
Grund der dem zuständigen Bundesminister 
und dem Bundesrechnungshof zugehenden 
Unterlagen nach Lage des einzelnen Falles er- 
gänzt, um eine zweckentsprechende Durch- 
führung der Prüfungen durch die sachver- 
ständigen Prüfer zu gewährleisten. 

60. Der zuständige Bundesminister hat die Be- 
tätigung des Bundes als Aktionär oder Ge- 
sellschafter zu prüfen, und zwar auf Grund 
der ihm als Aktionär oder Gesellschafter zu- 
gänglichen Unterlagen, der Berichte der Ver- 
treter des Bundes im Aufsichtsrat und der 
Berichte des sachverständigen Prüfers über die 
Prüfung der Geschäftsführung der Gesell- 
schaft. Auf Grund der Rechte, die ihm nach 
den Gesetzen oder der Satzung der Gesell- 
schaft zustehen, hat er die Anordnungen zu 
treffen, die zur Abstellung von Mängeln not- 
wendig sind (§ 111 RHO). Der Bundesrech- 
nungshof hat in einem Rundschreiben an die 
Bundesminister den Standpunkt eingenom- 
men, daß mit der Prüfung nach § 111 RHO 
kein Beamter beauftragt werden könne, der 
den Bund in der Haupt- oder Gesellschafter- 
versammlung eines Unternehmens vertrete 
oder Mitglied des Aufsichtsrats sei. 
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61. Innerhalb von drei Monaten nach Feststellung 
des Abschlusses für das abgelaufene Geschäfts- 
jahr durch die zuständigen Gesellschafts- 
organe sind die im § 111 RHO aufgeführten 
Prüfungsunterlagen von dem zuständigen 
Bundesminister unter Mitteilung des Ergeb- 
nisses seiner Prüfung an den Bundesrech- 
nungshof zu senden (§ 112 RHO). 

62. Der Bundesrechnungshof prüft die Betäti- 
gung des Bundes als Aktionär oder Gesell- 
schafter nach kaufmännischen Grundsätzen 
(§ 113 Abs. 1 RHO). Er ist befugt, eine Er- 
gänzung des Berichts des sachverständigen 
Prüfers zu fordern (§ 113 Abs. 2 RHO). So- 
weit es die Satzung der Gesellschaft oder 
Vereinbarungen mit ihr zulassen, kann der 
Rechnungshof durch Beauftragte in den Be- 
trieb sowie in die Bücher und Schriften der 
Gesellschaft Einsicht nehmen (§ 113 Abs. 3 
RHO). 

63. Diese Vorschriften über die Prüfung der 
Unternehmen, an denen der Bund beteiligt 
ist, gelten entsprechend für die Prüfung der 
Unternehmen des Reichs und des ehemaligen 
Landes Preußen, soweit der Bund die Betei- 
ligung verwaltet. Ist die Beteiligung von 
einem Lande zu verwalten, so ist für die Prü- 
fung der Rechnungshof dieses Landes zu- 
ständig. Steht dem Bund die Verwaltung 
einer Beteiligung des Reichs oder des ehema- 
ligen Landes Preußen zu und ist an dem Ka- 
pital des Unternehmens auch ein Land betei- 
ligt, so prüfen der Bundesrechnungshof und 
der zuständige Landesrechnungshof gemein- 
sam (§ 10 der Durchführungsverordnung vom 
26. Juli 1951 zum § 6 des Vorschaltgesetzes). 
Uber die Durchführung dieser Prüfungen 
sind inzwischen für die Mehrzahl der Unter- 
nehmen mit den Landesrechnungshöfen Ver- 
einbarungen getroffen worden. Bei den ge- 
meinsamen Prüfungen hat im allgemeinen 
ein Rechnungshof die Federführung über- 
nommen. In einer Reihe von Fällen ist auch 
einem Rechnungshof die Prüfung übertragen 
worden. Dieser teilt den beteiligten Rech- 
nungshöfen das Ergebnis der Prüfung mit. 

b) Unternehmen in der Form von juristi- 
schen Personen des öffentlichen Rechts 

64. Uber die Prüfung von Unternehmen des 
Bundes in der Form von juristischen Perso- 
nen des öffentlichen Rechts (Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen) haben nach § 88 
Abs. 3 RHO die Gesetze (über die Errichtung 
der Unternehmen) und die Satzungen der 


Unternehmen Bestimmung zu treffen. Eine 
Prüfung durch den Bundesrechnungshof muß 
darin vorgesehen sein. 

65. Daneben schreibt § 4 Abs. 1 der Verordnung 
über die Rechnungslegung und Rechnungs- 
prüfung während des Krieges vom 5. Juli 
1940 — Kriegskontrollgesetz — vor, daß die 
Haushalts- und Wirtschaftsführung der juri- 
stischen Personen des öffentlichen Rechts der 
Prüfung durch den Rechnungshof unterliegt. 
Der zuständige Minister kann im Benehmen 
mit dem Rechnungshof juristische Personen 
des öffentlichen Rechts von der Prüfung aus- 
nehmen und die Durchführung der Prüfung 
besonders regeln. Der Finanzminister ist be- 
fugt, im Einzelfall beim Vorliegen eines er- 
heblichen finanziellen Interesses des Bundes 
im Einvernehmen mit dem zuständigen 
Minister eine Prüfung durch den Rechnungs- 
hof zu verlangen. Bestimmte juristische Perso- 
nen des öffentlichen Rechts unterliegen nach 
§ 4 Abs. 3 des Kriegskontrollgesetzes nicht der 
Prüfung durch den Rechnungshof. Soweit 
juristische Personen des öffentlichen Rechts 
bereits auf Grund anderer gesetzlicher Vor- 
schriften durch den Rechnungshof zu prüfen 
sind, behält es hierbei nach § 4 Abs. 3 sein 
Bewenden. Der Finanzminister bestimmt nach 
§ 5 im Einvernehmen mit dem Präsidenten 
des Rechnungshofes den Zeitpunkt, in dem das 
Kriegskontrollgesetz außer Kraft tritt. Der 
Bundesrechnungshof vertritt in Übereinstim- 
mung mit der Begründung zum Gesetz über 
Errichtung und Aufgaben des Bundesrech- 
nungshofes die Auffassung, daß § 4 des Kriegs- 
kontrollgesetzes nicht als vorübergehende 
Kriegsmaßnahme zu werten ist und deshalb 
noch gilt. 

Der Bundesminister der Justiz und der 
Bundesminister der Finanzen haben sich auch 
in neuerer Zeit auf den gleichen Standpunkt 
gestellt. 

66. Bei der Prüfung der in der Form von juristi- 
schen Personen des öffentlichen Rechts be- 
triebenen Unternehmen werden in geeigne- 
ten Fällen (insbesondere bei Kreditinstituten) 
mit Zustimmung des Bundesrechnungshofes 
die Vorschriften des § 48 Abs. 2 und des Ab- 
schnitts IV a RHO über die Prüfung von 
Unternehmen des privaten Rechts entspre- 
chend angewendet (vgl. Nr. 54 ff.). 

67. Der Bundesrechnungshof ist nach § 10 der 
Durchführungsverordnung vom 26. Juli 1951 
zum § 6 des Vorschaltgesetzes auch für die 
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Prüfung der öffentlich-rechtlichen Unterneh- 
men des Reichs zuständig. 

c) Prüfungen im Sinne der §§ 45 c, 64 a, und 
117 RHO bei Unternehmen des Bundes, 
des Reichs und des ehemaligen Landes 
Preußen 

68. Verschiedenen Unternehmen des Bundes und 
des Reichs sind aus Haushaltsmitteln des 
Bundes für den Wiederaufbau, für den Aus- 
bau ihrer Anlagen oder zur Ausstattung mit 
den erforderlichen Betriebsmitteln Darlehen 
zur Verfügung gestellt oder zur Deckung von 
Verlusten usw. Zuschüsse gewährt worden. 
Bei einer Reihe von Unternehmen hat der 
Bund die Bürgschaft für die von den Unter- 
nehmen aufgenommenen Kredite übernom- 
men. Unterstützungen finanzieller Art sind 
bei einigen Unternehmen auch künftig vorge- 
sehen. Die hiernach auf Grund der §§ 45 c 
und 64 a RHO notwendigen Prüfungen wer- 
den möglichst zusammen mit der Prüfung im 
Sinne des § 48 und des Abschnitts IV a RHO 
ausgeführt. Die Prüfung erstreckt sich u. a. 
darauf, ob die den Unternehmen zugeflosse- 
nen Mittel wirtschaftlich verwendet worden 
sind. 

69. Auch in den Fällen des § 117 RHO wird die 
Prüfung grundsätzlich mit der nach § 48 und 
den §§ 110 bis 115 RHO verbunden. 


II. Der Stand der Prüfung und Stellungnahmen 
grundsätzlicher Art 

70. Der Bundesrechnungshof hat im September 
1951 nach dem Inkrafttreten des Vorschalt- 
gesetzes in einem Rundschreiben an die Bun- 
desminister die für die Prüfung geltenden 
Grundsätze zusammengefaßt und darin gebe- 
ten, ihm die Prüfungsunterlagen für die 
DM-Eröffnungsbilanz und die festgestellten 
DM-Jahresäbschlüsse möglichst bald zuzulei- 
ten. Er hat außerdem gebeten, darauf hinzu- 
wirken, daß, soweit es noch nicht der Fall ist, 
in die Satzungen der Gesellschaften des Bun- 
des, des Reichs und des ehemaligen Landes 
Preußen Bestimmungen über die Prüfung im 
Sinne des § 48 Abs. 2 und des § 113 Abs. 3 
RHO aufgenommen werden (vgl. Nr. 54 und 
62). Ein großer Teil der Unternehmen hat das 
Prüfungsrecht inzwischen anerkannt. In eini- 
gen Fällen haben sich Schwierigkeiten erge- 
ben. Der Bundesrechnungshof behält sich vor, 
hierauf erforderlichenfalls in späteren Berich- 
ten einzugehen. 


71. Die für die Verwaltung von Beteiligungen 
zuständigen Behörden haben das Einver- 
ständnis des Präsidenten des Bundesrech- 
nungshofes zu der Bestellung von sachverstän- 
digen Prüfern für die Gesellschaften des Bun- 
des, des Reichs und des ehemaligen Landes 
Preußen im allgemeinen erst seit Mitte 1952 
eingeholt (vgl. Nr. 57 und 72). Der Bundes- 
rechnungshof hat die zuständigen Bundes- 
minister erforderlichenfalls in Einzelschreiben 
gebeten mitzuteilen, wer als Prüfer vorgese- 
hen ist. Inzwischen ist für die meisten Unter- 
nehmen Einverständnis über die Bestellung 
der Prüfer erzielt worden. Der zuständige 
Bundesminister hat bei der Erteilung seiner 
Zustimmung zu der Bestellung der Prüfer 
grundsätzlich die im Einvernehmen mit dem 
Präsidenten des Bundesrechnungshofes aufge- 
stellten Richtlinien mitgeteilt. Die Ausarbei- 
tung von Vorschlägen für ergänzende Richt- 
linien ist auf dem Gebiet der Beteiligungen 
bisher eine der Hauptaufgaben des Bundes- 
rechnungshofes gewesen (vgl. Nr. 59). 

72. Dem Bundesrechnungshof sind Prüfungs- 
unterlagen im Sinne des § 112 RHO für die 
DM-ErÖffnungsbilanz und für DM-Jahres- 
abschlüsse der Unternehmen des Reichs und 
des ehemaligen Landes Preußen in größerer 
Zahl erst seit Mitte 1952 zugeleitet worden 
(vgl. Nr. 61). Das ist zum Teil darauf zurück- 
zuführen, daß das Vorschaltgesetz erst am 
21. Juli 1951 erlassen worden ist; weitere 
Gründe sind die späte gesetzliche Regelung 
der Aufstellung usw. der DM-Eröffnungs- 
bilanz und der Kapitalneufestsetzung (D- 
Markbilanzgesetz vom 21. August 1949, D- 
Markbiianzergänzungsgesetz vom 28. Dezem- 
ber 1950, Verwaltungsanordnung betr. 
steuerliche Richtlinien zum D-Markbilanz- 
gesetz vom 6. Juli 1950 und Änderungsan- 
ordnung hierzu vom 28. Mai 1951), die im 
D-Markbilanzrecht zugelassene Verlängerung 
der Fristen, die Hinausschiebung des so- 
genannten Auflösungsstichtags durch das D- 
Markbilanzergänzungsgesetz (auf den 30. Juni 
1951) sowie die Sonderregelungen für die 
Geldinstitute und für die unter die Militär- 
regierungsgesetze über die Entflechtung fal- 
lenden Unternehmen. Die späte Feststellung 
der DM-Eröffnungsbilanzen hat auch die 
Feststellung der ersten DM-Jahresabschlüsse 
verzögert. Der Bundesrechnungshof hat die 
zuständigen Bundesminister inzwischen in 
Einzelschreiben gebeten, ihm die fehlenden 
Prüfungsunterlagen zuzuleiten. 
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73. Die Mehrzahl der Unternehmen des Bundes 
ist im Laufe der Jahre 1950 und 1951 ge- 
gründet worden. Dem Bundesrechnungshof 
sind deshalb noch nicht für sämtliche Unter- 
nehmen Prüfungsunterlagen im Sinne des 
§ 112 RHO zugegangen. 

74. Die Bundesminister haben bei der Übersen- 
dung der Unterlagen nicht immer mitgeteilt, 
ob ihre Prüfung Mangel ergeben hat. In sol- 
chen Fällen ist die Prüfung durch den Bundes- 
rechnungshof verzögert worden, weil Rück- 
fragen erforderlich waren. 

75. Die Beteiligung des Bundes an Unternehmen 
des Privatrechts, die einen gewerblichen oder 
sonstigen wirtschaftlichen Betrieb zum Gegen- 
stand haben, ist nach § 60 Abs. 2 RWB nur 
zulässig, wenn ein wichtiges Interesse des 
Bundes vorliegt, die Inanspruchnahme der 
Bundesmittel nicht zu einem Nachteil für den 
Bund führt und das vom Bund erstrebte Ziel 
sich nur durch eine solche Beteiligung errei- 
chen läßt. 

Bei einer Reihe von Unternehmen, insbe- 
sondere des Reichs und des ehemaligen Lan- 
des Preußen, erscheint es zweifelhaft, ob die 
Beteiligung der öffentlichen Hand an ihnen 
noch erforderlich ist. Bei anderen Unterneh- 
men ist nach Auffassung des Bundesrechnungs- 
hofes zu prüfen, ob nicht ihre Auflösung ge- 
boten ist. In zahlreichen Fällen ist die Auf- 
lösung schon beschlossen worden. Es ergibt 
sich ferner bei verschiedenen Gesellschaften 
die Frage, ob die bisherige Form der konzern- 
mäßigen Verwaltung beibehalten werden soll. 
Diese und andere Fragen hat der Bundesrech- 
nungshof in einem Rundschreiben an die 
Bundesminister zusammengefaßt. Er hat ge- 
beten zu prüfen, welche Schritte im einzelnen 
Fall zweckmäßig sind. Es müßte angestrebt 
werden, die erforderliche Bereinigung in ab- 
sehbarer Zeit durchzuführen. Auf einigen 
Gebieten ist eine Umorganisation schon im 
, Gange. Bei den meisten Maßnahmen ist die 
Beteiligung des Bundesministers der Finanzen 
erforderlich (§ 47 RHO, § 60 Abs. 4 RWB). 
Der Bundesrechnungshof hat wiederholt Ver- 
anlassung gehabt, die zuständigen Minister 
auf die Bestimmungen hinzuweisen. 

Der Bundesrechnungshof hat zu den nach- 
stehend erwähnten Fragen, die für die Betä- 
tigung des Bundes als Aktionär (Gesellschaf- 
ter) und für die Prüfung grundsätzliche Be- 
deutung haben, Stellung genommen. 


76. Beteiligungen des Bundes, die erheblichen 
Wert oder besondere Bedeutung haben, dür- 
fen grundsätzlich nur mit vorheriger Zustim- 
mung des Bundestages und des Bundesrates ver- 
äußert werden (§ 47 RHO). Der Bundes- 
rechnungshof hat in einem Schreiben an den 
Bundesminister der Finanzen auf dessen An- 
frage die Auffassung vertreten, das geltende 
Recht schreibe die Zustimmung der gesetz- 
gebenden Körperschaften bei der Veräuße- 
rung mittelbarer Beteiligungen nicht vor. 

77. Der Bund soll sich nach § 48 RHO nur an 
Unternehmen beteiligen, deren Satzung (Ge- 
sellschaftsvertrag) einen Aufsichtsrat vorsieht; 
er soll sich den nötigen Einfluß auf die Ge- 
schäftsführung durch eine angemessene Ver- 
tretung im Aufsichtsrat sichern. Bei der Prü- 
fung von Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung, an deren Kapital der Bund, das Reich 
oder das ehemalige Land Preußen beteiligt ist, 
hat der Bundesrechnungshof wiederholt dar- 
auf hingewirkt, daß in den Gesellschaftsver- 
trag eine Bestimmung über die Bestellung 
eines Aufsichtsrats aufgenommen wird. Die 
Gesellschaftsverträge sind im allgemeinen 
schon ergänzt worden. In einigen Fällen 
schwebt der Schriftwechsel noch. 

78. Die Satzung oder der Aufsichtsrat kann nach 
§ 95 Abs. 5 Satz 2 des Aktiengesetzes bestim- 
men, daß bestimmte Arten von Geschäften 
nur mit Zustimmung des Aufsichtsrats vorge- 
nommen werden dürfen. Bestimmungen die- 
ser Art sind nach Auffassung des Bundesrech- 
nungshofes bei einer Anzahl von Gesellschaf- 
ten nicht in ausreichendem Umfange getrof- 
fen worden. Der Bundesrechnungshof hat 
eine Ergänzung der Satzungen oder für ge- 
eignete Gebiete entsprechende Beschlüsse des 
Aufsichtsrats vorgeschlagen. Regelungen in 
den Satzungen werden in denjenigen Fällen 
für erforderlich gehalten, in denen § 48 RHO 
und § 60 RWB die Zustimmung des Bundes- 
ministers der Finanzen vorschreiben, z. B. für 
den Erwerb und die Veräußerung mittel- 
barer Beteiligungen. 

Nach der Satzung und der Geschäftsord- 
nung für den Vorstand einiger Unternehmen 
kann der Aufsichtsrat seinem Vorsitzer Befug- 
nisse im Sinne des § 95 Abs. 5 Satz 2 des Ak- 
tiengesetzes übertragen. Gegen derartige Be- 
stimmungen hat der Bundesrechnungshof Be- 
denken geäußert. Die Bestimmungen sind ent- 
weder schon gestrichen worden oder sollen 
demnächst beseitigt werden. 


50 



79. Bei verschiedenen Gesellschaften ist die Er- 
nennung eines Vorstandsmitglieds zum Vor- 
sitzer des Vorstands im Sinne der §§ 70 
Abs. 2 und 75 Abs. 2 des Aktiengesetzes vor- 
gesehen. Ein solcher Vorsitzer ist, wenn die 
Satzung nichts anderes bestimmt, berechtigt, 
bei „Meinungsverschiedenheiten“ im Vor- 
stand allein zu entscheiden, also auch gegen 
eine Mehrheit oder gegen alle anderen Vor- 
standsmitglieder. Der Bundesrechnungshof 
hat gegen die Bestellung eines Vorsitzers mit 
den erwähnten Befugnissen grundsätzlich Be- 
denken erhoben. Die zuständigen Bundes- 
minister haben die Satzungsänderungen in- 
zwischen veranlaßt. 

80. Die Satzungen (Gesellschaftsverträge) einiger 
Gesellschaften lassen die Bestellung nur einer 
Person als Vorstand (Geschäftsführer) zu. 
Andere enthalten für den Fall der Bestellung 
mehrerer Vorstandsmitglieder (Geschäfts- 
führer) die Bestimmung, daß ein Vorstands- 
mitglied (Geschäftsführer) allein zur Vertre- 
tung der Gesellschaft befugt ist. Der Bundes- 
rechnungshof hat auch gegen diese Bestim- 
mungen Bedenken erhoben; er hat die zu- 
ständigen Bundesminister gebeten, darauf 
hinzuwirken, daß die Satzungen grundsätz- 
lich die Bestellung von wenigstens zwei Vor- 
standsmitgliedern (Geschäftsführern) und die 
Vertretung der Gesellschaft durch wenigstens 
zwei Personen (durch zwei Vorstandsmitglie- 


der/Geschäftsführer sowie durch ein Vor- 
standsmitglied/einen Geschäftsführer in Ge- 
meinschaft mit einem Prokuristen) vorschrei- 
ben. Zur Ersparung von Kosten ist in geeig- 
neten Fällen angeregt worden, ein Vorstands- 
mitglied (einen Geschäftsführer) einer anderen 
Gesellschaft oder (z. B. bei Gesellschaften, 
deren Tätigkeit sich im wesentlichen auf die 
Verwaltung von Vermögen erstreckt) einen 
Beamten als zweites Vorstandsmitglied (zwei- 
ten Geschäftsführer) zu bestellen. Mehrere 
Satzungen sind schon geändert worden. Für 
andere Gesellschaften ist die Änderung in die 
Wege geleitet. In einigen Fällen schwebt der 
Schriftwechsel. 

81. Die Bundesminister haben dem Bundesrech- 
nungshof zum Teil schon die Entwürfe von 
Satzungen zur Stellungnahme zugeleitet. Der 
Bundesrechnungshof hat mehrfach Änderun- 
gen vorgeschlagen. Durch dieses Verfahren 
können Neufassungen von Satzungen und da- 
mit Kosten vermieden werden. 

82. Wesentliche Anstände, die sich aus der Prü- 
fung ergeben, werden in künftigen Berichten 
nach § 107 Abs. 2 RHO mitgeteilt werden. 

Frankfurt (Main), den 8. Januar 1954 

Bundesrechnungshof 

Mayer 
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Anlage B 


Denkschrift 

des 

Präsidenten des Bundesrechnungshofes 
zu den 

Bundeshaushaltsrechnungen 
für die Rechnungsjahre 1949 und 1950 
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I. Einleitung 

In der vorliegenden Denkschrift fasse ich die 
hauptsächlichen Ergebnisse der Prüfung der Bun- 
deshaushaltsrechnungen für die beiden Rechnungs- 
jahre 1949 und 1950 zusammen (§ 107 Abs. 6 
RHO). 

Das Rechnungsjahr 1949 umfaßt die Zeit von 
der Errichtung der Bundesverwaltung (21. Septem- 
ber 1949) bis zum 31. März 1950. Es leitete im 
großen ganzen die Haushaltswirtschaft der Verwal- 
tung des Vereinigten Wirtschaftsgeibiets und — so- 
weit es sich um Bundeseinnahmen und Bundesaus- 
gaben handelt — auch der Länder der französi- 
eren Zone auf den Bund über. Dem entsprach die 
Gestaltung des Haushaltsplans, der in vereinfach- 
ter Form unter Einbeziehung des Haushaltsplans 
der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsge- 
biets für das Rechnungsjahr 1949 aufgestellt wor- 
den war (vgl. die Vorbemerkungen zur Bundes- 
haushaltsrechnung 1949 S. III). 

Dagegen beruhte der Bundeshaushaltsplan für 
das Rechnungsjahr 1950 schon auf der Verteilung 
von Lasten und Deckungsmitteln zwischen Bund 
und Ländern, wie sie das Erste Überleitungsgesetz 
in Ausführung des Grundgesetzes, insbeondere des 
Art. 120, vorgenommen hatte. Hiernach flössen 
dem Bund vom 1. April 1950 an die Umsatz- 
steuer, die Verbrauchsteuern (mit Ausnahme der 
Biersteuer), die Beförderungsteuer und der Ertrag 
der Monopole zu. Gleichzeitig gingen auf ihn die 
Kriegsfolge- und Soziallasten über, namentlich die 
Aufwendungen für Besatzungslasten, für die 
Kriegsfolgenhilfe, für die Umsiedlung Heimatver- 
triebener, für verdrängte Angehörige des öffent- 
lichen Dienstes und für Kriegsopfer, ferner die 
Aufwendungen der Arbeitslosenfürsorge und die 
Zuschüsse zur Arbeitslosenversicherung und zu den 
Lasten der Sozialversicherung. Ebenfalls vom 
1. April 1950 an übernahm der Bund nach dem 
Gesetz vom 2. März 1951 die Straßenbaulast für 
die „Bundesautobahnen und die sonstigen Bundes- 
straßen des Fernverkehrs“. 

Da die vom Bund übernommenen Kriegsfolge- 
und Soziallasten die auf ihn übergegangenen 
Steuereinnahmen überstiegen, erforderte die 
Deckungsfrage eine besondere Regelung. In Be- 


tracht kam entweder eine Inanspruchnahme eines 
Teiles der Einkommen- und Körperschaftsteuer 
nach Art. 106 Abs. 3 GG oder eine Beteiligung 
der Länder an den in Art. 120 GG behandelten 
Aufwendungen. Auf Grund der Empfehlungen 
der Ministerpräsidenten der Länder wurde für das 
Rechnungsjahr 1950 der zweite Weg beschritten; 
die Länder wurden mit Anteilen von 10 bis 25 v.H. 
(sog. Interessenquoten) an den in ihrem Bereich 
entstandenen Aufwendungen für Kriegsfolge- und 
Soziallasten beteiligt. Durch diese Regelung sollten 
die Länder, denen die Durchführung der Aufgaben 
oblag, zugleich an einer sparsamen Bewirtschaf- 
tung der Bundesmittel interessiert werden. Dabei 
wurden nach dem Grundsatz des § 69 RHO die 
auf den Bund übergegangenen Aufwendungen im 
Bundeshaushaltsplan in voller Höhe (100 v. H.) in 
Ausgabe und die Interessenquoten der Länder in 
Einnahme veranschlagt und ebenso in der Bundes- 
haushaltsrechnung nachgewiesen. 

Der Übergang der Lasten und Deckungsmittel 
auf den Bund hatte für den Bundesrechnungshof 
eine entsprechende Ausdehnung der Prüfungsauf- 
gaben zur Folge. Der Umfang der neuen Aufgaben 
ist daran zu ermessen, daß nach den Rechnungs- 
ergebnissen das Volumen des Bundeshaushalts für 
das Rechnungsjahr 1950 rd. 14,7 Milliarden DM 
umfaßt, das des Bundeshaushalts für das Rech- 
nungsjahr 1949 nur rd. 1,4 Milliarden DM. 

Die Vorlage dieser Denkschrift hat sich durch 
verschiedene Umstände verzögert, auf die der Bun- 
desrechnungshof keinen Einfluß nehmen konnte: 
Die Haushaltsgesetze für die Rechnungsjahre 1949 
und 1950 ergingen erst nach Ablauf dieser Rech- 
nungsjahre (für 1949 am 29. Juni 1950, für 1950 
am 29. Juni 1951). Demzufolge hat die Bundes- 
hauptkasse die Bücher für das Rechnungsjahr 1949 
erst am 10. Januar 1951, für das Rechnungsjahr 
1950 erst am 30. August 1951 abgeschlossen. Die 
unvermeidbare Folge war eine starke Verzögerung 
der Rechnungslegung und der Vorprüfung. Die 
Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 
1949 ging dem Bundesrechnungshof erst im Mai 
1952, die für das Rechnungsjahr 1950 erst im März 
1953 zu. Es kam hinzu, daß die Rechnungslegungs- 
arbeiten durch die Überleitung der Lasten und 
Deckungsmittel auf den Bund sich schwierig und 
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zeitraubend gestalteten. Die Dienststellen mußten 
sich in ihrer personellen Ausstattung und in ihrer 
Arbeit erst auf diese umfangreichen neuen Auf- 
gaben einstellen. Die Vorprüfung litt darunter, daß 
die Vorprüfungsstellen vielfach nicht ausreichend 
besetzt waren und erst allmählich auf Drängen des 
Bundesrechnungshofes mit dem erforderlichen Per- 
sonal ausgestattet wurden. Auf Verzögerungen, die 
bei der Rechnungsprüfung durch schleppende Be- 
antwortung der Prüfungsmitteilungen entstanden, 
gehe ich in anderem Zusammenhang noch ein. 

Ich habe mich im allgemeinen darauf beschränkt, 
nur solche Ergebnisse der Prüfungen in der Denk- 
schrift zu behandeln, die von grundsätzlicher oder 
sonst erheblicher Bedeutung sind oder bei denen 
mir wegen der besonderen wirtschaftlichen oder 
finanziellen Bedeutung des Prüfungsstoffes eine 
Mitteilung angebracht schien. 

Dabei habe ich, wo es zweckmäßig war, die Dar- 
stellung bis in die neuere Zeit erstreckt. 


II. Vorbemerkungen 

1. Errichtung und Aufgaben des Bundesrechnungs- 
hofes 

Mit der Rechnungsprüfung im Bereich der Bun- 
desverwaltung wurde zunächst der Rechnungshof 
im Vereinigten Wirtschaftsgebiet beauftragt (Haus- 
haltsgesetz 1949 und Vorläufige Haushaltsordnung 
vom 7. Juni 1950). Durch das Gesetz über Errich- 
tung und Aufgaben des Bundesrechnungshofes vom 
27. November 1950 (BRHG), das mit Wirkung 
vom 1. April 1950 in Kraft getreten ist, wurde als 
oberste Rechnungsprüfungsbehörde für die Bun- 
desorgane und Bundesverwaltungen der Bundes- 
rechnungshof errichtet. Er überwacht 'die gesamte 
Haushalts- und Wirtschaftsführung der Bundes- 
organe und Bundesverwaltungen und ist auch zu- 
ständig, sofern Stellen außerhalb der Bundesver- 
waltung Teile des Bundeshaushaltsplans ausführen 
oder zur Erfüllung bestimmter Zwecke Bundesmit- 
tel erhalten haben oder Bundesvermögen oder Bun- 
desmittel verwalten. Er hat ferner die Haushalts- 
und Wirtschaftsführung der Sondervermögen 
Deutsche Bundesbahn, Deutsche Bundespost, ERP- 
Sondervermögen, Soforthilfe-(Lastenausgleichs-) 
Fonds und der Träger der Sozialversicherung, wenn 
sie Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln erhalten so- 
wie der Arbeitslosenversicherung und der Arbeits- 
losenfürsorge zu prüfen. Besonders geregelt ist die 
Durchführung der Prüfung, wenn Interessen der 
Länder und Gemeinden berührt werden (gemein- 
same Prüfungen mit den obersten Rechnungsprü- 
fungsbehörden der Länder); siehe darüber die ent- 


sprechenden Ausführungen in diesem Teil Ab- 
schnitt 3 „Durchführung der Rechnungsprüfung“. 

Der Bundesrechnungshof hatte auch die Rech- 
nungsprüfung der Verwaltung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebiets zu Ende zu führen. 

Zur Wahrung des Zusammenhangs mit dem frü- 
heren Recht ist ferner im § 5 BRHG bestimmt, 
daß der Bundesrechnungshof und sein Präsident 
innerhalb der Zuständigkeit der Bundesverwaltung 
auch diejenigen Aufgaben durchzuführen haben, die 
dem früheren Rechnungshof des Deutschen Reichs, 
dem Rechnungshof im Vereinigten Wirtschafts- 
gebiet und dem Rechnungshof für die britischeZone 
oder deren Präsidenten in anderen fortgeltenden 
Vorschriften, Satzungen oder Vereinbarungen über- 
tragen sind. 

Wegen der Prüfung der Besatzungslasten durch 
den Bundesrechnungshof wird auf die Darlegungen 
unter Teil IV Abschnitt „Besatzungslasten“ hin- 
gewiesen. 

Neben der Rechnungsprüfung hat der Bundes- 
rechnungshof eine Reihe von Aufgaben, die mit 
seiner Prüfungstätigkeit im Zusammenhang stehen. 
So wirkt er mit bei der Ordnung des Rechnungs- 
wesens und wird gutachtlich gehört bei der Rege- 
lung der Kassen- und Buchführung sowie beim 
Erlaß von Bestimmungen zur Durchführung der 
RHO. Er wird namentlich beteiligt beim Erlaß von 
Bestimmungen, die das Haushaltsrecht fortent- 
wickeln oder es an die gegenwärtigen Verhältnisse 
anpassen. Der Bundesrechnungshof hat — vielfach 
im Benehmen mit den obersten Rechnungsprüfungs- 
behörden der Länder — bei der Ausarbeitung und 
dem Erlaß folgender Maßnahmen, Vorschriften 
und Richtlinien maßgebend mitgewirkt: 

Förmliche Neugestaltung des Bundeshaushalts- 
plans und Neufassung des Eingliederungsplans 
(vgl. S. 59), 

Vorprüfungsordnung für die Bundesverwal- 
tung (vgl. S. 61), 

Richtlinien der Bundesregierung betr. Zuwen- 
dungen des Bundes an außerhalb der Bundes- 
verwaltung stehende Stellen und für den 
Nachweis der Verwendung der Mittel (vgl. 
S. 59), 

Richtlinien zur Vermögensrechnung sowie Ent- 
wurf der Buchführungs- und Rechnungs- 
legungsordnung für das Vermögen des Bundes 
(vgl. S. 63), 

Vorläufige Richtlinien für die Durchführung 
von Bundesbauvorhaben, I. Anweisung über 
Rechnungswesen und Rechnungslegung vom 
15. Oktober 1953 (vgl. S. 69). 
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Neue Aufgaben sind dem Bundesrechnungshof 
ferner in Sonderbestimmungen übertragen, z. B. in 
§ 20 des Ersten Uberleitungsgesetzes (Überprüfung 
des finanziellen Ergebnisses der Überleitung in be- 
sonderen Fällen) und in § 26 des Gesetzes zu 
Art. 131 GG (Überwachung der Erfüllung der 
Unterbringungsverpflichtungen). 

Meine gutachtliche Tätigkeit als Präsident des 
Bundesrechnungshofes (§ 8 BRHG) hatte einen be- 
deutenden Umfang (vgl. Teil V). 

In die Berichtszeit fallen auch die ersten Verhand- 
lungen, die später zu meiner Bestellung als Bundes- 
beauftragter für Wirtschaftlichkeit in der Verwal- 
tung geführt haben. Am 13. Oktober 1950 stellte 
die Zentrumsfraktion den Antrag auf Einsetzung 
eines Sparkommissars. Der Antrag wurde im Ple- 
num des Deutschen Bundestages am 27. Oktober 
1950 behandelt und dem Haushaltsausschuß über- 
wiesen. Die weiteren Erörterungen in der Bundes- 
regierung und im Bundestag führten zu dem Kabi- 
nettsbeschluß vom 8. Januar 1952 betreffend Ein- 
setzung eines Bundesbeauftragten für Wirtschaft- 
lichkeit in der Verwaltung. Mit Schreiben vom 
17. Juni 1952 hat mich der Bundeskanzler mit der 
Wahrnehmung der Aufgaben des Bundesbeauftrag- 
ten für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung be- 
auftragt. Uber meine Tätigkeit als Bundesbeauf- 
tragter für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung 
will ich später in einer besonderen Denkschrift be- 
richten. 

In Einzelfällen haben Mitglieder des Bundesrech- 
nungshofes auch dem Bundesminister für Finanzen 
auf dessen Ersuchen als Berater bei der Ausgestal- 
tung der finanziellen Beziehungen zwischen Bund 
und einzelnen Ländern zur Verfügung gestanden. 

An wichtigen Fragen, die sich aus der Prüfungs- 
arbeit ergeben, sind der Bundesrechnungshof und 
die obersten Rechnungsprüfungsbehörden der Län- 
der vielfach gleichermaßen interessiert. Das hat da- 
zu geführt, die seit 1947 bestehende ständige Füh- 
lungnahme und Zusammenarbeit der obersten 
Rechnungsprüfungsbehörden immer mehr auszu- 
bauen und zu vertiefen. Neben dem laufenden Er- 
fahrungsaustausch werden in gemeinsamen jähr- 
lichen Arbeitsbesprechungen allgemeine Fragen des 
Haushaltsrechts und des Prüfungswesens behandelt. 
Dadurch wird die Weiterentwicklung auf allen Ar- 
beitsgebieten gefördert. Hierbei hat sich auch die 
Einsetzung von Arbeitskreisen bewährt, die auf be- 
stimmten Teilgebieten Vorarbeiten leisten und 
Vorschläge aufstellen. 

2. Haushaltsrecht 

Allgemein 

In der Verwaltung des Vereinigten Wirtschafts- 
gebiets waren — wie auch in den Bundesländern — 


für die Haushaltsführung und für die Rechnungs- 
prüfung die Reichshaushaltsordnung und die zu 
ihrer Ergänzung und Durchführung erlassenen Be- 
stimmungen — im wesentlichen unverändert — in 
Geltung. Diese Vorschriften wurden durch die Vor- 
läufige Haushaltsordnung vom 7. Juni 1950 auch 
für die Bundesverwaltung ausdrücklich eingeführt, 
und zwar in der am 8. Mai 1945 gültigen Fassung. 
Für die Rechnungsprüfung galten bis zum Inkraft- 
treten des BRHG (1. April 1950) einstweilen die 
von der Verwaltung des Vereinigten Wirtschafts- 
gebiets erlassenen Vorschriften mit einigen Ab- 
weichungen weiter. 

Zu den die RHO ergänzenden Vorschriften ge- 
hören auch das Beiträgegesetz und das Kriegskon- 
trollgesetz. Sie gelten, soweit der Inhalt nicht durch 
die staatsrechtlichen Veränderungen überholt ist, 
auch weiterhin, wie in der Begründung zu § 2 
BRHG hervorgehoben ist. Die Bedeutung des Bei- 
trägegesetzes liegt vor allem darin, daß es grund- 
sätzlich auch die Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts, also Einrichtun- 
gen der mittelbaren Bundesverwaltung, dazu an- 
hält, bei ihrer Haushalts- und Wirtschaftsführung 
sinngemäß nach den Vorschriften der RHO zu 
verfahren. Das Kriegskontrollgesetz hat diese Ent- 
wicklung fortgeführt und die juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts grundsätzlich der Prüfung 
durch den Bundesrechnungshof unterstellt. 

Die wichtigsten Durchführungsbestimmungen 
zur RHO sind die Wirtschaftsbestimmungen für 
die Reichsbehörden (RWB), die Reichskassenord- 
nung (RKO) und die Rechnungslegungsordnung 
für das Reich (RRO). 

Wie schon die Bezeichnung „Vorläufige Haushalts- 
ordnung“ erkennen läßt, sollte mit der Übernahme 
der reichsrechtlichen Bestimmungen noch nicht über 
die endgültige Gestalt des Bundeshaushaltsrechts 
entschieden werden. Diese endgültige Form gilt es 
noch zu finden. Das Ziel wird sein müssen, unter 
Wahrung der Einheitlichkeit in Bund und Ländern 
ein fortschrittliches Haushaltsrecht zu schaffen, das 
der 'bedeutsamen Entwicklung angepaßt ist, die die 
Staats Wirtschaft in den letzten Jahrzehnten nicht 
nur in Deutschland genommen hat. Der Bundes- 
rechnungshof, der dabei mit dem Bundesminister 
der Finanzen enge Fühlung hält, schenkt dieser 
Aufgabe sein besonderes Augenmerk. Die Vor- 
arbeiten, auch Untersuchungen über die Rechtsent- 
wicklung im Ausland, sind in vollem Gange. Bei 
dem Umfang und der Schwierigkeit der Aufgabe 
können konkrete Vorschläge noch nicht unter- 
breitet werden. Ich darf mir Vorbehalten, in einer 
späteren Denkschrift auf diese Angelegenheit zu- 
rückzukommen. 


58 



Förmliche Neugestaltung des Bundeshaushaltsplans 

Der Bundeshaushaltsplan Ist vom Rechnungs- 
jahr 1953 an neu gestaltet worden. Er wurde bis 
dahin, wie der Haushaltsplan der Verwaltung des 
Vereinigten Wirtschaftsgebiets, in enger Anlehnung 
an das Schema des früheren Reichshaushaltsplans 
nach dem im § 54 Abs. 7 RWB vorgeschriebenen 
Eingliederungsplan (Anlage 2 RWB) aufgestellt 
und wich infolgedessen in Aufbau und Gliederung 
in wesentlichen Punkten von den seit 1939 zweck- 
mäßiger geordneten Haushaltsplänen der Länder 
ab. 

Im Bundeshaushaltsplan waren bisher in jedem 
Einzelplan zunächst sämtliche Einnahmekapitel 
aufgeführt, danach die Kapitel der fortdauernden 
Ausgaben und sodann die sogenannten E-Kapitel 
für die einmaligen Ausgaben. Für einen bestimm- 
ten Verwaltungszweig bestanden daher in der Regel 
zwei oder drei Kapitel, die innerhalb des Einzel- 
plans mehr oder weniger weit voneinander ge- 
trennt aufgeführt waren. Erst am Schlüsse des 
Einzelplans wurde durch Gegenüberstellung der 
Einnahmen und Ausgaben der zu einem Verwal- 
tungszweig gehörigen Kapitel der Überschuß oder 
der Zuschußbedarf des einzelnen Verwaltungs- 
zweiges und das Gesamtergebnis des Einzelplans 
festgestellt. 

Im Bundeshaushaltsplan für 1953 ist bei dem 
betreffenden Einzelplan für jeden zugehörigen 
Verwaltungszweig nur noch ein Kapitel gebildet, 
das — entsprechend der Länderpraxis — sämtliche 
ordentlichen Einnahmen und Ausgaben dieses Ver- 
waltungszweiges enthält. Jedes Kapitel gibt daher 
einen geschlossenen Überblick; es ist für sich ab- 
geschlossen und weist den Überschuß oder Zuschuß- 
bedarf des betreffenden Verwaltungszweiges aus. 

Die Titel innerhalb eines Kapitels sind nach 
einem neuen Plan geordnet, den der Bundesmini- 
ster der Finanzen durch Erlaß vom 19. Februar 1953 
als „vorläufigen Eingliederungsplan“ bekanntge- 
geben hat; die Anlage 2 RWB wird nicht mehr 
angewendet. Nach dem vorläufigen Eingliederungs- 
plan sind — gleichfalls in Anlehnung an die Rege- 
lung in den Haushaltsplänen der Länder — die 
Einnahmen unter den Titelnummern 1 bis 99, die 
fortdauernden Ausgaben unter 100 bis 699 und die 
einmaligen Ausgaben unter 700 bis 999 aufgeführt. 
Neu ist die Aufstellung von Titelgruppen neben 
den Einzeltiteln mit feststehender Titelnummer 
und Zweckbestimmung (sog. Festtiteln), die für 
die in allen Verwaltungszweigen regelmäßig wie- 
derkehrenden Haushaltseinnahmen und -ausgaben 
gebildet sind. Bei den Titelnummern jeder Gruppe 
können nach Bedarf Einzeltitel mit solchen Zweck- 
bestimmungen gebildet werden, die unter die 


Gruppenbezeichnung fallen. Hierdurch werden 
alle nicht unter die Festtitel fallenden Haus- 
haltseinnahmen und -ausgaben und insbesondere 
auch die allgemeinen und einmaligen Haushalts- 
ausgaben nach einem einheitlichen Schema und nach 
Finanzvorgängen gleicher Art geordnet. Bei der 
Bildung der Titelgruppen sind — ebenso wie bei 
der Bildung der Festtitel — die Erfordernisse der 
gleichfalls zum 1. April 1953 eingeführten Ver- 
mögensrechnung berücksichtigt worden. Die Ord- 
nungsbestimmungen für die Titel des ordentlichen 
Haushalts finden auf den außerordentlichen Haus- 
halt entsprechende Anwendung. 

Neu für den Bundeshaushalt ist ferner die Ver- 
wendung von vierstelligen Kennzahlen in der 
Weise, daß die ersten beiden Ziffern den Einzel- 
plan, die beiden letzten das Kapitel bezeichnen. 
Hierdurch wird die Bezeichnung der Haushalts- 
stellen wesentlich vereinfacht (z. B. bisher: Einzel- 
plan VIII Kapitel 2 Titel 11 der fortdauernden 
Ausgaben; jetzt: Kapitel 0802 Titel 200). 

Die Neugestaltung des Bundeshaushaltsplans, 
die nun auch den Ländern als Muster dient, be- 
deutet einen wichtigen Schritt zur Vereinheitlichung 
und Verbesserung des Haushaltswesens in förm- 
licher Hinsicht. 

Der einheitliche Aufbau der Haushalte des Bun- 
des und der Länder erleichtert ihren methodisch 
einwandfreien Vergleich sowohl nach Verwaltungs- 
zweigen und Aufgabengebieten als auch nach der 
Art der Einnahmen und Ausgaben. Es steht zu er- 
warten, daß durch die bessere Übersichtlichkeit 
auch das Verständnis des Staatsbürgers für die 
öffentlichen Haushalte und ihre sachliche Kritik in 
der Öffentlichkeit gefördert wird. 


Richtlinien für Zuwendungen des Bundes an 
außerhalb der Bundesverwaltung stehende Stellen 
und für den Nachweis der Verwendung der Mittel 
nach § 64 a Abs. 1 RHO 

Werden Haushaltsmittel des Bundes einer außer- 
halb der Bundesverwaltung stehenden Stelle zur 
Erfüllung bestimmter Zwecke zur Verfügung ge- 
stellt, z. B. als Beihilfe, Zuschuß, Darlehen, oder 
ist einer solchen Stelle die Verwaltung oder Be- 
wirtschaftung von Haushaltsmitteln des Bundes 
übertragen, so hat nach § 64 a RHO der zuständige 
Bundesminister nach Benehmen mit dem Bundes- 
rechnungshof sicherzustellen, daß über die Ver- 
wendung der Mittel ein ausreichender Nachweis 
geführt wird. Dieser Verwendungsnachweis muß 
dem Bundesminister und dem Bundesrechnungshof 
die Nachprüfung ermöglichen, ob die Mittel dem 
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bezeichn eten Zweck entsprechend sowie wirtschaft- 
lich und sparsam verwendet und ob die Einnahmen 
und Ausgaben ordnungsmäßig belegt sind. 

Die zunehmende Häufigkeit und die Verschie- 
denheit derartiger Zuwendungsfälle machten es er- 
forderlich, für die Verwendungsnachweise Richt- 
linien aufzustellen, die das Verfahren vereinheit- 
lichen, den einzelnen Bundesministern die Aus- 
arbeitung besonderer Bestimmungen und die Be- 
teiligung des Bundesrechnungshofes in der Masse 
der Einzelfälle ersparen, dabei den Verwaltungen 
Hinweise für das Bewilligungsverfahren geben und 
damit auch auf diesem Gebiete den Grundsatz der 
wirtschaftlichen Verwendung der Mittel einheitlich 
zur Geltung bringen. Ein Arbeitskreis der Rech- 
nungshöfe, an dem der Bundesrechnungshof betei- 
ligt war, arbeitete einen Entwurf aus, für den frü- 
here Richtlinien des Rechnungshofes des Deutschen 
Reichs vom 21. April 1941 als Anhalt dienen konn- 
ten. Diese Richtlinien, die für die Länderverwal- 
tungen bestimmt waren, vielfach aber auch in der 
Reichsverwaltung, später in der britischen Zone 
und in der Verwaltung des Vereinigten Wirtschafts- 
gebiets angewendet wurden, sind zum großen Teil 
veraltet und entsprechen nicht mehr den gegen- 
wärtigen Verhältnissen. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesmini- 
ster der Finanzen den Entwurf des Arbeitskreises 
zur Einführung für die Bundesverwaltungen vor- 
geschlagen. Der Bundesminister der Finanzen hat 
den Entwurf nach Verhandlungen mit den Ressorts 
und dem Bundesrechnungshof in einigen Punkten 
ergänzt. Mit Zustimmung des Bundesrechnungshofes 
erließ die Bundesregierung auf Antrag des Bundes- 
ministers der Finanzen am 1. April 1953 die Richt- 
linien als Bundesrichtlinien. Diese sind von allen 
Bundesverwaltungen anzuwenden. Einer Empfeh- 
lung des Bundesrechnungshofes entsprechend, hat der 
Bundesminister der Finanzen den Bundesminister 
für Verkehr und den Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen gebeten, die Richtlinien auch 
bei den Sonderverwaltungen Deutsche Bundesbahn 
und Deutsche Bundespost — mit den sich aus den 
besonderen Verhältnissen ergebenden Abweichungen 
— einzuführen. Die Bundesrichtlinien sind im Mini- 
sterialblatt des Bundesministers der Finanzen 
(MinBlFin. 1953 S. 370) veröffentlicht. 

Die entscheidende Vereinfachung, die das neue 
Verfahren bringt, liegt darin, daß eine Erörterung 
der Einzelfälle zwischen den Bundesministern und 
dem Bundesrechnungshof über die Bestimmung des 
Verwendungsnachweises regelmäßig nicht mehr er- 
forderlich ist, wenn nach den Richtlinien verfahren 
wird. In Zukunft beschränkt sich die Mitwirkung 
des Bundesrechnungshofes demnach auf besondere 
Fälle, bei denen von den Richtlinien abgewichen wer- 


den soll oder bei denen sich der Bundesrechnungs- 
hof seine Beteiligung aus bestimmten Gründen Vor- 
behalten hat. Den neuen Richtlinien sind Muster 
beigegeben, die eine einheitliche Handhabung durch 
die verschiedenen Verwaltungen ermöglichen und 
damit nicht nur zu einer übersichtlicheren und 
zweckmäßigen Verwaltungspraxis führen, sondern 
sich auch für die Rechnungsprüfung günstig auswir- 
ken werden. 

Im Interesse der Einheitlichkeit wäre es er- 
wünscht, wenn auch die Landesregierungen sich ent- 
schließen konnten, diese Richtlinien allgemein einzu- 
führen, zumal die Länder vielfach für dieselben 
Zwecke wie der Bund Mittel bereitstellen und die 
Prüfung der Verwendung in diesen Fällen einheit- 
lich erfolgen muß. 

Die Richtlinien gelten nur für die Fälle des § 64 a 
Abs. 1; die Tatbestände des Absatz 2 (Verwaltung 
von Bundesmitteln durch außerhalb des Bundes 
stehende Stellen) werden durchweg besondere Be- 
stimmungen von Fall zu Fall erforderlich machen 
und eignen sich weniger für eine allgemeine Rege- 
lung. 

Kreditgewährungen (Art. 115 GG) 

Art. 115 GG stellt nicht nur entsprechend Art. 87 
der Weimarer Reichsverfassung die Aufnahme von 
Krediten und die Leistung von Sicherheiten unter 
den Vorbehalt eines Gesetzes, sondern auch Kredit- 
gewährungen zu Lasten des Bundes, deren Wirkung 
über ein Rechnungsjahr hinausgeht. Diese neue Be- 
stimmung, deren Zweckmäßigkeit und Tragweite 
schon im Parlamentarischen Rat umstritten war, hat 
in der Praxis zu Zweifeln Anlaß gegeben, nament- 
lich in der Richtung, ob es auch dann eines beson- 
deren Gesetzes bedarf, wenn im Haushaltsplan für 
die Kreditgewährungen die erforderlichen Mittel be- 
willigt sind. Hierüber sind Erörterungen mit dem 
Bundesminister der Finanzen eingeleitet. Ich behalte 
mir vor, die Frage in einer der nächsten Denkschrif- 
ten zu behandeln. 

3. Durchführung der Rechnungsprüfung 
a) Allgemein 

Die starke Erweiterung, die die Finanzwirtschaft 
des Bundes mit dem Übergang der Lasten und Dek- 
kungsmittel vom Rechnungsjahr 1950 an erfahren hat, 
hat sich auch auf die Prüfungsaufgaben des Bundes- 
rechnungshofes und auf den Umfang des Prüfungs- 
stoffes ausgewirkt. Soweit die Bundesmittel durch 
die Länder verwaltet werden, hat die unterschied- 
liche Verwaltungshandhabung durch die Länder und 
die nach Landesrecht zuständigen Selbstverwaltungs- 
körperschaften zu Erschwerungen im Prüfungsge- 
schäft geführt. 
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Der Abschluß der Rechnungsprüfung ist im allge- 
meinen abhängig vom Rechnungsabschluß durch die 
Verwaltung. Da die Haushaltsgesetze für die Rech- 
nungsjahre 1949 und 1950 erst mit erheblicher Ver- 
spätung erlassen wurden, traten auch in den Jahres- 
abschlüssen der Bundeskassen, in der Rechnungs- 
legung und in der Vorprüfung so starke Verzöge- 
rungen ein, daß die Rechnungsprüfung für diese 
Rechnungsjahre nicht fristgemäß begonnen und be- 
endet werden konnte. Von den Möglichkeiten, die 
Rechnungsprüfung zu beschleunigen, wurde in ge- 
eigneten Fällen Gebrauch gemacht. Bei Rechnungen 
von geringerer Bedeutung überließ der Bundesrech- 
nungshof die Prüfung den Verwaltungsbehörden 
(§ 93 RHO) oder er sah auf Grund der Ermächti- 
gung des § 94 RHO von einer Prüfung ab. Bei der 
Vorprüfung ordnete der Bundesrechnungshof im 
notwendigen Umfange Einschränkungen an, soweit 
er nicht, wo es die Umstände zuließen, ganz darauf 
verzichtete. 

Eine wichtige Voraussetzung für die sach- und 
fristgemäße Abwicklung des Prüfungsgeschäfts ist 
die bereitwillige Mitwirkung der Verwaltung, d. h. 
die rasche und ordnungsmäßige Beantwortung und 
Erledigung der Prüfungsmitteilungen. Die Prü- 
fungsmitteilungen wurden von manchen Verwal- 
tungsstellen — auch Bundesministerien — oft mit 
großer Verspätung und erst nach mehrfachen An- 
mahnungen, z. T. auch unvollständig und nicht 
immer mit der nötigen Sorgfalt beantwortet. Dieser 
Mangel hat sich auch auf die Bearbeitung und Vor- 
lage der Bemerkungen und der Denkschrift ver- 
zögernd ausgewirkt. 

Die Rechnungsprüfung wird nach Möglichkeit am 
Sitz des Bundesrechnungshofes vorgenommen. Der 
örtlichen Prüfung kommt in steigendem Maße Be- 
deutung zu. Umfangreiche Prüfungen (z. B. der 
Lastenausgleichsleistungen, der Abgabenerhebung 
und der Besatzungslasten) können nur an Ort und 
Stelle durchgeführt werden. In vielen Fällen ist die 
örtliche Prüfung deshalb erforderlich, weil die 
Prüfungsunterlagen von der Verwaltung ständig 
benötigt werden. Die Prüfungen an Ort und Stelle 
sichern auch, daß der Bundesrechnungshof die un- 
mittelbare Fühlung mit der Arbeit der Verwal- 
tungsbehörden behält. Darauf kommt es besonders 
an, wenn der Bundesrechnungshof im Rahmen der 
Rechnungsprüfung zu Fragen der Organisation und 
der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung Stellung neh- 
men muß (§ 96 Abs. 1 Nr. 3 und 4 RHO). 

b) Gemeinsame Prüfungen 

Der Bundesrechnungshof und die obersten Rech- 
nungsprüfungsbehörden der Länder prüfen die 
Haushalts- und Wirtschaftsführung in ihrem Bereich 
grundsätzlich unabhängig voneinander (vgl. auch 


Art. 109 GG). Auf wichtigen Gebieten, insbeson- 
dere soweit die Länder oder Gemeinden Bundesmit- 
tel verwalten oder die Länder dadurch interessiert 
sind, daß ihnen im Zusammenhang mit der Ausfüh- 
rung des Bundeshaushaltsplans eigene Haushaltsein- 
nahmen oder -ausgaben entstehen, sieht das BRHG 
eine gemeinsame Prüfung durch den Bundesrech- 
nungshof und den betreffenden Landesrechnungshof 
vor, überläßt es aber den obersten Rechnungsprü- 
fungsbehörden, auf ihre Beteiligung zu verzichten. 
Ergeben sich bei gemeinsamen Prüfungen grund- 
sätzliche Fragen, so kann die Entscheidung des Ver- 
einigten Senats (§10 BRHG) angerufen werden. 

Zu der Einrichtung der gemeinsamen Prüfungen, 
die im früheren Recht nicht bestand, hat der staats- 
rechtliche Aufbau der Bundesrepublik den Anlaß 
gegeben. Der Bundesrechnugshof hat über die Durch- 
führung gemeinsamer Prüfungen nach § 4 Abs. 5 
BRHG mit den Landesrechnungshöfen ein grund- 
sätzliches Einvernehmen herbeigeführt. Auf dieser 
Grundlage wurde das Maß der Beteiligung des ein- 
zelnen Rechnungshofes von Fall zu Fall festgelegt 
und für das Verfahren die der Sachlage angepaßte 
zweckmäßige Form gewählt. Von der Möglichkeit 
des Verzichts auf eine Beteiligung an der Prüfung 
haben Bundesrechnungshof und Landesrechnungs- 
höfe verschiedentlich Gebrauch gemacht. 

Bei dieser Handhabung hat sich nach den bis- 
herigen Erfahrungen die Einrichtung gemeinsamer 
Prüfungen durchaus bewährt. 

4. Vorprüfung 

a) Vorprüfungsordnung für die Bundesverwaltung 
(VPOB) 

Nach § 92 RHO haben die zuständigen Behör- 
den die Rechnungen vorzuprüfen, soweit die Prü- 
fungsart nicht ein abweichendes Verfahren bedingt. 
Das Ergebnis der Vorprüfung ist dem Bundesrech- 
nungshof bei Vorlage der Rechnungen unter Bei- 
fügung der nötigen Erläuterungen usw. mitzuteilen. 
Das bei der Vorprüfung anzuwendende Verfahren 
haben seinerzeit einzelne Reichsbehörden für ihren 
Geschäftsbereich durch Dienstvorschriften geregelt. 
Diese Dienstvorschriften und die auf Grund des § 7 
der 1. DVHL vom 16. Oktober 1936 vom Präsi- 
denten des Rechnungshofes des Deutschen Reichs er- 
lassene Vorprüfungsordnung für die Länder (VPOL) 
dienten als Muster für die „Vorläufige Vorprü- 
fungsordnung für die Verkehrsverwaltung des 
Vereinigten Wirtschaftsgebiets ( VPO- Verkehr) Vdie 
im Jahre 1949 von der Verwaltung für Verkehr zu- 
sammen mit dem Rechnungshof im Vereinigten 
Wirtschaftsgebiet ausgearbeitet und von den übri- 
gen Verwaltungen des Vereinigten Wirtschaftsge- 
biets übernommen worden war. 
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Nach Errichtung der Bundesverwaltungen wur- 
den diese Vorprüfungsordnungen weiterhin sinnge- 
mäß angewendet. Aus der Rechnungsprüfung her- 
aus ergab sich das Bedürfnis einer Überarbeitung, 
Vereinheitlichung und Neufassung der Bestimmun- 
gen über die Vorprüfung. Die Vorprüfungsordnung 
für die Bundesverwaltung (VPOB), die die Bundes- 
regierung im Einvernehmen mit dem Bundesrech- 
nungshof erlassen hat, beruht auf einem von einem 
Arbeitskreis der obersten Rechnungsprüfungsbe- 
hörden ausgearbeiteten Entwurf, der eine Reihe be- 
währter Bestimmungen der früheren Vorprüfungs- 
ordnung der Länder übernommen hat, aber auch 
einige wichtige Neuerungen enthält, die auf An- 
regungen des Bundesrechnungshofes zurückgehen. 
Erwähnt seien: 

1. Verhältnis der Vorprüfung zur Kassenprüfung 

Die bei den Kassenprüfungen geleisteten Ar- 
beiten konnten bisher infolge der vielfach nicht 
genügenden Kennzeichnung der geprüften 
Buchungen und Belege von der Vorprüfung nicht 
nutzbar gemacht werden. Sie mußten daher bei 
der Vorprüfung wiederholt werden. Nunmehr 
werden die bei der Kassenprüfung geprüften 
Zahlen, Bücher und Belege deutlich als geprüft 
kenntlich gemacht. Die förmliche Vorprüfung 
kann sich daher auf Stichproben beschränken; 
von der rechnerischen Prüfung kann abgesehen 
werden, soweit diese Arbeiten bei der Kassen- 
prüfung vorgenommen und kenntlich gemacht 
sind. 

2. Sachliche Vorprüfung 

Während die Vorprüfungsordnungen für die 
Verwaltungen des Vereinigten Wirtschaftsge- 
biets die sachliche Vorprüfung in der Regel auf 
die Einhaltung von Vorschriften und Bestim- 
mungen beschränkten, die ihrer Natur nach 
oder hinsichtlich der Tatbestände verhältnis- 
mäßig einfach waren, schreibt die VPOB vor, 
daß die sachliche Vorprüfung in vollem Um- 
fange vorzunehmen ist, soweit der Bundesrech- 
nungshof nicht ganz oder teilweise darauf ver- 
zichtet oder für bestimmte Rechnungsteile Ein- 
schränkungen anordnet. Dieser Erweiterung des 
Aufgabenkreises der Vorprüfungsstellen liegt 
die Erwägung zugrunde, daß der Bundesrech- 
nungshof sich bei seinen Prüfungen wegen des 
immer mehr zunehmenden Umfanges des Prü- 
fungsstoffes in vielen Fällen auf Stichproben be- 
schränken muß. Dieses Verfahren hat eine auch 
in sachlicher Hinsicht gut und vollständig ar- 
beitende Vorprüfung zur Voraussetzung. 

Da die Haushaltsrechnung nach Art. 114 GG dem 
Deutschen Bundestag und dem Bundesrat mit den 
Bemerkungen des Bundesrechnungshofes noch im 


Laufe des folgenden Rechnungsjahres vorzulegen ist, 
wirkt sich das zeitliche Nacheinander von Vorprü- 
fung und Rechnungsprüfung für die Einhaltung 
dieses Termins ungünstig aus, besonders wenn die 
Rechnungslegung sich durch späte Verabschiedung 
der Haushaltsgesetze und durch längeres Offen- 
halten der Kassenbücher verzögert. 

Das in Bayern neu eingeführte Prüfungsverfahren 
vermeidet diesen Nachteil dadurch, daß die staat- 
lichen Rechnungsprüfungsämter, die dem Baye- 
rischen Obersten Rechnungshof eingegliedert sind, 
nicht als Vorprüfungsstellen tätig werden, sondern 
die Prüfung der ihnen vom Bayerischen Obersten 
Rechnungshof zugewiesenen Rechnungen unter des- 
sen Oberleitung selbst erledigen. Es findet also nur 
noch eine Prüfung statt (vgl. §§ 5, 38, 42 des Ge- 
setzes über die staatliche Rechnungs-, Verwaltungs- 
und Wirtschaftsprüfung vom 6. Oktober 1951 
Bayr. GVOBl. S. 189). Ob ein derartiges zeitspa- 
rendes Verfahren, dessen Einführung für die Bun- 
desverwaltung eine Änderung der RHO erfordern 
würde, bei Abwägung der dafür und dagegen 
sprechenden Gründe allgemein vorzuziehen ist, wird 
bei einer Neuordnung des Haushaltsrechts zu ent- 
scheiden sein. 

b) Wahrnehmungen des Bundesrechnungshofes zum 
Vorprüf ungs verfahr en 

In der Berichtszeit ist die Vorprüfung noch nicht 
überall ordnungsmäßig und ausreichend durchge- 
führt worden. Das lag zum Teil daran, daß Vor- 
prüfungsstellen nicht eingerichtet oder die vorhan- 
denen Vorprüfungsstellen nicht ausreichend oder 
teilweise mit Kräften besetzt waren, die nicht die 
für ihre Aufgaben erforderlichen Kenntnisse be- 
saßen. Gelegentlich war das Personal der Vorprü- 
fungsstellen zu anderen Arbeiten herangezogen 
worden. Zahlreiche Verstöße förmlicher und sach- 
licher Art hatten die Vorprüfungsstellen unbean- 
standet gelassen. Mitunter waren auch Kräfte mit 
der Vorprüfung beauftragt, die vorher selbst einen 
Teil der Belege sachlich oder rechnerisch festgestellt 
hatten. Inwieweit die mangelhafte Vorprüfung mit 
darauf zurückzuführen ist, daß die Vorprüfungs- 
stellen als Teile der zu prüfenden Behörden nicht 
immer in der Lage waren, mit der nötigen Unabr 
hängigkeit an ihre Arbeit heranzugehen, muß dahin- 
gestellt bleiben. 

Der Bundesrechnungshof hat die zuständigen Ver- 
waltungsstellen jeweils um Abhilfe ersucht. Seitdem 
hat sich die Arbeit der Vorprüfungsstellen ge- 
bessert. 

Uber die fachtechnische Vorprüfung der Ausgaben 
für Hochbauten berichte ich im Teil III Abschnitt 4 
besonders. 
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Am 14. April 1953 hat der Bundesminister der 
Finanzen in Ausführung des Beschlusses des Deut- 
schen Bundestages vom 25. März 1953 die obersten 
Bundesbehörden auf die Notwendigkeit hingewiesen, 
das Vorprüfungsverfahren mit allen Mitteln zu be- 
schleunigen und insbesondere dafür zu sorgen, daß 
die mit der Vorprüfung beauftragten Dienststellen 
mit ausreichenden, für diese Aufgaben qualifizier- 
ten Kräften ausgestattet werden. 

5. Bundesvermögen und Vermögensrechnung 

Nach Art. 114 Abs. 1 GG hat der Bundesminister 
der Finanzen auch über das Vermögen und die 
Schulden des Bundes jährlich Rechnung zu legen. 
Diese Vermögensrechnung ist bisher nicht aufgestellt 
worden. Das ist verständlich, weil bei der Haupt- 
masse des Bundesvermögens, dem Reichsvermögen, 
zunächst noch eine erhebliche Rechtsunsicherheit be- 
züglich des Eigentums bestand, zum andern, weil es 
an den zur Ausführung des GG notwendigen Ver- 
waltungsvorschriften fehlte. 

Die Bundesrepublik hat als Rechtsnachfolgerin 
des Vereinigten Wirtschaftsgebiets (Art. 133 GG) 
dessen Vermögen übernommen. Nach Art. 134 GG 
wird das Vermögen des Reichs grundsätzlich Bun- 
desvermögen; nach Art. 135 gehen die Beteiligun- 
gen des ehemaligen Landes Preußen an Unterneh- 
men des privaten Rechts auf den Bund über. In 
beiden Fällen ist die nähere Regelung einem Bun- 
desgesetz Vorbehalten. Diese Gesetze stehen noch 
aus. Einstweilen ist durch das Gesetz zur vorläu- 
figen Regelung der Rechtsverhältnisse des Reichs- 
vermögens und der preußischen Beteiligungen vom 
21. Juli 1951 — Vorschaltgesetz — und die Durch- 
führungsverordnung zu § 6 dieses Gesetzes dem 
Bund die Verwaltung dieses Vermögens übertragen 
worden, soweit sie nicht nach besonderer Vorschrift 
einem Lande, einer Gemeinde, einem Gemeinde- 
verband oder einem sonst nach Landesrecht zu- 
ständigen Aufgabenträger zusteht. Nach Maßgabe 
besonderer Gesetze sind die bisherigen Reichsauto- 
bahnen und Reichsstraßen (Gesetz vom 2. März 
1951 — BGBl. I S. 157 — ), die Reichswasserstra- 
ßen (Gesetz vom 21. Mai 1951 — BGBl. IS. 352 — ), 
das den Zwecken des Wetterdienstes gewidmete 
Reichsvermögen (Gesetz vom 11. November 1952 

— BGBl. I S. 738 — ) sowie die Sondervermögen 
„Deutsche Reichsbahn“ (Gesetz vom 2. März 1951 

— BGBl. IS. 155 — ) und „Deutsche Reichspost“ 
(Gesetz vom 21. Mai 1953 — BGBl. I S. 225 — ) 
Eigentum des Bundes geworden. Das in 'der Ver- 
mögensrechnung des Bundes zu erfassende Ver- 
mögen setzt sich hiernach zusammen aus 

1. dem Vermögen des Deutschen Reichs, soweit 
nach dem Vorschaltgesetz und der Durchfüh- 
rungsverordnung zu § 6 dieses Gesetzes dem 


Bund die Verwaltung zusteht, oder soweit es 
nach Maßgabe der vorstehend aufgeführten be- 
sonderen Gesetze in das Eigentum des Bundes 
übergegangen ist, 

2. den Beteiligungen des ehemaligen Landes Preu- 
ßen an Unternehmen des privaten Rechts, so- 
weit nach den genannten Vorschriften dem 
Bund die Verwaltung zusteht, 

3. dem übernommenen Vermögen des Vereinigten 
Wirtschaftsgebiets, 

4. dem Vermögen, das der Bund selbst seit seiner 
Errichtung gebildet hat. 

Der Art nach umfaßt das Vermögen des Bundes 

a) unbewegliche Sachen (bebaute und unbebaute 
Grundstücke), 

b) bewegliche Sachen (Geräte und Ausstattungs- 
gegenstände, Maschinen, Instrumente, Land- 
und Wasserfahrzeuge usw.), 

c) Wirtschaftsbetriebe (Bundesdruckerei, Bundes- 
schleppbetrieb usw.), 

d) geldwerte Rechte (Beteiligungen, Darlehen 
usw.). 

Nach seiner Zweckbestimmung kann das Ver- 
mögen des Bundes in verschiedene Klassen einge- 
teilt werden, etwa in 

Allgemeines Verwaltungsvermögen, Sachen im 
Gemeingebrauch (Straßen, Wasserstraßen), 
Vermögen der Bundesanstalten und -einrich- 
tungen, Betriebsvermögen (Bundesbetriebe, 
Beteiligungen), Allgemeines Kapital- und 
Sachvermögen, Sondervermögen. 

In gemeinsamer Arbeit von Bundesminister der 
Finanzen und Bundesrechnungshof sind inzwischen 
die Vorschriften für die Vermögensrechnung auf- 
gestellt worden. Die Richtlinien zur Vermögens- 
rechnung, Teil I bis V, enthalten die Bestimmungen 
für die erstmalige Erfassung und Bewertung des 
Bundesvermögens und der Schulden. Das vorläu- 
fige Ergebnis der ersten Bestandsaufnahme wird 
gemäß Art. 110 Abs. 3 GG in einer Anlage zum 
Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1954 
nachgewiesen werden können. Die zunächst im 
Entwurf veröffentlichte Vermögens-Buchführungs- 
und Rechnungslegungsordnung — VBRO — regelt 
im einzelnen die Bewertung, die Buchführung und 
die Rechnungslegung über das Vermögen und die 
Schulden. Seit dem 1. April 1953 wird nach diesen 
Vorschriften verfahren, so daß erstmalig mit der 
Haushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1953 eine 
Vermögensrechnung aufgestellt und nach Art. 114 
Abs. 2 GG eine Übersicht über das Vermögen und 
die Schulden des Bundes vorgelegt werden kann. 
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Die Vermögensrechnung des Bundes hat den 
Zweck, den Bestand des Vermögens und der Schul- 
den zu Beginn, die Veränderungen während und 
den Bestand am Ende des Rechnungsjahres nach- 
zuweisen. Durch entsprechende Aufgliederung wird 
sie auch die Zusammensetzung des Vermögens und 
der Schulden nach den einzelnen Arten erkennen 
lassen. Die Vermögensrechnung soll ferner dar- 
legen, in welcher Höhe die Haushaltseinnahmen 
und -ausgaben zur Vermehrung oder Verminde- 
rung des Vermögens und der Schulden im Laufe 
des Rechnungsjahres geführt haben, und damit er- 
kennen lassen, inwieweit einem Uberschuß oder 
einem Fehlbetrag der Haushaltsrechnung eine Min- 
derung oder Mehrung des Vermögens und der 
Schulden gegenübersteht. 

Das GG sieht eine Ausdehnung der Vermögens- 
rechnung auf die Vermögenswirtschaft des Bundes 
mit dem Ziele einer Ertrags- und Aufwandsrech- 
nung nicht vor. Bei einer Neugestaltung des Haus- 
haltsrechts werden jedoch Überlegungen anzustel- 
len sein, wie weit auch Gesichtspunkten dieser Art 
Rechnung getragen werden kann. 


III. Allgemeine Prüfungsergebnisse 

1. Allgemeine Mängel 

Der Bundesrechnungshof mußte bei der Rech- 
nungsprüfung zahlreiche Verstöße sachlicher und 
formeller Art gegen grundlegende Bestimmungen 
der RHO, RBW, RRO und RKO bean- 
standen. Vielfach handelte es sich dabei um An- 
fangsschwierigkeiten, die der rasche Aufbau der 
Bundesverwaltungen im Verein mit einem Mangel 
an geschultem Personal mit sich gebracht hat. Na- 
mentlich zählen hierher die Verstöße gegen die 
Grundsätze einer sparsamen und wirtschaftlichen 
Verwendung der Haushaltsmittel. 

Der Bundesrechnungshof hat den besonderen 
Anfangsschwierigkeiten dadurch Rechnung getra- 
gen, daß er bei der Entscheidung, ob im Einzelfalle 
Bemerkungen nach § 107 Abs. 1 Nr. 2 und 3 RHO 
aufzustellen waren, für die Übergangszeit einen 
weniger strengen Maßstab angelegt hat. 

2. Persönliche Verwaltungsausgaben 

Die Bearbeitung der persönlichen Verwaltungs- 
ausgaben in den neu errichteten Bundesdienststellen 
litt — wie schon in der Denkschrift zu den Rech- 
nungen der Verwaltung des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes dargelegt — darunter, daß einge- 
arbeitete Kräfte nicht in ausreichender Zahl zur 
Verfügung standen. Die Sachbearbeitung wurde 
noch dadurch erschwert, daß zu Beginn des Behor- 


denaufbaus nicht immer Klarheit darüber bestand, 
welche Vorschriften und Verwaltungsanordnungen 
für die Bundesbehörden maßgebend waren, die Be- 
stimmungen der Verwaltung des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiets oder die des Landes, in dem die be- 
treffende Bundesdienststelle ihren Sitz hatte. Der 
Bundesrechnungshof hat es sich deshalb neben seiner 
Prüfungstätigkeit auch angelegen sein lassen, bei 
örtlichen Prüfungen die Sachbearbeiter der Dienst- 
stellen anzuleiten, zu beraten und über Sinn und 
Zweck der im Einzelfall zu beachtenden Vorschrif- 
ten und Grundsätze aufzuklären. In den schrift- 
lichen Prüfungsmitteilungen hat der Bundesrech- 
nungshof zu den einzelnen Feststellungen die 
Rechtslage regelmäßig eingehend dargelegt. 

Der rechnungsmäßige Nachweis der Dienst- 
bezüge wurde nicht einheitlich und vielfach un- 
vollständig geführt. Das ist insbesondere darauf zu- 
rückzuführen, daß die einzelnen Verwaltungen für 
ihren Bereich noch keine Bestimmungen über die 
Anweisung, die Zahlbarmachung und den rech- 
nungsmäßigen Nachweis der Dienstbezüge erlassen 
hatten. Der Bundesrechnungshof hat zunächst die 
im Einzelfalle bei der Rechnungslegung in Erschei- 
nung getretenen Mängel abstellen lassen. Nach Ab- 
schluß der Feststellungen über die bei verschiedenen 
Verwaltungen vorliegenden Sonderverhältnisse 
hat der Bundesminister der Finanzen auf Vorschlag 
des Bundesrechnungshofes vorläufige Bestimmungen 
über die Festsetzung, die Anordnung, die Aus- 
zahlung und den rechnungsmäßigen Nachweis der 
Dienst- und Versorgungsbezüge der Beamten und 
Angestellten sowie der Bezüge der Lohnempfänger 
erlassen. 

Bei einer Reihe von Dienststellen wurden von 
den Arbeitnehmern laufend Überstunden, z. T. 
weit über das normale Maß hinaus, geleistet. Der 
Bundesrechnungshof hat gefordert, die Leistung 
von Überstunden auf dringende Fälle zu beschrän- 
ken und unvermeidbare Überstunden nach Mög- 
lichkeit durch Freizeit abzugelten. Er hat darauf 
hingewiesen, daß Bundesregierung und Gewerk- 
schaften sich wiederholt gegen die regelmäßige Lei- 
stung von Überstunden ausgesprochen haben. 

Die Vorschriften über die Nebentätigkeit von 
Beamten und Angestellten des öffentlichen Dienstes 
(vgl. §§ 10 bis 14 des Deutschen Beamtengesetzes 
— jetzt §§ 64 bis 69 des Bundesbeamtengesetzes 
vom 14. Juli 1953 — und die VO über die Neben- 
tätigkeit der Beamten vom 6. Juli 1937 in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 24. Januar 1951) 
wurden vielfach nicht richtig angewandt oder ganz 
außer acht gelassen. Um die ordnungsmäßige 
Durchführung der Verordnung zu sichern, hat der 
Bundesminister der Finanzen auf Anregung des 
Bundesrechnungshofes durch Erlaß vom 20. Fe- 
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bruar 1953 die Verwendung einheitlicher Muster 
für die Abrechnungen und Berichte über Neben- 
vergütungen vorgeschrieben; dabei hat er frühere 
Erlasse über die Klärung von Zweifelsfragen er- 
neut bekanntgemacht. Durch seinen Erlaß vom 
8. April 1953 hat der Bundesminister der Finanzen 
Durchführungsbestimmungen zu der Verordnung 
in Aussicht gestellt; ferner sind Bestimmungen über 
die Form der Aufnahme der Nebenbezüge in die 
Erläuterungen des Bundeshaushaltsplans vorge- 
sehen. 

Die Dienststellen haben den Anregungen und 
Anleitungen des Bundesrechnungshofes durchweg 
Verständnis entgegengebracht. Im übrigen hat die 
Prüfung den allgemeinen Eindruck vermittelt, daß 
die Dienststellen in zunehmendem Maße bestrebt 
sind, sich im Rahmen der Vorschriften zu halten. 
Es kann daher erwartet werden, daß die beobach- 
teten Mängel grundsätzlicher Art sich nicht mehr 
im bisherigen Ausmaß wiederholen werden. 

3. Sächliche Verwaltungsausgaben 

Preisbildung und zentrale Beschaffung der 
öffentlichen Hand 

a) Preisbildung 

Die Beschaffungen der öffentlichen Hand be- 
rühren wesentlich das Interesse der Allgemein- 
heit. Ihr Umfang hat sich zunehmend vergrö- 
ßert; mit einer weiteren Steigerung wird zu 
rechnen sein. Bei dieser Entwicklung erfordert 
die Preisbildung bei den öffentlichen Aufträgen 
besondere Aufmerksamkeit. Für die Beschaffun- 
gen der öffentlichen Hand gelten seit Jahren 
besondere preisrechtliche Vorschriften. Sie blie- 
ben auch nach der Währungsreform aufrecht- 
erhalten (vgl. die mehrfach geänderte Anord- 
nung über Preisbildung und Preisüberwachung 
nach der Währungsreform — Preisfreigabean- 
ordnung — vom 25. Juni 1948, erlassen auf 
Grund des Gesetzes über Leitsätze für die Be- 
wirtschaftung und Preispolitik nach der Geld- 
reform vom 24. Juni 1948 und des § 2 des 
Preisgesetzes vom 10. April 1948). 

Grundlegend war bisher die Verordnung über 
die Preise bei öffentlichen Aufträgen (VPÖ) 
vom 11. August 1943. Bei Beschaffung zu Selbst- 
kostenpreisen riditete sich die Preisbildung nach 
der Verordnung über die Preisermittlung auf 
Grund der Selbstkosten bei Leistungen für öf- 
fentliche Auftraggeber vom 15. November 1938 
in der Fassung der Änderungsverordnung vom 
12. Februar 1942 und den ihr beigefügten Leit- 
sätzen (LSÖ). Um auf dem Gebiet des öffent- 
lichen Auftragwesens marktwirtschaftliche 


Grundsätze verstärkt durchzusetzen, hat der 
Bundesminister für Wirtschaft die VPÖ mit 
Wirkung vom 1. Januar 1954 durch die Ver- 
ordnung PR Nr. 30/53 über die Preise bei öf- 
fentlichen Aufträgen vom 21. November 1953 
(Bundesanzeiger Nr. 244 vom 18. Dezember 
1953) und die LSÖ durch die dieser Verord- 
nung als Anlage beigefügten Leitsätze für die 
Preisermittlung auf Grund von Selbstkosten 
ersetzt. 

Für die Bauaufträge gelten die Vorschriften 
der Verordnung PR Nr. 32/51 über die Bau- 
preisbildung für öffentliche und mit öffent- 
lichen Mitteln finanzierte Aufträge (Baupreis- 
verordnung — BPVO — ) vom 11. Mai 1951, 
die auch auf Bauleistungen für die Besatzungs- 
mächte Anwendung finden. Sie ist durch die 
Verordnungen PR Nr. 5/52 vom 18. Januar 
1952, PR Nr. 36/52 vom 6. Mai 1952 und PR 
Nr. 32/53 vom 14. Dezember 1953 geändert 
und ergänzt worden. Die neue Baupreisverord- 
nung hat vom 12. Mai 1951 an die bisherigen 
Vorschriften des Baupreisrechts, insbesondere 
die Verordnung über die Baupreisbildung (Bau- 
preisverordnung) vom 16. Juni 1939 ersetzt, 
soweit sie nicht nach § 23 Abs. 2 in Geltung 
geblieben sind. § 23 Abs. 2 hat vornehmlich die 
Verordnung über die Preisermittlung auf 
Grund der Selbstkosten bei Bauleistungen für 
öffentliche Auftraggeber vom 25. Mai 1940 
mit den zugehörigen Leitsätzen (LSBÖ) und 
ihren Durchführungsbestimmungen aufrechter- 
halten. Die LSBÖ sollen demnächst durch eine 
neue Rechtsvorschrift ersetzt werden. 

Auf die Einhaltung der Vorschriften über die 
Preisbildung bei den öffentlichen Aufträgen hat 
der Bundesrechnungshof nachdrücklich hinge- 
wirkt; er wird der Preisbildung weiterhin be- 
sondere Aufmerksamkeit widmen. 

Ein Eingehen auf die Fragen, die sich aus den 
neuen Preisverordnungen ergeben, bleibt Vor- 
behalten. 

Nach der Preisfreigabe (Preisfreigabeanord- 
nung vom 25. Juni 1948) haben Auftraggeber 
und Auftragnehmer die preisrechtlichen Grund- 
sätze für öffentliche Aufträge nicht immer be- 
achtet. Vielfach sind nicht gerechtfertigte Preise 
gefordert und gezahlt worden. Dazu hat we- 
sentlich der Umstand beigetragen, daß auf eini- 
gen Gebieten die Marktlage noch nicht ausge- 
glichen oder der Wettbewerb beschränkt war. 

Bei der zu erwartenden Ausweitung des öf- 
fentlichen Bedarfs fällt den öffentlichen Auf- 
traggebern eine besondere Verantwortung da- 
für zu, daß sie ihre Aufträge zu angemessenen 
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Preisen vergeben; sie müssen sich dabei bewußt 
sein, daß die Wahrung der Preisdisziplin bei 
den öffentlichen Aufträgen auch für das allge- 
meine Preisgefüge wesentlich ist. 

Die Preisbehörden werden ungerechtfertig- 
ten Preisbildungen mit den ihnen zu Gebote 
stehenden Mitteln tatkräftig entgegenzutreten 
haben. In zunehmendem Maße werden sie von 
den öffentlichen Auftraggebern auch für die 
Beurteilung der Angemessenheit von Preisen 
eingeschaltet. Die Preisbehörden können ihren 
Aufgaben aber nur gerecht werden, wenn sie 
mit der erforderlichen Zahl qualifizierter Kräfte 
besetzt sind. Die Länder, denen die Preisüber- 
wachung nach dem Preisgesetz vom 10. April 
1948 obliegt, sollten sich dieser Notwendigkeit 
nicht verschließen. 

Auf Grund der Erfahrungen, die der Bundes- 
rechnungshof bei seinen Prüfungen gemacht hat, 
ist er zu der Auffassung gelangt, daß die öffent- 
lichen Aufträge weiterhin besonderer preisrecht- 
licher Regelungen bedürfen. 

Der Erlangung angemessener Preise bei den 
öffentlichen Aufträgen dienen auch die vom 
Reichsminister der Finanzen im März 1936 als 
Verwaltungsbestimmung herausgegebene Verdin- 
gungsordnung für Leistungen (ausgenommen 
Bauleistungen) (VOL) und die erstmalig 1926 
herausgegebene und im Aufträge des Deutschen 
Verdingungsausschusses für Bauleistungen vom 
Deutschen Normenausschuß am 11. November 
1932 neugefaßte Verdingungsordnung für Bau- 
leistungen (VOB). Auch wegen Änderung der 
VOL schweben Verhandlungen. Nach diesen 
Ordnungen sollen die öffentlichen Aufträge nur 
in bestimmten Fällen freihändig und nur unter 
bestimmten Voraussetzungen im Wege der be- 
schränkten Ausschreibung vergeben werden; die 
öffentliche Ausschreibung soll die Regel sein. 
Auf diese Weise soll ein ausreichender Wettbe- 
werb sichergestellt werden, um angemessene 
Preise zu erzielen. 

Die öffentlichen Auftraggeber haben diese 
Grundsätze nicht immer beachtet; sie waren zu 
sehr geneigt, der beschänkten Ausschreibung oder 
sogar der freihändigen Vergabe den Vorzug zu 
geben. Der Bundesminister für Wirtschaft hat in 
einem Rundschreiben vom 30. März 1953 ein- 
dringlich auf die notwendige Einhaltung der 
Vorschriften hingewiesen und erklärt, daß jedes 
ungerechtfertigte Abweichen von dem Grundsatz 
eines möglichst umfassenden Wettbewerbs aus 
übergeordneten volkswirtschaftlichen, fiska- 
lischen und sozialen Gründen zu mißbilligen ist. 

Auf dem Gebiet der Bauleistungen sind in 
jüngster Zeit Fälle von Preis- und Lieferab- 


sprachen durch Auftragnehmer vorgekommen. 
Sie haben den Wettbewerb gestört und damit die 
Bildung von angemessenen Preisen unterbunden. 
Der Bundesrechnungshof ist den Fällen nachge- 
gangen und wird diesen Erscheinungen seine be- 
sondere Aufmerksamkeit widmen. 

Uber Preisfragen auf dem Gebiet der Be- 
satzungslastenbefinden sich eingehendere Ausfüh- 
rungen im Teil IV Abschnitt „Besatzungslasten“. 

b) Zentrale Beschaffung 

Beschaffungen auf zentraler Grundlage kön- 
nen für die Bewirtschaftung der öffentlichen Mit- 
tel in mehrfacher Hinsicht von Nutzen sein. Zen- 
trale Beschaffungsstellen verfügen über einen 
größeren Erfahrungsschatz. Sie können die Lei- 
stungsfähigkeit der Lieferfirmen und die Güte 
der gelieferten Waren vergleichen und sind so in 
der Lage, die Bedarfsdeckung mit dem größt- 
möglichen wirtschaftlichen Nutzen und bei unter- 
schiedlichen Preisen für gleichartige Güter auch 
preisgünstig vorzunehmen. Die Lieferanten ge- 
währen ferner bei der Beschaffung größerer Men- 
gen Preisnachlässe und Rabatte und räumen gün- 
stigere Lieferungs- und Zahlungsbedingungen 
ein. Durch die Zusammenfassung ergeben sich 
außerdem häufig Aufträge von einem so großen 
Ausmaß, daß ihre Durchführung bei der Liefer- 
firma zu erheblichen Kostendegressionen führt 
und günstigere Preise erzielt werden können. 
Auch werden nur zentrale Beschaffungsstellen in 
der Lage sein, Aufträge so zu streuen, daß die 
Notstandsgebiete wirksam berücksichtigt werden. 

Ob eine zentrale Beschaffung einzurichten ist, 
läßt sich nur nach den Verhältnissen der einzel- 
nen Verwaltung beurteilen. Im allgemeinen wird 
die zentrale Beschaffung in Erwägung zu ziehen 
sein, wenn Verwaltungen einen großen Bedarf an 
bestimmten Erzeugnissen haben und dieser sich 
nicht auf eine allzu große Zahl von zerstreut 
liegenden Bedarfsstellen verteilt. Der Nutzen aus 
der zentralen Beschaffung darf nicht durch zu- 
sätzliche Kosten, z. B. Frachten für mehrfachen 
Versand, verloren gehen. 

öfters wurde festgestellt, daß für gleichartige 
Beschaffungen unterschiedliche Preise gezahlt 
worden sind. Der Bundesrechnungshof hat des- 
halb z. B. empfohlen, bei den Wasser- und 
Schiffahrtsdirektionen Ausstattungsgegenstände, 
Büro-, Schreib- und Zeichenmaterialien usw. zen- 
tral zu beschaffen. 

Bei den Lieferungen für die Besatzungsmächte 
wäre bei vielen Warengattungen eine zentrale 
Beschaffung durch eine oder mehrere deutsche 
Dienststellen wirtschaftlich zweckmäßig gewesen. 
Sie hat sich trotz vieler Bemühungen bislang 
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nicht verwirklichen lassen. Auch die Besatzungs- 
mächte selbst sind noch nicht in dem gewünschten 
Ausmaß zu einer zentralen Beschaffung überge- 
gangen. Die Errichtung des British Mandatory 
Procurement Office (BMPO) in der britischen 
Zone und die Einschaltung der Sonderabteilung 
Besatzungslastenverwaltung des Bundesministers 
der Finanzen (deren Aufgaben insoweit im 
Herbst 1952 auf die Außenabteilung Koblenz 
des Beauftragten des Bundeskanzlers für die mit 
der Vermehrung der alliierten Truppen zusam- 
menhängenden Fragen über gegangen sind) haben 
zwar in gewissem Umfange die Vorteile einer 
zentralen Beschaffung verwirklicht, soweit die 
britische Besatzungmacht in Betracht kommt; die 
anzustrebende Einheitlichkeit konnte aber auch 
hier noch nicht erreicht werden (vgl. Teil IV 
dieser Denkschrift, Abschnitt „Besatzungslasten“). 

Haushaltsmittel für außergewöhnlichen Aufwand 
aus dienstlicher Veranlassung in besonderen Fällen 

Mit dieser Zweckbestimmung sind in den Haus- 
haltsplänen Beträge veranschlagt, die nach den Er- 
läuterungen zur Bestreitung von Ausgaben bestimmt 
sind, die dem Bundespräsidenten, dem Bundestags- 
präsidenten, dem Bundesratspräsidenten, dem Bun- 
deskanzler, den Bundesministern, dem Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes und den Leitern von Bundes- 
oberbehorden für außergewöhnliche Aufwendungen 
im dienstlichen Interesse entstehen und deren Dek- 
kung aus den persönlichen Aufwandsgeldern nicht 
zugemutet werden kann. Die Ausgaben sind einzeln 
zu belegen, eine pauschale Auszahlung ist nicht zu- 
lässig. 

Nach der Zweckbestimmung haben die Verfü- 
gungsberechtigten hinsichtlich der Art der Verwen- 
dung der Mittel nicht völlig freie Hand. Es handelt 
sich nicht um „Dispositionsfonds zur freien Verfü- 
gung“, d. s. Ausgabebewilligungen, die ohne nähere 
Angabe eines Verwendungszwecks einer Stelle zur 
Verfügung gestellt sind (§ 33 Abs. 2 RHO). 

Außergewöhnlicher Aufwand aus dienstlicher 
Veranlassung kann in der Regel nur im Zusammen- 
hang mit der Erfüllung von Repräsentationsver- 
pflichtungen der Bundesorgane — im Rahmen ihres 
Geschäftsbereichs — gegenüber außerhalb der Bun- 
desverwaltung stehenden Personen oder Stellen ent- 
stehen, insbesondere aus Anlaß von Empfängen 
oder ähnlichen Veranstaltungen und sonstigen beson- 
deren Anlässen. 

Im übrigen muß bei der Verausgabung folgendes 
beachtet werden: 

1. Die Mittel sind wirtschaftlich und sparsam zu 
verwalten (§ 26 Abs. 1 RHO). 


2. Außerordentliche Vergütungen oder Unterstüt- 
zungen an öffentliche Bedienstete dürfen aus 
diesen Mitteln nicht gezahlt werden (§38 RHO). 

3. Die Mittel dürfen nicht für einen Zweck veraus- 
gabt werden, für den aus anderer Stelle des 
Haushaltsplans Zahlungen geleistet werden (§ 43 
RHO). 

Die Entscheidungen der Verfügungsberechtigten 
trugen der Zweckbestimmung des Titels bisher 
nicht durchweg Rechnung. Der Bundesrechnungshof 
hat unter Hinweis auf die Notwendigkeit einer 
klaren Abgrenzung der unter die Zweckbestimmung 
fallenden Ausgaben das Erforderliche veranlaßt. 

Nach den bisherigen Erfahrungen würde die 
sparsame Bewirtschaftung der Haushaltsmittel und 
die Beschränkung ihrer Verwendung auf den mit 
ihrer Ausbringung verfolgten Zweck durch Aufstel- 
lung von Grundsätzen für die Verwendung geför- 
dert werden. Dem gleichen Ziel diente in den 
Reichshaushaltsplänen die Zusammenfassung der 
Bewirtschaftung der Mittel beim Reichsminister der 
Finanzen, der die Mittel den einzelnen Verwaltun- 
gen auf Anfordern in angemessenem Umfange zur 
Verfügung stellte. Ausgenommen von dieser Rege- 
lung waren die Mittel zur Verfügung des Reichsprä- 
sidenten, des Reichskanzlers und des Reichsministers 
des Auswärtigen. Diese Regelung ermöglichte eine 
Verwendung nach einheitlichen Gesichtspunkten. 
Wenn gegen die Übernahme dieses Verfahrens unter 
den gegenwärtigen Verhältnissen Bedenken beste- 
hen sollten, so könnten doch allgemeine Richtlinien 
manchen Zweifel über die Zulässigkeit der Inan- 
spruchnahme des Repräsentationsfonds von vorn- 
herein ausschließen. 

Post-, Telegrafen- und Fernsprechgebühren 

Ferngespräche von langer Dauer verursachen be- 
sonders hohe Fernsprechgebühren. Der Bundesrech- 
nungshof hat derartige Gespräche bei seinen Prüfun- 
gen häufig zu beanstanden gehabt. Er hat verlangt 

a) die Ferngespräche so vorzubereiten, daß sie nur 
kurze Zeit in Anspruch nehmen, 

b) Angelegenheiten, die nicht sofort durch fern- 
mündliche Anfragen geklärt werden können, in 
den geeigneten Fällen schriftlich zu erledigen, 

c) möglichst Fernschreiber zu benutzen, weil Fern- 
schreiben im allgemeinen wirtschaftlicher als 
Ferngespräche sind, 

d) überflüssig gewordene Ferngespräche rechtzeitig 
bei der Vermittlungsstelle abzumelden. 

Gemcinschaftsfeiern 

Mehrere Bundesdienststellen haben für die Aus- 
gestaltung von Betriebsfeiern Beträge bis zu rd. 
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500 DM verausgabt. Die in früheren Jahren durch 
die Haushaltspläne bewilligten Ausgabemittel für 
Gemeinschaftsfeiern (je Person bis zu 3 DM) sind 
seit dem Rechnungsjahr 1945 fortgefallen. In den 
Bundeshaushaltsplänen sind seit 1949 — ebenso wie 
schon in den Haushaltsplänen der Verwaltung des 
Vereinigten Wirtschaftsgebiets — Haushaltsmittel 
für die Förderung der Betriebsgemeinschaft nicht 
mehr vorgesehen. Demnach ist der Erlaß des Reichs- 
ministers der Finanzen aus dem Jahre 1937, der 
Beträge zur Förderung der Betriebsgemeinschaft zu- 
gestanden hatte, den veränderten Zeitverhältnissen 
entsprechend nicht mehr anzuwenden. Bei dieser 
Sachlage hat es der Bundesrechnungshof nicht für 
zulässig gehalten, Ausgaben zur Förderung der Be- 
triebsgemeinschaft auf die „Vermischten Ausgaben“ 
oder auf die Mittel für „außergewöhnlichen Aufwand 
aus dienstlicher Veranlassung“ zu übernehmen. Die 
Kosten solcher Veranstaltungen hätten von den 
Teilnehmern oder der Gesamtbelegschaft durch Um- 
lagen oder Sammlungen aufgebracht werden müs- 
sen. Inzwischen hat der Bundesminister der Finan- 
zen. im Erlaß vom 17. April 1951 zum Ausdruck 
gebracht, daß er Mittel zur Förderung der Betriebs- 
gemeinschaft in den Haushaltsplänen . bisher nicht 
vorgesehen habe und auch weiterhin nicht vorsehen 
könne. 

Aus dieser Regelung haben sich, wie dem Bundes- 
rechnungshof bekanntgeworden ist, gelegentlich 
Schwierigkeiten ergeben, insbesondere bei Behörden, 
denen Bundes- und Landesbeamte angehören, wenn 
der Landeshaushaltsplan für die Landesbeamten 
Mittel zur Verfügung stellt. Die Verhandlungen 
hierüber sind noch nicht abgeschlossen; eine einheit- 
liche Regelung für Bund und Länder ist notwendig. 

Skontoabzug 

Der Vorteil, daß Lieferfirmen bei kurzfristiger 
Bezahlung von Rechnungen einen Skontoabzug ein- 
räumen, ist in zahlreichen Fällen nicht ausgenutzt 
worden. Dadurch sind der Bundeskasse Verluste 
entstanden, die bei größeren Rechnungsbeträgen 
nicht unerheblich waren. Der Bundesrechnungshof 
hat mit Rücksicht auf die besonderen Verhältnisse 
der Aufbau- und Übergangszeit davon abgesehen, 
die Haftbarmachung der verantwortlichen Beamten 
zu verlangen; er hat aber den Bundesminister der 
Finanzen gebeten, alle Dienststellen erneut unter 
Hinweis auf § 26 RHO dazu anzuhalten, daß jede 
Möglichkeit zur Ausgabenverminderung auch durch 
Skontoabzüge ausgenutzt werde, da sonst die ver- 
antwortlichen Beamten für den Schaden haftbar ge- 
macht werden müßten. 

Der Bundesminister der Finanzen hat die Ausfüh- 
rungen des Bundesrechnungshofes den obersten Bun- 
desbehörden zur Beachtung mitgeteilt. 


4. Ausgaben für Hochbauten 

Allgemeines 

a) Vorprüfung 

Die Hochbaurechnungen sind zum größten Teil 
fachtechnisch nicht vorgeprüft worden, weil 
technisches Personal für diesen Zweck nicht zur 
Verfügung steht. Da eine fachgerechte, ord- 
nungsmäßige und selbständige Vorprüfung der 
umfangreichen Baurechnungen im Interesse der 
Bundesfinanzen unerläßlich ist, hält der Bun- 
desrechnungshof es für dringend erforderlich, 
daß den Vorprüfungsstellen der Oberfinanz- 
direktionen, soweit noch nicht geschehen, dem 
Umfang der anfallenden Baurechnungen ent- 
sprechend, fachtechnische Kräfte zugeteilt wer- 
den. Diesen wäre die fachtechnische Vorprü- 
fung der gesamten vom Bundesrechnungshof 
zu prüfenden Baurechnungen des Hochbaues 
aller Dienststellen im Bereich der Oberfinanz- 
direktion (Zollverwaltung, Verwaltung für die 
Liegenschaften des Reichs und des Bundes, For- 
schungsanstalten, Versorgungsverwaltung, Ar- 
beitsverwaltung usw.) zu übertragen. 

Die Vorprüfungsstelle würde durch die lau- 
fende Prüfungsarbeit den erforderlichen Ein- 
blick in alle schwebenden Bauvorhaben gewin- 
nen und hätte, um zu einer gegenwartsnahen 
Prüfung zu kommen, zu veranlassen, daß 

die Bauausgabebücher und die Haushaltsüber- 
wachungslisten vom Beginn der Bauausführung 
an einheitlich und richtig geführt werden, 

die Baurechnungen während der Bauzeit lau- 
fend erstellt werden, 

die Gewährleistungsverzeichnisse angelegt, ge- 
führt und der nutznießenden Verwaltungsstelle 
übergeben werden, 

die Baubestandszeichnungen und Baubestands- 
verzeichnisse für die Verwaltungsstelle angefer- 
tigt werden, 

vorschriftsmäßig Baurechnung gelegt wird. 

Sie kann ferner darauf hinwirken, 'daß die 
eingesetzten Auftragsbauleitungen hinreichend 
besetzt sind und ihre Aufgaben ordnungsmäßig 
erfüllen. 

b) Rechnungsprüfung und Rechnungslegung 

Neben der Rechnungsprüfung an seinem Sitze 
hat der Bundesrechnungshof in der Berichtszeit 
auch häufig örtliche Prüfungen durchgeführt; 
dadurch war es möglich, die Bauverwaltung 
durch Hinweise und Vorschläge zu unterstützen 
und in vielen Fällen noch rechtzeitig auf ein 
wirtschaftliches Vergabeverfahren hinzuwirken. 
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Ferner konnten unberechtigte Forderungen der 
Unternehmer schon während der laufenden Ab- 
wicklung zurückgewiesen und Mängel in der 
Vorbereitung und Durchführung der Bauten 
und in der Baurechnungslegung sogleich abge- 
stellt werden. 

Die Rechnungslegung wird grundsätzlich nach 
den Vorschriften der RRO durchgeführt. Da- 
neben haben die Länder, weil eine einheitliche 
Regelung für das Bundesgebiet — ähnlich den 
früheren Bestimmungen für die Reichsbauver- 
waltung — noch fehlt, für ihren Geschäftsbe- 
reich Durchführungs- und Ausführungsbestim- 
mungen erlassen. Da diese Vorschriften von- 
einander abweichen, ergeben sich Nachteile und 
Erschwerungen für die Arbeiten des Bundes- 
rechnungshofes. 

Der Bundesrechnungshof hat es von vornher- 
ein als dringend notwendig bezeichnet, bei der 
Legung der Bundesbaurechnungen nach einheit- 
lichen Grundsätzen zu verfahren und hat einen 
Vorschlag über die Aufstellung von Richtlinien 
dem Bundesminister der Finanzen zugeleitet. 
Dieser hat den Vorschlag aufgegriffen und ge- 
meinsam mit dem Bundesrechnungshof „Vor- 
läufige Richtlinien für die Durchführung von 
Bundesbauvorhaben im Hochbau, I. Anweisung 
über Rechnungswesen und Rechnungslegung“ 
vom 15. Oktober 1953 erlassen. 

Prüfungsergebnisse 

c) Einschränkung der mit Bundesbauaufgaben be- 
auftragten Dienststellen 

Nach der Auflösung der Reichsbauverwaltung 
sind die Bundesbauaufgaben von den ehern. 
Reichsbauämtern auf die jeweils zuständigen 
Staatshochbauämter (Finanzbauämter) der Län- 
der übergegangen. Infolgedessen werden die 
Bauangelegenheiten des Bundes von einer 
großen Anzahl Dienststellen, die in einigen 
Ländern das Mehrfache der Zahl der früheren 
Reichsbauämter beträgt, auftragsweise erledigt. 
Das gleiche gilt für die beteiligten Amtskassen. 

Durch diese Vielzahl der Dienststellen, die in 
den einzelnen Ländern jeweils nach Landesvor- 
schriften arbeiten, wird die Rechnungslegung 
für den Bund erschwert. Außerdem muß sich 
ein unverhältnismäßig großer Personenkreis in 
die Bundesvorschriften einarbeiten. Daraus er- 
gibt sich eine unnötige Belastung für den ein- 
zelnen und ein Leerlauf für die Verwaltung. 

Der Bundesrechnungshof hält es für erforder- 
lich, daß die Durchführung von Bauaufgaben 
des Bundes auf eine angemessene Anzahl von 
Bauämtern beschränkt wird, daß also jeweils ein 


Bauamt diese Aufgaben für die Bezirke meh- 
rerer Ämter des Landes wahrnimmt, wie dies 
in Bayern und Nordrhein-Westfalen bereits der 
Fall ist. 

d) Ausbildung des technischen Personals 

Bei der Planung, Durchführung, Abrechnung 
und Rechnungslegung der Bundesbauvorhaben 
wird noch nicht einheitlich verfahren. Das ist 
auch darauf zurückzuführen, daß das technische 
Personal im letzten Kriege und nach der Auf- 
lösung der Reichsbauverwaltung nicht mehr 
verwaltungsmäßig geschult worden ist. Es muß- 
ten vielfach Kräfte herangezogen werden, die 
im Haushalts- und Kassenwesen nicht aus- 
reichend oder nach den verschiedenen Richt- 
linien der Länder- und Gemeindebehörden 
ausgebildet waren. 

Um einen leistungsfähigen Nachwuchs zu 
erhalten, wäre es zweckmäßig, im Bunde ein- 
heitliche Ausbildungsrichtlinien aufzustellen, 
den Vorbereitungsdienst wieder einzuführen 
und Prüfungen abzuhalten. Diese Ausbildung 
würde dazu beitragen, daß die Bundesbauvor- 
haben nach einheitlichen Grundsätzen durchge- 
führt und abgewickelt werden. 

e) Ausführungsfristen 

Für die Durchführung der Baumaßnahmen des 
Bundes wurden in vielen Fällen, besonders im 
Raume Bonn, zu kurze Fertigstellungstermine 
gesetzt, so daß eine ordnungsgemäße Planung, 
Ausschreibung und Baudurchführung nicht 
möglich war. Darunter litt die Wirtschaftlich- 
keit der Baumaßnahmen. Die Auswirkungen 
im einzelnen waren folgende: 

Die Planung konnte nicht genügend vorbe- 
reitet werden. Unwirtschaftliche Anordnun- 
gen ließen sich in vielen Fällen nicht mehr 
oder nur mit einem hohen Kostenaufwand 
abstellen. 

In mehreren Fällen wurden die Grundstücke 
ausgewählt, ehe ihre Eignung genügend ge- 
prüft war. In einem Falle waren die ge- 
samten Planungsarbeiten fertiggestellt und 
bezahlt, als die Bodenuntersuchung ergab, 
daß der Baugrund ungeeignet war. Das Bau- 
vorhaben mußte stillgelegt und das anrol- 
lende Material umgeleitet werden. 

Mehrfach wurden Behelfsbauten errichtet, 
bei denen sich höhere Mittelpreise ergaben 
als bei Bauten in solider massiver Bauweise 
mit gleichen Artmerkmalen. Außerdem liegt 
die Lebensdauer dieser Behelfsbauten noch 
unter 50 v. H. der Lebensdauer von Gebäu- 
den in dauerhafter Bauweise. Erhöhte 
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Kosten für die laufende Unterhaltung sind 
die zwangsläufige Folge. Damit ist die Wirt- 
schaftlichkeit dieser Bauten überhaupt in 
Frage gestellt. 

Infolge der kurzen Baufristen war es in 
vielen Fällen nicht möglich, fachgerechte 
Massenberechnungen und Leistungsverzeich- 
nisse aufzustellen und die Arbeiten ord- 
nungsgemäß auszuschreiben. Bei freihän- 
diger Vergabe mußten Preise zugebilligt 
werden, die im allgemeinen über den Prei- 
sen lagen, die bei Ausschreibungen erzielt 
worden wären. 

Ferner verursachten lückenhafte Vertrags- 
unterlagen Schwierigkeiten bei der Abrech- 
nung und Auseinandersetzung mit den Fir- 
men. So kam es zu Vergleichen, die sich 
durchweg zum Nachteil des Bundes aus- 
wirkten. 

Häufig wurden Mehr-, Nacht- und Feier- 
tagsarbeiten notwendig. Hierdurch entstan- 
den erhebliche zusätzliche Kosten für Lohn- 
und Unternehmerzuschläge. 

Bei der Durchführung der Bauarbeiten muß- 
ten auch mangelhafte Lieferungen und Lei- 
stungen abgenommen werden, die bei nor- 
malen Bauzeiten hätten zurückgewiesen 
werden können. Gewährleistungsansprüche 
werden sich in diesen Fällen nur beschränkt 
durchsetzen lassen. 

Insgesamt ergibt sich, daß der Vorteil des Zeit- 
gewinns von nur wenigen Wochen in keinem 
angemessenen Verhältnis zum Mehraufwand 
steht. Es sollte daher von den verantwortlichen 
Stellen darauf geachtet werden, daß den Bau- 
dienststellen genügend Zeit bleibt, um die Bau- 
maßnahmen wirtschaftlich, den technischen 
Vorschriften entsprechend und in dauerhafter 
Bauweise durchzuführen. Die zügige, reibungs- 
lose und rationelle Durchführung einer Bau- 
aufgabe ist entscheidend in der Planung und 
Vorarbeit begründet. 

f) Unzureichende Planung und Besetzung mit Fach- 
kräften 

Ein typisches Beispiel für die Auswirkung un- 
zureichender Planung und nicht ausreichender 
Besetzung mit Fachkräften war die Durchfüh- 
rung eines Wohnungsbauprogramms im Raume 
Frankfurt. Die Durchschnittskosten für die 
dort in Leichtbauweise ausgeführten Wohn- 
häuser betragen rd. 150 v. H. der Kosten, die 
in dieser Zeit für Bauten in dauerhafter Bau- 
weise aufgewendet wurden. Dazu kommen 
noch erhöhte Verwaltungskosten infolge lang- 
wieriger Abrechnungen auf Grund mangelhafter 
Vertragsunterlagen und schwieriger Auseinan- 
dersetzungen mit den Baufirmen. 


g) Unterlassung der erforderlichen Vorarbeiten beim 
Ausbau von Forschungsanstalten 

Beim Ausbau von Forschungsanstalten lagen in 
mehreren Fällen keine ordnungsgemäßen Bau- 
entwürfe, Massenberechnungen, Kostenanschläge 
und Leistungsbeschreibungen vor. Mit der Aus- 
führung der Arbeiten wurde zunächst ohne Ein- 
schaltung einer Baudienststelle begonnen. Die 
Arbeiten wurden freihändig vergeben oder im 
Stundenlohn ausgeführt. Der zu erwartende 
Kostenaufwand wurde auf Grund der unzu- 
reichenden Planung nur annähernd ermittelt. 
Diese Mängel wirkten sich wie folgt aus: 

Die zugewiesenen Haushaltsmittel wurden 
überschritten. 

Ein Teil der Haushaltsmittel wurde für Arbei- 
ten verausgabt, für die im Zeitpunkt der Aus- 
führung Mittel im Haushalt nicht zur Ver- 
fügung standen. Statt dessen sind vorgesehene 
Arbeiten unterblieben. 

Eine ordnungsmäßige Baurechnung wurde nicht 
gelegt. Für die später beauftragte Baudienst- 
stelle ergaben sich Schwierigkeiten bei der Ab- 
rechnung auf Grund unvollständiger Vergabe- 
unterlagen; Mehrarbeit und zusätzliche Kosten 
waren die Folge. 

h) Unterlassung der erforderlichen Vorarbeiten bei 
Wiederaufbauarbeiten 

Beim Wiederaufbau von teilzerstörten ehemals 
reichseigenen Häusern wurden auch Privat- 
interessenten herangezogen, die Wohnungen 
und Räume für gewerbliche Zwecke auf eigene 
Rechnung ausbauten. Ein verbindlicher Kosten- 
anschlag wurde in vielen Fällen nicht vorgelegt. 
Außerdem wurden bei der Baudurchführung 
staatliche Baudienststellen nur zum Teil einge- 
schaltet. Da die Bausubstanz vor der Bauaus- 
führung ebenfalls nicht festgelegt war und dem- 
zufolge eine spätere Prüfung der eingesetzten 
Lieferungen und Leistungen vielfach nicht mehr 
durchgeführt werden konnte, ergaben sich bei 
der Übernahme der Kosten Schwierigkeiten, die 
der Bund häufig nur unter Nachteilen aus- 
räumen konnte. Bei diesen Investitionen hätten 
vor der Bauausführung klare Vertragsverhält- 
nisse geschaffen und, soweit es im Interesse des 
Fiskus zur Anerkennung der Kosten nötig war, 
während der Bauzeit Baudienststellen beteiligt 
werden müssen. 

i) Architektenleistung 

Bei der Durchführung von Baumaßnahmen 
des Bundes wurden vielfach Privatarchitekten 
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mit der Planung, Bauführung und Abrechnung 
beauftragt. Die von ihnen erstellten Ausschrei- 
bungs- und Abrechnungsunterlagen sind häufig 
lückenhaft und unvollständig. In mehreren Fäl- 
len wurden keine ordnungsgemäßen Ausschrei- 
bungen durchgeführt, weil keine Massenberech- 
nungen und Leistungsbeschreibungen aufgestellt 
waren. Die Leistungen konnten daher nur un- 
vollständig erfaßt werden, so daß umfangreiche 
Nachtrags- und Stundenlohnarbeiten ausgeführt 
werden mußten. Das führte zu Kostensteige- 
rungen gegenüber sonst erzielbaren Einheits- 
preisen. 

Die verwaltungsmäßige Prüfung der Rech- 
nungen auf Richtigkeit und Vertragsmäßigkeit 
wurde teilweise nicht mit der erforderlichen 
Sorgfalt durchgeführt. Es mußten umfangreiche 
Abrechnungen neu aufgestellt und überprüft 
werden, wobei erhebliche Überzahlungen fest- 
gestellt wurden. Die Haftbarmachung der Ar- 
chitekten versprach keinen mit dem Arbeits- 
aufwand zu vereinbarenden Erfolg. Eine ent- 
sprechende Kürzung der Honorare war nicht 
mehr möglich, weil die Rechnungen der Archi- 
tekten bereits vor Erfüllung der ihnen ob- 
liegenden Leistungen bezahlt waren. 

Es ist zum Teil unterblieben, mit den Archi- 
tekten einen förmlichen Vertrag (Einheitsver- 
trag) abzuschließen, der die Leistungen eindeu- 
tig festlegt. In diesem Vertrag wäre z. B. zu ver- 
einbaren gewesen, daß die technische und ge- 
schäftliche Oberleitung (§ 19 g der VO über die 
Gebühren der Architekten) von der auftrag- 
gebenden Baudienststelle wahrgenommen wird. 
Diese Mitwirkung der Baudienststelle wäre in 
der Honorarbemessung entsprechend zu berück- 
sichtigen gewesen. Die Aufstellung der Bau- 
rechnung nach den behördlichen Grundsätzen 
und die Aufstellung der Bestandszeichnungen 
und Baubestandsverzeichnisse hätte besonders 
geregelt werden müssen. 

Die Bauverwaltung wurde veranlaßt, bei 
Heranziehung von Privatarchitekten diesen 
nicht nur die Entwurfsarbeiten und die künst- 
lerische Oberleitung zu übertragen — diese 
Teilleistungen sind erfahrungsgemäß die begehr- 
testen — , sondern auch die übrigen Leistun- 
gen, besonders die Aufstellung genauer und 
ordnungsmäßiger Massenberechnungen und Lei- 
stungsbeschreibungen und die Abrechnung zum 
Gegenstand des Vertrages zu machen. 

k) Bauleitungskosten 

Zur Verwaltungsvereinfachung hat der Bun- 
desrechnungshof empfohlen, die Bauleitungs- 
kosten in Vom-Hundert-Sätzen der Baukosten 


für alle Auftragsdienststellen festzulegen und 
die bereits vom Bundesminister der Finanzen 
angekündigte einheitliche Regelung möglichst 
bald in Kraft zu setzen. Zur Ermittlung der 
Vom-Hundert-Sätze wäre es nötig, für die ein- 
zelnen Baumaßnahmen Bauklassen festzulegen, 
ähnlich wie es für die Ermittlung der Architek- 
tengebühren in der Gebührenordnung für Ar- 
chitekten geschehen ist. Ferner müssen die zu 
erbringenden Leistungen klar und ausführlich 
Umrissen werden. Hierzu gehören nicht nur die 
bekannten Teilleistungen der Planung, Aus- 
schreibung, Bauführung und Abrechnung, es 
sind auch ordnungsgemäße Bestandszeichnungen 
und Bestandsverzeichnisse für die Liegenschafts- 
verwaltung zu fertigen. 

Soweit Baumaßnahmen von bundeseigenen 
Dienststellen, z. B. der Bundesbaudirektion, den 
Wasser- und Schiffahrtsdirektionen usw., aus- 
geführt werden, sind die Bauleitungskosten in 
der üblichen Weise zu veranschlagen und in der 
Baurechnung besonders nachzuweisen. 

l) Vorzeitiger Pcrsonalwechsel 

Technische Angestellte, die mit der Baufüh- 
rung beauftragt waren, sind wiederholt nach 
Fertigstellung der Bauten versetzt oder mit an- 
deren Aufgaben beauftragt worden, bevor sie 
die Abrechnung fertiggestellt hatten. Die Abrech- 
nungsarbeiten wurden dann von Angestellten 
erledigt, die mit der Vorgängen der Bauzeit 
nicht vertraut waren. Dieses Verfahren er- 
schwerte die Abwicklung, verursachte erheb- 
liche Mehrkosten für langwierige Verwaltungs- 
arbeit und führte zu nachteiligen Abschlüssen 
mit den Baufirmen. Die Verwaltung wird daher 
künftig darauf hinzuwirken haben, daß das 
technische Personal vor Fertigstellung der Ab- 
rechnung möglichst nicht gewechselt wird. 

m) Raumausstattung 

Die Ausstattung der aus Bundesmitteln er- 
stellten Diensträume ist in Ausführung und 
Kostengestaltung sehr verschieden. So wurden 
z. B. bei der Ausstattung von Sitzungssälen in 
verschiedenen Bauten am selben Ort für die Be- 
schaffung von Sesseln hohe Preisunterschiede 
festgestellt, die eine ebenso verschiedene Auf- 
fassung der Dienststellen von der Notwendig- 
keit und Angemessenheit solcher Beschaffungen 
bekunden. 

Das ist in der Hauptsache darauf zurückzu- 
führen, daß den Dienststellen einheitliche Be- 
messungsgrundsätze, die den Zeitverhältnissen 
Rechnung tragen, fehlen. Der Bundesrechnungs- 
hof hat daher angeregt, möglichst bald Richt- 
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sätze über Art, Umfang und Kosten der Aus- 
stattung von Diensträumen, insbesondere auch 
von Repräsentationsräumen, herauszugeben. 

Bei der Beschaffung der Ausstattung für 
Dienstgebäude sollte der zuständige Architekt 
oder der leitende Baubeamte verantwortlich be- 
teiligt werden. Das gibt eine gewisse Gewähr 
für eine preiswerte und zu den Abmessungen 
der Diensträume passende formschöne Ausstat- 
tung und für eine handwerklich solide Arbeit. 

n) Neue Baustoffe und Bauverfahren 

Einige Auftragsdienststellen haben neue, noch 
nicht hinreichend erprobte Baustoffe und Bau- 
verfahren in größerem Umfange angewendet, 
ehe amtliche Prüfungszeugnisse über die Güte 
der neuen Werkstoffe und des Verfahrens Vor- 
lagen. Bei der Besichtigung der Baustellen 
wurde festgestellt, daß sich diese Werkstoffe 
vielfach nicht bewährt haben. Hierdurch sind 
erhebliche Schäden eingetreten und zusätzliche 
Kosten entstanden. Andererseits sind mit neuen 
Werkstoffen auch gute Erfahrungen gemacht 
worden. Der Bundesrechnungshof hält es des- 
halb für notwendig, daß die Baudienststellen 
solche Erfahrungen schriftlich untereinander 
austauschen, um den Bund vor Nachteilen zu 
bewahren oder mögliche Vorteile allgemein aus- 
zunutzen. Hier ist auch auf die Möglichkeit hin- 
zuweisen, die Bautechnische Auskunftsstelle des 
Bundesministers für Wohnungsbau in Stuttgart 
(Dokumentationsstelle) zu Auskünften und 
zum Nachweis des Schrifttums über Baustoffe 
und Bauverfahren heranzuziehen. Der Erfah- 
rungsaustausch könnte sich besonders vorteil- 
haft auswirken, wenn in festen Zeitabständen 
gemeinsame Besprechungen der Leiter der Lan- 
desbauabteilungen bei den Oberfinanzdirek- 
tionen angeordnet würden. Das hier zusammen- 
getragene Material wäre nach jeder solchen 
Tagung der Baugruppe des Bundesministers der 
Finanzen zur Auswertung vorzulegen und in 
geeigneter Weise bekanntzugeben. 

o) Fach fremde Firmen 

Mehrfach sind fachfremde Firmen mit der 
Ausführung von Bauvorhaben beauftragt wor- 
den. Da diese Firmen nicht in der Lage waren, 
die Arbeiten selbst auszuführen oder die Fach- 
aufsicht auszuüben, mußte die Arbeit nochmals 
vergeben werden. Zeitverlust, hohe Preise und 
doppelte Verwaltungsausgaben waren die Folge. 

Nach der Verdingungsordnung für Bau- 
leistungen dürfen nur fachkundige Bewerber 
berücksichtigt werden. 


p) Verstöße gegen § 50 RHO 

Bei der Abrechnung über Bauleistungen, die 
auf Grund von Leistungsverträgen zu Fest- 
preisen vergeben waren, haben die Auftragsbau- 
dienststellen in zahlreichen Fähen Mehrkosten, 
die während der Vertragsdauer infolge von 
Lohn- und Materialpreiserhöhungen eingetre- 
ten und von den Unternehmern zusätzlich in 
Rechnung gestellt worden waren, ohne wei- 
teres anerkannt und bezahlt. Auf Erstattung der 
Mehrkosten hatten die Unternehmer keinen 
Anspruch, weil sie vertraglich an ihre Angebots- 
preise gebunden waren. Die Übernahme der 
Mehrkosten stellt eine Vertragsänderung zum 
Nachteil des Bundes dar, die grundsätzlich un- 
zulässig ist (§ 50 RHO). Eine Ausnahme von 
diesem Grundsatz konnte im Einzelfall nur in 
Frage kommen, wenn der Vertragsgegner durch 
die Erfüllung des Vertrags nachweislich in eine 
sein wirtschaftliches Dasein gefährende Lage 
geraten wäre (§ 63 RWB). Eine Prüfung, ob 
diese Voraussetzung zutraf, ist in der Regel 
unterblieben. 

Die Auftragsbaudienststellen haben sich bei 
ihren Stellungnahmen meist auf den Erlaß PR 
Nr. 156/48 der früheren Verwaltung für Wirt- 
schaft des Vereinigten Wirtschaftgebiets be- 
rufen, der bestimmte, daß auch rückwirkende 
Lohnerhöhungen im Baugewerbe dem Auftrag- 
geber in Rechnung gestellt werden durften. Der 
Erlaß behandelte die Angelegenheit nur von 
der preisrechtlichen Seite, er bot aber keine 
Handhabe für eine Änderung in vertragsrecht- 
licher Hinsicht. Ein Rechtsanspruch des Auf- 
tragnehmers gegen den Auftraggeber bestand 
nur dann, wenn eine entsprechende Verein- 
barung (Gleitklausel) getroffen worden war. 
Der Bundesrechnungshof hat daher die Zahlung 
der Mehrkosten beanstandet und ihre Rückzah- 
lung verlangt. Bisher ist diesem Verlangen in 
der überwiegenden Zahl der Fälle entsprochen 
worden. 

5. Sonstiges 

Haushaltsüberschreitungen 

Einige Dienststellen haben im Rechnungsjahr 1949 
in größerem Umfange überplanmäßige oder außer- 
planmäßige Ausgaben geleistet, ohne vorher die 
Zustimmung des Bundesministers der Finanzen ein- 
zuholen. Über diese Fälle sind Bemerkungen auf- 
gestellt worden. In einigen — weniger bedeutenden 
— Fällen ist die Zustimmung des Bundesministers 
der Finanzen zu Haushaltsüberschreitungen erst 
nachträglich beantragt worden, obwohl die beson- 
deren Voraussetzungen des § 33 Abs. 3 Schlußsatz 
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RHO nicht gegeben waren. Die Verwaltung hat 
die künftige Beachtung des § 33 RHO zugesagt. 

Buchungen an unrichtiger Stelle und im unrichtigen 
Rechnungsjahr 

Häufig hat der Bundesrechnungshof Verstöße ge- 
gen die Vorschriften über die Buchung der Haus- 
haltseinnahmen und -ausgaben feststellen müssen. 
So wurden Haushaltseinnahmen und -ausgaben bei 
unrichtigen Haushaltsstellen oder im unrichtigen 
Rechnungsjahr nachgewiesen. Durch diese Buchun- 
gen wurden die Mittel, die für Ausgaben in An- 
spruch zu nehmen waren, zu Unrecht begünstigt 
und zweckfremde Mittel zu Unrecht belastet. Es 
kam auch vor, daß Haushaltseinnahmen fälsch- 
licherweise bei den Ausgabemitteln durch Ab- 
setzung vereinnahmt wurden; hierdurch wurden 
die Ausgabemittel zu Unrecht verstärkt. 

Wenn auch vielfach Unachtsamkeit oder unrichtige 
Auslegung der Zweckbestimmungen des Haushalts- 
plans die Ursache der unrichtigen Buchungen bil- 
dete, so waren doch die Fälle nicht selten, in denen 
Ausgaben bewußt bei einer falschen Haushalts- 
stelle oder in einem falschen Rechnungsjahr ge- 
bucht wurden, weil Haushaltsmittel nicht oder 
nicht in dem benötigten Umfang zur Verfügung 
standen und durch die Falschbuchung eine außer- 
planmäßige Ausgabe oder die Überschreitung oder 
eine weitere Überschreitung der Haushaltsmittel 
vermieden werden sollte. Hier handelt es sich in 
Wirklichkeit um außerplanmäßige oder überplan- 
mäßige Ausgaben, die unter Außerachtlassung der 
Vorschriften des Art. 112 GG und § 33 RHO ge- 
leistet worden sind, also ohne daß die Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen vorher eingeholt 
war. Der Bundesrechnungshof hat die Nichtbeach- 
tung der §§ 30 Abs. 1 Satz 1 und 33 RHO in Ver- 
bindung mit Art. 112 GG sowie des § 68 RHO 
beanstandet und auf die Haftpflicht nach § 33 
Abs. 3 und § 32 RHO hingewiesen. Soweit durch 
die Verstöße wesentliche Überschreitungen einer 
Bewilligung vermieden oder verursacht worden 
sind, oder soweit es sich um Angelegenheiten von 
grundsätzlicher oder sonst erheblicher Bedeutung 
handelt, sind die in Betracht kommenden Fälle in 
die Sammelbemerkungen Teil I Abschnitt C Nr. III 
und IV aufgenommen worden. 

Buchung von Haushaltsausgaben als Vorschuß 
— §§ 27, 68 RHO 

Bei der Prüfung der Vorschüsse der Bundeshaupt- 
kasse (§§ 62, 87, 96 Abs. 2 RHO) wurde festge- 
stellt, daß in mehreren Fällen entgegen § 27 RHO 
Haushaltsausgaben als Vorschuß gebucht worden 
waren. Einzelne Fälle sind in den Bemerkungen des 
Bundesrechnungshofes zu den Bundeshaushaltsrech- 


nungen für die Rechnungsjahre 1949 und 1950 
— § 107 RHO — im Teil I Abschnitt C Nr. III 
und IV aufgeführt und erläutert. 

Bei den beanstandeten Vorschüssen handelt es sich 
um Auszahlungen, die zu Haushaltsüberschreitun- 
gen oder außerplanmäßigen Ausgaben geführt 
hätten, wenn sie im Zeitpunkt der Leistung so- 
gleich in der Rechnung des in Frage kommenden 
Rechnungsjahres gebucht worden wären. Nach § 68 
Abs. 1 RHO sind alle Ausgaben in der Rechnung 
desjenigen Rechnungsjahres nachzuweisen, in dem 
sie geleistet sind. Dies hat nach §§ 73 Abs. 1 und 74 
RHO auch dann zu geschehen, wenn zu ihrer Dek- 
kung im Bundeshaushaltsplan keine oder keine aus- 
reichenden Mittel vorgesehen sind. Als Vorschuß 
darf eine Ausgabe nach § 27 RHO nur dann ge- 
bucht werden, „wenn die Verpflichtung zur Lei- 
stung zwar feststeht, die Verrechnung aber noch 
nicht endgültig erfolgen kann“. Eine Unmöglich- 
keit sofortiger Verrechnung kann nicht damit be- 
gründet werden, daß zur Deckung der Ausgaben 
keine oder keine ausreichenden Mittel vorhanden 
sind und erst durch den Haushalt des folgenden 
Redinungsjahres angefordert werden sollen (vgl. 
auch § 53 RWB). 

In den in Frage kommenden Fallen hätten die 
in den Rechnungsjahren 1949 und 1950 geleisteten, 
als Vorschuß gebuchten Ausgaben in den Rechnun- 
gen dieser Rechnungsjahre nachgewiesen werden 
müssen und zwar, sofern in den Bundeshaushalts- 
plänen für 1949 und 1950 Mittel für den gleichen 
Zweck vorgesehen waren, bei diesen ggf. als Haus- 
haltsüberschreitungen, anderenfalls außerplanmäßig. 
Das beanstandete Verfahren hat zur Folge, daß in 
der Haushaltsrechnung das wirtschaftliche Ergebnis 
des betreffenden Rechnungsjahres unrichtig darge- 
stellt wird. 

Der Bundesminister der Finanzen hat nach Erör- 
terung der einzelnen Fälle zugesichert, daß die hier 
dargestellten Grundsätze künftig angewendet wer- 
den. 

Ansatz im Bundeshaushaltsplan „Für unvorherge- 
sehene Ausgaben“ 

Aus dem Ansatz bei den fortdauernden Ausgaben 
Einzelplan XXIII Kapitel 5 Titel 2 des Bundes- 
haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1949 „Für 
unvorhergesehene Ausgaben“ sind überwiegend ein- 
malige Ausgaben geleistet worden, und zwar zum 
großen Teil Ausgaben für bauliche Unternehmun- 
gen, die sich über mehrere Jahre erstreckten (§§ 4, 
13, 14 RHO); zum Teil sind die Mittel auch für 
Zwecke verausgabt worden, für die an anderer 
Stelle des Bundeshaushaltsplanes Mittel veranschlagt 
waren (§§ 18, 43 RHO). Insgesamt gesehen hätten 
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sich aus den Aufwendungen über- und außerplan- 
mäßige Ausgaben im Sinne des § 33 RHO ergeben, 
wenn die Aufwendungen nicht aus dem Ansatz „Für 
unvorhergesehene Ausgaben“ gedeckt worden wären. 

Nach § 6 Abs. 2 RHO sind Zweck und Ansatz 
jedes Titels durch den Haushaltsplan zu bestimmen; 
alle Einnahmen und Ausgaben müssen für jedes 
Rechnungsjahr veranschlagt und in den Haushalts- 
plan eingestellt werden (Art. 110 GG, § 9 Abs. 1 
RHO). Die bewilligten Beträge dürfen nur zu dem 
im Haushaltsplan bezeichneten Zwecke, soweit und 
solange dieser fortdauert, verwendet werden (§ 30 
Abs. 1 Satz 1 RHO). Haushaltsüberschreitungen 
und außerplanmäßige Ausgaben bedürfen der Zu- 
stimmung des Bundesministers der Finanzen, sie 
darf nur im Falle eines unvorhergesehenen und unab- 
weisbaren Bedürfnisses erteilt werden (Art. 112 GG, 
§ 33 Abs. 1 RHO; vgl. hierzu auch §§ 80 und 83 
RHO). 

Mit dem sich hieraus ergebenden Grundsatz der 
Spezialität des Haushaltsplans steht ein allgemeiner 
Ansatz „Für unvorhergesehene Ausgaben“ nicht im 
Einklang. Ein solcher Ansatz stellt eine Globalbewil- 
ligung ohne Kennzeichnung der im einzelnen ver- 
folgten Zwecke dar. Die Folge ist, daß die beson- 
deren haushaltsrechtlichen Vorschriften für unvor- 
hergesehene, d. h. bei der Aufstellung des Haushalts- 
plans nicht veranschlagte Ausgaben nicht zum Zuge 
kommen. Die Haushaltsrechnung weist dementspre- 
chend nur den Gesamtbetrag der „unvorhergesehe- 
nen Ausgaben“ ohne Aufgliederung nach den ein- 
zelnen Verwendungsarten und Beträgen aus. 

Aus der Niederschrift über die 39. Vollversamm- 
lung des Wirtschaftsrats des Vereinigten Wirtschafts- 
gebiets am 19. und 20. Juli 1949 (S. 1966) aus An- 
laß der Beratung des Haushaltsplans für das Rech- 
nungsjahr 1949 der Verwaltung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebiets ergibt sich, daß der in Kapitel 5 
Titel 2 ausgebrachte Ansatz zur Deckung von mit 
Sicherheit zu erwartenden Ausgaben bestimmt war, 
die mit der Errichtung des Bundes zusammenhingen, 
im voraus nicht zu übersehen waren und deshalb im 
einzelnen nicht veranschlagt werden konnten. (Der 
Haushaltsplan der Verwaltung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebiets ist gemäß Bundeshaushaltsgesetz 
1949 in den Bundeshaushaltsplan für das Rech- 
nungsjahr 1949 übergegangen.) Die Art der aus dem 
Ansatz geleisteten Ausgaben steht damit nicht im 
Widerspruch. 

Aus diesem Grunde und mit Rücksicht auf die aus 
dem beschleunigten Aufbau der Bundesverwaltungen 
sich im Rechnungsjahr 1949 einmalig ergebenden 
Notwendigkeiten wird das in diesem Rechnungsjahr 
geübte Verfahren hingenommen werden können. 
Die Angelegenheit ist mit dem Bundesminister der 
Finanzen erörtert worden; er hat zugesagt, die 


Frage, ob ein Ansatz „Für unvorhergesehene Aus- 
gaben“ in künftige Haushaltspläne wieder aufzu- 
nehmen ist, zu prüfen. 

Pauschalansätze „Mindereinnahmen“ und „Minder- 
ausgaben“ im Bundeshaushaltsplan — 

Einzelplan XXIII 

In den Bundeshaushaltsplänen für die Rechnungs- 
jahre 1949 und 1950 waren Ansätze mit der Zweck- 
bestimmung „Mindereinnahmen“ und „Minderaus- 
gaben“ ausgebracht — vgl. 1949: Einzelplan XXIII 
Einnahme Kapitel 6, Ausgabe Kapitel 6 Titel 1 
und 2, 1950: Einzelplan XXIII Ausgabe Kapitel 8 
Titel 1 — . Auch die Haushaltspläne der Rechnungs- 
jahre 1951 und 1952 enthalten derartige Pauschal- 
ansätze. 

Für die Rechnungsjahre 1949 und 1950 mit ihren 
besonderen Verhältnissen (Aufbau der Bundesver- 
waltungen, Schwierigkeiten in der zutreffenden Ver- 
anschlagung, späte Verabschiedung der Haushalt- 
pläne) mag man diese Form der Veranschlagung 
allenfalls hinnehmen. Als Dauereinrichtung würde 
sie dagegen haushaltsrechtlichen Bedenken unterlie- 
gen. Denn sie verträgt sich nicht mit dem Grund- 
satz der Haushaltsklarheit und dem Grundsatz 
der Ausbringung von Einzelbewilligungen. Sie steht 
mit dem Verfassungsgrundsatz, daß der Haus- 
haltsplan auch materiell in Einnahme und Ausgabe 
auszugleichen ist (Art. 110 Abs. 2 Satz 2 GG), nicht 
im Einklang. 

Da der Bundeshaushaltsplan für das Rechnungs- 
jahr 1953 solche Pauschalansätze nicht mehr enthält, 
kann angenommen werden, daß der Bundesminister 
der Finanzen von dieser Art der Veranschlagung 
abgekommen ist. Ich sehe deshalb davon ab, die 
Frage nach ihrer haushaltsrechtlichen Zulässigkeit 
und Zweckmäßigkeit eingehender zu erörtern. 

Kassenbestände an Bundesmitteln 

Neben den Haushaltseinnahmen und -ausgaben 
und den Vorschüssen und Verwahrungen sind die 
Kassenbestände (d. h. die Zahlungsmittel der Kassen 
und ihre Guthaben beim Postscheckamt und bei den 
Geldanstalten) für die Geldwirtschaft des Bundes 
von Bedeutung. In den Kassenbeständen sind be- 
trächtliche Bundesmittel gebunden; sofern bei der 
Bundeshauptkasse ausreichende Geldreserven nicht 
vorhanden sind, kann zur Aufrechterhaltung ihres 
Betriebs die Aufnahme von Krediten erforderlich 
werden. 

Die zulässige Höhe der Kassenbestände ergibt sich 
aus § 47 RKO. Hiernach darf der Kassenbestand 
der Amtskassen und Oberkassen den Betrag, der an 
den nächsten beiden Tagen für die voraussichtlich 
zu leistenden Auszahlungen oder als Wechselgeld 
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erforderlich ist, nicht übersteigen. Bei Kassen, die 
berechtigt sind, dem Giroguthaben der Bundeshaupt- 
kasse bei der Bank deutscher Länder Beträge zu ent- 
nehmen, soll der Kassenbestand auf den Betrag be- 
schränkt bleiben, der erforderlich ist, um die der 
Kasse bereits bekannten Auszahlungen am nächsten 
Tage zu leisten. 

Im Jahre 1950 ließen die Abrechnungen der Bun- 
deskassen und der Landes- und Kommunalkassen, 
die Bundesgelder annahmen oder Bundesausgaben 
leisteten, ein starkes Anwachsen der Kassenbestände 
an Bundesmitteln erkennen. Zur gleichen Zeit hatte 
die Bundeshauptkasse in erheblichem Umfange kurz- 
fristige Kredite bei der Bank deutscher Länder (BdL) 
aufgenommen. Das veranlaßte den Bundesrechnungs- 
hof, im Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen die Kassenbestände an Bundesmitteln zu 
überprüfen. 

Zunächst führte der Bundesrechnungshof im Zu- 
sammenhang mit örtlichen Rechnungsprüfungen 
stichprobenweise Erhebungen über Kassenbestände 
durch. Sie bestätigten das Vorhandensein überhöhter 
Kassenbestände; z. B. wurde folgendes festgestellt: 
Die Zahlstelle einer Kreiskommunalkasse, die mo- 
natlich nur 2 Hauptzahltage für Löhne und Vergü- 
tungen an die Bediensteten der Besatzungsmacht 
hatte, verfügte dauernd über Kassenbestände in 
Höhe von täglich 150 000 bis 350 000 DM. Eine 
Stadthauptkasse hatte für gleiche Zwecke während 
des Rechnungsjahres 1950 täglich 350 000 bis 
400 000 DM Bestand. Die Kriegsbeschädigtenfür- 
sorge einer Landesversicherungsanstalt, die über 15 
Zahlstellen verfügte, hatte in ihrer Hauptkasse Be- 
stände bis zu 590 000 DM und bei einer Zahlstelle 
Bestände von täglich 200 000 bis 830 000 DM. Zwei 
Länder des Bundesgebietes waren mit der Abliefe- 
rung von Bundeseinnahmen erheblich im Rückstand 
und hatten die zurückbehaltenen Bundeseinnahmen 
zunächst zur Deckung von Landesausgaben verwen- 
det. Allgemein zeigte es sich, daß die praktische 
Handhabung der Vorschrift des § 47 RKO der an- 
gespannten Finanzlage des Bundes im Jahre 1950 
nicht genügend Rechnung trug. Der Bundesminister 
der Finanzen und der Bundesrechnungshof gaben 
daher am 14. Dezember 1950 gemeinsam Richtlinien 
für die Niedrighaltung der Kassenbestände bei den 
Amtskassen und Oberkassen des Bundes heraus, die 
auch den Finanzministern (Finanzsenatoren) der 
Länder übersandt wurden mit der Bitte, darauf hin- 
zuwirken, daß auch die Kassen der Länder und 
Kommunalverwaltungen, die Bundesmittel anneh- 
men oder Bundesausgaben leisten, ihre Kassenbe- 
stände danach begrenzen. Die Richtlinien stellen 
klar, daß die in § 47 RKO für die Kassenbestände 
genannten Beträge Höchstbeträge sind, die nur im 
Ausnahmefall erreicht werden dürfen. Im übrigen 


werden die Wege angegeben, die zur Niedrighaltung 
der Kassenbestände führen. Auf den Bank- und 
Postscheckkonten der Kassen sollen hiernach bei 
Tagesabschluß möglichst nur Spitzenbeträge unter 
1 000 DM erscheinen. Bargeld darf grundsätzlich 
erst am Tage der Auszahlung unter gleichzeitiger 
(jedoch nicht vorzeitiger) Verstärkung des Bank- 
kontos abgehoben werden. Die Richtlinien wurden 
im Finanzministerialblatt des Bundes veröffentlicht. 

Unter Hinweis auf die Richtlinien über die Nied- 
righaltung der Kassenbestände leitete der Bundes- 
minister der Finanzen zusammen mit dem Bundes- 
rechnungshof zunächst eine allgemeine schriftliche 
Erhebung über die Kassenbestände bei den Bundes- 
kassen ein. Sie ergab, daß im Bereich der bundescige- 
nen Zollverwaltung die Bundesmittel straff bewirt- 
schaftet und alle entbehrlichen Gelder im allgemei- 
nen unverzüglich an die Bundeshauptkasse abgeführt 
wurden. Die bei Tagesabschluß vorhandenen Kas- 
senbestände waren gering. Bei anderen Bundeskassen 
zeigten sich unnötig hohe Bestände; sie wurden durch 
entsprechende Maßnahmen unverzüglich vermindert. 
So hatte z. B. die Kasse einer Wasserstraßendirek- 
tion, die die Kassengeschäfte für den Bundesschlepp- 
betrieb erledigt, das Barvermögen des Bundes- 
schleppbetriebes (rd. 3 Mio DM) auf Verwahrungen 
gebucht und nicht nur buchmäßig, sondern auch 
geldmäßig als Kassenbestand gehalten. Die hier wie 
auch in allen übrigen beanstandeten Fällen getroffe- 
nen Maßnahmen führten allgemein zu einer Senkung 
der Kassenbestände bei den Bundeskassen. 

In einem Lande hatte der Bundesminister der 
Finanzen zugelassen, daß größere Beträge an Tabak- 
steuern, die sonst von den Zahlungspflichtigen un- 
mittelbar bei der Bundeshauptkasse einzuzahlen 
sind, ausnahmsweise bei der Landeshauptkasse ein- 
gezahlt wurden. Der Bundesrechnungshof hat diese 
Ausnahmeregelung beanstandet, weil sie den Ein- 
gang der Bundesmittel verzögerte. Der Bundesmini- 
ster der Finanzen hat sie im Februar 1953 aufge- 
hoben. 

Zu besonderen Beanstandungen hinsichtlich der 
Verwaltung der Kassenbestände führten die Erhe- 
bungen des Bundesrechnungshofes im Bereich der 
dem Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten unterstellten Einfuhr- und Vor- 
ratsstellen, vgl. hierzu die Ausführungen Teil IV 
Abschnitt „Bundesministerium für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten“. 

Im Anschluß an die Erhebung bei den Bundes- 
kassen wurden die Finanzminister (Finanzsenato- 
ren) der Länder darauf hingewiesen, daß die Inan- 
spruchnahme der Mittel des Bundes für Besatzungs- 
kosten, für verdrängte Beamte und ehemalige Wehr- 
machtangehörige und ihre Hinterbliebenen, für 
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sonstige Kriegsfolge- und Soziallasten sowie für 
Bundesfernverkehrsstraßen nach den Feststellungen 
des Bundesrechnungshofes in Einzelfällen bei Lan- 
des- und Kommunalkassen über das erforderliche 
Maß hinausging und daß bei einzelnen Kassen ent- 
weder durch Heranziehung unnötiger Kassenbe- 
standsverstärkungen oder durch verzögerte Abliefe- 
rungen von Bundeseinnahmen überhöhte Bestände 
an Bundesmitteln vorhanden waren. Die Finanz- 
minister (Finanzsenatoren) der Länder wurden gebe- 
ten, bei den in Frage kommenden Kassen der Län- 
der und Kommunalverwaltungen Erhebungen in 
gleicher Weise durchzuführen, wie sie der Bundes- 
minister der Finanzen und Bundesrechnungshof ge- 
meinsam bei den Bundeskassen vorgenommen hatten, 
und die Erhebungen auch auf die Kassenbestände an 
Soforthilfemitteln auszudehnen. 

Das Ergebnis der Erhebungen wurde dem Bundes- 
rechnungshof mitgeteilt. Es bestätigte seine früheren 
Feststellungen, daß die Kassen teilweise zu hohe 
Bestände an Bundesmitteln unterhielten. In Auswer- 
tung der eingegangenen Meldungen führte der Bun- 
desrechnungshof in einer Reihe von Ländern im 
Benehmen mit den Finanzministern (Finanzsenato- 
ren) örtliche Erhebungen bei einzelnen Kassen durch. 
Sie führten dazu, daß die Kassenbestände gesenkt 
und zugleich die Geldversorgung der Kassen und die 
Ablieferung von Bundeseinnahmen verbessert und 
beschleunigt wurden. 

Der Bundesrechnungshof sieht damit die Maßnah- 
men zur Senkung der Kassenbestände im wesent- 
lichen als beendet an. Er läßt jedoch bei örtlichen 
Rechnungsprüfungen die Kassenbestände an Bundes- 
mitteln durch seine Prüfungsbeamten laufend über- 
wachen, soweit dies ohne erheblichen Mehraufwand 
an Zeit möglich ist. 

Kassenprüfungen 

Mehrfach mußte der Bundesrechnungshof fest- 
stellen, daß die Kassenprüfungen, und zwar sowohl 
die ordentlichen als auch die außerordentlichen, zum 
Teil unterblieben, zum Teil nicht den Vorschriften 
entsprechend durchgeführt worden waren. Bei einer 
Dienststelle waren Niederschriften über Kassenprü- 
fungen bisher nicht angefertigt worden. Auf Veran- 
lassung des Bundesrechnungshofes hat die Verwal- 
tung die Mängel abgestellt. 


IV, Besondere Prüfungsergebnisse 

Bundesministerium für den Marshallplan 

(Einzelplan V, Rechnungsjahre 1949 und 1950) 

1. Für die wirtschaftliche Hilfe, die die Vereinigten 
Staaten von Amerika europäischen Staaten im Rah- 


men des Europa-Hilfsprogramms (European Reco- 
very Program, abgekürzt ERP) gewähren, bildet 
die Grundlage das Auslandshilfegesetz der USA 
vom 3. April 1948 (Economic Cooperation Act, ab- 
gekürzt ECA). Durch die Pariser Konvention vom 
16. April 1948 wurde gleichzeitig die Organisation 
für europäische wirtschaftliche Zusammenarbeit 
(Organisation for European Economic Cooperation, 
abgekürzt OEEC) geschaffen. Nach der Errichtung 
der Bundesrepublik, deren Gebiet bereits unter den 
Militärbefehlshabern der drei westlichen Besatzungs- 
mächte in dieses Hilfsprogramm einbezogen worden 
war, schlossen die Vereinigten Staaten von Amerika 
mit ihr das Abkommen über wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit vom 15. Dezember 1949 (ratifiziert durch 
Bundesgesetz vom 31. Januar 1950 — BGBl. S. 9 — ) 
abgekürzt Bilaterales Abkommen. Dadurch wurde 
die Bundesregierung vor umfangreiche neue Auf- 
gaben nationalen und internationalen Charakters 
gestellt. Während die übrigen 16 Teilnehmerstaaten 
an der OEEC in Paris diese Aufgaben fast aus- 
schließlich Stellen des Auswärtigen Dienstes über- 
trugen, hatte die Bundesrepublik im Jahre 1949 
diese Möglichkeit noch nicht. Als zentrale — zum 
Teil koordinierende — Stelle für die Aufgaben der 
Bundesrepublik auf den obengenannten Gebieten 
wurde deshalb das Bundesministerium für Angele- 
genheiten des Marshallplans errichtet. Es bearbeitet 
im wesentlichen Angelegenheiten der Europäischen 
Wirtschaftlichen Zusammenarbeit, z. B. 

Grundsatzfragen der europäischen Integration, 
Wirtschaftsbeobachtung und Statistik in Ver- 
bindung mit der OEEC und der ECA-Sonder- 
mission für Deutschland, 

Fragen der gewerblichen Wirtschaft im Rahmen 
des europäischen Wiederaufbauwerks, 

Angelegenheiten des internationalen Erfah- 
rungsaustausches, 

Fragen der Handelspolitik im Rahmen der 
OEEC und anderer internationaler Organisa- 
tionen. 

Es wirkt ferner mit bei 

Weltbankangelegenheiten, 

Fragen der Europäischen Zahlungsunion, 
europäischen Währungsfragen, 

NATO- und Europarat-Angelegenheiten. 

Außerdem verwaltet es das ERP-Sondervermögen, 
das sich zum Ende des Kalenderjahres 1953 auf über 
5 Milliarden DM beläuft. 

Das Bundesministerium für Angelegenheiten des 
Marshallplans unterhält für die Angelegenheiten der 
europäischen wirtschaftlichen Zusammenarbeit Dele- 
gationen in Paris und in Washington. 
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Der Bundesminister für Angelegenheiten des Mar- 
shallplans verfügt als gesetzlicher Vertreter des 
ERP-Sondervermögens unmittelbar über dieses Ver- 
mögen und entfaltet damit eine bedeutsame wirt- 
schaftliche Tätigkeit. 

Das ERP-Sondervermögen dient dem Zweck, mit 
seinen Mitteln in Form von Krediten und Zuschüs- 
sen zum Wiederaufbau und zur Förderung der deut- 
schen Wirtschaft beizutragen. Es hat seinen Ur- 
sprung in den ERP- und GARIOA-Sonderkonten 
(GARIOA = Government and Relief in Occupied 
Areas = Konten für die Regierung — Militärregie- 
rung — und für Hilfeleistungen in den besetzten Ge- 
bieten), die auf Grund der Art. IV und V des Bila- 
teralen Abkommens auf den Namen der Bundes- 
republik bei der Bank deutscher Länder zu errichten 
waren. Auf diese Sonderkonten wurden die Gut- 
haben der seinerzeit für die Militärregierungen bei 
der Bank deutscher Länder errichteten Hilfe- 
leistungskonten übertragen. Ferner fließen den ERP- 
und GARIOA-Sonderkonten der Bundesregierung 
laufend die DM-Gegenwerte der Waren zu, die im 
Rahmen der Marshallplanhilfe aus den Vereinigten 
Staaten von Amerika in die Bundesrepublik einge- 
führt werden. 

Das Ratifizierungsgesetz vom 31. Januar 1950 hat 
die Vermögenswerte, die aus den ERP- und 
GARIOA-Sonderkonten der Bundesrepublik ent- 
standen sind und noch entstehen, zu einem Sonder- 
vermögen des Bundes — dem ERP-Sondervermögen 
— erklärt, auf das die Vorschriften der Reichshaus- 
haltsordnung anzuwenden sind und das durch den 
Bundesrechnungshof zu prüfen ist. 

Eine nähere gesetzliche Regelung hat die Verwal- 
tung des ERP- Sondervermögens erst durch das Ge- 
setz vom 31. August 1953 (BGBl. I S. 1312) er- 
fahren. 

Aus dem Verwendungszweck der Mittel des ERP- 
Sondervermögens (Kredite an die deutsche Wirt- 
schaft für den Wiederaufbau, Zuschüsse für For- 
schungsaufgaben und andere Förderungszwecke 
wirtschaftlicher Art) ergab sich für den Bundesmini- 
ster für Angelegenheiten des Marshallplans eine aus- 
gedehnte Tätigkeit auf wirtschaftlichem, insbeson- 
dere kreditwirtschaftlichem Gebiet, das für den Bun- 
desminister für Angelegenheiten des Marshallplans 
zum zweiten Fachgebiet neben seiner Tätigkeit in 
der Europäischen wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
geworden ist. 

Der Bundesrechnungshof hat seine Prüfungen 
hauptsächlich auf die mit der Verwaltung des ERP- 
Sondervermögens zusammenhängenden Maßnahmen, 
die sich daraus ergebenden Einnahmen und Aus- 
gaben, die Veränderungen des ERP-Sonderver- 
mögens und die Vermögensbestände erstreckt. Die 


Tätigkeit des Bundesministers für Angelegenheiten 
des Marshallplans auf dem Gebiet der europäischen 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit entzieht sich wegen 
ihres besonderen Charakters im wesentlichen einer 
Prüfung durch den Bundesrechnungshof; insoweit 
hat der Bundesrechnungshof nur die Organisation 
und die Personal- und Sachkosten geprüft. 

Im Bereich der Verwaltung des ERP-Sonderver- 
mögens beschränkte sich der Bundesrechnungshof 
nicht auf die Prüfung bereits vollzogener Maßnah- 
men, sondern er wurde wegen der Neuheit der Auf- 
gaben vom Bundesminister für Angelegenheiten des 
Marshallplans und Bundesminister der Finanzen 
vielfach auch beratend zugezogen. So hat er dem 
Bundesminister der Finanzen am 19. August 1950 
ein Gutachten über die haushaltsrechtliche Behand- 
lung des ERP-SondervermÖgens, insbesondere seiner 
Einnahmen und Ausgaben im Verhältnis zum Haus- 
halt des Bundesministers für Angelegenheiten des 
Marshallplans erstattet. Dieses Gutachten ist für die 
Aufnahme der ERP-Mittel in den Außerordent- 
lichen Haushalt und für ihre Verwendung maßgeb- 
lich geworden. 

Auch an der Ausarbeitung des Gesetzes über die 
Verwaltung des ERP-Sondervermögens hat der Bun- 
desrechnungshof beratend mitgewirkt. 

Auf Wunsch des Bundesministers für Angelegen- 
heiten des Marshallplans und Bundesministers der 
Finanzen hat er sich ferner vielfach mit der haus- 
haltsrechtlichen, wirtschaftlichen und organisato- 
rischen Regelung von Angelegenheiten befaßt, die 
die Verwaltung des ERP-Sondervermögens, die Aus- 
führung des Außerordentlichen Haushalts und die 
Rechnungslegung betrafen. So ist er z. B. beteiligt 
worden an der Gestaltung der Rechtsverhältnisse 
zwischen dem Bundesminister für Angelegenheiten 
des Marshallplans als Verwalter des ERP-Sonder- 
vermögens und den sogenannten Hauptleihbanken 
(Kreditanstalt für Wiederaufbau, Berliner Industrie- 
bank AG., Lastenausgleichsbank AG.), die die Mittel 
des ERP-Sondervermögens weiterleiten, namentlich 
an der Abfassung der mit diesen Instituten abzu- 
schließenden Rahmenkreditverträge. 

Die Höhe der Mittel, die der deutschen Wirtschaft 
aus dem Sondervermögen zufließen und die durch 
den Außerordentlichen Haushalt des Bundesministe- 
riums für Angelegenheiten des Marshallplans laufen, 
verleiht diesem Haushalt in der Haushaltswirtschaft 
des Bundes besondere Bedeutung. 

Aus Eigenart, Herkunft und Verwendungszweck 
der Mittel des ERP-Sondervermögens erklärt es sich, 
daß die Verwaltungsmaßnahmen, wie auch die Aus- 
führung des Außerordentlichen Haushalts hier viel- 
fach außerhalb des Rahmens der üblichen ministe- 
riellen Funktionen liegen und mehr die Züge eines 
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kaufmännischen und kreditwirtschaftlichen Finanz- 
gebarens zeigen. Die Tatsache, daß die Fonds der 
Militärregierungen, aus denen das ERP-Sonderver- 
mögen entstanden ist, bei der Bank deutscher Länder 
geführt wurden und die Unterhaltung der ERP- und 
GARIOA-Sonderkonten der Bundesregierung bei 
der Bank deutscher Länder durch das Bilaterale Ab- 
kommen vorgeschrieben ist, hat dazu geführt, daß 
der gesamte Zahlungsverkehr der Verwaltung des 
ERP-SondervermÖgens und die Einnahmen und Aus- 
gaben aus der Ausführung des Außerordentlichen 
Haushalts nicht über die Bundeshauptkasse laufen, 
sondern unmittelbar über die Bank deutscher Län- 
der. Das Bundesministerium für Angelegenheiten des 
Marschallplans erteilt der Bundeshauptkasse ledig- 
lich Buchungsanweisungen, damit sie innerhalb der 
Bundeshaushaltsrechnung auch über den Außer- 
ordentlichen Haushalt des Bundesministeriums für 
Angelegenheiten des Marshallplans Rechnung legen 
kann. 

Eine weitere Folge der Eigenart der Verwaltung 
des ERP-Sondervermögens ist die Einrichtung einer 
kaufmännischen Buchführung für das ERP-Sonder- 
vermögen, aus der sich gleichzeitig die Rechnungs- 
legung über den Außerordentlichen Haushalt des 
Bundesministeriums für Angelegenheiten des Mar- 
shallplans ableiten läßt. 

Die für das Rechnungsjahr 1950 durchgeführte 
Prüfung des Sondervermögens und der Rechnung 
über den Außerordentlichen Haushalt des Bundes- 
ministeriums für Angelegenheiten des Marshallplans 
haben einige Beanstandungen ergeben; die Erörte- 
rungen darüber sind noch nicht abgeschlossen. Die Be- 
anstandungen berühren nicht die vom Bundesrech- 
nungshof festgestellte Richtigkeit des für den 
31. März ausgewiesenen Bestandes des ERP- 
SondervermÖgens. Über das Prüfungsergebnis kann 
im einzelnen erst in der nächsten Denkschrift berich- 
tet werden. 

Für das Rechnungsjahr 1949 war vom Bundes- 
minister für Angelegenheiten des Marshallplanes ein 
Außerordentlicher Haushalt noch nicht aufzustellen. 
Bei der Prüfung des ERP-Sondervermögens und der 
Rechnung über den Außerordentlichen Haushalt für 
das Rechnungsjahr 1950 wurden jedoch auch die 
Verwaltungsmaßnahmen des Rechnungsjahres 1949 
insoweit mitgeprüft, als das wegen ihres Zusammen- 
hanges mit dem Rechnungsjahr 1950 und der für 
dieses Rechnungsjahr durchgeführten Prüfung erfor- 
derlich war. 

Die Aufstellung des Ordentlichen Haushalts des 
Bundesministers für Angelegenheiten des Marshall- 
plans — erstmals für das Rechnungsjahr 1949 — 
stieß nicht auf solche Schwierigkeiten wie die Auf- 
stellung des Außerordentlichen Haushalts. Es er- 


gaben sich jedoch beim Ordentlichen Haushalt an- 
fangs Schwierigkeiten technischer Art, da dem Bun- 
desminister für Angelegenheiten des Marshallplans 
für die erste Aufstellung dieses Haushalts keinerlei 
Unterlagen zur Verfügung standen, von denen er 
bei der Veranschlagung ausgehen konnte. Dem neu 
errichteten Bundesministerium für Angelegenheiten 
des Marshallplans fehlte zu Beginn seiner Tätigkeit 
auch ein Stab von im Haushalts-, Kassen- und Rech- 
nungswesen erfahrenen Beamten und Angestellten. 
Fehler bei der Veranschlagung der Ausgabemittel 
und der Ausführung des Ordentlichen Haushalts 
sind hierauf zurückzuführen. Auf den in den Bemer- 
kungen des Bundesrechnungshofs, Teil I Abschnitt C 
I Nr. 2 behandelten Sachverhalt wird verwiesen. 

2. Delegationen in Paris und Washington sowie 
ERP-Kontor 

(Kapitel 2, Rechnungsjahr 1949) 

Im Abrechnungsverkehr des Bundesministeriums 
für den Marshallplan mit den Delegationen in Paris 
und Washington kam es in größerem Umfange zu 
irrtümlichen Buchungen bei der Bundeshauptkasse. 
Die Bezeichnung der Kassenbestandsverstärkungen 
(§ 48 RKO) als Vorschüsse, Betriebsmittelvorschüsse, 
Zuschüsse, Abschläge führte insofern zu unrichtigen 
Buchungen, als die Auszahlungen nicht in das Ab- 
rechnungsbuch (§ 65 RKO), sondern als Abschlags- 
auszahlungen in das Titelbuch oder zusammen mit 
anderen Vorschüssen in das Vorschußbuch über- 
nommen wurden. Da die Kassenbücher für das Rech- 
nungsjahr 1949 bereits abgeschlossen waren, hat der 
Bundesrechnungshof die Verwaltung veranlaßt, be- 
richtigende Buchungen im Rechnungsjahr 1950 vor- 
zunehmen und damit die Mängel in der Buchführung 
zu beseitigen. Daneben sind im Benehmen mit dem 
Bundesrechnungshof klare Bestimmungen über das 
künftige Abrechnungsverfahren mit der Bundes- 
hauptkasse erlassen worden. 

Bundesministerlum des Innern 

(Einzelplan VI Kapitel 1, Rechnungsjahre 1949 
und 1950) 

1. Im Rechnungsjahr 1949 wurden in zahlreichen 
Fällen Ausgaben bei unrichtigen Titeln gebucht 
(§ 67 RHO). Insbesondere wurden fortdauernde 
Ausgaben bei den einmaligen Ausgaben nachge- 
wiesen. So wurden für bauliche Änderungen ein- 
zelner Zimmer, die aus dienstlichen Gründen not- 
wendig waren — offenbar zur Vermeidung 
einer Haushaltsüberschreitung bei Titel 15 
(Unterhaltung der Dienstgebäude) — , die Mittel 
bei den einmaligen Ausgaben Kapitel E 11 
Titel 1 (Erstmalige Beschaffung von Büromöbeln 
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und sonstigen Einrichtungsgegenständen) in An- 
spruch genommen. Ausgaben für Papier, Um- 
laufmappen usw. wurden bei den einmaligen 
Ausgaben Kapitel Eil Titel 2 (Erstmalige Be- 
schaffung von Büromaschinen) nachgewiesen, 
weil die Mittel bei Titel 11 (Geschäftsbedürf- 
nisse) nicht ausreichten. Der Bundesminister des 
Innern hat hierzu erklärt, daß die Buchung von 
Ausgaben bei unrichtigen Titeln auf die mit dem 
Aufbau der Bundesverwaltung verbundenen 
schwierigen Verhältnisse zurückzuführen sei. 
Verwaltungstechnisch ausreichend vorgebildetes 
Personal habe bei den bekannten damaligen Per- 
sonalschwierigkeiten erst allmählich herange- 
zogen werden können. Die Beachtung der haus- 
haltsrechtlichen Bestimmungen sei allen mit der 
Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln betrauten 
Beamten zur Pflicht gemacht worden. 

2. Sonstige Bewilligungen 

(Kapitel 1 Titel 31, Rechnungsjahr 1949, und 
Kapitel 2, Rechnungsjahr 1950) 

Hierunter fallen die Zuschüsse zur Förderung 
von Bestrebungen von gesamtdeutscher oder 
internationaler Bedeutung auf dem Gebiete der 
kulturellen Angelegenheiten, des Gesundheits- 
wesens, der Fürsorge, der Jugendwohlfahrt und 
der Leibesübungen. Im Bundeshaushalt 1949 
waren hierfür 300 000 DM in einer Summe vor- 
gesehen. Im Rechnungsjahr 1950 betrug der 
Haushaltsansatz bei titelweiser Aufgliederung 
für die verschiedenen Verwendungszwecke ins- 
gesamt 30 275 000 DM. Davon waren bei Ka- 
pitel 2 Titel 61 mit der Zweckbestimmung „Für 
zentrale Maßnahmen auf dem Gebiete der 
Jugendwohlfahrt“ 17,5 Mio DM ausgebracht, 
die im Rahmen des Bundesjugendplanes für fol- 
gende Aufgaben bestimmt waren: 

1. Jugendwohnheime 7,5 Mio DM 

2. Grundausbildungslehrgänge, 
Jugendgemeinschaftswerke und 
andere Einrichtungen, die der 
Erziehung und Erwerbsbefähi- 
gung der Jugend dienen ... 2,0 Mio DM 

3. Jugendverbände, staatsbürger- 
liche Bildungsarbeit und inter- 
nationaler Austausch .... 3,3 Mio DM 

4. Förderung des Jugendschrift- 
tums 1,2 Mio DM 

5. Förderung der Jugendarbeit in 

den Grenzgebieten 2,0 Mio DM 

6. Förderung anderer zentraler 
Einrichtungen sowie von son- 
stigen Maßnahmen im Rahmen 

der Jugendhilfe 1,5 Mio DM. 


Zusätzlich wurden — um der Jugendnot wirk- 
samer zu steuern — besondere Mittel zur Ver- 
wirklichung der Hilfen für Minderjährige be- 
bereitgestellt, die in den §§ 3, 6, 10 und 11 der 
Reichsgrundsätze über Voraussetzungen, Art und 
Maß der öffentlichen Fürsorge vorgesehen sind. 
Diese zur Förderung der Erziehung und Er- 
werbsbefähigung Jugendlicher vorgesehenen Mit- 
tel, bei denen es sich um laufende Kosten der 
individuellen Betreuung (z. B. Ausbildungs- und 
Erziehungsbeihilfen) handelt, waren im Rech- 
nungsjahr 1950 ohne besonderen Ansatz im Ein- 
zelplan XXVI Kapitel 1 Titel 31 enthalten. Im 
Rechnungsjahr 1951 sind nach den Erläuterungen 
zu diesem Titel 30 Mio DM für das „Jugend- 
werk“ besonders veranschlagt. Die Bewirtschaf- 
tung dieser Mittel obliegt auch dem Bundes- 
minister des Innern. 

Für die Ausschüttung der Mittel aus Einzel- 
plan VI Kapitel 2 Titel 61 wurden am 20. De- 
zember 1950 von dem Bundesminister des Innern 
im Rahmen des Ersten Bundesjugendplanes vor- 
läufige Richtlinien für die Gewährung von Zu- 
schüssen zur Erstellung von Jugendwohnheimen 
und anderen Einrichtungen, die der Erziehung 
und Erwerbsbefähigung der Jugend dienen, und 
zur Jugendförderung erlassen. Die Verwen- 
dungsnachweise stehen zum Teil noch aus, ab- 
schließende Prüfungsergebnisse liegen noch nicht 
vor. Ich werde in einer späteren Denkschrift 
hierüber berichten. 

Bei den „Sonstigen Bewilligungen“ handelt es 
sich allgemein um Zuwendungen im Sinne des 
§ 64 a Abs. 1 RHO. Im Einzelplan VI des Bun- 
desministeriums des Innern haben diese Zuwen- 
dungen und Förderungsmittel einen besonders 
großen Umfang. Infolgedessen haben für das An- 
wendungsgebiet dieses Einzelplanes die Richt- 
linien über Zuwendungen des Bundes an außer- 
halb der Bundesverwaltung stehende Stellen und 
für den Nachweis der Verwendung der Mittel 
nach § 64 a Abs. 1 RHO besondere Bedeutung. 
Deshalb hat der Bundesminister des Innern schon 
im Februar 1952 angeordnet, daß nach den da- 
mals erst im Entwurf vorliegenden Richtlinien 
verfahren wurde. Diese Maßnahme hat sich be- 
währt. Grundsätzlich wird von diesem Zeitpunkt 
ab die Hergabe der Mittel davon abhängig gemacht, 
daß die Zuwendungsempfänger vor der Bewil- 
ligung der Zuwendung die in dem Entwurf 
formulierten Bewilligungsbedingungen anerken- 
nen. Bei diesem Verfahren wird u. a. bereits vor 
der Bewilligung einer Zuwendung festgestellt, ob 
und mit welchem Ergebnis der Antragsteller etwa 
auch bei anderen Stellen um Gewährung einer 
Beihilfe vorstellig geworden ist. Auf diese Weise 
kann z. B. die Gewährung von Bundeszuwen- 
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düngen durch verschiedene Bundesministerien für 
den gleichen Zweck, wie dies in einigen Fällen 
geschehen ist, künftig vermieden werden. 

Zur Vermeidung von Doppelprüfungen hat 
der Bundesrechnungshof für die Rechnungsjahre 
1950 und 1951 in den Fällen, in denen sowohl 
vom Bund als auch von einem Land oder von 
mehreren Ländern für denselben Zweck Zuwen- 
dungen gewährt worden sind, die beteiligten 
Landesrechnungshöfe gemäß § 4 Abs. 5 BRHG 
um Durchführung der Verwendungsprüfung ge- 
beten. 

Soweit im übrigen Verwendungsnachweise 
Vorlagen, wurde festgestellt, daß die Bundesmit- 
tel nicht immer ordnungsmäßig verwendet wor- 
den waren. So verwendete z. B. ein Forschungs- 
institut, dem zur Erhaltung seiner Einrichtungen 
eine Beihilfe von 20 000 DM bewilligt worden 
war, die Mittel zur Zahlung rückständiger Ge- 
hälter von rd. 16 400 DM und zur Abdeckung 
nicht abgeführter Lohnsteuer im Betrage von rd. 
3 600 DM. 

Im Rechnungsjahr 1949 wurden einer Stiftung 
— neben erheblichen Länderzüschüssen — aus 
Bundesmitteln 30 000 DM und im Rechnungs- 
jahr 1950 150 000 DM bewilligt, obwohl die 
Stiftung über beträchtliche eigene Mittel ver- 
fügte. Sie hatte am 1. April 1951 ein Bankgut- 
haben von rd. 610 000 DM, das mit 300 000 DM 
langfristig angelegt war. Unter Hinweis auf § 26 
Abs. 1 RHO wurde der Bundesminister des 
Innern gebeten, nur dann Bundesmittel zur Ver- 
fügung zu stellen, wenn sie wirklich benötigt 
werden. 

3. Institut für Raumforschung 

(Kapitel 2 Titel 33, Rechnungsjahr 1949 und 
Kapitel 14, Rechnungsjahr 1950) 

Im Jahre 1935 wurde durch einen gemein- 
samen Erlaß des damaligen Leiters der Reichs- 
stelle für Raumforschung und des Reichsmini- 
sters für Wissenschaft, Erziehung und Volksbil- 
dung die Reichsarbeitsgemeinschaft für Raumfor- 
schung gebildet. Sie wurde im Jahre 1946 in 
„Akademie für Raumforschung und Landes- 
planung“ umbenannt. 

Als nach der Währungsreform die Mittel der 
Akademie erschöpft waren, wurde die Über- 
nahme auf die Verwaltung des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiets beantragt. Der Verwaltungsrat des 
Vereinigten Wirtschaftsgebiets beschloß am 
30. März 1949, die Akademie in die Verwaltung 
des Vereinigten Wirtschaftsgebiets unter Anglie- 
derung an das Statistische Amt zu übernehmen. 


Durch die von dem Vorsitzer des Verwaltungs- 
rats am 24. August 1949 erlassene Satzung 
wurde die Bezeichnung „Akademie für Raum- 
forschung und Landesplanung“ in „Institut für 
Raumforschung“ geändert. 

In der Satzung wurden u. a. die Aufgaben der 
Organe des Instituts festgelegt. Danach sollte der 
Vorsitzer die allgemeinen Richtlinien der wis- 
senschaftlichen Arbeit bestimmen und alljährlich 
das Forschungsprogramm aufstellen. Der Wis- 
senschaftliche Rat hatte über dessen Billigung zu 
befinden, das Kuratorium die zweckmäßige Ver- 
wendung der für wissenschaftliche Forschungs- 
zwecke bereitgestellten Mittel zu überwachen. 

Durch die Verordnung zur Auflösung oder 
Überführung von Einrichtungen der Verwaltung 
des Vereinigten Wirtschaftsgebiets vom 8. Sep- 
tember 1950 wurde das Institut für Raumfor- 
schung mit Wirkung vom 1. April 1950 in die 
Verwaltung des Bundes überführt. Es wurde 
damit eine Anstalt des Bundes ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit unter der Dienstaufsicht des 
Bundesministers des Innern. 

Mit Schreiben des Bundesministers des Innern 
vom 15. November 1951 wurde die Satzung 
vom 24. August 1949 aufgehoben mit der Be- 
gründung, daß sie durch die veränderten tatsäch- 
lichen Verhältnisse, insbesondere auch durch die 
Losung der Angliederung an das Statistische 
Amt des Vereinigten Wirschaftsgebiets (jetzt 
Statistisches Bundesamt) weitgehend gegen- 
standslos geworden sei. In dieser einstweiligen 
Anordnung des Bundesministers des Innern wur- 
den im Gegenatz zu der wenig konkreten Fas- 
sung der aufgehobenen Satzung ausdrücklich die 
Benennung der Bearbeiter der Themen, soweit 
diese im Werkvertrag zu bearbeiten waren, die 
Festsetzung der auszuwerfenden Honorare im 
Rahmen der haushaltsmäßigen Möglichkeiten 
und die Bestimmung der spätesten Ablieferungs- 
termine für die Einzelbearbeitungen als Auf- 
gaben des Wissenschaftlichen Rates festgelegt; die 
Aufgaben des Kuratoriums gingen auf den Wis- 
senschaftlichen Rat über. 

Die Haushaltsführung des Instituts unterlag 
nach der Satzung vom 24. August 1949 der 
Dienstaufsicht des Leiters des Statistischen Amtes 
des Vereinigten Wirtschaftsgebiets. Der vom 
Verwaltungsrat am 11. Mai 1949 bereitgestellte 
Betrag von 200 000 DM war im Haushaltsplan 
der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsge- 
biets Einzelplan III b Kapitel 1 Titel 33 des 
Rechnungsjahres 1949 ausgebracht. Im Einver- 
nehmen mit der Verwaltung für Finanzen 
schrieb das Statistische Amt des Vereinigten Wirt- 
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schaftsgebiets hierzu in seinen Richtlinien die 
Unterteilung dieses Betrages in Angleichung an 
den Eingliederungsplan bindend vor. 

Im Rahmen der Rechnungsprüfung für das 
Rechnungsjahr 1949 und der auf Veranlassung 
des Bundesministers der Finanzen vorgenom- 
menen Prüfung der mit der Vergebung der For- 
schungsaufträge zusammenhängenden Fragen 
wurde festgestellt, daß das Kuratorium die 
zweckmäßige Verwendung der für wissenschaft- 
liche Zwecke bereitgestellten Mittel nicht über- 
wacht und der Wissenschaftliche Rat die ihm 
durch die Satzung übertragenen Aufgaben nicht 
wahrgenommen hatte. Alle Werkverträge, Auf- 
träge und Vereinbarungen waren durch den da- 
maligen, im August 1951 beurlaubten und dann 
entlassenen Geschäftsführer abgeschlossen wor- 
den. Die Werkverträge ließen eine genaue For- 
mulierung der Forschungsaufträge vermissen. In 
einigen Fällen wurden Verträge bis zu 5 mal ver- 
längert, ohne daß das Institut die Vorlage eines 
Teil- oder Zwischenberichts gefordert und einen 
endgültigen Ablieferungstermin festgelegt hatte. 
In einer Reihe von Fällen wurden Haushalts- 
mittel entgegen § 28 RHO vor Empfang der 
Gegenleistung verausgabt. Bei den insgesamt rd. 
50 Forschungsaufträgen erschien in 17 Fällen die 
Angemessenheit des Honorars zweifelhaft, in 
weiteren 6 Fällen eine sofortige Rückforderung 
des Honorars wegen fehlender oder mangelhafter 
Gegenleistung gerechtfertigt. In welcher Höhe 
hiernach Honorarbeträge zurückzuzahlen sind, 
unterliegt noch der Prüfung. 

Bei der Bewirtschaftung der Haushaltsmittel 
wurde der Eingliederungsplan entgegen dem 
ausdrücklichen Hinweise des Statistischen Amtes 
des Vereinigten Wirtschaftsgebiets in den Richt- 
linien über die Haushaltsführung im Rechnungs- 
jahr 1949 nicht eingehalten. 

Beanstandungen, die sich mit der Führung 
eines schwarzen Kontos, mit der eigenmächtigen 
Wohnraumbeschaffung und der großzügigen 
Kraftfahrzeughaltung befassen und sich auf die 
Rechnungsjahre 1949, 1950 und 1951 beziehen, 
werden Gegenstand einer kritischen Betrachtung 
sein, sobald die Prüfungsergebnisse für 1950 und 
1951 vollständig vorliegen. Dabei wird im Zu- 
sammenhang mit der Frage der Dienstaufsicht zu 
prüfen sein, nach welchen Grundsätzen die For- 
schungsaufträge zu vergeben waren, nachdem das 
Institut zwar mit Wirkung vom 1. April 1950 in 
die Bundesverwaltung überführt, die einstweilige 
Anordnung des Bundesministers des Innern zur 
Schaffung klarer Rechts- und Organisationsver- 
hältnisse aber erst am 15. November 1951 ergan- 
gen war. Das Prüfungsergebnis wird bei der 


Aufhebung des vom Bundesrechnungshof gemäß 
§ 107 Abs. 4 RHO gemachten Vorbehaltes mit- 
geteilt werden. 

4. Befehls- und Beschaffungseinrichtungen 
(Kapitel 24 und E 34, Rechnungsjahr 1950) 

Die Ansätze bei Kapitel 24 (577 400 DM) und 
E 34 (11 051 400 DM) wurden im Rechnungs- 
jahr 1950 erstmalig ausgebracht, und zwar bei 
Kapitel 24 die Ausgaben für die Befehlsstel- 
len, die zur Durchführung des Abkommens 
vorgesehen sind, das der Bund mit den Län- 
dern über die Errichtung der Bereitschafts- 
polizei geschlossen hat, für die notwendigen 
Funkstellen, für Ausbildungslehrgänge sowie 
für eine Beschaffungsstelle, 
bei 

Kapitel E 34 die Ausgaben für die erste Aus- 
stattung der Befehls-, Funk- und Beschaf- 
fungseinrichtungen mit Möbeln, Maschinen 
usw. sowie für die Ausstattung der Bereit- 
schaftspolizeien der Länder mit Bewaffnung, 
Kraftfahrzeugen und Nachrichtenmitteln. 

Die Aufstellung der Bereitschaftspolizei hat 
sich aus verschiedenen Gründen verzögert, so daß 
der größte Teil der veranschlagten Mittel im 
Rechnungsjahr 1950 nicht verausgabt worden ist. 

Bundesministerium für Wirtschaft 

(Einzelplan IX, Rechnungsjahre 1949 und 1950) 

1. Fachstellen im Bereich der gewerblichen Wirt- 
schaft 

(Einzelplan IX a, Rechnungsjahr 1949) 

Das Bundesministerium für Wirtschaft ist an 
die Stelle der früheren Verwaltung für Wirt- 
schaft im Vereinigten Wirtschaftsgebiet ge- 
treten. Der Aufgabenbereich des Ministeriums 
und damit sein Personenbedarf waren starken 
Schwankungen unterworfen. Als die Zwangs- 
wirtschaft nach der Währungsumstellung schritt- 
weise gelockert wurde und die verbleibenden Be- 
wirtschaftungsaufgaben von der Verwaltung für 
Wirtschaft auf die Fachstellen übergingen (Ge- 
setz über die Errichtung von Fachstellen im Be- 
reich der gewerblichen Wirtschaft vom 6. Mai 
1949 — Fachstellengesetz — WiGBl. S. 73 — ), 
verringerte sich der Personalbestand der Ver- 
waltung für Wirtschaft erheblich. Diese Perso- 
nalverminderung war in gewissem Umfange 
eine Auswirkung des Gutachtens über eine 
zweckmäßige Organisation der Verwaltung für 
Wirtschaft, das die im Jahre 1948 gebildete 
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Kommission unter maßgeblicher Mitwirkung 
von Beauftragten des Rechnungshofs erstattet 
hatte (vgl. Denkschrift zu den Haushaltsrech- 
nungen der Verwaltung des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes Abschnitt V). Während im Haus- 
halt für das Rechnungsjahr 1948 (einschließlich 
Nachtrag) für die ersten 8 Monate 

1 842 Kräfte für das Verwaltungsamt und 
463 Kräfte für das Amt für Stahl und 
Eisen, 

für die folgenden 4 Monate *) 

1 185 Kräfte für das Verwaltungsamt und 
138 Kräfte für das Amt für Stahl und 
Eisen 

bewilligt waren, waren im Haushalt des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebietes für das Rechnungs- 
jahr 1949 (einschließlich Nachtrag) 

1 229 Kräfte für die Verwaltung für Wirt- 
schaft und 

143 Kräfte für die inzwischen 

ai q errichtete Fachstelle Stahl 

ZUS. 710 , _. 

und Eisen 

275 Kräfte für die weiteren 

neu errichteten Fachstel- 
len im Bereich der ge- 
werblichen Wirtschaft 

vorgesehen. Die Fachstellen im Bereich der ge- 
werblichen Wirtschaft sind mit dem 31. März 
1950 fortgefallen. Ihre Aufgaben sind auf die 
neu errichtete Bundesstelle für den Warenver- 
kehr der gewerblichen Wirtschaft übergegan- 
gen. Durch den Haushalt für das Rechnungs- 
jahr 1950 sind bewilligt worden: 

für das Bundesministerium für Wirtschaft 

= 1 063 Kräfte 

für die Bundesstelle für den Warenverkehr 

= 477 Kräfte. 

Somit hat sich die mit dem Übergang von der 
gelenkten Wirtschaft zur freien Wirtschafts- 
form eingeleitete Personalverminderung im 
Rechnungsjahr 1950 nur noch im Bundesmini- 
sterium für Wirtschaft selbst fortgesetzt. 

Der in der Jahresmitte 1950 ausgebrochene 
Korea-Konflikt zwang die westlichen Staaten 
zur Aufstellung eines umfassenden Verteidi- 
gungsprogramms, das eine durchgreifende 
Wandlung auf den ausländischen Rohstoff- 
märkten zur Folge hatte. Seine weltwirtschaft- 
lichen Auswirkungen beeinflußten auch die 
Wirtschaft der Bundesrepublik, so daß auf ver- 
schiedenen Gebieten der gewerblichen Wirt- 

*) Anmerkung: Verringerung auf Grund des er- 
wähnten Gutachtens 


Schaft wieder Lenkungsmaßnahmen notwendig 
wurden. Das Gesetz für Sicherungsmaßnahmen 
auf einzelnen Gebieten der gewerblichen Wirt- 
schaft vom 9. März 1951 (BGBl. I S. 163), er- 
gänzt durch das Änderungsgesetz vom 5. Mai 
1951 (BGBl. I S. 298), ist die Grundlage für 
zahlreiche Lenkungsverordnungen auf dem Ge- 
biete der Bewirtschaftung und Verteilung von 
Rohstoffen. Die mit der Lenkung verbundene 
Mehrarbeit machte es nötig, die Bundesstelle 
für den Warenverkehr auszubauen und ihr 
Personal zu vermehren. Die Personalvermeh- 
rung hat sich im Rechnungsjahr 1950 noch nicht 
in vollem Umfange ausgewirkt. 

Zur Wahrnehmung der Rechte und Pflichten 
der früheren Verwaltung für Wirtschaft ist die 
Abwicklungsstelle der Verwaltung für Wirt- 
schaft geschaffen worden. Die Abwicklungsauf- 
gaben waren am Schlüsse des Rechnungsjahres 

1950 bis auf die Abrechnung der Holzhaus- 
bauten im Raume Frankfurt (Main) erledigt. 
Für diese restlichen Aufgaben sind im Haushalts- 
plan für das Rechnungsjahr 1951 noch 12 An- 
gestellte und 2 Arbeiter vorgesehen. 

Die Abwicklung der Fachstellen im Bereich 
der gewerblichen Wirtschaft war mit dem 
Schluß des Rechnungsjahres 1950 im wesent- 
lichen beendet. Soweit im Rechnungsjahr 1951 
noch restliche Abwicklungsaufgaben angefallen 
sind, hat sie die Bundesstelle für den Waren- 
verkehr übernommen. 

2. Bundesstelle für den Warenverkehr der ge- 
werblichen Wirtschaft 

(Einzelplan IX Kapitel 2, Rechnungsjahr 1950) 

Die Bundesstelle war bis Anfang 1951 in der 
McNair-Kaserne in Frankfurt (Main)-Höchst 
untergebracht; sie hatte auf Weisung der Be- 
satzungsmächte die Kaserne bis zum 15. Februar 

1951 zu räumen. 

Das Bundeskabinett hatte in seiner Sitzung 
vom 19. Januar 1951 die Stadt Köln als neuen 
Sitz der Bundesstelle vorgesehen. Wegen der ge- 
botenen Eile traf das Bundesministerium für 
Wirtschaft bereits am 20. Januar 1951 mit der 
Stadt Köln eine Vereinbarung, wonach die Alte 
Universität in Köln für die Unterbringung der 
Bundesanstalt ausgebaut werden sollte. 

Der Beschluß des Bundeskabinetts, die Bun- 
desstelle von Frankfurt (Main)-Höchst nach 
Köln zu verlegen, wurde jedoch vom Bundestag 
nicht genehmigt. Dieser bestimmte vielmehr am 
14. März 1951 Frankfurt (Main) als Sitz der 
Bundesstelle. Nunmehr verlangte die Stadt Köln 
vom Bundesministerium für Wirtschaft, die ihr 
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beim Ausbau der Alten Universität in Köln 
entstandenen Kosten insoweit zu erstatten, als 
sie durch die Beschleunigung der Arbeiten be- 
dingt waren. Nach längeren Verhandlungen 
kam ein Vergleich zustande, wonach der Bund 
an die Stadt Köln eine einmalige Entschädigung 
von 250 000 DM zahlte, die zu Lasten des Ein- 
zelplans IX Ausgabe, Kapitel E 12, Rechnungs- 
jahr 1952 gebucht wurde. 

Aus Anlaß der geplanten Verlegung der Bun- 
desstelle von Frankfurt (Main)-Höchst nach 
Köln wurde bereits im Rechnungsjahr 1950 zu 
Lasten des Einzelplans IX Ausgabe, Kapitel 2 ein 
Betrag von 4 000 DM an Mieten für Privatzim- 
mer gezahlt, die zur Unterbringung von Dienst- 
stellen-Angehörigen in Köln vorsorglich bereit- 
gestellt waren, dann aber nicht bezogen 
wurden. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes 
hätten die unnötigen Ausgaben vermieden wer- 
den können, wenn die Entscheidung über den 
Sitz der Dienststelle rechtzeitig ergangen wäre. 

3. Abschöpfung der Erlöse der Zentralbüro für 
Mineralöl GmbH, aus dem Absatz von Treib- 
stoffen, soweit sie die Selbstkosten übersteigen 

(Einzelplan IX Einnahme, Kapitel 1 Titel 13, 
Rechnungsjahre 1949 und 1950) 

a) Durch Anordnung Nr. 26 vom 4. September 
1939 hatte die Reichsstelle für Mineralöl die 
Bestände und die Erzeugung bestimmter 
Mineralöle beschlagnahmt. In der gleichen 
Anordnung wurde der Vertrieb der beschlag- 
nahmten Mineralöle der Arbeitsgemeinschaft 
Mineralölverteilung — AMV — übertragen. 
Die AMV — eine Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts — war ein vom Reichs wirtschafts- 
minister angeordneter Zusammenschluß der 
an der Verteilung von Mineralöl-Erzeugnis- 
sen beteiligten Firmen für die Dauer der Be- 
schlagnahme dieser Erzeugnisse. Die AMV 
hatte die Aufgabe, die beschlagnahmten Er- 
zeugnisse für gemeinsame Rechnung ihrer 
Mitglieder aufzukaufen, zu lagern, zu ver- 
teilen und zu versenden. 

Die Mitglieder hatten ihr Personal der 
AMV, soweit diese es anforderte, zur Ver- 
fügung zu stellen, und dieser ihre gesamten 
Anlagen und sonstigen Betriebsmittel, soweit 
und solange die AMV sie benötigte, zu über- 
lassen. Hierfür und für die Abgabe ihres 
Personals erhielten die Mitglieder von der 
AMV keine besondere Vergütung. Ihre An- 
sprüche galten durch die Verteilung der 
Überschüsse der AMV an sie als abgegolten. 


b) Zur Geschäftsführung bediente sich die AMV 
nach § 6 ihrer Satzung der Zentralbüro für 
Mineralöl GmbH. (ZB). 

Die AMV schloß mit dem ZB einen geson- 
derten Geschäftsbesorgungs- und Treuhand- 
Vertrag, wonach sich das ZB verpflichtete, 
sich voll in den Dienst der AMV zu stellen. 
Alle Geschäfte des ZB waren im eigenen 
Namen, aber für Rechnung der AMV durch- 
zuführen. 

Die von der AMV durch das ZB erzielten 
Überschüsse standen nach § 9 der Satzung der 
AMV deren Mitgliedern zu. 

c) Am 4. August 1945 wies die Kontroll-Kom- 
mission für Deutschland das ZB an, in der 
gleichen Weise wie früher weiter zu arbeiten. 

d) Der Reichskommissar für die Preisbildung 
hatte im Jahre 1939 die Abgabe-Preise desZB 

für Vergaserkraftstoff auf 40,00 RM 
je 100 1 frei Haus, 

für Dieselkraftstoff auf 31,90 RM je 
100 kg in Tankwagen oder in Gebinden 
frei Haus 

festgesetzt. Diese Preise waren seinerzeit 
unter Einrechnung aller Kosten gebildet 
worden. Hierbei wurden die Eingangsab- 
gaben (Zoll und Tara-Zuschlag, sowie die 
Umsatzausgleichsteuer) für die aus dem 
Ausland eingeführten Fertigöle mit den 
Tarifsätzen von 

28,16 RM je 100 kg für Vergaserkraftstoff, 
14,97RMje 100 kg für Dieselkraftstoff 
eingesetzt. 

Die Abgabepreise des ZB schlossen außer- 
dem seine Vertriebs- und Verteilungsspanne 
ein. Diese betrug 

bei Vergaserkraftstoff 11 RM je 100 1 

bei Dieselkraftstoff 6 RM je 100 kg 

unterteilt nach 

Vertriebsspanne des ZB mit 4,68 RM 
und Frachtpauschale mit 1,32 RM. 

e) Nach Kriegsende übernahm das ZB aus- 
ländische Treibstoffe zunächst nicht auf dem 
Importweg, sondern bis Ende Oktober 1 949 
aus amerikanischen und britischen Heeres- 
beständen, und bezahlte für diese Mengen 
den bisherigen Abgabepreis (vgl. Buch- 
stabe d), gekürzt um die Vertriebsspanne 
und die tatsächlich entrichteten Eingangs- 
abgaben, zunächst an die Besatzungshaus- 
halte der Länder, ab Ende 1947 an die Ge- 
meinsame Außenhandelskasse zur Verein- 
nahmung beim GARIOA-Counterpartfund. 
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f) Das mit dem 15. Mai 1948 in Kraft getre- 
tene JEIA-Operational-Memorandum Nr. 25 
bestimmte, daß auf dem Gebiete der ge- 
werblichen Wirtschaft jede eingeführte 
Ware zum tatsächlichen cif-Preis unter Zu- 
grundelegung des offiziellen Umrechnungs- 
kurses mit der Gemeinsamen Außenhandels- 
kasse, später der Bank deutscher Länder, 
abzurechnen war. 

Für Treibstoffe, die nicht auf dem üb- 
lichen Wege eingeführt, sondern aus briti- 
schen und amerikanischen Heer es beständen 
übernommen wurden, lagen Einfuhrpreise 
zunächst nicht fest. Aus diesem Grunde 
zahlte das ZB an die Bank deutscher Län- 
der bis einschließlich August 1948 noch den 
bisherigen Abrechnungspreis (vgl. Buch- 
stabe d). Nachdem der ungefähre cif-Wert 
für Treibstoffe im August 1948 ermittelt 
werden konnte, setzte die Verwaltung für 
Wirtschaft mit Wirkung vom 1. September 
1948 folgende Preise fest, gültig „ab Lager 
Hamburg oder Bremen“, zu denen das ZB 
mit der Bank deutscher Länder abzurechnen 
hatte: 

16 DM für 100 kg Vergaserkraftstoff, 

13 DM für 100 kg Dieselkraftstoff. 

Diese Abrechnungspreise lagen weit höher 
als die Weltmarktpreise im Jahre 1939, 
welche für die seinerzeitige Festsetzung der 
Abgabepreise des ZB bestimmend gewesen 
waren. Im Gegensatz zu der Erhöhung der 
Abrechnungspreise (= Übernahme- bzw. 
Einfuhrpreise) blieben die Abgabepreise des 
ZB unverändert. Es hätte also einer Sub- 
ventionierung der Treibstoff-Einfuhren be- 
durft, wenn man sie weiter mit Eingangs- 
Abgaben belastet hätte. Auf Grund des 
Bevin-Byrnes-Abkommens über den wirt- 
schaftlichen Zusammenschluß der britischen 
und amerikanischen Besatzungszone wurden 
jedoch für die aus dem Ausland einge- 
führten Treibstoffe Eingangsabgaben ab 
15. Mai 1948 nicht mehr erhoben. Die hier- 
durch dem ZB ersparten Kosten waren je- 
doch erheblich höher als die dem ZB aus 
der Neufestsetzung der Abrechnungspreise 
auf cif-Basis entstandenen Mehraufwendun- 
gen. Die durch Fortfall der Eingangsabgaben 
ersparten Beträge konnten dem ZB deshalb 
nicht belassen werden. 

g) Nach dem Gesetz über die Abführung von 
Geldmitteln der Zentralbüro für Mineral- 
öl GmbH, in Hamburg aus der Be- 
wirtschaftung von Treibstoffen vom 
10. August 1949 (WiGBl. S. 249) hatte 


das ZB die Beträge, die es bei der 
Bewirtschaftung von Vergaserkraftstoff und 
Dieselkraftstoff aus der Nichterhebung von 
Zoll und Umsatzausgleichsteuer seit dem 
15. Mai 1948 und künftig ersparte, an die 
Verwaltung des Vereinigten Wirtschafts- 
gebiets abzuführen. Das ZB rechnete seine 
Mehraufwendungen für den neuen cif-Preis 
(Weltmarktpreis) gegen die ersparten er- 
heblich höheren Eingangsabgaben auf. Als 
„Ersparnisse“ im Sinne des Gesetzes vom 
10. August 1949 wurden die nicht erhobe- 
nen Eingangsabgaben, gekürzt um die 
Steigerung der Weltmarktpreise, vom ZB 
abgeführt. Sie betrugen nach den vom Bun- 
desrechnungshof geprüften Abrechnungen 
des ZB für die Zeit von der Währungs- 
umstellung — 21. Juni 1948 — bis zum 
31. Dezember 1949 130 696 192,13 DM und 
wurden in dieser Höhe den Haushaltsein- 
nahmen des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
zugeführt. 

h) Ab 1. Januar 1950 werden für eingeführte 
Fertigöle Eingangsabgaben wieder erhoben. 
Damit war das Gesetz vom 10. August 1949 
gegenstandslos geworden. Mit Wirkung 
vom 1. Januar 1950 an wurden jedoch auch 
die Treibstoffpreise erhöht, und zwar 

von 40 DM auf 60 DM je 100 1 Ver- 
gaserkraftstoff und 

von 31,90 DM auf 45 DM je 100 kg 
Dieselkraftstoff. 

Vom 1. April 1950 an wurden die Preise 
dann auf 

55 DM je 100 1 Vergaserkraftstoff und 
38 DM je 100 kg Dieselkraftstoff 
gesenkt. 

i) Nach dem Gesetz zur Neuordnung der 
Treibstoffpreise vom 19. Juni 1950 (BGBl. 
S. 225) hat nunmehr das ZB Beträge, die ihm 
aus dem Absatz von Treibstoffen zu den 
oben genannten Preisen zufließen oder vom 
1. Januar 1950 an zugeflossen sind, an den 
Bund abzuführen, soweit sie seine Selbst- 
kosten übersteigen. 

Selbstkosten im Sinne dieser Bestimmung 
sind Warenpreis (sowohl für eingeführte, 
wie für im Inland erzeugte Treibstoffe), 
Umschlagkosten bei Übernahme, staatliche 
Abgaben, Frachten, Kosten von Benzolbei- 
mischungen und sonstige Qualitätsaufberei- 
tungskosten sowie die Vertriebs- und Han- 
delsspannen des ZB. Die auf Grund dieses 
Gesetzes vom ZB an den Bund abgeführten 
Beträge beliefen sich für die Zeit vom 
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1. Januar 1950 bis 31. März 1951 auf 
190 365 128,92 DM. 

k) Seit dem 1. April 1951 sind Treibstoffe nicht 
mehr bewirtschaftet. Mit dem Wegfall der 
gesetzlichen Anbietungspflicht am 31. März 
1951 stellte das ZB seine Tätigkeit als ein- 
ziger Verteiler von Treibstoffen ein. Der 
Mineralölhandel übernahm wieder selbst 
die Verteileraufgaben. 

l) Nach der Währungsreform hatte das ZB 
unter Hinweis auf die gestiegenen Kosten 
eine Erhöhung der im Jahre 1939 mit 

1 1 ,00 DM je 1 00 1 Vergaserkraftstoff und 
4,68 DM je 100 kg Dieselkraftstoff 

festgesetzten Vertriebs- und Verteilungs- 
spannen verlangt. 

Die Spanne für Dieselkraftstoff von 
4,68 DM erhöhte der Bundesminister für 
Wirtschaft auf 6 DM je 100 kg, indem er 
einen bisher vom ZB getragenen Frachtan- 
teil von 1,32 DM je 100 kg vom 1. Januar 
1950 an auf den Bund übernahm. Hinsicht- 
lich der Spanne für Vergaserkraftstoff kam 
ein seinerzeit von der Verwaltung für 
Wirtschaft in Auftrag gegebenes Gutachten 
von Prüfern, die -die Preisbildungsstelle Nie- 
dersachsen bestimmt hatte, zu dem Ergebnis, 
daß eine Spanne von 14 DM je 100 1 Ver- 
gaserkraftstoff, also 3 DM je 100 1 mehr als 
bisher, angemessen sei. Daraufhin verlangte 
die Mineralöl-Wirtschaft eine Spanne für 
Vergaserkraftstoff in Höhe von 13 DM 
statt bisher 11 DM je 100 1. Das ZB kürzte 
bei der Abrechnung der an den Bund abzu- 
führenden Beträge nicht mehr 11 DM, son- 
dern vom 1. April 1950 an 13 DM je 100 1 
abgesetzten Vergaserkraftstoff. Der Unter- 
schied zwischen 11 DM je 100 1 (alte Spanne) 
und 13 DM je 100 1 (vom ZB geforderte 
Spanne) wurde für die Zeit vom 1. April 
1950 bis 31. März 1951 auf ein Sperrkonto 
bei einer Hamburger Bank gelegt, über das 
der Bundesminister für Wirtschaft und das 
ZB nur gemeinschaftlich verfügen konnten. 
Anfang November 1952 standen auf diesem 
Konto rund 30 761 000 DM (einschließlich 
1 937 596 DM aufgelaufener Zinsen). 

Gegen jenes Gutachten wurden von ver- 
schiedenen Seiten (Bundesministerium für 
Wirtschaft, Bundesministerium der Finan- 
zen, Haushaltsausschuß des Bundestages) 
Einwendungen erhoben. Weitere Untersu- 
chungen und Prüfungen durch das Bundes- 
ministerium für Wirtschaft führten jedoch 
zu keiner ausreichenden Widerlegung des 


Gutachtens. Es konnte dem ZB nicht nach- 
gewiesen werden, daß es mit der bereits im 
Jahre 1939 festgesetzten Spanne auch wei- 
terhin hätte auskommen können. 

Nach jahrelangen schwierigen Verhand- 
lungen, an denen der Bundesrechnungshof 
beteiligt war, einigten sich der Bund und 
das ZB am 7. November 1952 auf einen 
Vergleich, wonach das ZB zur Abgeltung 
aller Ansprüche, die der Bundesrepublik 
aus den Gesetzen vom 10. August 1949 
und 19. Juni 1950 gegen das ZB noch zu- 
standen, an die Bundesrepublik einen Be- 
trag von 25 Mio DM zu Lasten des Sperr- 
kontos (vgl. oben) zahlte. Der Restbetrag 
auf -dem Sperrkonto einschl. der aufgelaufe- 
nen Zinsen verblieb dem ZB zur freien 
Verfügung. 

m) Aus dem Vergleich ergibt sich eine Spannen- 
erhöhung um rund 0,40 DM von 1 1 DM 
auf 11,40 DM je 100 1 statt der geforderten 
13 DM je 100 1. Eine Spannenerhöhung in 
diesem mäßigen Umfang erschien vertretbar, 
zumal sich seit Festsetzung der Vergaser- 
kraftstoffspanne auf 11 DM je 100 1 im 
Jahre 1939 die Produktions-, Verteilungs- 
und Vertriebskosten des ZB zweifellos er- 
höht hatten. 

4. Preisausgleich für privilegierte Verbraucher von 
Dieselkraftstoff 

(Einzelplan IX Ausgabe, Kapitel 1 Titel 42, 
Rechnungsjahr 1950) 

Bei Beginn des letzten Krieges wurde die zen- 
trale Bewirtschaftung von Gasöl und Treiböl 
(Dieselkraftstoff) als Kriegsmaßnahme gesetzlich 
angeordnet. 

Die Verteilung der vorhandenen Mineralöle 
oblag von Anfang September 1939 an allein 
der Zentralbüro für Mineralöl GmbH, in Ham- 
burg. 

Während der Normalverbraucher für den 
Dieselkraftstoff den jeweiligen Höchstpreis zu 
zahlen hatte, galten für gewisse Verbraucher- 
gruppen beträchtlich niedrigere Sonderpreise. 
Die Unterschiede zwischen Höchstpreis und 
Sonderpreis wurden der Zentralbüro für Mi- 
neralöl GmbH, vergütet, und zwar bis Kriegs- 
ende aus allgemeinen Haushaltsmitteln, später 
aus einem Sonderfonds — Preisausgleich für 
Dieselkraftstoff — , der aus einem Preiszuschlag 
von 5,50 RM je 100 kg Dieselkraftstoff ge- 
speist wurde. 
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An Verbilligungen für Dieselkraftstoff gegen- 
über dem jeweils gültigen Verbraucherhöchst- 
preis wurden insgesamt gewährt 
für die Zeit vom 21. Juni 1948 bis 31. März 

1949 26 290 532,85 DM, 

für die Zeit vom 1. April 1949 bis 31. März 

1950 50 002 597,25 DM, 

für die Zeit vom 1. April 1950 bis 31. März 1951 
78 283 941,56 DM. 

Vom 1. April 1951 an wurden Mineralöle 

— auch Dieselkraftstoff — nicht mehr bewirt- 
schaftet. Mit dem gleichen Tage trat der Preis- 
ausgleich für privilegierte Dieselkraftstoffver- 
braucher nach dem bisherigen Verfahren außer 
Kraft. Mittel für die Weiterzahlung von Ver- 
billigungsbeträgen standen zunächst nicht zur 
Verfügung. 

Der Verbraucherhöchstpreis für Dieselkraft- 
stoff wurde für die Zeit vom 1. bis 30. April 

1951 iauf 49 DM 100 kg, für die Zeit vom 
1. Mai bis 30. Juni 1951 auf 52 DM 100 kg 
erhöht. Seit dem 1. Juli 1951 sind Mineralöle 

— damit auch Dieselkraftstoff — nicht mehr 
preisgebunden. 

Nach dem Gesetz zur Aufhebung und Er- 
gänzung von Vorschriften auf dem Gebiete der 
Mineralölwirtschaft vom 31. Mai 1951 (BGBl. 
S. 371) hat die Bundesregierung oder der Bun- 
desminister der Finanzen durch Rechtsverord- 
nung Vorschriften über die Verbilligung von 
Dieselkraftstoff für die Landwirtschaft, Fische- 
rei und Schiffahrt zu erlassen. Es sind ergangen: 

die Verordnung über Verbilligung von 

Dieselkraftstoff für die See-, Küsten- und 

Binnenschiffahrt (DKVO Schiff) vom 
6. Juni 1951 (BGBl. I S. 375), 

die Verordnung über Verbilligung von 

Dieselkraftstoff für die Große Hochsee-, 
Große Hering-, Kleine Hochsee-, Küsten- 
und Binnenfischerei (DKVO Fischerei) vom 
6. Juni 1951 (BGBl. I S. 376), 

die Verordnung über Verbilligung von 

Dieselkraftstoff für die Landwirtschaft 
(DKVO Landwirts chaft) vom 28. Juli 1951 
(BGBl. I S. 482). 

Der Bundesrechnungshof hat bei seiner Prü- 
fung des Preisausgleichs für Dieselkraftstoff 
verschiedene Vorschläge von grundsätzlicher 
Bedeutung gemacht, denen bei der Neugestal- 
tung der Dieselkraftstoffverbilligung Rechnung 
getragen wurde. 

Der Bundesrechnungshof hat es für geboten 
gehalten, die Preise so zu bemessen, daß sie 
wenigstens den Einstandspreis decken. Darüber 
hinaus war nach seiner Auffassung bei den ein- 


zelnen Verbrau chergruppen zu untersuchen, ob 
es unter den gegebenen Verhältnissen überhaupt 
noch wirtschaftlich gerechtfertigt war, auf 
Kosten der Allgemeinheit Subventionen zu ge- 
währen. 

Dem Hinweis des Bundesrechnungshofs wurde, 
soweit es mit den wirtschaftlichen Verhältnissen 
der verschiedenen Verbraucherkreise vereinbar 
erschien, bei der Neuregelung des Verbilligungs- 
verfahrens entsprochen. Die Verbilligung wurde 
sowohl mengen- als auch betragsmäßig erheb- 
lich eingeschränkt. Damit wurde eine Einspa- 
rung gegenüber dem Vorjahr von mindestens 
rund 15 Mio DM erzielt. 

Die Verbilligung, die bei einzelnen Ver- 
brauchergruppen 50 v. H. des allgemeinen Ver- 
braucherpreises und darüber hinaus betrug, war 
derart erheblich, daß sie preisbegünstigte Ver- 
braucher anreizen konnte, von einer Verwen- 
dung des billigen Dieselkraftstoffs im eigenen 
Betrieb zum vorgesehenen Zweck abzusehen 
und ihn an andere Verbraucher abzugeben. Der 
Bundesrechnungshof hielt es bei dem hohen 
Einsatz öffentlicher Mittel für die Verbilligung 
von Dieselkraftstoff für notwendig, von allen 
preisbegünstigten Dieselkraftstoff verbrau ehern 
im gesamten Bundesgebiet den Verwendungs- 
nachweis wieder zu fordern, der im September 
1939 abgeschafft worden war. 

Die im Jahre 1951 ergangenen Verbilligungs- 
Verordnungen tragen dieser Forderung Rech- 
nung. 

Dem Bundesrechnungshof waren Fälle be- 
kannt geworden, wonach sich ausländische 
Schiffe in Westdeutschland regelmäßig weit 
über den notwendigen Bedarf hinaus mit ver- 
billigtem Dieselkraftstoff eingedeckt hatten. 
Das hatte ihn zu dem Vorschlag veranlaßt, die 
Belieferung der ausländischen Schiffahrt mit 
verbilligtem Dieselkraftstoff laufend überwa- 
chen zu lassen. Eine Möglichkeit für die aus- 
ländische Schiffahrt, sich mit verbilligtem Die- 
selkraftstoff einzudecken, bestand nach der 
Neuregelung nicht mehr. 

5. Liquidation des „Fett-Topfes“ (GA RIO A- 
Counterpartfund) 

a) Die JEIA hatte in dem seinerzeit noch bei 
ihr zentralisierten Einfuhr-Verfahren in den 
Herbst- und Wintermonaten 1948/49 rund 
85 000 t technische Fettstoffe im Ausland 
gekauft, eine Menge, die den deutschen Be- 
darf für etwa eineinhalb Jahr decken 
konnte. Sie hatte die Kontrakte zu den da- 
maligen sehr hohen Weltmarktpreisen ab- 
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geschlossen. Ein großer Teil der gelieferten 
Ware war, wie sich später ergab, minderer 
Qualität. 

Die deutsche Wirtschaft nahm rund 45 000 t 
dieser Fettstoffe zu den JEIA-Kontraktprei- 
sen ab. Hierbei war auf der deutschen Seite 
das im Jahre 1946 auf Weisung der alliier- 
ten Behörden gegründete „Fettstoff-Kon- 
tor“ als Gesamtabnehmer und -Verteiler 
eingeschaltet. 

Die restlichen 40 000 t von der JEIA ein- 
geführten Fettstoffe überstiegen den Sofort- 
bedarf der deutschen Wirtschaft erheblich 
und hätten von den Käufern auf Lager ge- 
nommen werden müssen. Im Hinblick auf 
die teuren Einstandspreise und die teilweise 
unbefriedigende Beschaffenheit der Ware 
weigerte sich die Fettstoffe verarbeitende 
Industrie, die 40 000 t abzunehmen; dem- 
zufolge nahm auch das Fettstoff-Kontor 
diese Ware nicht ab. 

b) Nachdem am 28. Februar 1949 die Anwei- 
sung Nr. 29 der JEIA in Kraft getreten war, 
wonach die deutschen Einführer wieder un- 
mittelbar am Einfuhrgeschäft beteiligt wur- 
den, führte die JEIA Fettstoffe nicht mehr 
zentral ein. Nunmehr erhielten die deut- 
schen Firmen im Rahmen der im Einfuhr- 
plan des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
vorgesehenen Devisenkontingente Einfuhr- 
bewilligungen der Fachstelle Chemie bei der 
Verwaltung für Wirtschaft. Inzwischen wa- 
ren die Weltmarktpreise für Fette wesent- 
lich gefallen. Die deutschen Fett-Importeure 
konnten billigere Fette selbst einführen. Die 
Einfuhren der JEIA wurden, soweit noch 
nicht abgesetzt (40 000 t), unverkäuflich, 
da die JEIA sie nicht zu den gesunkenen 
Weltmarktpreisen abgeben wollte. 

c) Die JEIA wollte erreichen, daß auch ihre 
noch nicht abgenommenen, nach dem Fal- 
len der Weltmarktpreise zu teuren Fett- 
stoff-Bestände von der deutschen Wirtschaft 
noch zu den hohen Kontrakt-Preisen ab- 
genommen wurden. Andernfalls wollte sie 
u. a. alle weiteren Importe von technischen 
Fettstoffen solange mit einem Embargo be- 
legen, bis die JEIA-Bestände restlos abge- 
nommen sein würden. 

Unter diesem Druck wurden zwischen 
Vertretern der JEIA, der Allied Bank Com- 
mission, der Verwaltung für Wirtschaft 
und der Bank deutscher Länder einerseits, 
der Fettstoff-Industrie und dem öl- und 
Fetthandel andererseits am 30. August 1949 


Vereinbarungen darüber getroffen, diese 
Restbestände doch noch zu den hohen Prei- 
sen der JEIA-Kontrakte in Westdeutschland 
unterzubringen. Hiernach verpflichtete sich 
die deutsche Wirtschaft, für die JEIA-Fett- 
bestände, den sogenannten „Fett-Topf“, die 
vollen Kontrakt-Preise bis zum 1. Januar 
1950 zu bezahlen, ohne Rücksicht darauf, 
ob der Weiterverkauf der Waren durchge- 
führt war oder nicht. Dagegen erklärte sich 
die Verwaltung für Wirtschaft bereit, da- 
für zu sorgen, daß bis zum 1. Januar 1950 
keine Fette zu den niedrigeren Weltmarkt- 
preisen eingeführt werden konnten. 

d) Mit der im Oktober 1949 einsetzenden Libe- 
ralisierung des Außenhandels wurde die am 
30. August 1949 vereinbarte Einfuhrsperre 
für Fettstoffe durchbrochen. Die JEIA 
schloß, ohne die deutschen Partner der Ver- 
einbarungen vom 30. August 1949 zu be- 
teiligen oder zu unterrichten, mit fremden 
Staaten Verträge über den liberalisierten 
Handel ab, in denen die notwendigen Vor- 
behalte für eine Durchführung der vorge- 
sehenen Einfuhrsperre für Fettstoffe nicht 
gemacht worden waren. Infolge der freige- 
gebenen Einfuhr zu den inzwischen erheb- 
lich gesunkenen Weltmarktpreisen erklärte 
sich das Fettstoff-Kontor nunmehr außer- 
stande, den „Fett-Topf“ zu den JEIA- 
Kontrakt-Preisen abzusetzen. 

Ein auf Veranlassung der Industrie erstat- 
tetes Rechtsgutachten kam zu dem Ergeb- 
nis, daß infolge der Aufhebung der Ein- 
fuhrsperre für Fettstoffe die am 1. Okto- 
ber 1949 vorhandenen unverkauften Be- 
stände des „Fett-Topfes“ zu den gesun- 
kenen Weltmarktpreisen rund 18 Mio 
DM weniger wert waren, als wenn sie 
entsprechend den Vereinbarungen vom 
30. August 1949 zu den JEIA-Kontrakt- 
preisen hätten verwertet werden können, 
und daß die Bundesrepublik diesen Schaden 
den beteiligten deutschen Wirtschaftskreisen 
zu ersetzen habe. 

e) Nach Prüfung der Rechtslage erklärte sich 
der Bundesminister der Finanzen bereit, 
dem Fettstoff-Kontor einen Beitrag zu dem 
Schaden zu leisten, der ihm als Folge der 
von der JEIA durchbrochenen Einfuhrsperre 
entstanden war. Die Höhe des Beitrages 
wurde von dem Nachweis des Schadens ab- 
hängig gemacht und sollte in weiteren Ver- 
handlungen im einzelnen ermittelt und fest- 
gesetzt werden. Zu diesem Zwecke ersuchte 
der Bundesminister der Finanzen den Bun- 
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desrechnungshof um Prüfung und Feststei- 
lung, 

welche nach dem 30. September 1949 
gültigen Weltmarktpreise der Errech- 
nung des vom Fettstoff-Kontor be- 
haupteten Schadens zugrunde zu legen 
waren, 

welche Mehrkosten gegenüber einer 
Abwicklung auf Grund des Abkom- 
mens vom 30. August 1949 bei der 
Liquidation des „Fett-Topfes“ entstan- 
den waren. 

f) Die vom Bundesrechnungshof vorgenom- 
mene Prüfung ergab u. a.: Die der Scha- 
densberechnung des Fettstoff-Kontors zu- 
grunde gelegten Weltmarktpreise waren zu 
niedrig. Der behauptete Schaden des Fett- 
stoff-Kontors verminderte sich infolgedes- 
sen beträchtlich. 

Die vom Fettstoff-Kontor als Nachweis sei- 
ner Unkosten vorgelegten Bücher, Belege 
usw. konnten als beweiskräftige Unterlagen 
für die vom Bunde zu erstattenden Mehr- 
kosten der Liquidation des „Fett-Topfes“ 
nicht anerkannt werden. Das Fettstoff-Kon- 
tor hatte die Mehrkosten viel zu hoch er- 
rechnet. 

Das Fettstoff-Kontor hatte aus dem 
„Fett-Topf“ bezogene erhebliche Waren- 
mengen an die Ernährungs-Industrie zu 
Preisen abgegeben, die weit über den hohen 
JEIA-Kontraktpreisen lagen. Für diese Ver- 
käufe konnte ein Schadenersatzanspruch 
überhaupt nicht anerkannt werden. Viel- 
mehr mußte der vom Fettstoff-Kontor 
hierbei erzielte hohe Gewinn, soweit er die 
dem Fettstoff-Kontor zugestandene Ein- 
fuhrspanne überstieg, im Rahmen der Scha- 
densberechnung zur Deckung etwaiger Ver- 
luste bei anderen Verkäufen aus dem „Fett- 
Topf“ herangezogen werden. 

g) Bei dieser Sachlage vermochte der Bundes- 
rechnungshof den auf 1 8 Mio DM be- 
zifferten Schaden nicht anzuerkennen. Er 
empfahl erneute Verhandlungen mit dem 
Fettstoff-Kontor unter Berücksichtigung der 
Ergebnisse seiner Prüfung. Ein hiernach im 
Aufträge des Bundesministers der Finanzen 
von einem anerkannten Sachverständigen 
erstattetes Gutachten ermittelte als Scha- 
den des Fettstoff-Kontors nur 7,75 Mio 
DM. 

h) Im Verlaufe der weiteren, teilweise unter 
Hinzuziehung des Bundesrechnungshofs ge- 
führten Verhandlungen wurde am 8. Fe- 


bruar 1952 zwischen dem Bundesminister 
der Finanzen und dem Fettstoff-Kontor 
ein Vergleich abgeschlossen, wonach sich der 
Bundesminister der Finanzen ohne Aner- 
kennung einer Rechtspflicht bereit erklärt, 
zum Ausgleich aller etwaigen Ansprüche, 
die dem Fettstoff-Kontor oder seinen Mit- 
gliedern aus Entnahmen aus dem „Fett- 
Topf“ unmittelbar oder mittelbar zustehen 
sollten, 3,5 Mio DM zu zahlen. Die Ver- 
gleichssumme macht noch nicht 20 v. H. des 
ursprünglich mit 18 Mio DM behaupteten 
Schadens aus. 

Der Bundesrechnungshof hat Einwendun- 
gen gegen den Vergleich nicht erhoben. 

6. Abrechnung der DM-Gegenwerte und Preisaus- 
gleich für eingeführte Düngemittel ,: *) der Mili- 
tärregierungen 

(Einzelplan X, Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, Kapitel E 11 
Titel 20, Rechnungsjahre 1949 und 1950) 

Zu den Waren, die die Militärregierungen 
nach dem Zusammenbrudi nach Westdeutsch- 
land einführten, gehörten u. a. stickstoffhaltige 
Düngemittel und Rohphosphate. Die Einfuhren 
wurden im Inland von Importeurvereinigun- 
gen (sogenannten Einfuhrkontoren) übernom- 
men, von diesen zu Gunsten der Militärregie- 
rungen an deren Abrechnungsstelle (Gemein- 
same Außenhandelskasse — GAK — , später 
Bank deutscher Länder — BdL — ) bezahlt und 
im Inland weiterverkauft. Für die Abrechnung 
der Einfuhren (Preis, Abzüge, Handelsspanne 
usw.) galten die Anordnungen der Militärregie- 
rungen (JEIA, BICO, ABC, GAK), der Ver- 
waltung für Wirtschaft des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes und der Bank deutscher Länder. 
Auf Grund dieser Bestimmungen waren die 
Einfuhren an die Militärregierungen bis zum 
28. Februar 1949 zu gestoppten Preisen zu be- 
zahlen, wobei jedoch im einzelnen näher fest- 
gelegte, mit der Einfuhr verbundene Kosten 
und eine Handels- und Verteilerspanne von den 
Einfuhrkontoren abgezogen werden konnten 
(verdeckte Subventionierung der Einfuhren). 
Ab 1. März 1949 fielen diese Abzüge fort und 
ab 1. Mai 1949 galten für die Abrechnung die 
Weltmarktpreise, umgerechnet in D-Mark zu 
von den Militärregierungen festgesetzten Um- 
rechnungskursen des US-Dollar. Um die 


*) Vgl. hierzu auch die allgemeinen Ausführungen zu den 
Subventionszahlungen für Ernährungsgüter im Rech- 
nungsjahr 1949 im Abschnitt „Bundesministerium für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten“. 
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Düngemitteleinfuhren an die Landwirtschaft zu 
tragbaren Preisen abgeben zu können, mußten 
sie ab 1. März 1949 aus Haushaltsmitteln sub- 
ventioniert werden. Es ergingen deshalb die 
Gesetze über die Festsetzung und Verrechnung 
von Ausgleichs- und Unterschiedsbeträgen für 
Einfuhrgüter der Land- und Ernährungswirt- 
schaft vom 22. August 1949 und vom 17. Fe- 
bruar 1950. Unter diese — nunmehr offene 
— Subventionierung fielen auch ab 1. März 
1949 die nach der Regelung der Militärregie- 
rungen nicht mehr abzugsfähigen Einfuhr- 
kosten und die Handels- und Verteilerspanne, 
die der Landwirtschaft nicht weiter berechnet 
werden konnten. 

Die von den Importeuren zu Gunsten der 
Militärregierungen an deren Abrechnungsstelle 
einzuzahlenden RM/DM-Gegenwerte für die 
Einfuhren flössen dem GARIOA-Counterpart- 
fund zu, der im Rechnungsjahr 1950 Bestand- 
teil des ERP-Sondervermögens des Bundes 
wurde. Die Prüfung der Abrechnung der Ein- 
fuhren und der Preisausgleichszahlungen (Sub- 
ventionen) ergab wesentliche Beanstandungen. 

L 

Einfuhrabrechnung und Preis aus gleich bei stick- 
stoffhaltigen Düngemitteln 

a) Das Einfuhrkontor hatte die Düngemittel zum 
„gesetzlich zulässigen Inlandspreis" (Stopppreis) 
an den Verbraucher (Landwirtschaft) abzu- 
geben (Abgabepreis). Diesen Preis hatte es auch 
seiner Abrechnung mit der GAK bzw. der 
Bank deutscher Länder zugrunde zu legen. Es 
durfte jedoch von den Erlösen, wie bereits er- 
wähnt, eine Handelsspanne abziehen, die die 
Verwaltung für Wirtschaft (Vorgängerin des 
Bundesministerium für Wirtschaft) festgesetzt 
hatte, sowie die mit der Einfuhr verbundenen 
Kosten, soweit sie nicht üblicherweise mit der 
Handelsspanne abgegolten waren. Nur den 
Rest hatte das Einfuhrkontor an die Abrech- 
nungsstelle der Militärregierungen (GAK, spä- 
ter BdL) zu Gunsten des GARIOA-Counter- 
partfund abzuführen. Die Kürzungen gingen 
also, da sie bis 28. Februar 1949 den GARIOA- 
Counterpartfund minderten und ab 1. März 
1949 den Haushalt belasteten (Subventionen), 
zu Lasten der öffentlichen Hand. 

Das Einfuhrkontor erzielte — außer seinen 
Einnahmen aus der Handelsspanne und aus der 
Erstattung der zusätzlichen Einfuhrkosten — 
noch besondere Preisgewinne in Höhe von 
580 000 DM. Der Abgabepreis war für das 
landwirtschaftliche Düngejahr nicht ein unver- 


änderter fester Preis, sondern, wie im Dünge- 
mittelhandel üblich, ein Staffelpreis, der in den 
Monaten der landwirtschaftlichen Bestellungs- 
arbeiten höher war als in den Monaten vor- 
her. Sonach konnte sich dem Einfuhrkontor, 
das selbst zu dem Inlandspreis abzurechnen 
hatte, der zur Zeit der Einfuhr galt, die Mög- 
lichkeit bieten — wie hier geschehen — Dünge- 
mittelpartien zu einem Zeitpunkt abzugeben, 
in dem der Abgabepreis höher war als der 
von ihm gezahlte Einfuhrpreis. Den hierdurch 
entstandenen Gewinn verdankte das Einfuhr- 
kontor also nur der Eigenart einer Preisfest- 
setzung und einer Abrechnung, die den Ver- 
hältnissen — Erzielung von Preisgewinnen aus 
den Staffelpreisen — nicht genügend angepaßt 
waren. Die Verwaltung für Wirtschaft hätte 
den Gewinn verhindern können, wenn sie die 
Einfuhrpreise den Verhältnissen besser ange- 
paßt hätte. Zwar ist das Bundesministerium 
für Wirtschaft der Ansicht, der Verwaltung 
für Wirtschaft habe die rechtliche Handhabe 
für eine solche Maßnahme gefehlt. Dem kann 
jedoch nicht beigetreten werden. Vielmehr 
konnte die Verwaltung für Wirtschaft nach § 6 
der Preisanordnung PR Nr. 45/47 vom 3. Juni 
1947 im Bedarfsfälle den Reichsmark-Einfuhr- 
preis auch anders als entsprechend den im Zeit- 
punkt der Lieferung geltenden gesetzlich zu- 
lässigen Inlandspreis (§ 5 PR Nr. 45/47) fest- 
setzen. Das war hier geboten. 

Das Bundesministerium für Wirtschaft hat 
den Gewinn des Einfuhrkontors auch mit dem 
Hinweis zu rechtfertigen versucht, daß in den 
Staffelpreisen nicht nur eine Gewinnchance, 
sondern auch eine Verlustmöglichkeit für das 
Einfuhrkontor gelegen habe. Dabei wird jedoch 
von ihm übersehen, daß die Verluste, die dem 
Einfuhrkontor entstanden, auf den GARIOA- 
Counterpartfund übernommen wurden. 

Das Einfuhrkontor hatte aus den Einfuhren 
der Militärregierungen englisches Ammonnitrat 
übernommen, das minderwertig war und des- 
halb zum vorgeschriebenen Abgabepreis nicht 
abgesetzt werden konnte. Die Ware wurde 
schließlich mit Zustimmung der Verwaltung für 
Wirtschaft zu einem Preis, der um mehr als 
50 v. H. ermäßigt war, an Mischdüngerfabriken 
und andere Verbraucher abgegeben und nur der 
entsprechend verminderte Erlös wurde dem 
GARIOA-Counterpartfund zugeführt. Die Ver- 
waltung für Wirtschaft und das Bundesministe- 
rium für Wirtschaft billigten diese letztlich zu 
Lasten der öffentlichen Hand (ERP-Sonderver- 
mögen) gehende Minderung der Gegenwert- 
zahlungen, obschon dazu keine rechtliche Ver- 
pflichtung bestand; denn das Einfuhrkontor 
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hatte die Ware seinerzeit bei der Übernahme 
weder bemängelt noch sich Mängelrechte Vor- 
behalten, sondern unbeanstandet abgenommen. 
Die Übernahme des Verlustes auf den 
GARIOA-Counterpartfund ließ sich auch des- 
halb wirtschaftlich nicht rechtfertigen, weil der 
bereits erwähnte Gewinn von 580 000 DM 
diesen Verlust bei weitem ausgeglichen hatte. 

b) Nach dem Erlaß der Verwaltung für Wirtschaft 
vom 5. März 1948 — E.Pr. Nr. 43/48 — 
durfte das Einfuhrkontor bei der Abrechnung 
der Einfuhren mit der Außenhandelskasse von 
den Erlösen außer den Warenbewegungskosten 
eine Einfuhr-Handelsspanne von 2 RM (ab 
21. Juni 1948 2 DM) je 100 kg Stickstoff für 
sich abziehen. 

Diese Abzüge betrugen 

1 392 065,36 RM für die Einfuhren in der Zeit 
vom 1 . Juli 1947 bis 20. Juni 1948, 
1 392 503,45 DM für die Einfuhren in der Zeit 
vom 21. Juni 1948 bis 30. Juni 1949. 

Der Rechnungshof im Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiet als Vorläufer des Bundesrech- 
nungshofs hielt die Spanne für zu hoch und 
teilte deswegen der Verwaltung für Wirtschaft 
am 1. März 1949 u. a. folgendes mit: 

„Nach Ansicht des Rechnungshofs war die 
Handelsspanne reichlich hoch bemessen. Es 
muß berücksichtigt werden, daß die Ein- 
fuhren nur an einen Abnehmer abgegeben 
werden und daß ein Delkredere-Risiko 
nicht besteht. 

Die aus der Handelsspanne zu bestreiten- 
den Aufwendungen belaufen sich nach den 
Angaben des Einfuhrkontors auf etwa 
90 000 DM im Jahre.“ 

Da die Einfuhr stickstoffhaltiger Dünge- 
mittel im März 1949 im wesentlichen beendet 
war, hätte eine Senkung des Spannensatzes auf 
Grund des Schreibens des Rechnungshofs vom 
1. März 1949 einen nennenswerten finanziellen 
Erfolg für den GARIOA-Counterpartfund 
nicht mehr gebracht. Es ist deshalb von der 
Verwaltung für Wirtschaft in dieser Beziehung 
nichts mehr unternommen worden. 

Die überhöhte Handelsspanne war um so 
weniger berechtigt, als die Verwaltung für 
Wirtschaft dem Einfuhrkontor die bereits er- 
wähnten Warengewinne in Höhe von 580 000 
DM, die allein schon die aus der Spanne zu 
bestreitenden Aufwendungen des Einfuhrkon- 
tors um ein Mehrfaches überstiegen, voll be- 
lassen hatte. Außerdem hatte das Einfuhrkontor 
etwaige mit der Einfuhr verbundene Risiken 


nicht zu tragen. Die allgemeinen Voraussetzun- 
gen für die wirtschaftliche Berechtigung einer 
Handelsspanne lagen bei dem Einfuhrkontor 
nur stark beschränkt vor. 

Der Bundesrechnungshof verkennt nicht, daß 
es schwierig war, bei Beginn der Einfuhren die 
Handelsspanne zutreffend festzusetzen. Gerade 
deswegen hätte jedoch die Verwaltung für 
Wirtschaft durch den Vorbehalt einer späteren 
Nachprüfung sich die Möglichkeit offen halten 
sollen, die Höhe der Spanne später den Lei- 
stungen, den entstandenen Kosten und den 
Gewinn- und Verlustmöglichkeiten anzupassen. 
Bei den besonderen Verhältnissen der hier in 
Betracht kommenden Einfuhren war es ver- 
fehlt, sich vorbehaltlos auf eine Handelsspanne 
festzulegen. 

Diesem Umstand wurde jedoch bei den Ver- 
handlungen über die Ausweitung der Kosten- 
erstattung, die Abnahme von Risiken und die 
Festsetzung und Anwendung der Einfuhrpreise 
nicht Rechnung getragen. 

Die Vergütung von 1 392 503,45 DM Ein- 
fuhrspanne für die Einfuhrabwicklung in der 
Zeit vom 21. Juni 1948 bis 30. Juni 1949, also 
innerhalb eines Jahres, steht außer jedem Ver- 
hältnis zu den Kosten, die das Einfuhrkontor 
hieraus zu decken hatte (nach Angaben des Ein- 
fuhrkontors 90 000 DM im Jahre), und auch 
außer Verhältnis zu der kaufmännischen und 
wirtschaftlichen Leistung des Einfuhrkontors. 

c) Nach der Währungsreform konnten die einge- 
führten stickstoffhaltigen Düngemittel nicht 
immer zügig abgesetzt werden. Das Einfuhr- 
kontor mußte sie deshalb zu einem erheblichen 
Teil bis zu einer günstigeren Marktlage auf 
Lager nehmen. Die Mittel zur Abführung der 
Einfuhrgegenwerte an die Bank deutscher Län- 
der hatte es sich durch Wechsel beschafft. Die 
dadurch verursachten Diskontspesen in Höhe 
von 242 836,38 DM kürzte es an den abzufüh- 
renden Einfuhrerlösen. Damit hat die öffent- 
liche Hand die ihr zustehende Zahlung selbst 
finanziert. 

Finanzierungskosten sind grundsätzlich aus 
der Handelsspanne zu decken. Sie hätten nach 
Auffassung des Bundesrechnungshofs nur dann 
von den Erlösen abgezogen werden können, 
wenn dem Einfuhrkontor bei der Abwicklung 
der Einfuhren andere, von dritter Seite nicht 
ersetzte Kosten in solcher Höhe entstanden 
wären, daß ihm billigerweise nicht hätte zuge- 
mutet werden können, daneben auch noch die 
Finanzierungskosten für die Bezahlung einge- 
lagerter Ware aus der Handelsspanne zu decken. 
Ein solcher Nachweis wurde nicht erbracht. 
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Die vorläufige Einlagerung der Ware und die 
Hinausschiebung des Verkaufs in einen Zeitab- 
schnitt mit höheren Abgabepreisen haben, wie 
erwähnt, dem Einfuhrkontor rd. 580 000 DM 
Warengewinn gebracht. Aus diesem Gewinn 
sind aber nicht etwa die entstandenen Finanzie- 
rungskosten abgedeckt worden. Er ist dem Ein- 
fuhrkontor vielmehr unverkürzt als Sonder- 
gewinn neben der überhöhten Handelsspanne 
zugeflossen. Lagerverluste, die sich aus Quali- 
tätsverschlechterung und aus Schwund ergaben, 
wurden außerdem zu Lasten der öffentlichen 
Hand übernommen. Bei dieser Sachlage er- 
scheint es, wirtschaftlich gesehen, nicht vertret- 
bar, die 242 836,38 DM Diskontspesen als vom 
Einfuhrerlös abzugsfähige Kosten anzuerken- 
nen. Das Bundesministerium für Wirtschaft 
vertritt die Auffassung, daß die Einnahmen aus 
der Einfuhr- und Handelsspanne nur insoweit 
zur Deckung der Finanzierungskosten hätten 
herangezogen werden können, als es sich um 
die Finanzierung einer handelsüblichen Lager- 
dauer handelte. Die darüber hinausgehenden 
Kosten hätten gesondert vergütet werden müs- 
sen. Abgesehen davon, daß dieser Standpunkt 
für die hier vorliegenden Verhältnisse verfehlt 
war, hatte das Bundesministerium für Wirt- 
schaft nicht einmal den Teil der Finanzierungs- 
kosten, der nach seiner eigenen Auffassung nicht 
abzugsfähig war, vom Einfuhrkontor zurück- 
gefordert. Es hat vielmehr dem Einfuhrkontor 
ausdrücklich bestätigt, daß die Finanzierungs- 
kosten von dem an die Bank deutscher Länder 
abzuführenden Einfuhrerlös abzugsfähig sind. 
Der Abzug der 242 836,38 DM Finanzierungs- 
kosten konnte bei dieser Sachlage dem Einfuhr- 
kontor aus Rechtsgründen nachträglich nicht 
mehr verwehrt werden. 

d) Zusammenfassend ist zu sagen, daß die zu- 
grunde liegenden Bestimmungen ohne Rücksicht 
auf die wirtschaftlichen Zusammenhänge und 
wirtschaftlichen Ergebnisse schematisch ange- 
wendet worden sind. Hierdurch kam das Ein- 
fuhrkontor in den Genuß von Vorteilen, die 
ihm nach seinen Leistungen und Risiken nicht 
zustanden. 

e) Der Bundesrechnungshof hat die Erlösabrech- 
nung für die eingeführten stickstoffhaltigen 
Düngemittel ohne Berücksichtigung vorstehen- 
der Beanstandungen neu aufgestellt. Sie ergab, 
daß das Einfuhrkontor 287 608,40 DM zu 
wenig abgeführt hatte. Auf Veranlassung des 
Bundesrechnungshofs hat das Einfuhrkontor 
diesen Betrag zuzüglich 16 857,02 DM Nut- 
zungszinsen nunmehr an die Bank deutscher 
Länder gezahlt. 


II. 

Subventionierung von Import-Rohphosphat zur 
Verarbeitung auf Superphosphat 

a) In der Zeit vom 21. Juni 1948 bis 31. Dezember 
1950 wurden zentral über die Rohphosphat 
GmbH, in Hamburg 1 020 204,639 t Rohphos- 
phat zur Verarbeitung auf Superphosphat für 
die Landwirtschaft eingeführt. Das Rohphos- 
phat wurde den verarbeitenden Superphosphat- 
werken nicht zum Devisenpreis berechnet, son- 
dern zur Stützung der Landwirtschaft zum 
„Vorkriegspreis frei Werk“. Diese Einfuhren 
erforderten 33 247 570,97 DM Subventionen 
zu Lasten der öffentlichen Hand. 

Die Preisverbilligung für Rohphosphat und 
für das daraus hergestellte Superphosphat war 
an die Bedingung gebunden, daß das Super- 
phosphat nachweislich der Landwirtshaft zuge- 
führt werde, und zwar zu einem von der Ver- 
waltung für Wirtshaft bzw. dem Bundesmini- 
ster für Wirtshaft festgesetzten Höhstpreis 
(= Abgabepreis). 

Aus Zweckmäßigkeitsgründen wurde der 
Preisausgleih für Superphosphat in zwei Stu- 
fen gewährt: 

Preisausgleih für Rohphosphat bei der Einfuhr : 
Das Rohphosphat wurde niht zum Einstands- 
preis (Devisen-Weltmarktpreis) an die Ver- 
arbeiterwerke abgegeben, sondern zum Vor- 
kriegspreis „frei Werk“ (Kostenbasis 1938/39). 

Der Unterschied zwischen beiden Preisen zu- 
züglich einer Geshäftskostenvergütung wurde 
der Rohphosphat GmbH, als Preisausgleih ge- 
zahlt, und zwar bei Abgabe des Rohphosphats 
an die Verarbeiterwerke. 

Preisausgleih für die Herstellungskosten des 
Superphosphats: 

Die Verarbeiterwerke gaben das aus dem ver- 
billigt bezogenen Rohphosphat hergestellte 
Superphosphat zu einem unter den Herstel- 
lungskosten liegenden Preis (Abgabepreis) an 
die Landwirtshaft ab. Der Unterschied zwi- 
schen diesem Abgabepreis und dem ihren Her- 
stellungskosten entsprehenden Preis wurde 
ihnen aus öffentlihen Mitteln vergütet (Preis- 
ausgleih). 

b) Die Vorkriegspreise „frei Werk“ (Kostenbasis 
1938/39), zu denen die Rohphosphate den Ver- 
arbeiterwerken berehnet wurden, entstammten 
dem damals bereits laufenden Subventionsver- 
fahren. Sie enthielten neben den Warenpreisen 
die Seefrahten in der kalkulatorish durch- 
schnittlichen Höhe, wie sie seinerzeit in den 
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Charterverträgen angesetzt wurden. Es handelt 
sich hierbei um Brutto-Frachtraten. In diese 
waren bestimmte Entgelte eingeschlossen, die 
für Lade- und Löschleistungen entweder dem 
Dampfer verblieben, wenn dieser die Leistungen 
bewirkte, oder aber an die schon vor dem 
Kriege mit Rohphosphateinfuhren befaßte 
Rohphosphat-Gesellschaft oder an * Speditions- 
firmen zu vergüten waren, wenn diese die 
Löschung übernahmen. 

Zu diesen Entgelten rechneten hauptsächlich 
„Eilgelder“ für die schnellere Entladung des 
Dampfers als chartermäßig vorgesehen, etwaige 
Überschüsse aus der Löschkostenverrechnung 
(Unterschied zwischen den chartermäßig ver- 
einbarten und den mit den Löschfirmen ausge- 
handelten Löschkosten), sowie Adreß-Kommis- 
sionen, d. h. courtageähnliche Entgelte für den 
Abschluß des Frachtvertrages, die vom Damp- 
fer an die Rohphosphat-Gesellschaft gezahlt 
wurden. 

In der Vorkriegszeit hatte die Rohphosphat- 
Gesellschaft die Löschleistungen, soweit möglich, 
selbst übernommen und durch von ihr beauf- 
tragte Umschlagbetriebe ausführen lassen. Sie 
hatte die chartermäßig vereinbarten Entgelte 
vereinnahmt, daraus die ihr entstandenen 
Löschkosten sowie ihre übrigen Geschäftskosten 
gedeckt und die dann noch verbliebenen Über- 
schüsse an die Verarbeiterwerke entsprechend 
ihren Rohphosphat-Bezügen als Rückvergütung 
auf den brutto berechneten Freiwerkspreis aus- 
geschüttet. Bei dieser Abrechnung wurden die 
Preise „frei Werk“ nicht um die Rückvergü- 
tungen gekürzt, sondern jeweils brutto ange- 
setzt. Der Frachtnutzen verblieb entsprechend 
den damals mit dem Reichswirtschaftsministe- 
rium und mit dem Reichsverkehrsministerium 
getroffenen Vereinbarungen den Verbraucher- 
werken. Die damals gezahlten Subventionen 
wurden nicht um den Frachtnutzen gekürzt. 

c) Die Einnahmen der Rohphosphat-Gesellschaft 
aus dem Seefrachtengeschäft 
betrugen im Jahre 1950 1 034 894,96 DM. 

Die Geschäftskosten der 

Rohphosphat-Gesellschaft 

für das gleiche Jahr beliefen 

sich auf 273 357,80 DM. 

Die Rohphosphat-Gesellschaft 
hatte den verbliebenen Über- 
schuß von 761 537,16 DM 

mit 602 273,40 DM an die Verarbeiterwerke 
ausgeschüttet, 

mit 159 263,76 DM als Betriebsmittel-Rück- 
stellung einbehalten. 


Der Bundesrechnungshof hat bei seiner Prü- 
fung der Rohphosphat-Einfuhrabrechnungen 
gefordert, daß die Überschüsse aus dem Fracht- 
geschäft voll auf den den Verarbeiterwerken 
gewährten Preisausgleich angerechnet würden. 
Die Gutschrift dieser Überschüsse war eine die 
allgemeinen Kosten der Superphosphatherstel- 
lung mindernde, kalkulatorisch zu berücksich- 
tigende Kostenvergütung. 

d) Dieser Auffassung des Bundesrechnungshofs 
wurde von den Beteiligten (Rohphosphat 
GmbH, und Superphosphat-Industrie) vom 
Düngejahr 1950/51 (1. Juli 1950 bis 30. Juni 
1951) an voll Rechnung getragen. 

Dadurch ersparte der Bund Ausgaben für den 
Preisausgleich von insgesamt 2 085 933,07 DM. 
Die den Verarbeiterwerken für das Düngejahr 
1950/51 bereits ausgeschütteten Überschüsse 
aus dem Seefrachtengeschäft wurden ihnen auf 
ihre Preisausgleichsansprüche für das Düngejahr 
1951/52 voll angerechnet. 

III. 

Preisausgleich für Import-Rohphosphat 
( Hüttenphosphat) 

a) In der Zeit vom 21. Juni 1948 bis 30. Juni 1950 
wurden über eine Handelsgesellschaft als Ein- 
fuhrkontor für Hüttenphosphat 70 613 t Roh- 
phosphat für die Hüttenindustrie eingeführt. 
Das eingeführte Rohphosphat wurde zur Her- 
stellung von Thomasstahl benötigt. Dabei fällt 
als Nebenerzeugnis Thomas-Schlacke an. Diese 
wird gemahlen und als Thomasmehl (Dünge- 
mittel) an die Landwirtschaft abgesetzt. 

Den Hüttenwerken war der von der Land- 
wirtschaft zu erhebende Preis (Abgabepreis) bis 
zum 30. Juni 1950 vom Bundesministerium für 
Wirtschaft vorgeschrieben. Der Abgabepreis lag 
erheblich unter den Gestehungskosten. Um den 
Hüttenwerken die Abgabe des Thomasmehls 
zum verbilligten Preis zu ermöglichen, wurde 
ihnen das Rohphosphat von dem Einfuhrkon- 
tor nicht zu dessen Einstandspreis, sondern zum 
wesentlich darunter liegenden Vorkriegspreis 
frei Verbraucherwerk geliefert. 

b) Der Unterschied zwischen dem vom Einfuhr- 
kontor an die Bank deutscher Länder gezahl- 
ten Einstandspreis und dem von den Hütten- 
werken an das Einfuhrkontor gezahlten Vor- 
kriegspreis frei Verbraucherwerk ging als Preis- 
ausgleich (Düngemittelsubvention der Land- 
wirtschaft) zu Lasten des Bundeshaushalts. Er 
betrug für die Zeit vom 1. März 1949 bis 
30. Juni 1950 2 259 563,31 DM. 
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c) Das Bundesministerium für Wirtschaft hatte 
dem Einfuhrkontor für den Preisausgleich am 
2. September 1949 1 Mio DM als Vorschuß zur 
Verfügung gestellt. Der Bundesrechnungshof 
stellte fest, daß Ende November 1950 hiervon 
noch 372 134,29 DM unverbraucht waren. Das 
Einfuhrkontor hatte in die Subventionsabrech- 
nung u. a. Ausgaben für Seefrachten mit einem 
geschätzten Betrag eingestellt, ohne daß es von 
irgendeiner Seite für Seefrachten belastet wor- 
den war. Der Bundesrechnungshof hat veran- 
laßt, daß der aus der Vorfinanzierung nicht 
verbrauchte Restbetrag von 372 134,29 DM, 
der dem Einfuhrkontor 15 Monate lang zinslos 
belassen worden war, zuzüglich 6678,85 DM 
Nutzungszinsen an den Bund zurückgezahlt 
wurde. 

d) Ebenso wie der Rohphosphat GmbH, bei den 
Einfuhren von Rohphosphat für die Super- 
phosphat-Erzeugung, waren auch dem Einfuhr- 
kontor für Hüttenphosphat bei den Einfuhren 
von Rohphosphat für die Hiitten-Industrie von 
den Reedereien „Eilgelder" usw., und zwar in 
Höhe von 37 074,69 DM, zurückvergütet wor- 
den. Diese Rückvergütungen minderten die Ein- 
standskosten für die Rohphosphateinfuhren. 
Sie waren auf den Preisausgleich anzurechnen. 

Auf Veranlassung des Bundesrechnungshofs 
hat das Einfuhrkontor für Hüttenphosphat 
diese 37 074,69 DM an die Subventionskasse 
zurückgezahlt. 

IV. 

Preisausgleicb für Import-Thomasphosphat 

a) Um die ausreichende Versorgung der Landwirt- 
schaft mit phosphorhaltigen Düngemitteln 
sicherzustellen, wurden in der Nachkriegszeit 
durch das Einfuhrkontor für Thomasphosphat 
laufend Thomasphosphate aus dem Ausland 
eingeführt. 

Die Einfuhren wurden über die Thomas- 
phosphat-Verteilungsstelle an die Landwirt- 
schaft zu Preisen abgegeben, die erheblich unter 
den an das Ausland zu zahlenden Devisenein- 
standspreisen zuzüglich der im Inland entstan- 
denen Warenbewegungskosten, Einfuhrspanne 
des deutschen Importeurs usw. lagen. Der Un- 
terschied zwischen den Einstandskosten und den 
vom Landwirt bezahlten geringeren Preisen 
wurde bis zum 30. Juni 1951 zu Lasten öffent- 
licher Mittel als Subvention für die Landwirt- 
schaft übernommen. 

In der Zeit vom 21. Juni 1948 bis 30. Juni 
1951 wurden für 801 030 230 kg eingeführte 
Thomasphosphate insgesamt 33 091 041,12 DM 


Subventionen zu Lasten der öffentlichen Hand 
gezahlt. 

b) Für die Abrechnung von Import-Thomasphos- 
phat bildete nicht das Gewicht der Ware, son- 
dern ihr Phosphorsäuregehalt die Grundlage. 
Er wurde, wie vertraglich vorgesehen war, 
durch im Ausland vorgenommene Analysen 
ermittelt (Analyse des Lieferwerks und Kon- 
troll-Analyse eines Handels- oder Staats-Labo- 
ratoriums). 

Die am deutschen Grenzort ankommenden 
Einfuhren wurden dort von den Spediteuren 
der Thomasphosphat-Verteilungsstelle unter 
Mitwirkung der Controlco GmbH, als Beauf- 
tragter der JEIA übernommen. Hierbei zog die 
Controlco Proben der Ware, die die Einfuhr- 
spediteure an ein deutsches Handels-Laborato- 
rium zur Ermittlung des Phosphorsäuregehalts 
übersandten. Nach dem von dem deutschen 
Handels-Laboratorium festgestellten Phosphor- 
säuregehalt rechnete dann die Thomasphosphat- 
Verteilungsstelle mit dem Einfuhrkontor für 
Thomasphosphat und mit ihren Abnehmern 
die übernommene und weiterverkaufte Ware 
ab. 

Hiernach bildeten für die Höhe der Devisen- 
belastung des Bundes die im Ausland und für 
die Höhe der vom Einführer zu zahlenden 
DM-Beträge die in Deutschland festgestellten 
Phosphorsäuregehalte die Grundlage. 

Hinsichtlich dieses Gehaltes bestanden, wie 
der Bundesrechnungshof feststellte, zwischen 
den vom ausländischen Lieferanten fakturierten 
und den von der Thomas-Verteilungsstelle mit 
dem Einfuhrkontor und mit den Abnehmern 
abgerechneten Mengen erhebliche Unterschiede. 
Die im Ausland ermittelten Phosphorsäure- 
gehalte lagen durchweg höher als die in 
Deutschland festgestellten. Infolgedessen über- 
stiegen die dem Bund belasteten Devisenbeträge 
für die Einfuhren erheblich den DM-Gegen- 
wert, der an die Bank deutscher Länder abge- 
führt wurde. 

Der Bundesrechnungshof stellte fest, daß der 
Devisenwert der Einfuhren um rd. 491 500 $ 
= rd. 2 064 000 DM höher lag, als die von den 
deutschen Einführern entrichteten DM-Gegen- 
werte. 

Der Bundesrechnungshof schlug dem Bundes- 
minister für den Marshallplan vor, bei der 
Mutual Security Agency — MSA — in Washing- 
ton vorstellig zu werden, daß der Bundes- 
republik auf ihre Dollarbelastung aus den Ein- 
fuhren 491 500 $ wieder gutgeschrieben wür- 
den, weil die Minderlieferung offensichtlich sei. 
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Die MSA hat die erbetene Gutschrift mit der 
Begründung abgelehnt, daß sich der deutscher- 
seits zu vergütende Kontraktpreis nach dem im 
Ursprungsland ermittelten Phosphorsäuregehalt 
zu richten habe. Bei dieser Sachlage erschienen 
dem Bundesrechnungshof weitere Bemühungen, 
von der MSA eine Gutschrift für die Minder- 
gehalte an Phosphorsäure zu erhalten, aus- 
sichtslos. 

c) Der Bundesrechnungshof stellte fest, daß das 
Einfuhrkontor von den an die Bank deutscher 
Länder abzuführenden Beträgen entgegen den 
ergangenen Preisanordnungen zu Unrecht ge- 
kürzt hatte: 

118 975,25 DM für Einfuhrspanne, 

297 443,21 DM für Verteilerspanne, 

83 491,44 DM für Rabatte 
499 909,90 DM 

Auf Veranlassung des Bundesrechnungshofs 
sind diese 499 909,90 DM zuzüglich Nutzungs- 
zinsen nachträglich vom Einfuhrkontor der 
Bank deutscher Länder überwiesen worden. 

7. Abwicklung des sogenannten Amerikageschäfts 
durch die STEG 

Im Anschluß an meine Ausführungen in der 
Denkschrift zu den Haushaltsrechnungen der Ver- 
waltung des Vereinigten Wirtschaftsgebiets berichte 
ich ergänzend: 

Der Bundesrechnungshof hat bei der Staatlichen 
Erfassungsgesellschaft für öffentliches Gut GmbH. 
— StEG — in München im Jahre 1951 eine weitere 
und, nachdem die StEG am 1. Januar 1953 in Liqui- 

Subventionen 

Vorratshaltung 

Förderung der Landwirtschaft 
Forschungseinrichtungen des Bundes 
Verwaltungskosten des Bundes- 
ministeriums und der Außenhandelsstelle 


Zusätzlich sind der Ernährungs- und Landwirt- 
schaftsverwaltung im Rechnungsjahr 1950 er- 
hebliche Beträge aus ERP-Mitteln zugeflossen. 
Sie sind als Zuschüsse aus der ersten und zweiten 
Tranche des ERP-Gegenwertfonds in Höhe von 
75 Mio DM ausschließlich der Ausgabengruppe 
Förderung der Landwirtschaft zugute gekom- 
men. Von den 90 Mio DM aus der dritten 
Tranche des Gegenwertfonds hat diese Gruppe 


dation getreten war, vor kurzem eine erneute Prü- 
fung durchgeführt. Die Verhandlungen des Bundes- 
ministers der Finanzen, der seit Juli 1951 die Feder- 
führung für alle finanziellen Fragen der StEG über- 
nommen hat, mit der StEG sind noch nicht abge- 
schlossen. 

Ich werde in einer späteren Denkschrift zusam- 
menfassend über die Abwicklung des Amerikage- 
schäfts durch die StEG berichten. 

Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

(Einzelplan X, Rechnungsjahre 1949 und 1950) 

L Die im Haushaltsplan des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten veran- 
schlagten Haushaltsausgaben lassen sich nach 
Zweck und Bedeutung im wesentlichen in fünf 
Gruppen zusammenfassen. Die stärkste Belastung 
für die öffentlichen Finanzen waren in den Rech- 
nungsjahren 1949 und 1950 die Subventionen, 
insbesondere die Preisstützungen für eingeführte 
Güter. Weitere Ausgabengruppen bilden die 
Kosten für die Lebensmittelbevorratung, die 
Ausgaben zur allgemeinen Förderung der Land- 
wirtschaft, die Kosten für bundeseigene For- 
schungseinrichtungen und schließlich die Aufwen- 
dungen für die persönlichen und sächlichen Ver- 
waltungsausgaben der Ernährungs- und Landwirt- 
schaftsverwaltung. Der Anteil dieser Gruppen an 
den Gesamtausgaben ist aus der nachstehenden 
Übersicht ersichtlich. Es entfallen nach den An- 
sätzen in den Haushaltsplänen in Mio DM in 
den Rechnungsjahren auf 


1949 1950 


551 = 

84,1 

v.H. 

529,7 = 

72,5 

v. H. 

32,7 = 

4,8 

v. H. 

96,5 = 

13,2 

v. H. 

50,1 = 

7,8 

v. H. 

84,0 = 

11,4 

v. H. 

11,2 = 

1,7 

v. H. 

12,8 = 

1,5 

v. H. 

10,5 = 

1,6 

v. H. 

11,1 = 

1,4 

v. H. 

655,5 = 

100 

v. H. 

734,1 = 

100 

v. H. 


im Rechnungsjahr 1951 weitere Zuschüsse in 
Flöhe von 40 Mio DM erhalten. 

2. In der Ausgabengruppe Subventionen nehmen 
die Ausgaben für den Preisausgleich von einge- 
führten Lebensmitteln den weitaus größten Um- 
fang ein. Die der Höhe nach in weitem Abstand 
folgenden Subventionen für Düngemittel haben 
in späteren Jahren stark an Bedeutung verlo- 
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ren; dagegen haben die Subventionen für Kon- 
sumbrot später erheblich an Umfang zugenom- 
men. Inzwischen sind die Subventionen für beide 
Maßnahmen eingestellt worden. Im einzelnen 
sind die verschiedenen Preisstützungen an dem 
Haushaltsbedarf wie folgt beteiligt: 


Eingeführte 

1949 

Mio DM 

1950 
Mio DM 

Lebensmittel 

462,0 

423,6 

Düngemittel 

79,5 

74,9 

Konsumbrot 

— 

26,0 

Hanf 

Bergarbeiter- 

— 

0,4 

spitzenversorgung 

10,2 

4,8 


Den Subventionen für eingeführte Lebens- 
mittel, für Düngemittel und für Konsumbrot hat 
der Bundesrechnungshof besondere Aufmerksam- 
keit zugewendet. Die Preisausgleichsmaßnahmen 
für eingeführte Lebensmittel sind schon seit Be- 
ginn der Einfuhren durch die Besatzungsmacht 
Gegenstand der Prüfungen des Bundesrechnungs- 
hofs und seiner Vorgängerorganisation gewesen. 

Bei der Abwicklung der Lebensmitteleinfuh- 
ren hat die Prüfungstätigkeit sich im allgemei- 
nen weniger auf eine Beleg- und Rechnungsprü- 
fung erstreckt; denn eine lückenlose Prüfung in 
dieser Form wäre bei dem Umfange des Prü- 
fungsstoffes nahezu unmöglich gewesen. Der 
Bundesrechnungshof hat vielmehr vor allem die 
Organisation der Einfuhrabwicklung und des 
Abrechnungssystems geprüft, um beurteilen zu 
können, ob eine ausreichende Sicherheit für die 
vollständige Erfassung, Buchung und Abrech- 
nung der umfangreichen Waren- und Geldge- 
schäfte gegeben ist. Zu diesen Fragen, insbeson- 
dere zu dem Erstattungs-, Abschöpfungs- und 
Abrechnungsverfahren hat sich schon der Rech- 
nungshof des Vereinigten Wirtschaftsgebiets ein- 
gehend in dem Bericht geäußert, den er am 
6. Februar 1950 den Finanzministern der Län- 
der über die Verwendung von Haushaltsmitteln 
für den Preisausgleich für Einfuhrgüter der Er- 
nährung und Landwirtschaft erstattet hat. Die 
als erstrebenswert erachtete Pauschalierung der 
Kosten, die im Erstattungs- und Abschöpfungs- 
verfahren zu berücksichtigen und im einzelnen 
nachzuweisen sind, ist nach und nach weitgehend 
durchgeführt worden. Sie hat das Verfahren der 
Außenhandelsstelle, die die Einfuhren damals 
ab wickelte, erheblich vereinfacht. Die Quotie- 
rung der Einfuhren, die eine gleichmäßige Be- 
teiligung der Importeure gewährleisten sollte, 
nach Auffassung des Bundesrechnungshofs und 
der an der Einfuhr beteiligten öffentlichen Stel- 
len aber nicht befriedigen konnte, ist im Zuge 


der Individualisierung der Importe weitgehend 
weggefallen. Die Quotierung steht auch mit dem 
Grundsatz des freien Wettbewerbs nicht in Ein- 
klang. Soweit sie bei den Ausschreibungen der 
Außenhandelsstelle in Form des Referenzsystems 
noch heute gilt, habe ich in meinem kürzlich 
erstatteten Gutachten über die Außenhandels- 
stelle für Erzeugnisse der Ernährung und Land- 
wirtschaft den Standpunkt vertreten, daß dieses 
Verfahren eingeschränkt werden müsse, weil es 
zusätzliche Arbeit verursacht, auch bei der Er- 
mittlung der Quote von früheren, durch die 
wirtschaftliche Entwicklung überholten Einfuhr- 
zahlen ausgeht und schließlich, weil zahlreiche 
Fehlerquellen die Ermittlung der Referenzzahlen 
beeinflussen. 

Von den Möglichkeiten, die der Rechnungshof 
im Vereinigten Wirtschaftsgebiet in seinem Be- 
richt vom 6. Februar 1950 für eine Kostensen- 
kung der Subventionen und eine Erhöhung der 
Abschöpfungen aufgewiesen hat, ist inzwischen 
zu einem großen Teil Gebrauch gemacht worden. 
Bei der Verfrachtung von Ernährungsgütern, die 
nach der Besetzung im Gegensatz zu den Vor- 
kriegsjahren zum weitaus größten Teil auf dem 
Schienenwege verladen wurden, sorgen die ver- 
antwortlichen Stellen jetzt dafür, daß die ver- 
schiedenen Transportmittel in einem den prakti- 
schen Bedürfnissen und den finanziellen Belangen 
der öffentlichen Hand entsprechenden Umfange 
beteiligt werden. Ferner sind die ungerechtfer- 
tigten Vergütungen, die im Rahmen der damali- 
gen Globaleinfuhren den Cif- und Großhandels- 
agenten gewährt wurden, nach und nach gesenkt 
und noch vor der vollen Individualisierung der 
Einfuhren gestrichen worden. Außerdem ist mit 
den an den damaligen zentralen Zuckereinfuhren 
beteiligten Importeuren vereinbart worden, daß 
die Gewinne aus der Verwertung minder bewer- 
teten Zuckers, welche die Importeure früher für 
sich in Anspruch genommen haben, zum über- 
wiegenden Teile den öffentlichen Mitteln zu- 
fließen. Die so für die öffentliche Hand erzielten 
Ersparnisse waren beachtlich. Weit höhere lau- 
fende Einsparungen an Subventionen haben sich 
indessen aus der Neuregelung der Lieferbedin- 
gungen für Importgetreide ergeben. Auslands- 
brotgetreide wird seitdem nicht mehr frei Müh- 
lenstation, sondern frei bestimmter Verkehrs- 
punkte (Paritätspunkte) geliefert. Der Bund 
trägt also im Rahmen der Preisausgleichsmaß- 
nahmen nur noch die Waren-Transportkosten bis 
zu bestimmten Paritätspunkten. Der Bundesrech- 
nungshof hatte die Neuregelung dringend befür- 
wortet. Dabei war er allerdings davon ausgegan- 
gen, daß entsprechend der ursprünglich beabsich- 
tigten Regelung die Zahl der Paritätspunkte 
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möglichst gering gehalten werde; denn mit Recht 
ist seinerzeit geltend gemacht worden, daß es 
nicht vertretbar erscheint, Auslandsgetreide zu 
Lasten der öffentlichen Hand soweit verzweigt 
über das Bundesgebiet zu verteilen. Die Zahl der 
Paritätspunkte liegt heute bei etwa 100. Nach 
Auffassung des Bundesrechnungshofs wäre eine 
Zuführung der Auslandseinfuhren auf Kosten 
öffentlicher Mittel bis zu den Schwerpunkten 
des zusätzlichen Bedarfs ausreichend gewesen. 
Der Bundesrechnungshof ist inzwischen erneut 
an den Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten herangetreten, um eine Ver- 
minderung der Paritätspunkte zu erwirken. Die 
mit der bisherigen Regelung verbundene Bela- 
stung der öffentlichen Hand durch Frachtkosten 
in Höhe von etwa 80 Mio DM würde sich bei 
einer Verringerung der Paritätspunkte nicht un- 
erheblich ermäßigen lassen. 

Dieses Problem würde allerdings gegenstands- 
los werden, wenn durch Einführung des cif- 
Preises eine Übernahme der inländischen Trans- 
portkosten auf die öffentliche Hand überhaupt 
entfiele. Hierüber schweben Verhandlungen; eine 
baldige Klärung der schon seit längerer Zeit zur 
Erörterung stehenden Frage erscheint geboten. 
Es wird dabei nicht verkannt, daß die Regelung 
wegen der Auswirkung des cif-Preises auf die in 
scharfem Wettbewerb stehende Mühlenwirtschaft 
und wegen der bei einer solchen Regelung zu 
erwartenden geringeren Ausnutzung der deut- 
schen Häfen erheblichen Schwierigkeiten begeg- 
net. 

Eine Verminderung der Paritätspunkte wie 
auch die Einführung des cif-Preises würde für 
den Verbraucher, der die Inlandskosten grund- 
sätzlich zu tragen hat, eine kaum fühlbare Mehr- 
belastung ergeben. 

Bei der Abwicklung der Preisausgleichsmaß- 
nahmen haben sich, soweit sie auf dem Import- 
ausgleichsgesetz und dem hierzu ergangenen 
Verlängerungsgesetz beruhen, Zweifelsfragen er- 
geben, die zu Verhandlungen und Rechtsstreitig- 
keiten mit den beteiligten Wirtschaftskreisen ge- 
führt haben. Gegenstand der Verhandlungen 
und Prozesse war insbesondere die Rechtsfrage, 
ob bei der Berechnung der nach dem Importaus- 
gleichsgesetz zu erhebenden Unterschiedsbeträge 
entsprechend der Übung der Verwaltung auch 
dann von den Höchstpreisen auszugehen war, 
wenn die Marktpreise unter diese abgesunken 
waren. Die beteiligten Wirtschaftskreise hatten 
auch Zweifel wegen der Rechtsgültigkeit des Im- 
portausgleichsgesetzes erhoben. Zur Klärung 
dieser Fragen wurde eine interministerielle Kom- 
mission gebildet, in der der Bundesrechnungshof 


beratend mitgewirkt hat. Die im weiteren Ver- 
laufe der Auseinandersetzungen ergangenen ge- 
richtlichen Entscheidungen haben zu dem Kabi- 
nettsbeschluß geführt, möglichst eine außerge- 
richtliche Regelung der Streitigkeiten unter 
Berücksichtigung der von den Gerichten vertre- 
tenen Auffassung anzustreben. Der Bundesrech- 
nungshof hat den Abschluß von Vergleichen be- 
fürwortet. Maßgeblich hierfür war die Erwä- 
gung, die bestehende Rechtsunsicherheit bei der 
weiteren Durchführung des Importausgleichsge- 
setzes möglichst bald zu beheben. Ohne den Ab- 
schluß von Vergleichen hätte die Rechtsunsicher- 
heit zum Schaden der Wirtschaft und der Ver- 
waltung wegen der damals ausstehenden Errich- 
tung des Bundesverwaltungsgerichts noch längere 
Zeit angedauert. Im übrigen war die Möglich- 
keit nicht ausgeschlossen, daß bei Fortführung 
der Gerichtsverfahren noch Entscheidungen er- 
gingen, welche die Rückzahlung der gesamten 
erhobenen Abgaben zur Folge haben konnten. 
Der Bundesrechnungshof hat auf eine nachdrück- 
liche Bearbeitung der noch schwebenden Abwick- 
lungsvorgänge hingewirkt. 

Über die Verwendung der für die Verbilligung 
von Düngemitteln bereitgestellten Beträge haben 
der Bundesrechnungshof und seine Vorgänger- 
organisationen eingehende Prüfungen durchge- 
führt. Da die Mittel für diese Subventionen vom 
Bundesminister für Wirtschaft bewirtschaftet 
worden sind, ist das Ergebnis dieser Prüfungen 
im Abschnitt Bundesministerium für Wirtschaft 
unter Nr. 6 behandelt worden. 

Bei der Einführung der Konsumbrotsubventio- 
nierung waren sich alle beteiligten Stellen darin 
einig, daß die Art der Subventionierung eine be- 
friedigende Verwendungskontrolle über die ver- 
ausgabten Haushaltsmittel nicht zulasse. Durch 
seine Prüfungen hat der Bundesrechnungshof 
diese Auffassung bestätigt gefunden. Es war 
keine Gewähr für die erschöpfende Prüfung der 
verwendeten Mittel gegeben und unbegründete 
Anforderungen öffentlicher Mittel waren nicht 
ausgeschlossen. Die vom Bundesrechnungshof 
frühzeitig geforderte systematische örtliche Über- 
prüfung der Backbetriebe ist im Laufe der Zeit 
von allen Stellen als unentbehrlich anerkannt 
worden. Auf Grund der günstigen Ergebnisse der 
verstärkt durchgeführten Prüfungen hat sich der 
Bundesminister der Finanzen entsprechend der 
Anregung des Bundesrechnungshofs damit ein- 
verstanden erklärt, daß im Interesse der Intensi- 
vierung der Prüfungen die Kosten für zusätz- 
liche Prüfer zu Lasten der Subventionsmittel 
verrechnet wurden. Der weiteren Empfehlung, 
für Konsumbrot nur ein von den Mühlen herge- 
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stelltes Mischmehl verwenden zu lassen, weil 
dadurch die Verwendungskontrolle vereinfacht 
und verbessert worden wäre, hat der Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten nur für Berlin entsprochen. Die Kon- 
sumbrotsubventionierung ist inzwischen aufge- 
hoben worden. 

Bei den für die Subventionen in Betracht kom- 
menden hohen Beträgen ist eine wirtschaftliche 
und sparsame Verwaltung dieser Mittel, insbe- 
sondere eine nur dem tatsächlichen Bedürfnis 
entsprechende Geldversorgung besonders nötig. 
In der Vergangenheit sind vorübergehend zum 
Teil erhebliche Beträge vorzeitig und auch unbe- 


rechtigt den Kassenmitteln der Bundeshauptkasse 
entzogen worden. Nach Einführung eines vom 
Bundesrechnungshof vorgeschlagenen Formblattes 
sind bei der Konsumbrotsubventionierung vor- 
zeitige und überhöhte Geldanforderungen im 
wesentlichen vermieden worden. Bei den Geld- 
anforderungen für den Preisausgleich verfahren 
jetzt die hiermit befaßten Stellen entsprechend 
den Vorschlägen in einer Weise, die einer geord- 
neten Geldwirtschaft gerecht wird. Vor dieser 
Neuordnung ergaben sich, zumal auch die Ab- 
schöpfungsbeträge den Bundeseinnahmen nicht 
rechtzeitig zugeführt wurden, Bankbestände in 
nicht vertretbarer Höhe. Die Bankbestände be- 
trugen beispielsweise: 


a) bei der Einfuhr- und Vorratsstelle (EVSt) Getreide 

am 1. April 1951 

vom 2. April 1951 bis 4. April 1951 

vom 5. April 1951 bis 10. April 1951 

vom 11. April 1951 bis 23. April 1951 

vom 24. April 1951 bis 10. Mai 1951 


b) bei der Zentralbuchhaltung der Außenhandelsstelle (AHSt) 


vom 3. April 1951 
vom 29. April 1951 
vom 12. Mai 1951 
vom 19. Juni 1951 
vom 27. Juni 1951 
vom 7. Juli 1951 
vom 18. Juli 1951 


bis 28. April 1951 
bis 11. Mai 1951 
bis 27. Mai 1951 
bis 26. Juni 1951 
bis 6. Juli 1951 
bis 16. Juli 1951 
bis 27. Juli 1951 


c) bei der Einfuhrstelle (ESt) Zucker 

vom 29. September 1951 bis 1. Oktober 1951 
vom 2. Oktober 1951 bis 5. November 1951 
vom 6. November 1951 bis 15. November 1951 


25,0 

Mio 

DM 

17,9 

Mio 

DM 

16,0 

Mio 

DM 

14,2 

Mio 

DM 

11,5 

Mio 

DM 

10,0 

Mio 

DM 

7,0 

Mio 

DM 

5,0 

Mio 

DM 

15,0 

Mio 

DM 

13,0 

Mio 

DM 

10,0 

Mio 

DM 

9,0 

Mio 

DM 

7,0 

Mio 

DM 

6,3 

Mio 

DM 

5,6 

Mio 

DM 


Ein Teil dieser Beträge ist ohne die nach 5 26 
RHO vorgesehene Genehmigung des Bundes- 
ministers der Finanzen bei Privatbanken ange- 
legt worden. Dabei haben sich in einem Falle 
erhebliche Verluste für den Bund ergeben. Sie 
betragen rund 4,5 Mio DM. Uber die Schuld- 
frage und wegen einer etwaigen Inanspruch- 
nahme der für die Haftung in Frage kommen- 
den Angestellten schweben noch Ermittlungen. 
Der Bundesrechnungshof hatte s. Zt. unter Hin- 
weis auf § 26 RHO allgemein um eine Nachprüfung 
gebeten, inwieweit bei den dem Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
nachgeordneten Einrichtungen die Anlage von 
Bundesmitteln bei Privatbanken notwendig ist. 

veranschlagt im Rechnungsjahr 1949: 
veranschlagt im Rechnungsjahr 1950: 
veranschlagt im Rechnungsjahr 1951: 
veranschlagt im Rechnungsjahr 1952: 
veranschlagt im Rechnungsjahr 1953: 


Inzwischen sind auf Veranlassung des Bundes- 
ministers der Finanzen die bei den Einfuhr- und 
Vorratsstellen, der Einfuhrstelle Zucker und 
der Dienststelle für besondere Versorgungsauf- 
gaben bestehenden Geschäftsverbindungen zu 
Privatbanken von 40 auf 13 herabgesetzt wor- 
den. Die Bemühungen, die Zahl dieser Bank- 
verbindungen noch mehr zu vermindern, laufen 
weiter. 

3. Bei der an zweiter Stelle liegenden Ausgaben- 
gruppe handelt es sich um die Kosten der Vor- 
ratshaltung landwirtschaftlicher Erzeugnisse. Im 
Haushalt sind 

32,7 Mio DM, verausgabt 31,8 Mio DM 

96,5 Mio DM, verausgabt 34,9 Mio DM 

140,5 Mio DM, verausgabt 70,7 Mio DM 

118.7 Mio DM, verausgabt 168,4 Mio DM 

140.8 Mio DM, noch nicht feststehend 
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Die Höhe der benötigten Haushaltsmittel und 
zahlreiche Zweifelsfragen, die sich bei der Durch- 
führung der öffentlichen Lagerhaltung ergaben, 
brachten es mit sich, daß sich der Bundesrech- 
nungshof mit der Organisation, den Aufgaben 
und der Geschäftsführung der Träger der Vor- 
ratshaltung häufig beschäftigen mußte. Wegen 
der Überschreitung des Haushaltsansatzes für 
das Rechnungsjahr 1952 finden z. Z. Ermitt- 
lungen statt. 

Die persönlichen und sächlichen Verwaltungs- 
ausgaben zunächst der Vorrats- und Einfuhr- 
stellen und später ihrer Nachfolgeeinrichtungen, 
der nach den Marktordnungsgesetzen errichteten 
Einfuhr- und Vorratsstellen, sind vereinzelt im 
Rahmen von Wirtschaftlichkeitsprüfungen sowie 
anläßlich der Beratungen der Haushalts- und 
Stellenpläne überprüft worden. Dabei ergab 
sich, daß sich der Personalbestand ständig erhöht 
hat. Während die Vorrats- und Einfuhrstellen 
im Jahre 1949 229 Angestellte und Arbeiter be- 
schäftigten, sind für die entsprechenden Einrich- 
tungen im Rechnungsjahr 1953 654 Dienst- 
angehörige vorgesehen. Außerdem sind Mittel 
für 70 Aushilfskräfte veranschlagt. Die zwischen 
1948 und 1953 teilweise wesentlich verstärkte 
Vorratshaltung und der hiermit verbundene 
Ausbau des Kontroll- und Prüfungswesens sowie 
die neuen durch die Marktordnungsgesetze den 
Einfuhr- und Vorratsstellen übertragenden Auf- 
gaben haben die Einstellung zusätzlicher Kräfte 
notwendig gemacht. Mit ihrem jetzigen Per- 
sonalbestand können die EVSt allen Arbeits- 
anforderungen gerecht werden. Der Bundesrech- 
nungshof ist darüber hinaus der Meinung, daß 
die Rationalisierung der Arbeitsmethoden, ver- 
einzelt auch die stärkere Zusammenfassung der 
Entscheidungsbefugnisse und der Wegfall aus- 
laufender Aufgaben für die nahe Zukunft Per- 
sonalverminderungen möglich machen werden. 
Personaleinsparungen ließen sich auch erreichen, 
wenn für alle EVSt eine gemeinsame Verwal- 
tungsstelle geschaffen würde, eine Möglichkeit, 
die auf Anregung des Bundesrechnungshofs in 
den Satzungen der EVSt besonders vorgesehen 
worden ist. Im übrigen können sich weitere Ein- 
sparungsmöglichkeiten ergeben, je nachdem, 
welche Schlußfolgerungen das Bundesministe- 
rium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
aus den Untersuchungen des parlamentarischen 
Ausschusses zur Abgrenzung der Aufgaben 
zwischen den EVSt und der Außenhandelsstelle 
ziehen wird. 

In der Dienstpostenbewertung neigen die 
Träger der Vorratshaltung vielfach zu einer 
Überschätzung kaufmännischer Vorkenntnisse 


und Funktionen. Der Bundesrechnungshof teilt 
nicht die Auffassung, daß ihre Angestellten zu 
niedrig eingestuft seien und deshalb die Ab- 
wanderung gerade der eingearbeiteten, besten 
Kräfte zur Privatwirtschaft zu befürchten sei. 
Soweit dem Bundesrechnungshof bekanntge- 
worden ist, haben die bisher ausgeschiedenen 
Angestellten, die jetzt in privaten Unternehmen 
ein höheres Einkommen beziehen, dort auch 
größere Aufgaben und höhere Verantwortung 
übernommen als in ihrer früheren Tätigkeit bei 
der EVSt. Anträgen auf Stellenhebungen, die in 
der Vergangenheit in teilweise ungewöhnlichem 
Umfange gestellt worden sind, wird daher für 
die Zukunft nur in begründeten Ausnahmefällen 
entsprochen werden können. 

Mit der Verstärkung des Personalbestandes 
haben sich die Verwaltungskosten der EVSt ent- 
sprechend erhöht. An Verwaltungskosten sind in 
DM veranschlagt (für sämtliche vier EVSt): 

_Rp 1949 1950 1951 1952 1953 

2003 000 2 354 000 6 563 000 9135 000 8189 000 

Aus den für das Rechnungsjahr 1953 ver- 
anschlagten Gebühreneinnahmen werden von 
den Verwaltungskosten gedeckt bei der 

EVSt Getreide 24 v.H. 

EVSt Fette 11 v.H. 

EVSt Vieh und Fleisch 46 v.H. 

ESt Zucker 49 v.H. 

Der EVSt Fette und der ESt Zucker stehen 
daneben Einnahmen aus Ausgleichsfonds zur 
Verfügung, die bei der ESt Zucker im wesent- 
lichen den restlichen Ausgabenbedarf und bei 
der EVSt Fette weitere 10 v.H. der Ausgaben 
decken. Die nicht gedeckten Verwaltungskosten 
müssen aus Haushaltsmitteln bestritten werden. 

Bei dem verhältnismäßig geringen Anteil, 
welchen die Kosten der Verwaltung an den Ge- 
samtaufwendungen der Lebensmittelbevorra- 
tung ausmachen, hat sich die Prüfungs- und gut- 
achtliche Tätigkeit des Bundesrechnungshofs in 
erster Linie auf die Lagerhaltung und die An- 
gemessenheit der hierdurch bedingten Kosten 
sowie auf die Finanzierung der staatlichen Be- 
vorratung erstreckt. 

So hat der Bundesrechnungshof die Butter- 
einlagerungsaktion 1950/51 überprüft. Dabei 
hat er festgestellt, daß die Einlagerung von rd. 
16 000 Tonnen Inlandsbutter aus der Winter- 
und Frühjahrserzeugung Anfang 1951 mit dem 
Bevorratungsprogramm der Bundesregierung 
nicht in Einklang stand und die EVSt hiermit 
ein erhebliches Risiko übernommen hatte. Nach 
den Feststellungen sind die Vorräte aus der 
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Zwischenlagerung im Frühjahr 1951 auch nicht 
mit dem erforderlichen Nachdruck verkauft 
worden. Sie wurden zeitweise sogar zurückge- 
halten, so daß der Eindruck entstanden ist, daß 
die Buttereinlagerung auch einer nicht vertret- 
baren Preisstützung gedient hat. 

Auch die Einlagerungen der EVSt Getreide 
sind geprüft worden. Auf Grund der hierbei ge- 
troffenen Feststellungen hat sich die EVSt in 
Übereinstimmung mit dem Bundesministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
entschlossen, die bis dahin bei der Einlagerung 
von Auslandsgetreide als Treuhänder einge- 
schalteten Handelsfirmen auszuschließen. Bei 
der Höhe der Bundesreserven an Getreide er- 
geben sich hieraus Ersparnisse von mindestens 
2 Mio DM jährlich. 

Die Haushaltsmittel für die Bevorratung sind 
in der Vergangenheit nicht immer mit der ge- 
botenen Sorgfalt veranschlagt worden. Am 
Schlüsse der Rechnungsjahre verblieben zuweilen 
erhebliche Reste, ohne daß sie bei der Veran- 
schlagung für das kommende Rechnungsjahr 
berücksichtigt worden wären. Der Bundesrech- 
nungshof verkennt zwar nicht, daß sich die 
Entwicklung der Einlagerungsmöglichkeiten im 
voraus schwer übersehen läßt und sich deshalb 
Unterschiede zwischen dem veranschlagten und 
dem tatsächlichen Bedarf ergeben können. Min- 
derausgaben in Höhe von 28 Mio DM im Rech- 
nungsjahr 1949 und 61 Mio DM im Rech- 
nungsjahr 1950 lassen sich indessen mit der Un- 
übersichtlichkeit der Entwicklung nicht erklä- 
ren. Bei der EVSt Vieh und Fleisch haben in 
den letzten Jahren die veranschlagten Beträge 
besonders hoch über den tatsächlich benötigten 
gelegen. 

Die öffentliche Vorratshaltung, die heute die 
EVSt betreiben, hat bis zum Zusammenbruch 
im Jahre 1945 bei den als juristische Personen 
des öffentlichen Rechts errichteten Reichsstellen 
oder den Geschäftsabteilungen der früheren 
Hauptvereinigungen (marktwirtschaftliche Zu- 
sammenschlüsse des früheren Reichsnährstandes) 
gelegen. 

Zur Abwicklung dieser Einrichtungen sind 
endgültige Bestimmungen noch nicht ergangen. 
Bisher sind, im wesentlichen auf Grund von 
Anordnungen der Besatzungsmächte, in der 
Hauptsache nur die Vermögenswerte und Ver- 
bindlichkeiten dieser Stellen erfaßt worden. 
Das konnte jedoch nur unzureichend geschehen, 
weil die Reichsstellen ihre Tätigkeit übergebiet- 
lich entfaltet hatten, die Erfassungsmaßnahmen 
aber gebietlich begrenzt waren. 


Der Bundesrechnungshof und seine Vorgän- 
ger haben schon bald nach dem Zusammenbruch 
— insbesondere aber auf Grund der in den 
Jahren 1950 und 1951 bei den regionalen Ab- 
wicklungsstellen durchgeführten Prüfungen — 
auf die Herausgabe gesetzlicher Vorschriften 
für ein einheitliches Verfahren, welches der 
übergebietlichen Geschäftstätigkeit der Reichs- 
stellen Rechnung trägt, hingewirkt. Er hat da- 
bei angeregt, die Abwicklung zentral den 
EVSt zu übertragen, zumal deren Rechtsvor- 
gänger mit dieser Aufgabe bereits in der bri- 
tischen Zone befaßt waren. Die Einschaltung 
dieser Stellen bietet insbesondere die Möglich- 
keit, die Vermögenswerte der Reichsstellen bis 
zu einer Verteilung zugunsten der staatlichen 
Bevorratung wirtschaftlich zu nutzen und hier- 
durch die Finanzierungsschwierigkeiten der 
Vorratshaltung zu erleichtern. Gerade im Hin- 
blick hierauf erscheint es nicht vertretbar, die 
Vermögenswerte der Reichsstellen weiterhin — 
wie es zur Zeit teilweise der Fall ist — bei pri- 
vaten Bankinstituten zu einem geringen Zins- 
satz anzulegen. Auf die Zweckmäßigkeit einer 
baldigen zentralen Regelung ist wiederholt im 
Interesse einer einwandfreien Verwaltungsfüh- 
rung und auch wegen der mit der Abwicklung 
verbundenen nicht unerheblichen Kosten auf- 
merksam gemacht worden. 

Das Bundesministerium für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten arbeitet seit längerer 
Zeit an einem Gesetzentwurf, der zunächst die 
Auflösung der Reichsstellen, die Organisation 
für die Erfassung des Vermögens und der Ver- 
bindlichkeiten, das Erfassungsverfahren und die 
Nutzung des Vermögens regeln soll. Die end- 
gültige Abwicklung ist dabei einem späteren 
Gesetz Vorbehalten. 

In diesem Zusammenhänge ist auch die Ab- 
wicklung der Rechtsverhältnisse des früheren 
Reichsnährstandes zu erwähnen. Mit dem Ge- 
setz vom 21. Januar 1948 hat der Wirtschafts- 
rat des Vereinigten Wirtschaftsgebietes eine Re- 
gelung getroffen, wie sie ähnlich für die Reichs- 
stellen jetzt in Aussicht genommen ist. Durch 
das Gesetz wurde der Reichsnährstand aufge- 
löst und das Verfahren zur Erfassung der Ver- 
mögenswerte und Verbindlichkeiten sowie die 
Verwaltung der Vermögenswerte geregelt. Das 
seinerzeit vorbehaltene Gesetz über die endgül- 
tige Abwicklung, insbesondere die Verwendung 
der Vermögenswerte, steht noch aus. Der Bun- 
desrechnungshof hat die Geschäftsführung der 
Treuhänder für das Reichsnährstandsvermögen 
geprüft und auf Einsparungen bei der Treu- 
handverwaltung sowie auf Anerkennung ein- 
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heitlicher, der Vermögenserhaltung dienender 
Grundsätze erfolgreich hingewirkt. 

4. Mit der Ausgabengruppe „Förderung der Land- 
wirtschaft“ habe ich mich näher in der Denk- 
schrift zu den Haushaltsrechnungen der Ver- 
waltung des Vereinigten Wirtschaftsgebiets be- 
faßt. Die schon in diesen Jahren festgestellte 

Rechnungsjahr 1949: 50,1 Mio DM 

Rechnungsjahr 1950: 84,0 Mio DM 

Rechnungsjahr 1951: 228,1 Mio DM 

Rechnungsjahr 1952: 252,6 Mio DM 

Rechnungsjahr 1953: 259,2 Mio DM 

Außerdem sind für die gleichen Zwecke in 
den Rechnungsjahren 1950 und 1951 aus ERP- 
Gegenwertmitteln rd. 100 Mio DM zur Ver- 
fügung gestellt worden. 

In der Berichtszeit sind vielfach noch die 
gleichen Mängel wie in den Vorjahren festge- 
stellt worden, da die Prüfungsergebnisse für die 
vorangegangenen Rechnungsjahre nicht so zeitig 
Vorlagen, daß sie sich in den Berichtsjahren noch 
voll hätten auswirken können. 

Der Bundesrechnungshof hat auf die Not- 
wendigkeit einer möglichst genauen Bezeich- 
nung und Abgrenzung der Zweckbestimmun- 
gen hingewiesen, da sonst die zweckent- 
sprechende Verwendung der Mittel nicht aus- 
reichend überwacht werden kann und die Ge- 
fahr besteht, daß für ein und denselben Zweck 
Mittel aus verschiedenen Haushaltsansätzen 
verwendet werden. Er hat gebeten sicherzu- 
stellen, daß Zuwendungen in den letzten 
Wochen des Rechnungsjahres vermieden wer- 
den, weil Zuweisungen in dieser Zeit zu unwirt- 
schaftlichen Ausgaben verleiten. 

Der Bundesrechnungshof hat auch darauf hin- 
gewiesen, daß die Sachberichte der geförderten 
Einrichtungen, die einen Bestandteil der Ver- 
wendungsnachweise bilden, sorgfältig ausge- 
wertet werden sollten. Diese Berichte sind nicht 
nur vom Standpunkte der Verwendungskon- 
trolle erforderlich. Sie sind als Erfolgs- und Er- 
fahrungsberichte für die Fachreferate eine wich- 
tige Grundlage dafür, ob und in welchem Um- 
fange in den folgenden Rechnungsjahren neue 
Mittel zu bewilligen sind. 

Bei Aufstellung der Verwendungsbedingun- 
gen für die ERP-Mittel hat der Bundesrech- 


laufende Aufwärtsentwicklung der Ausgaben 
hat sich in beachtlichem Umfange fortgesetzt. 
Die Entwicklung, weihe die allgemeinen Haus- 
haltsausgaben und die Förderungspositionen der 
einmaligen Ausgaben und des außerordentlichen 
Haushalts genommen haben, zeigt folgende 
Aufstellung: 

( 7,8 v. H. der Gesamtausgaben) 

(11,4 v. H. der Gesamtausgaben) 

(20,1 v. H. der Gesamtausgaben) 

(28,6 v. H. der Gesamtausgaben) 

(28,7 v. H. der Gesamtausgaben) 

nungshof auf eine mit den Grundsätzen einer 
sparsamen und wirtschaftlichen Haushaltsfüh- 
rung in Einklang stehende Verwendung hin- 
gewirkt. Dabei wurde es zuweilen als nah- 
teilig empfunden, daß in allen Fällen den Ver- 
wendungsbedingungen Planungen zugrunde 
lagen, denen die MSA bereits ihre Zustim- 
mung erteilt hatte. Unter diesen Umständen 
war es schwierig, Änderungen zu erwirken, 
wenn sich Zweifel darüber ergaben, ob die in 
Aussaht genommene Maßnahme mit der im 
Haushaltsplan vorgesehenen Zweckbestimmung 
in Einklang stand. 

5. Zu der Ausgabengruppe „Forshungseinrichtun- 
gen des Bundes“ rehnet der Bundesrehnungs- 
hof außer den Aufwendungen für die bundes- 
eigenen Forshungsanstalten auh die Ausgaben 
für die Forshungsanstalt für Landwirtshaft 
in Braunshweig-Völkenrode, eine Anstalt nah 
niedersächsishem Reht. In Übereinstimmung 
mit dem Bundesministerium der Finanzen 
neigt der Bundesrehnungshof zu der Auffas- 
sung, daß die Anstalt entsprehend ihrer Auf- 
gabenstellung vom Bund als nahgeordnete 
Dienststelle — und niht, wie es auh erwogen 
wird, als bundesunmittelbare Anstalt des 
öffentlihen Rehts — übernommen wird. 

Für die landwirtschaftlichen Versuchs- und 
Forshungseinrihtungen sind in den Haus- 
haltsplänen für die Rechnungsjahre 1948 bis 
1953 veranschlagt: 

(In Klammern gesetzt sind die in den Gesamt- 
beträgen niht enthaltenen, für die Forshungs- 
anstalt für Landwirtshaft in Braunshweig- 
Völkenrode veranshlagten Beträge.) 
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Einnahmen 

Persönliche 

Verwaltungs- 

Ausgaben 

Sächliche und 
allgemeine 
Haushalts- 
ausgaben 

Einmalige Aus- 
gaben (einschl. 
aus a. o. Haus- 
halt) 

Ausgaben 

insgesamt 

Zuschuß 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

Rechnungsjahr 1948 

+ 

2 229 000 
( 83 100) 

2 492 300 
( 783 250) 

3 239 550 
( 523 600) 

969 500 
( 801 000) 

6 701 350 
( 2 107 850) 

4 472 350 
( 2 024 750) 

Rechnungsjahr 1949 
+ 

3 306 400 
( 436 500) 

3 166 500 
( 1 130 350) 

4 357 800 
( 1 073 400) 

1 076 000 
( 473 100) 

8 600 300 
( 2 676 850) 

5 293 900 
( 2 240 350) 

Rechnungsjahr 1950 

+ 

3 340 900 
( 582 800) 

3 811 600 
( 1 388 100) 

4 860 700 
( 1 282 000) 

1 263 700 
( 253 000) 

9 936 000 
( 2 923 100) 

6 595 100 
( 2 340 300) 

Rechnungsjahr 1951 
+ 

3 444 400 
( 687 800) 

4 538 500 
( 1 748 000) 

5 145 000 
( 1 425 000) 

1 146 700 
( 288 500) 

10 830 200 
( 3 461 500) 

7 385 800 
( 2 773 700) 

Rechnungsjahr 1952 

+ 

3 905 000 
( 1 015 300) 

6 036 900 
( 1 955 900) 

6 270 200 
( 2 005 500) 

1 646 700 
( 595 300) 

13 953 800 
( 4 556 700) 

10 048 800 
( 3 541 400) 

Rechnungsjahr 1953 

+ 

4 277 800 
( 1 222 900) 

7 081 100 
( 2 021 200) 

7 689 500 
( 2 664 500) 

5 355 700 
( 309 600) 

20 126 300 
( 4 995 300) 

15 848 500 
( 3 772 400) 


Die Zuschußbeträge des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes und des Bundes sind hiernach 
in den Jahren 1948 bis 1953 von 6 497 100 RM 
auf 19 620 900 DM angestiegen. Die Hohe die- 
ser Zuwendungen ist um so beachtlicher, als 
der Bund darüber hinaus auch erhebliche Be- 
träge zur Förderung von Forschungsinstituten 
gegeben hat, deren Träger die Länder, For- 
schungsstellen der Selbstverwaltungskörper- 
schaften, die Industrie und einzelne Forscher 
sind. Ferner ist zu berücksichtigen, daß in den 
Rechnungsjahren 1950 und 1951 zur Förderung 
der Landwirtschaftswissenschaft und -forschung 
aus ERP-Gegenwertmitteln rd. 15 Mio DM 
aufgewendet worden sind. 

Die ständige Steigerung des Zuschußbedarfes 
ist vor allem darauf zurückzuführen, daß seit 
dem Jahre 1948 zu den bereits damals dem 
Vereinigten Wirtschaftsgebiet unterstellten 
sieben Forschungseinrichtungen weitere sechs 
Institute und Anstalten des früheren Reichs so- 
wie der Kaiser- Wilhelm-Gesellschaft auf den 
Bund übernommen und außerdem drei For- 
schungseinrichtungen neu errichtet worden sind. 
Bei den Verhandlungen hierüber hat der Bun- 
desrechnungshof sich gutachtlich geäußert; in 
mehreren Fällen hat er auch auf Grund ört- 
licher Erhebungen schriftliche Gutachten er- 
stattet. 

Die Steigerung des Zuschußbedarfes beruht 
nicht allein auf der Übernahme und Errichtung 
neuer Institute, sondern in erheblichem Um- 
fange auch darauf, daß die Ausgaben der ein- 
zelnen Forschungseinrichtungen sich ständig 
erhöhen. Das Anwachsen der Ausgaben ist zu 
einem Teil auf die allgemeine Verteuerung der 
Wirtschaftsbedürfnisse der Anstalten und auf 


die Erhöhung von Gehältern und Löhnen 
zurückzuführen. Zu einem erheblichen Teil 
beruht es aber auf anderen Gründen. Häufiger 
ist das Bestreben der Institute zu erkennen, ihre 
Aufgabenstellung zu erweitern oder neue For- 
schungsgebiete im Rahmen der bisherigen Auf- 
gabenstellung zu bearbeiten. Wenn der Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten die Notwendigkeit neuer Forschungs- 
aufgaben anerkannt hat, sollte zunächst ge- 
prüft werden, ob es möglich ist, andere weniger 
wichtige Forschungsaufgaben zurückzustellen. 
Die Bildung von Schwerpunkten entspricht der 
Aufgabenstellung der landwirtschaftlichen For- 
schungseinrichtungen, die in erster Linie Zweck- 
forschung nach den jeweiligen Bedürfnissen zu 
betreiben haben. Die Möglichkeit, die For- 
schungstätigkeit dementsprechend auszurichten, 
wäre in größerem Umfange gegeben, wenn die 
Institute noch mehr dazu übergingen, sich 
wiederholende Einzeluntersuchungen und -ver- 
suche nicht akademisch vorgebildeten Mit- 
arbeitern, sondern technischen Assistenten und 
Laboranten zu übertragen. Die wissenschaft- 
lichen Mitarbeiter würden hierdurch entlastet. 
Die Aufgabenverteilung in dieser Weise wäre 
zudem vom Standpunkt des Haushaltsbedarfs 
wirtschaftlicher. 

Aus organisatorischen und auch aus besol- 
dungsrechtlichen Gründen empfiehlt es sich, 
eine Klärung darüber herbeizuführen, unter 
welchen Voraussetzungen Arbeitsgebiete als 
Sachgebiete, Gruppen, Abteilungen oder Insti- 
tute zu führen sind. Die Unterscheidungsmerk- 
male bei den bundeseigenen Forschungseinrich- 
tungen sind insoweit nicht einheitlich. Eine 
Klärung dieser Fragen ist namentlich deshalb 
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notwendig, weil eine Aufsplitterung von orga- 
nisch verwandten Aufgaben in selbständige In- 
stitute zu Zuständigkeitsüberlagerungen, uner- 
wünschter Doppelarbeit und Mehrkosten füh- 
ren kann. Das Bundesministerium für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten sollte sich 
seine Aufgabe der laufenden Koordinierung der 
Forschung, der auch die auf Anregung des 
Bundesrechnungshofs gebildeten Arbeitsgemein- 
schaften der Institute zu dienen haben, nicht 
durch zu weitgehende Verselbständigung von 
Arbeitsgebieten erschweren. 

Bei der Bewertung der Dienstposten der 
bundeseigenen Forschungseinrichtungen hat der 
Bundesrechnungshof sich darum bemüht, darauf { 
hinzuwirken, daß nach einheitlichen Grund- 
sätzen verfahren wird. Ungleiche Maßstäbe bei 
der Festsetzung der Vergütungen beeinträchti- 
gen die Arbeitsleistungen und belasten den 
öffentlichen Haushalt. Besondere Regelungen 
können in Ausnahmefällen begründet sein, z. B. 
wenn ein Bediensteter überragende Leistungen 
zeigt und deshalb ein dringendes Interesse be- 
steht, ihn der Forschungsanstalt zu erhalten. 

Wegen der Höhe des Zuschußbedarfes müßte 
auch angestrebt werden, an seiner Deckung die 

Rechnungsjahr 1949 = 10,5 Mio DM = 

Rechnungsjahr 1950 = 11,1 Mio DM = 

Rechnungsjahr 1951 = 11,0 Mio DM = 

Rechnungsjahr 1952 = 14,5 Mio DM = 

Rechnungsjahr 1953 = 13,1 Mio DM = 


Wirtschaftskreise zu beteiligen, die an den 
Arbeiten der bundeseigenen Forschungseinrich- 
tungen interessiert sind. Der Bundesrechnungs- 
hof hat mehrfach gebeten, diese Frage beson- 
ders zu untersuchen. Es entspricht auch dem 
Gedanken der Selbstverantwortung, die Wirt- 
schaft an Aufwendungen einer Forschung zu 
beteiligen, deren Ergebnis ihr weitgehend zu- 
gute kommt. Gerade der Nahrungsmittelindu- 
strie mit ihren hohen Jahresumsätzen kann 
eine solche Beteiligung zugemutet werden, da 
sie eigene Forschungslaboratorien nur in be- 
grenztem Umfang unterhält. 

. In der Ausgabengruppe „Verwaltungskosten 
des Bundesministers für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten und AHSt“, die für das 
Rechnungsjahr 1953 einen Betrag von 13,1 Mio 
DM = 1,7 v. H. des Haushaltsbedarfes aus- 
machen, ergibt sich eine gegenüber den anderen 
Ausgabengruppen auffallende Stetigkeit des Be- 
darfes. Dem Haushaltsansatz für 1953 steht im 
Rechnungsjahr 1949 ein Betrag von 10,5 Mio 
DM = 1,6 v. H. gegenüber. Die nachstehende 
Übersicht zeigt den Ausgabenbedarf in den ver- 
schiedenen Jahren. 

1,6 v. H. der Gesamtausgaben 

1,4 v. H. der Gesamtausgaben 

1,0 v. H. 'der Gesamtausgaben 

1.6 v. H. der Gesamtausgaben 

1.7 v. H. der Gesamtausgaben 


Der Personalbedarf hat sich von 598 Köpfen 
im Rechnungsjahr 1949 auf 690 Köpfe im Rech- 
nungsjahr 1953 erhöht, davon 

Beamte im Beamte Angestellte 

höheren Dienst insgesamt insgesamt 


Rechnungsjahr 1949 99 

Rechnungsjahr 1953 146 

Im allgemeinen hat für den Bundesrech- 
nungshof kein Anlaß bestanden, gegen die 
Stellenvermehrung Einwendungen zu erheben. 
Sie beruht im wesentlichen auf einer Erweite- 
rung des Aufgabenumfanges. Wenn neue 
wesentliche Aufgabengebiete nicht hinzutreten, 
wird der Personalbedarf nunmehr als gedeckt 
angesehen werden können. 

Uber die Verwaltungskosten und die Per- 
sonalwirtschaft der AHSt habe ich in meinem 
schon erwähnten Gutachten eingehende Unter- 
suchungen angestellt und eine Reihe von Vor- 
schlägen gemacht. 


149 361 

321 281 

Bundesministerium für Arbeit 

(Einzelplan XI, Rechnungsjahr 1950) 

1. Arbeitslosenhilfe 

(Kapitel 1 a Rechnungsjahr 1950) 

Auf Grund des Gesetzes über Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung (AVAVG) 
vom 16. Juli 1927 wurde die damals neu ge- 
bildete Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung (RAnst.) Trägerin der 
öffentlichen Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung. Das gleiche Gesetz (AVAVG) 
bildet auch die materielle Grundlage für die 
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Berechnung und Zahlung der Arbeitslosenhilfe 
(Arbeitslosenunterstützung — Alu — und Ar- 
beitslosenfürsorgeunterstützung — Alfu — ). 
Die Reichsanstalt blieb auch während der Jahre 
1933 bis 1945 bestehen; sie hatte jedoch nach 
Änderung ihrer Organisation von 1939 an un- 
ter der Bezeichnung „Reichsstock für Arbeits- 
einsatz“ nur noch die Aufgabe, das Beitrags- 
aufkommen zu vereinnahmen und es nach 
Maßgabe des Haushaltsplanes zu verausgaben. 
Da es infolge des Krieges und der Kriegsrüstung 
praktisch keine Arbeitslosigkeit gab und Aus- 
gaben hierfür kaum noch zu leisten waren, 
sammelten sich sehr erhebliche Beitragsmittel 
im Reichsstock an. 

Nach dem Zusammenbruch im Jahre 1945 
übernahm in der britischen Zone zunächst ein 
Treuhänderausschuß die Mittel des früheren 
Reichsstocks. Die Länder der britischen Zone 
führten die Beiträge zur Arbeitslosenversiche- 
rung an den Treuhänderausschuß ab. Im Laufe 
des Rechnungsjahres 1949 stellten sie aber die 
Ablieferung der Beiträge ein, weil die Länder 
der amerikanischen und französischen Zone, der 
Weisung der zuständigen Besatzungsmächte 
entsprechend, jedes für sich das Vermögen des 
früheren Reichsstocks und das Beitragsaufkom- 
men aus der Arbeitslosenversicherung bei einem 
Landesstock vereinnahmten. Die für die Ar- 
beitslosenfürsorgeunterstützung (Alfu) (ein- 
schließlich der laufenden Unterstützung für die 
Heimkehrer — HK — Alu) erforderlichen Mit- 
tel brachten bis zum 1. April 1950 die Länder 
des Bundesgebiets auf. Seitdem trägt der Bund 
die Arbeitslosenfürsorge. Nur für das Rech- 
nungsjahr 1950 entfiel nach dem Ersten Über- 
leitungsgesetz auf die Länder noch eine Inter- 
essenquote von 10 v. H. 

Nach § 4 Abs. 4 des Gesetzes über die Er- 
richtung und Aufgaben des Bundesrechnungs- 
hofs hat der Bundesrechnungshof die Arbeits- 
losenversicherung und Arbeitslosenfürsorge zu 
prüfen. Soweit die Mittel für die Arbeitslosen- 
fürsorge noch durch Behörden der Länder ver- 
waltet wurden und daher eine gemeinsame Prü- 
fung des Bundesrechnungshofs mit den obersten 
Rechnungsprüfungsbehörden der Länder in Be- 
tracht kam, haben diese bis auf einen Fall auf 
die Beteiligung an den Prüfungen verzichtet. 
Der Prüfung unterlagen rd. 210 Arbeitsämter 
(AÄ) und 12 Landesarbeitsämter (LAÄ). 

Durch das Gesetz vom 10. März 1952 über 
die Errichtung einer Bundesanstalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung (BA) 
ist die Bewirtschaftung der Mittel für die Ar- 
beitslosenversicherung auf die BA übergegan- 
gen. Die BA hat auch die Arbeitslosenfürsorge 


durchzuführen. Dem Bundesrechnungshof steht 
die Prüfung der Haushalts- und Wirtschafts- 
führung der BA zu (§ 33 des genannten Ge- 
setzes). 

Neben der Organisation und der Verwaltung 
der Dienststellen (AÄ und LAÄ) hat der Bun- 
desrechnungshof besonders die Anwendung des 
materiellen Rechts (AVAVG, Mil.-VO. Nr. 111 
und Nr. 117 für die britische Zone, die ent- 
sprechenden Verordnungen in der US- und 
französischen Zone usw.) bei den AÄ geprüft. 

Hierbei sind insbesondere erhebliche Mängel 
folgender Art festgestellt worden: 

Die Sonderregelung bei Arbeitsausfällen in- 
folge von Mangel an Betriebsstoffen ergab zahl- 
reiche Fehler in der Berechnung, die teilweise 
zu erheblichen Überzahlungen und zur Einlei- 
tung von Riickzahlungsverfahrcn führten. 

Bei den Unterstützungsleistungen — Alu und 
Alfu — haben fast alle geprüften AÄ die Er- 
stattungsansprüche nach § 113 Abs. 2 AVAVG 
nur in Höhe der gezahlten Alu oder Alfu ge- 
gen frühere Arbeitgeber geltend gemadit, ohne 
dabei die von den AÄ entrichteten Kranken- 
kassenbeiträge zu berücksichtigen. 

Ferner hat der Bundesrechnungshof fast bei 
jedem AA Überzahlungen an Unterstützungen 
festgestellt, die auf unrichtiger oder irrtümlicher 
Auslegung von Gesetzen oder Verwaltungsan- 
ordnungen beruhten. 

Die bei der Kurzarbeiterunterstützung (KU) 
in größerem Umfange festgestellten Mängel 
waren darauf zurückzuführen, daß Betriebsprü- 
fungen von den Arbeitsämtern nicht oder nur 
unzureichend durchgeführt worden waren. Es 
mußte auch bemängelt werden, daß vielfach 
die Angaben der Arbeitgeber in den Unter- 
stützungslisten über Urlaubs-, Krankheits-, Be- 
triebs- oder gesetzliche Feiertage nicht genügend 
geprüft worden waren. Ferner war des öfteren 
zu beanstanden, daß eine andere als die be- 
triebsübliche Arbeitszeit zugrunde gelegt wor- 
den war, daß die Arbeitgeber bei Anträgen auf 
Zahlung von Kurzarbeiterunterstützung nicht 
den Ablauf der Kündigungsfrist von Angestell- 
ten und Arbeitnehmern mit erweitertem Kün- 
digungsschutz abwarteten und daß zur Kurz- 
arbeit auch übergegangen worden war, wenn 
die Voraussetzungen dafür nur bei der Minder- 
heit derBeschäftigten (desBetriebes oder einzelner 
selbständiger Betriebsabteilungen) Vorlagen. Bei 
der Förderung von Notstandsarbeiten im Rah- 
men der wertschaffenden Arbeitslosenfürsorge 
war oft die Zahl der beschäftigten Stammarbei- 
ter im Verhältnis zu der Anzahl der Notstands- 
arbeiter bei weitem zu hoch. Infolge nicht hin- 
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reichender Beachtung der Richtlinien sind in 
einigen Fällen Maßnahmen zu Unrecht geför- 
dert worden. 

Besonderes Augenmerk hat der Bundesrech- 
nungshof bei seinen örtlichen Prüfungen auf die 
Bekämpfung der Schwarzarbeit und auf die 
Verhinderung des Unterstützungsmißbrauchs 
gerichtet. Meist war der Ermittlungsdienst der 
AÄ nicht ausreichend besetzt. In diesen Fällen 
hat der Bundesrechnungshof den Ausbau des 
Ermittlungsdienstes vorgeschlagen. In anderen 
Fällen waren die Ermittlungen nicht sorgfältig 
durchgeführt worden. Die bei den örtlichen 
Prüfungen festgestellten Mängel wurden den 
zuständigen IAA zur Abstellung mitgeteilt; die 
Einziehung der Überzahlungen wurde veran- 
laßt. 

Der Bundesrechnungshof hat auch darauf 
geachtet, ob vor, bei oder nach dem Zeitpunkt 
des Übergangs der Alfu auf den Bund (1. April 
1950) Fürsorgeempfänger zu Lasten des Bundes 
Arbeitslosenfürsorgeunterstützung (Alfu) erhal- 
ten haben. Aus Anlaß einer im Dezember 1951 
vorgenommenen örtlichen Prüfung des AA 
einer Großstadt hatte der Bundesrechnungshof 
festgestellt, daß das AA in erheblicher Zahl 
Frauen in die Alfu übernommen hatte, bei 
denen es zweifelhaft war, ob die Voraussetzun- 
gen zum Unterstiitzungsbezuge Vorlagen. Auf 
die Beanstandung des Bundesrechnungshofs hat 
das AA alle fraglichen Unterstützungsfälle er- 
neut geprüft. Diese Prüfung ergab, daß rd. 
1300 Frauen entweder durch Arbeitsaufnahme 
oder aus sonstigen Gründen (Krankheit, Tod, 
Verheiratung, Überleitung auf die Sozial- 
behörde usw.) aus dem Bezug der Alfu aus- 
scheiden mußten. 

Die Arbeitsverwaltung der Stadt Berlin und 
die von ihr im Rechnungsjahr 1950 gezahlten 
Alu und Alfu wurden auf Grund der Verein- 
barung zwischen dem Bundesminister der 
Finanzen und der Stadt Berlin vom 12. Okto- 
ber 1950 über die Bundeshilfe geprüft. Es er- 
gab sich u. a., daß die Stadt Berlin den Bund 
mit rd. 4,9 Mio DM zuviel belastet hatte, teils 
weil die Ausgaben schon im Rechnungsjahr 
1949 geleistet worden waren, teils weil sie nicht 
Alu und Alfu betrafen. Das Prüfungsverfahren 
ist noch nicht abgeschlossen. Die besonderen 
Prüfungsergebnisse können deshalb erst in einer 
späteren Denkschrift behandelt werden. 

2. Sozialversicherung 

(Kapitel 1 c, Rechnungsjahr 1950) 

Auf dem Gebiet der Sozialversicherung hat 
der Bundesrechnungshof die Prüfung der Ein- 
nahmen und Ausgaben der Rentenversiche- 


rungsträger sowie der aus Bundesmitteln an die 
Sozialversicherungsträger geleisteten Zuschüsse 
noch nicht abschließen können. Der endgültige 
Abschluß der Abrechnung der Sozialversiche- 
rungsträger für das Geschäftsjahr 1950 und die 
Aufstellung der Geschäfts- und Rechnungser- 
gebnisse waren erst möglich, nachdem die Ge- 
meinlastabrechnung (vgl. §§ 1395 ff. RVO, § 6 
des Sozialversicherungs-Anpassungsgesetzes, § 8 
der DVO zu diesem Gesetz, § 4 des Renten- 
zulagegesetzes) aufgestellt war. Das Gemein- 
lastverfahren ist erst im Laufe des Jahres 1952 
zu Ende geführt worden. Die Kassen der So- 
zialversicherungsträger haben im Anschluß 
daran die erforderlichen Schlußbuchungen vor- 
genommen und die Kassenbücher für das Ge- 
schäftsjahr 1950 abgeschlossen. Der Bundesrech- 
nungshof hat inzwischen die Geschäfts- und 
Rechnungsergebnisse der Sozialversicherungs- 
träger für das Geschäftsjahr 1950 eingefordert. 

Die Prüfung der Aufwendungen des Bundes, 
die den Sozialversicherungsträgern zugeflossen 
sind, hat sich auch dadurch verzögert, daß die 
Sozialversicherungsträger für das Kalenderjahr 
Rechnung legen, während die Ausgaben des 
Bundes nach Rechnungsjahren abgerechnet wer- 
den. Rechnungs- und Kassenabschlüsse, getrennt 
für die Zeit vom 1. Januar bis 31. März 1950, 
vom 1. April bis 31. Dezember 1950 und vom 
1. Januar bis 31. März 1951 waren von den 
Sozialversicherungsträgern nicht aufgestellt, zu- 
mal sie der Bundesminister für Arbeit nicht 
ausdrücklich gefordert hatte. Da die Zuschüsse 
bis zum 31. März 1950 von den Ländern zu 
tragen waren und vom 1. April 1950 dem Bund 
zur Last fallen, sind nachträgliche zeitraubende 
Feststellungen erforderlich. 

Uber die Ergebnisse der Prüfung werde ich 
in einer späteren Denkschrift berichten. 

Bundesministerium für Verkehr 

(Einzelplan XII, Rechnungsjahre 1949 und 1950) 

1 . Bundesministerium für Verkehr und nachgeord- 
nete Dienststellen, 

ausgenommen Bundesfernverkehrsstraßen 
(s. unter 2.) 

und Deutscher Wetterdienst (s. unter 3.) 
(Einzelplan XII — ausgenommen Kapitel 10 
und 11, s. Nr. 3 — Rechnungsjahr 1949, 
Einzelplan XII — ausgenommen Kapitel 12, 
E 22, s. Nr. 2 und Kapitel 14, s. Nr. 3 — , 
Rechnungsjahr 1950) 

Allgemein 

Die Prüfung des Rechnungswerks 1949 
(Bund) und 1950 hat hinsichtlich der Hand- 
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habung des Haushaltsrechts im allgemeinen den 
Eindruck bestätigt, den der Bundesrechnungs- 
hof bereits bei den Rechnungsprüfungen 1948 
und 1949 (Vereinigtes Wirtschaftsgebiet) ge- 
wonnen hatte. Die Gesamtentwicklung ist durch 
eine weitere Festigung der Verwaltungsführung 
gekennzeichnet. Hervorzuheben ist die bei den 
Rechnungsprüfungen mehrfach beobachtete 
Initiative einiger Dienststellen, durch geeignete 
Maßnahmen — Herausgabe neuer Verwaltungs- 
vorschriften, Überarbeitung und Ergänzung 
älterer Bestimmungen usw. — für ihren Dienst- 
bereich zu einer Verwaltungsvereinfachung zu 
gelangen und die notwendige Vereinheitlichung 
des praktischen Dienstbetriebes zu fördern. 
Z. B. hat die Wasser- und Schiffahrtsdirektion 
Hannover eine Vorschrift für die Verwaltung 
der Werkstätten und Läger (Werkstättenvor- 
schrift) ausgearbeitet, die dem Bundesministe- 
rium für Verkehr als Grundlage für eine all- 
gemeine Regelung dienen soll. Zu dem gleichen 
Zweck wurden und werden laufend umfang- 
reiche Erhebungen auf wasserwirtschaftlichem 
Gebiet durchgeführt. Schließlich bereitet diese 
Wasser- und Schiffahrtsdirektion einen für alle 
Dienststellen ihres Bereichs gültigen einheit- 
lichen Aktenplan vor, eine Geschäftsverein- 
fachungsmaßnahme, deren allgemeine Einfüh- 
rung für die gesamte Wasserstraßenverwaltung 
von Nutzen sein kann. 

Im einzelnen 

a) Eine Wasser- und Schiffahrtsdirektion hat 
Kanalabgaben in Höhe von rd. 790 000 DM, 
die die Amtskasse richtig beim Titel 3 
im Rechnungsjahr 1949 vereinnahmt hatte, 
zunächst auf das Konto Verwahrungen des 
Rechnungsjahres 1950 umbuchen und später 
dem Titel 3 des Rechnungsjahres 1950 zu- 
führen lassen. Die Verwaltung hat zugege- 
ben, die Umbuchung deshalb vorgenommen 
zu haben, um die Einnahmen des Rech- 
nungsjahres 1950 gegenüber der Veran- 
schlagung zu erhöhen und dadurch das Bun- 
desministerium für Verkehr leichter zu 
einer Erhöhung der Kassenanschlagsmittel 
im Rechnungsjahr 1950 zu bewegen. Der 
Bundesrechnungshof hat den Sachverhalt 
unter Hinweis auf die Verantwortlichkeit 
des Haushaltssachbearbeiters als einen 
schweren Verstoß gegen § 68 Abs. 1 RHO 
gerügt. Der Bundesminister für Verkehr 
hat mit Erlaß vom 9. Februar 1951 die 
Wasser- und Schiffahrtsdirektion mit einer 
entspredienden Weisung für die künftigen 
Rechnungsjahre versehen. 


b) Bei derselben Direktion hat der Bundes- 
schleppbetrieb weitere Kanalabgaben für 
einen Monat in Höhe von rd. 560 000 DM 
der Amtskasse erst so spät zugewiesen, daß 
sie in die Rechnung für das Rechnungsjahr 
1949 nicht mehr aufgenommen werden 
konnten. Der Bundesrechnungshof hat das 
Bundesministerium für Verkehr gebeten, 
Vorsorge zu treffen, daß der Bundesschlepp- 
betrieb die Kanalabgaben des letzten Mo- 
nats eines jeden Rechnungsjahres, wenn 
auch nicht mit der Abrechnungssumme, so 
doch mit einer angemessenen Abschlagsaus- 
zahlung der Amtskasse der Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion so rechtzeitig über- 
weist, daß die Einnahmen noch im zuge- 
hörigen Rechnungsjahr gebucht werden 
können. Der Bundesminister für Verkehr 
hat das Erforderliche veranlaßt. 

c) Bei der Rechnungsprüfung wurde festge- 
stellt, daß das Land Niedersachsen die an 
den Bund für die Verwaltung des niedersäch- 
sischen Fischereihafens Cuxhaven und für 
den Küsten- und Inselschutz im Raume von 
Cuxhaven zu erstattenden persönlichen und 
sächlichen Verwaltungsausgaben für das 
Rechnungsjahr 1950 im Betrage von 
260 094,60 DM noch nicht gezahlt hatte. 
Der Bundesrechnungshof hat den Bundes- 
minister für Verkehr gebeten, für die Zah- 
lung des geschuldeten Betrages Sorge zu 
tragen. Nach Mitteilung des Bundesmini- 
sters für Verkehr hat das Land Niedersach- 
sen auf Anmahnung den Betrag entrichtet. 

d) Der Bundesrechnungshof hat mehrfach fest- 
gestellt, daß die Zuschläge zu den Selbst- 
kosten für Arbeiten, die Verwaltungsange- 
hörige für ihren eigenen Bedarf in Betrie- 
ben der Wasser- und Schiffahrtsdirektions- 
Verwaltung durchführen lassen, unterschied- 
lich berechnet wurden. Der Bundesminister 
für Verkehr hat daraufhin im Einverneh- 
men mit dem Bundesrechnungshof mit Er- 
laß vom 10. März 1951 die Höhe der in 
solchen Fallen zu erhebenden Zuschläge ein- 
heitlich geregelt. Er hat weiterhin angeord- 
net, daß die Inanspruchnahme behördlicher 
Einrichtungen für Privatzwecke — als Aus- 
nahmefälle — auf kleine Gelegenheitsarbei- 
ten beschränkt bleiben muß. 

e) Nach dem Gesetz über Darlehen zum Bau 
und Erwerb von Handelsschiffen vom 
27. September 1950 — Wiederaufbaugesetz 
— können aus Bundesmitteln an Reede- 
reien und Einzelreeder Wiederaufbaudar- 
lehen gegeben werden. Im ao. Haushalt 
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1950 waren im Einzelplan XII Kapitel Eil 
Titel (5) für diese Zwecke 100 Mio DM 
veranschlagt. Der Bundesrechnungshof hat 
an den Durchführungsvorschriften zu die- 
sem Gesetz — insbesondere nach der ver- 
waltungstechnischen Seite — mitgewirkt. 
Die Richtlinien des Bundesministers für 
Verkehr für die Abwicklung der Finanzie- 
rungsmaßnahmen im einzelnen — eine für 
die Verwaltungspraxis bestimmte gedrängte 
Zusammenstellung des verfahrensrechtlichen 
und materiellen Inhalts des Gesetzes und 
der dazu erlassenen DVO — beruhen zum 
Teil auf Vorschlägen des Bundesrechnungs- 
hofs. Dieser hatte in Besprechungen mit 
allen Beteiligten (Bundesminister für Ver- 
kehr, Bundesminister der Finanzen, Deut- 
sche Revisions- und Treuhand AG.) den 
gesamten Fragenkreis erörtert und die Er- 
gebnisse in gutachtlichen Stellungnahmen 
und Vorschlägen verarbeitet. 

Im Rechnungsjahr 1950 sind 79 094 995 DM 
als rückzahlbare verzinsliche Darlehen an 
Reedereien und Einzelreeder vergeben wor- 
den. Die Prüfung dieser Haushaltsmittel 
hat sich nur darauf erstreckt, ob sie ent- 
sprechend der 1. DVO zum Wiederaufbau- 
gesetz, die eine Ablösung der aus Landes- 
mitteln gewährten Vorfinanzierungsdar- 
lehen durch die Bundesdarlehen vorsah, ge- 
zahlt worden sind. Im Rahmen dieser be- 
schränkten Prüfung haben sich Beanstan- 
dungen nicht ergeben. 

Eine materielle Prüfung — die sich für 
die Rechnungsjahre 1949/50 nur auf die 
Beurteilung der Kreditwürdigkeit der Dar- 
lehensnehmer an Fland der Unterlagen 
(Gutachten der Revisions- und Treuhand 
AG., Beschlüsse des Kreditausschusses) hätte 
erstrecken können — wurde zunächst zu- 
rückgestellt im Hinblick auf den mit dem 
Gesetz erstrebten Zweck. 

Das Wiederaufbaugesetz vom 27. Sep- 
tember 1950 geht nämlich von der Ziel- 
setzung aus, den kurzfristigen Wiederauf- 
bau der deutschen Handelsflotte zu fördern, 
eine Tendenz, die u. a. in der Möglichkeit 
des Verzichts auf eine Sicherheitsleistung 
zum Ausdruck kommt — vgl. hierzu § 9 
Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes, § 8 Abs. 1 der 
1. DVO, ferner die Gesetzesbegründung 
unter Abschnitt A III Nr. 1 letzter Satz und 
die Begründung zu §§ 7 Abs. 1 bis 4 (alt), 
8 (alt) und 9 (alt) u. a. — . Angesichts der 
Tatsache, daß die Reedereien als Träger des 
Wiederaufbaues fast ausnahmslos über keine 


oder nur unzureichende eigene Mittel ver- 
fügten — die Darlehen sollen das fehlende 
Eigenkapital ersetzen — , ließ sich das vom 
Gesetzgeber verfolgte Ziel nur durch un- 
verzügliche Ingangsetzung des Schiffbau- 
programms und eine nicht engherzige 
Handhabung der Bestimmungen erreichen. 
Bei der Vergebung der Wiederaufbaudar- 
lehen konnten daher nicht immer bank- 
übliche Maßtäbe an die Kreditwürdigkeit 
der Darlehensnehmer angelegt werden; in 
besonderem Maße galt dies für die Frage der 
Sicherheitsleistung. Der Bundesrechnungshof 
hält das Vorgehen der bei der Darlehens- 
vergebung beteiligten Stellen im allgemeinen 
für vertretbar; denn es bestand im Regelfall 
keine Möglichkeit, auf andere Weise den 
Grundgedanken des Gesetzes, die deutsche 
Handelsflotte beschleunigt wiederaufzubau- 
en, zu verwirklichen. Angesichts des damals 
herrschenden Mangels an Schiffsraum war es 
aus volkswirtschaftlichen Gründen geboten, 
für einen bestimmten Zeitraum und für 
wichtige Schiffbauten die Möglichkeiten des 
Wiederaufbaugesetzes voll auszuschöpfen. 
Im Hinblick auf den inzwischen im wesent- 
lichen befriedigten Tonnagebedarf der 
Küstenschiffahrt wurden später die Bundes- 
mittel mit Recht vorzugsweise der Linien- 
schiffahrt zugeführt. Angesichts der gewach- 
senen Kapitalkraft der Reedereien sollen 
ferner für die Beurteilung der Förderungs- 
würdigkeit im Sinne des § 7 d EStG schär- 
fere Maßstäbe angelegt werden als bisher. 
Der Bau nicht eingeplanter Schiffe soll 
grundsätzlich von der Förderung durch 
Bundeskredite ausgeschlossen werden. Ferner 
wird es notwendig sein, die Gewährung von 
Krediten immer mehr an rein kommerzielle 
Bedingungen zu knüpfen. In diesem Zu- 
sammenhang ist auf die Erläuterung zu 
Kapitel E 11 Titel 5 außerordentlicher 
Haushalt 1951 und auf die auf einen Be- 
schluß des Haushaltsausschusses des Bundes- 
tages zurückgehende Äußerung der Zweck- 
bestimmung dieses Haushaltsansatzes im 
Nachtrag zum Bundeshaushaltsplan für das 
Rechnungsjahr 1951 hinzuweisen, wonach 
Darlehen auch „zu sonstigen Bedingungen 
vergeben werden dürfen. Diese Änderung 
der Zweckbestimmung deckt sich mit einer 
Anregung, die der Bundesrechnungshof dem 
Bundesminister der Finanzen übermittelt hat. 

Neuerdings wird die Gewährung von 
Wiederaufbaudarlehen zu den Bedingungen 
des Wiederaufbaugesetzes auf solche Antrag- 
steller beschränkt, die bisher noch keine 
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Forderungsdarlehen erhalten haben. In allen 
anderen Fällen werden, wenn die sonstigen 
Voraussetzungen für eine Kredithilfe aus 
Bundesmitteln gegeben sind, Darlehen nur 
zu mehr oder weniger modifizierten Be- 
dingungen vergeben. An der Entwicklung 
dieser Bedingungen war der Bundesrech- 
nungshof ebenfalls maßgeblich beteiligt. 

f) Das Deutsche Hydrographische Institut hat 
von der britischen Besatzungsmacht in den 
Jahren 1946 bis 1948 Kreiselkompaßanlagen 
und Ersatzteile übernommen. Diese waren 
im Zeitpunkt der Prüfung noch nicht nach 
Art, Stückzahl, Beschaffenheit und gemei- 
nem Wert (Verkaufswert) ordnungsmäßig 
erfaßt worden. Es handelt sich um Ver- 
mögenswerte von mindestens 2 Mio DM. 
Der Bundesrechnungshof hat die Unter- 
lassung einer vollständigen Bestandsauf- 
nahme und das Fehlen eines ordnungs- 
mäßigen Bestandsnachweises als einen erheb- 
lichen Verstoß gegen die §§ 65 RHO und 
114 RRO — die für die Verwaltung des 
Bundesvermögens grundlegend sind — 
gerügt. 

Das Institut hat dem Bundesrechnungshof 
daraufhin mitgeteilt, daß es inzwischen die 
erforderlichen Maßnahmen für die Auf- 
nahme dieser Werte in die Wege geleitet und 
insbesondere eine alle erforderlichen Merk- 
male enthaltende Lagerkartei eingerichtet 
habe. Bei der Rechnungsprüfung für das 
Rechnungsjahr 1951 ist festgestellt worden, 
daß die Bestände inzwischen ordnungsmäßig 
erfaßt worden sind. 

g) Der Bundesrechnungshof hat bei einer 
Wasser- und Schiffahrtsdirektion fest- 
gestellt, daß in den Rechnungsjahren 1949 
bis 1950 insgesamt rd. 46 000 DM für die 
Inanspruchnahme von Sachverständigen und 
Gutachtern gezahlt worden sind. Unter ande- 
rem wurden etwa 7000 DM an Sachver- 
ständige in Fragen der Lebendverbauung 
verausgabt. Dieser Betrag hätte eingespart 
werden können, da der Wasserstraßenver- 
waltung eigens für diese Zwecke ein haupt- 
amtlich angestellter Sachverständiger zur 
Verfügung steht. Der Bundesrechnungshof 
hat verlangt, daß künftig in jedem Falle 
unter Anlegung eines strengeren Maßstabes 
geprüft werden muß, ob und inwieweit die 
Heranziehung von Sachverständigen er- 
forderlich ist. 

h) Eine Wasser- und Schiffahrtsdirektion hat 
für die Anlage und Unterhaltung von Obst- 
plantagen seit der Währungsumstellung rd. 


83 000 DM verausgabt. Von diesem Betrag 
entfallen allein ca. 10 700 DM auf das 
Honorar eines freien Gartenarchitekten. Die 
Verwaltung hat die Ausgaben aus den Bau- 
unterhaltungsmitteln und z. T. aus den Bau- 
mitteln gedeckt. Der Bundesrechnungshof hat 
sowohl die Anlage der Plantagen als solche 
wie auch die Übernahme der hierfür ent- 
stehenden Kosten auf die Bauunterhaltungs- 
oder Baumittel beanstandet und empfohlen, 
die Obstplantagen sobald als möglich zu 
verpachten. Die Verwaltung hat das zu- 
gesagt. 

i) Mehrfach haben Dienststellen größere Men- 
gen Schrott verkauft, ohne sofortige Zahlung 
des Kaufpreises zu verlangen. In einem 
Falle wurden die Forderungen der Verwal- 
tung später infolge Konkurses der Schuldner 
uneinbringlich. Der Bundesminister für Ver- 
kehr hat auf Grund der Prüfungserinnerung 
des Bundesrechnungshofs angeordnet, daß 
Altmaterialien nur gegen vorherige Zahlung 
oder Zug um Zug gegen Zahlung des Kauf- 
preises abgegeben werden dürfen. Die Stun- 
dung des Kaufpreises wurde grundsätzlich 
verboten. 

2. Bundesfernverkehrsstraßen (Bundesautobahnen 
und Bundesstraßen) 

(Einzelplan XII Kapitel 12 und E 22, Rech- 
nungsjahr 1950) 

Allgemein 

Gemäß § 6 Abs. 1 des Gesetzes über die ver- 
mögensrechtlichen Verhältnisse der Bundesauto- 
bahnen und sonstigen Bundesstraßen des Fern- 
verkehrs vom 2. März 1951 ist der Bund mit 
Wirkung vom 1. April 1950 an Träger der 
Straßenbaulast für die Bundesfernverkehrs- 
straßen, die, soweit sie früher Reichsstraßen 
waren, gemäß Artikel 90 GG vom 24. Mai 1949 
an in das Eigentum des Bundes übergegangen 
sind. 

Da bei der erstmaligen Prüfung im Rechnungs- 
jahr 1950 aus Personalmangel ein Teil der Prü- 
fungen den obersten Prüfungsbehörden der Län- 
der überlassen werden mußte und im übrigen 
nur beschränkt geprüft wurde, konnte sich 
der Bundesrechnungshof zunächst nur einen 
allgemeinen Überblick verschaffen. Die Verwal- 
tung der Straßenbaumittel einschließlich des 
Nachweises ihrer Verwendung wird — dies ist 
durch die Verschiedenartigkeit der einzelnen 
Verwaltungsträger bedingt — noch nicht ein- 
heitlich gehandhabt. In ständiger Fühlungnahme 
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mit dem Bundesrechnungshof bereitet jedoch der 
Bundesminister für Verkehr die Herausgabe 
neuer Bestimmungen über die Mittelbewirtschaf- 
tung, Rechnungslegung und Rechnungsprüfung 
vor. Die neuen Vorschriften werden als allge- 
meine Verwaltungsvorschrift im Sinne des 
Art. 85 Abs. 2 GG herausgegeben. Bisher ist eine 
Erste Allgemeine Verwaltungsvorschrift für die 
Auftragsverwaltung der Bundesautobahnen und 
Bundesstraßen vom 3. Juli 1951 (Bundes- 
anzeiger 1951, Nr. 132 S. 2 ff.) erschienen, die 
im wesentlichen die förmliche und sachliche Ab- 
grenzung der Verwaltungszuständigkeiten der 
beteiligten Behörden zum Gegenstand hat. 

Als erste Maßnahme zur Verwaltungsver- 
einheitlichung sind die Runderlasse des Bundes- 
ministers für Verkehr vom 21. März 1951 und 
vom 19. April 1951 an die den Ministerien und 
Senatoren der Länder nachgeordneten Straßen- 
bauverwaltungen zu werten. Mit diesen Rund- 
erlassen wird die Vorprüfung der Rechnungen 
der Bundesfernverkehrsstraßen für die Rech- 
nungsjahre 1950 und 1951 geregelt. 

Im einzelnen 

a) Nach § 6 Abs. 3 des Gesetzes über die ver- 
mögensrechtlichen Verhältnisse der Bundes- 
autobahnen und sonstigen Bundesstraßen des 
Fernverkehrs vom 2. März 1951 sind die bis 
zum 31. März 1950 eingegangenen Einnah- 
men und geleisteten Ausgaben in den Haus- 
haltsrechnungen der Länder nachzuweisen; 
dagegen sind die ab 1. April 1950 zu leisten- 
den Ausgaben, soweit sie sich aus der 
Straßenbaulast des Bundes ergeben, auf den 
Bundeshaushalt zu übernehmen (Kassen- 
prinzip). Ein Land hat im März 1950 fällig 
gewesene Verpflichtungen aus Unternehmer- 
rechnung im Betrage von 1,67 Mio DM, die 
es nach dem vorerwähnten Gesetz auf den 
eigenen Haushalt hätte übernehmen müssen, 
dadurch auf den Bund überlastet, daß es 
Wechsel hingab, die auf einen späteren 
Fälligkeitszeitpunkt als den Stichtag gezogen 
waren. Der Bundesrechnungshof hat einen 
Ausgleich gefordert. Dieser ist dadurch her- 
beigeführt worden, daß der Bundesminister 
für Verkehr den geschuldeten Betrag mit 
Zuschüssen des Bundes für den Wetterdienst 
auf gerechnet hat. 

b) Ein Straßenbauamt hatte einem Aufkäufer 
von Schrott dadurch mittelbar eine rund 
8V2monatige zinslose Stundung des Kauf- 
preises gewährt, daß es die Kassenanweisung 
(Annahmeanordnung) verspätet erteilte. Der 
Bundesrechnungshof hat den Sachverhalt mit 


dem Hinweis beanstandet, daß der Empfän- 
ger bei derartigen Verkäufen zu einer sofor- 
tigen Begleichung des Kaufpreises anzuhalten 
sei und daß u. U. vor der Abgabe der Ma- 
terialien eine angemessene Vorauszahlung 
verlangt werden müsse. 

c) Bei der Prüfung der von einem Straßenbau- 
amt geschlossenen Verträge aus den Jahren 
1938 und früher fiel die geringe Höhe der 
vereinbarten Gebühren und Pachten auf; sie 
sind so gering, daß sie kaum den Verwal- 
tungsaufwand decken. Der Bundesrechnungs- 
hof hat gebeten, diese Verträge unter dem 
Gesichtspunkt zu prüfen, ob die Gebühren 
und Pachten angesichts der heutigen, gegen- 
über den Vorkriegsverhältnissen wesentlich 
veränderten Wirtschaftslage noch vertretbar 
sind und Unterrichtung über den Sachver- 
halt verlangt. Die Verwaltung hat eine Über- 
prüfung zugesagt, sobald die im Entwurf 
vorliegende Zweite Allgemeine Verwaltungs- 
vorschrift für die Bundesautobahnen und 
Bundesstraßen in Kraft getreten sein wird, 
die die Richtsätze über die Höhe der zu 
erhebenden Gebühren usw. enthalten soll. 

3. Deutscher Wetterdienst 

(Einzelplan XII, Kapitel 10 und 11, Rechnungs- 
jahr 1949, Einzelplan XII, Kapitel 14 mit An- 
lage 1 bis 6, Rechnungsjahr 1950) 

Die Bildung eines einheitlichen Wetter- 
dienstes für das gesamte Bundesgebiet kam im 
Rechnungsjahr 1950 noch nicht zum Abschluß. 
An den gesetzgeberischen Vorarbeiten hat der 
Bundesrechnungshof mitgewirkt. Das inzwi- 
schen ergangene Gesetz über den Deutschen 
Wetterdienst sieht als Organisationsform für 
den Wetterdienst eine dem Bundesministerium 
für Verkehr nachgeordnete bundesunmittelbare 
Anstalt ohne eigene Rechtsfähigkeit, praktisch 
also eine Bundesoberbehörde, vor. In diese An- 
stalt — deren alleiniger Träger und Kosten- 
träger der Bund ist — sind das Meteorologische 
Amt für Nordwestdeutschland mit seinen nach- 
geordneten Wetterdienststellen, die Körper- 
schaft des öffentlichen Rechts „Deutscher Wet- 
terdienst in der US-Zone“ und die Landeswet- 
terdienste der Länder Baden, Rheinland-Pfalz 
und Württemberg-Hohenzollern zu über- 
führen. 

Die Rechnungsprüfung erstreckte sich auf die 
Rechnung des Wetterdienstes in der britischen 
Zone, d. h. des Meteorologischen Amts für 
Nordwestdeutschland (MANWD) mit seinen 
nachgeordneten Dienststellen. Die Prüfung der 
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Bundesmittel, die dem „Deutschen Wetter- 
dienst in der US-Zone“ — der die Landeswet- 
terdienste der US-Zone verwaltungsorganisato- 
risch zusammenfaßt — in den Rechnungsjahren 

1949 und 1950 zugeflossen sind, ist dem 
Bayerischen Obersten Rechnungshof überlassen 
worden. Ebenso sind die Landeswetterdienste 
der französischen Zone von den obersten Rech- 
nungsprüfungsbehörden der betreffenden Län- 
der geprüft worden. 

Die Prüfungen beim MANWD für die Rech- 
nungsjahre 1949 und 1950 ergaben zahlreiche 
Verstöße gegen das Haushaltsrecht. Diese Ver- 
stöße lassen darauf schließen, daß die sachbear- 
beitenden und beaufsichtigenden Bediensteten 
z. T. ihren Aufgaben fadblich nicht voll ge- 
wachsen waren. Der Bundesrechnungshof hat 
der Verwaltung empfohlen, Verwaltungsposten 
— insbesondere solche mit leitenden oder be- 
aufsichtigenden Aufgaben — künftig im all- 
gemeinen mit Angehörigen des nichttechnischen 
Verwaltungsdienstes, die über ausreichende 
Kenntnisse und Erfahrungen im Haushaltsrecht 
verfügen, zu besetzen. 

Bundesmmisterium für Wohnungsbau 

(Einzelplan XIV, Rechnungsjahre 1949 und 1950) 

1. Nach dem „Ersten Wohnungsbaugesetz“ vom 
24. April 1950 haben Bund, Länder, Gemeinden 
und Gemeindeverbände den Wohnungsbau unter 
besonderer Bevorzugung des Baues von Woh- 
nungen, die nach Größe, Ausstattung und Miete 
für die breiten Schichten des Volkes bestimmt 
und geeignet sind (Sozialer Wohnungsbau), als 
vordringliche Aufgabe zu fördern mit dem Ziel, 
daß innerhalb von 6 Jahren möglichst 1,8 Mio 
Wohnungen dieser Art geschaffen werden. Auf 
Grund dieses Gesetzes wurden erstmalig an Mit- 
teln zur Förderung des sozialen Wohnungsbaues 
365,8 Mio DM in den Bundeshaushaltsplan für 

1950 eingesetzt mit der Maßgabe, daß die Ein- 
nahmen an Zinsen und Tilgungsbeträgen den 
Mitteln zufließen und die Mittel übertragbar 
sind. Die Bundeshaushaltsmittel werden durch 
den Bundesminister für den Wohnungsbau nach 
einem besonderen Schlüssel an die Länder ver- 
teilt und diesen darlehensweise gegen Schuld- 
schein überlassen. Nach den Richtlinien des Bun- 
desministers für Wohnungsbau und des Bundes- 
ministers der Finanzen vom 4. März 1950 für 
die Verteilung von Bundeshaushaltsmitteln für 
den sozialen Wohnungsbau unterliegt die Ver- 
wendung der den Ländern gegebenen Darlehen 
der Prüfung durch den Bundesrechnungshof. 
Wie die örtlichen Feststellungen ergeben haben, 
die der Bundesrechnungshof zusammen mit dem 


Bundesminister für Wohnungsbau bei den für 
den sozialen Wohnungsbau zuständigen Mi- 
nistern der Länder Nordrhein-Westfalen und 
Württemberg-Baden getroffen hat, lassen sich 
die für den sozialen Wohnungsbau zur Ver- 
fügung gestellten Bundeshaushaltsmittel nur in 
der Landesebene auseinanderhalten, während bei 
den unteren Stellen keine Übersicht mehr be- 
steht, welche Mittel der Bund und welche das 
Land gegeben hat. Sämtliche den Ländern für 
den sozialen Wohnungsbau zur Verfügung 
stehenden Mittel werden miteinander vermischt 
und nach einem besonderen Plan auf die Be- 
willigungsbehörden als Landesdarlehen verteilt. 
Somit kann der Bundesrechnungshof die Ver- 
wendung der den Ländern aus Bundeshaushalts- 
mitteln gegebenen Darlehen nur gemeinsam 
mit den obersten Rechnungsprüfungsbehörden 
der Länder prüfen. 

Der Bundesrechnungshof hat von einer ge- 
meinsamen Prüfung der Bundeshaushaltsmittel 
für 1950 Abstand genommen, weil diese Mittel 
den Ländern global gegen Schuldschein über- 
lassen worden sind und die Länder die Ver- 
pflichtung übernommen haben, die Darlehen 
mit jährlich 1 v. H. zuzüglich ersparter Zinsen 
zu tilgen und ohne Rücksicht auf das tatsäch- 
liche Zinsaufkommen mit jährlich 1 v. H. zu 
verzinsen. Die Prüfung des Bundes rech nungs- 
hofes hat sich für 1950 also nur auf den redi- 
nungsmäßigen Nachweis der Ausgaben und 
Einnahmen zur Förderung des sozialen Woh- 
nungsbaues — Einzelplan XIV Kapitel I Ti- 
tel 33 — und auf die von den Ländern gefor- 
derten Verwendungsnachweise — § 64 a RHO — 
erstreckt. 

Um den dringenden Wohnungsbedarf der 
Verwaltungsangehörigen des Bundes (Beamte, 
Angestellte und Arbeiter) zu decken und Aus- 
gaben für Trennungsentschädigungen einzuspa- 
ren, ist die Wohnungsfürsorge für diesen Per- 
sonenkreis im Rechnungsjahr 1950 neu geregelt 
worden. Während die Schaffung von Wohn- 
raum für Verwaltungsangehörige bisher allei- 
nige Aufgabe des Bundesministers der Finan- 
zen war, obliegt die Wohnungsfürsorge des 
Bundes für seine Verwaltungsangehörigen nun- 
mehr dem Bundesminister für Wohnungsbau. 
Nur die Wohnungsfürsorge für die Angehöri- 
gen der Zollverwaltung einschl. Zollgrenzschutz 
sowie der bundeseigene Wohnungsbau gehören 
zum Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Finanzen. Bundespost und Bundesbahn führen 
eine eigene Wohnungsfürsorge durch. 

Den Vollzug der Wohnungsfürsorge für 
Bundesbedienstete hat der Bundesminister für 
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Wohnungsbau auf die Oberfinanzdirektionen 
übertragen, soweit es sich um die Wohnraum- 
beschaffung außerhalb des Bonner Raumes han- 
delt. Für Wohnungsfürsorgemaßnahmen inner- 
halb dieses Raumes ist der Bundesminister für 
Wohnungsbau selbst zuständig. 

2. Das Bundesministerium für Wohnungsbau hat 
— wie schon im Rechnungsjahr 1949 (vgl. Ka- 
pitel 1 Titel 31) — für Forschungsaufträge und 
zur Förderung des Wohnungs- und Siedlungs- 
wesens im zentralen Aufgabenbereich auch im 
Rechnungsjahr 1950 erhebliche Mittel im Bun- 
deshaushaltsplan Kapitel 1 bei den Titeln 31 
(Förderung der Bauforschung und des Woh- 
nungs- und Siedlungswesens im zentralen Auf- 
gabengebiet), 32 (Förderung von Versuchs- und 
Vergleichsbauten) und 36 (Unterstützung von 
Vorhaben der Bundesorganisation des Klein- 
gartenwesens) veranschlagt und hieraus ver- 
schiedenen Landesdienststellen, Instituten, Ver- 
bänden usw. Beträge von 500 bis 100 000 DM 
zur Verfügung gestellt. Die Ausgaben waren 
nicht durch Verwendungsnachweise nach § 64 a 
RHO belegt. 

Der Bundesrechnungshof hat die Vorlage der 
Verwendungsnachweise gefordert und das Bun- 
desministerium für Wohnungsbau ersucht, ihn 
künftig gemäß § 64 a RHO vor der Festlegung 
der Bestimmungen über die Führung der Ver- 
wendungsnachweise durch die empfangenden 
Stellen zu beteiligen. Inzwischen hat die Bun- 
desregierung Richtlinien betr. Zuwendungen 
des Bundes an außerhalb der Bundesverwaltung 
stehende Stellen und für den Nachweis der Ver- 
wendung der Mittel nach § 64 a Abs. 1 RHO 
erlassen. 

3. Den in Bonn wohnenden Angehörigen des 
Bundesministeriums für Wohnungsbau wurden 
die Fahrkosten zwischen dem Wohnort (Bonn) 
und dem Beschäftigungsort (Duisdorf) erstattet. 
Da die Entfernung zwischen Bonn und Duis- 
dorf nur 4 km beträgt und Duisdorf in das in- 
zwischen ausgebaute und verbesserte Verkehrs- 
netz von Bonn einbezogen ist, hielt der Bun- 
desrechnungshof die Erstattung der Fahrkosten 
(Jahresausgabe insgesamt 13 000 DM) nicht für 
vertretbar und regte beim Bundesministerium 
für Wohnungsbau an, die Zulässigkeit dieser 
Zahlungen zu klären. Der Bundesminister der 
Finanzen hat die Fahrgelderstattung ebenfalls 
nidit für zulässig erachtet und mit Erlaß vom 
19. Dezember 1951 entschieden, daß die Fahr- 
kosten innerhalb des Raumes von Bonn von 
jedem Verwaltungsangehörigen selbst zu tragen 
sind. Duisdorf ist mit* Wirkung vom 1. No- 


vember 1952 zum Nachbarort des Stadtkreises 
Bonn bestimmt worden. 

4. Einem Beamten des Wohnungsbauministeriums 
ist für die Benutzung eines eigenen „überwie- 
gend im dienstlichen Interesse“ angeschafften 
Personenkraftwagens für 65 441 km innerhalb 
eines Jahres eine Kilometervergütung in Höhe 
von rd. 17 000 DM gezahlt worden. Der Bun- 
desrechnungshof hält diese Vergütung für zu 
hoch und hat sich für eine weitere Staffelung 
der in dem Erlaß des Bundesministers der 
Finanzen vom 22. September 1950 vorgesehe- 
nen Fahrleistungen, und zwar für eine über 
10 000 km liegende Leistung, eingesetzt. Der 
Bundesminister der Finanzen hat die Entschä- 
digung für die Benutzung eigener Kraftfahr- 
zeuge bei Dienstreisen im Oktober 1952 neu 
festgesetzt, so daß die Angelegenheit ihre Er- 
ledigung gefunden hat. 

Allgemeine Finanzverwaltung 

(Einzelplan XXIII, Rechnungsjahre 1949 und 1950) 

1. Ablieferungen der Deutschen Bundesbahn in 
den Rechnungsjahren 1949 und 1950 

(Kapitel 1 Titel 1, Rechnungsjahre 1949 und 
1950) 

Auf die 174,5 Mio DM, die die Deutsche 
Bundesbahn nach § 6 des Gesetzes über die 
Feststellung des Haushaltsplans der Verwaltung 
des Vereinigten Wirtschaftsgebiets für das 
Rechnungsjahr 1949 vom 22. Juli 1949 
(WiGBl. S. 187) in Verbindung mit § 5 des 
Gesetzes über die Aufstellung und Ausführung 
des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungs- 
jahr 1949 vom 7. Juni 1950 (BGBl. S. 199) ab- 
zuliefern hatte, wurden für April und Mai 1949 
29 Mio DM gezahlt. Als Rückstand verblieben 
145,5 Mio DM. Nach § 10 des Gesetzes über 
die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für 
das Rechnungsjahr 1950 vom 29. Juni 1951 
(BGBl. II S. 125) waren für das Redinungsjahr 
1950 ebenfalls 174,5 Mio DM abzuliefern; eine 
Ablieferung hat jedoch nicht stattgefunden. 
Der Gesamtrückstand betrug mithin beim Ab- 
schluß des Rechnungsjahres 1950 320 Mio DM. 

Der Bundesminister für Verkehr hat dem 
Bundesminister der Finanzen am 28. Novem- 
ber 1949 erklärt, daß die Bundesbahn angesichts 
des Betriebsdefizits und der hohen kurzfristi- 
gen Verschuldung nicht in der Lage sei, den 
Zahlungsverpflichtungen nach dem Gesetz für 
das Rechnungsjahr 1949 weiter nachzukommen; 
zugleich hat er eine entsprechende Ergänzung 
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des Haushaltsgesetzes beantragt. Aus den glei- 
chen Gründen sind auch die für das Rechnungs- 
jahr 1950 geschuldeten Ablieferungen unter- 
blieben. 

Die Bereinigung der Rückstände ist Gegen- 
stand von Verhandlungen zwischen dem Bun- 
desminister der Finanzen, dem Bundesminister 
für Verkehr und der Bundesbahn. Die Ver- 
handlungen sind soweit fortgeschritten, daß 
mit einem Erlaß der Rückstände in Höhe von 
320 Mio DM unter noch zu vereinbarenden 
Bedingungen zu rechnen ist. 

Der Ausgang der Verhandlungen über die 
Rückstände aus 1949 und 1950 wird in der 
nächsten Denkschrift mitgeteilt werden — vgl. 
auch den Vorbehalt zu Einzelplan XXIII Ka- 
pitel 1 Titel 1 der Einnahmen der Haushalts- 
rechnungen 1949 und 1950 in den Bemerkun- 
gen des Bundesrechnungshofes. Vom Rechnungs- 
jahr 1951 ab sind Ablieferungen der Bundes- 
bahn in der bisherigen Weise nicht mehr vor- 
gesehen; für die Verwendung eines Über- 
schusses des Jahresabschlusses gilt nunmehr § 33 
des Bundesbahngesetzes vom 13. Dezember 1951 
(BGBl. I S. 955). 

2. Umsatzsteuer 

(Kapitel 2 Titel 1 a, Rechnungsjahr 1950) und 
Beförderungsteuer 

(Kapitel 2 Titel 2, Rechnungsjahr 1950) 

a) Organisation und Verwaltung 

Die Umsatzsteuer und die Beförderung- 
steuer wurden im Rechnungsjahr 1949 von 
den Ländern verwaltet. Auf Grund der 
Art. 106 Abs. 1 und 108 Abs. 1 GG ging 
die Verwaltung im Rechnungsjahr 1950 auf 
den Bund über. Die Organisation der 
Finanzverwaltung ist im Gesetz vom 6. Sep- 
tember 1950 geregelt. 

Die Umsatzsteuer und die Beförderung- 
steuer werden seit dem Inkrafttreten des 
FVG von der Oberfinanzdirektion verwal- 
tet, und zwar durch Verwaltungsangehörige 
des Bundes, die der Besitz- und Verkehr- 
steucrabteilung zugeteilt sind und dem 
Oberfinanzpräsidenten unmittelbar unter- 
stehen. Die Oberfinanzdirektion erhält ihre 
Weisungen für die Umsatz- und Beförde- 
rungsteuer unmittelbar vom Bundesminister 
der Finanzen. Bei der Bearbeitung nimmt 
sie die Hilfe der Finanzämter in Anspruch. 
Die Finanzämter führen insoweit zusätzlich 
die Bezeichnung Umsatzsteuerstelle oder Be- 
förderungsteuerstelle der Oberfinanzdirek- 


tion. Die Länder erhalten für die Mitwir- 
kung bei der Verwaltung der Umsatzsteuer 
und der Beförderungsteuer eine Entschädi- 
gung in Höhe von 2 v. H. des Aufkommens. 

Die Änderungen in der Organisation der 
Finanzverwaltung vollzogen sich nach den 
Feststellungen des Bundesrechnungshofs 
ohne nennenswerte Schwierigkeiten; sie 
führten aber auf dem Gebiet des Haus- 
halts-, Kassen- und Rechnungswesens zu 
einer wesentlichen Mehrarbeit. 

b) Überleitung 

Als Stichtag für die Überleitung der Ein- 
nahmen aus der Umsatzsteuer und der Be- 
förderungsteuer auf den Bund bestimmte 
das Erste Überleitungsgesetz den 1. April 
1950. Um den rechtzeitigen Übergang der 
Einnahmen zu gewährleisten, hatten der 
Bundesminister der Finanzen und die Ober- 
finanzdirektionen vor dem Stichtag nähere 
Anweisungen zur Durchführung der Über- 
leitung gegeben. Alle bis zum 31. März 1950 
eingegangenen Steuereinnahmen verblieben 
den Ländern (sogenanntes Kassenprinzip). 
Dazu gehörten auch solche Steuerbeträge, 
die vor dem 1. April 1950 bei den Finanz- 
kassen eingegangen waren, aber aus zeit- 
lichen oder technischen Gründen erst nach 
diesem Stichtag als Haushaltseinnahmen ge- 
bucht werden konnten. 

Der Bundesrechnungshof hat die Über- 
leitung und die laufende Ablieferung der 
Bundesabgaben bei den örtlichen Prüfun- 
gen der Finanzämter und der Oberfinanz- 
kassen überprüft. Nach seinen Feststellun- 
gen haben die Finanzkassen die Überleitung 
entsprechend den Bestimmungen des Ersten 
Überleitungsgesetzes durchgeführt. Die Ab- 
lieferungen an die Bundeshauptkasse waren 
jedoch in einzelnen Fällen nicht pünktlich 
und vollständig. Verschiedentlich ergaben 
sich Verzögerungen dadurch, daß die Ein- 
nahmen zunächst an die Landeshauptkassen 
überwiesen, aber von diesen nicht vollstän- 
dig weitergeleitet wurden. Die Mängel sind 
inzwischen behoben. Die Überleitung der 
am 31. März 1950 vorhanden gewesenen 
hohen Rückstände der ehemaligen Deut- 
schen Reichsbahn an Beförderungsteuer ist 
noch daraufhin zu überprüfen, ob ihr Er- 
gebnis überall den Grundsätzen und dem 
Sinn des Überleitungsgesetzes entspricht. 

c) Umsatzsteuer 

Die Prüfung der Verwaltung der Umsatz- 
steuer ergab zahlreiche Beanstandungen. 
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Diese beruhten in der Hauptsache auf der 
meist ungenügenden Personalbesetzung und 
der Arbeitsüberlastung der Finanzämter. 
Dadurch mußten an den Arbeitswillen und 
an die Arbeitskraft der Verwaltungsangehö- 
rigen Anforderungen gestellt werden, die 
weit über das normale Maß hinausgingen. 
Der Mangel an Betriebsprüfern führte da- 
zu, daß selbst die dringendsten Prüfungs- 
fälle oft nicht erledigt werden konnten. 

Im einzelnen ist zu bemerken: 

Die Sicherung des Steueraufkommens er- 
fordert eine straffe Durchführung des Vor- 
anmeldungsverfahrens. Häufig wurde je- 
doch der rechtzeitige Eingang der Umsatz- 
steuervoranmeldungen und der Umsatz- 
steuervorauszahlungen nicht genügend über- 
wacht. Von der Möglichkeit, die Höhe der 
Umsatzsteuervorauszahlungen bei Nichtab- 
gabe der Voranmeldungen von Amts wegen 
durch Schätzung festzusetzen, wurde zu 
wenig Gebrauch gemacht. Verspätungszu- 
schläge und Säumniszuschläge wurden oft 
auch dann nicht festgesetzt, wenn die Steuer- 
pflichtigen es aus Gewohnheit oder Nach- 
lässigkeit unterlassen hatten, die Voranmel- 
dungen rechtzeitig einzureichen und die 
Vorauszahlungen pünktlich zu entrichten. 

Säumniszuschläge waren auch in den Fäl- 
len nicht erhoben worden, in denen die 
nicht rechtzeitige Entrichtung der Steuer 
ein Steuervergehen darstellte und der Steuer- 
pflichtige wegen dieses Vergehens rechts- 
kräftig bestraft worden war. Nach § 1 der 
Zweiten Verordnung zur Durchführung des 
Zweiten Gesetzes zur vorläufigen Neuord- 
nung von Steuern vom 5. September 1949 
hat der Steuerschuldner in diesen Fällen 
Säumniszuschläge für die bis zur Nachfor- 
derung verflossene Zeit zu entrichten. Diese 
neu eingeführte Vorschrift war von fast 
allen geprüften Finanzämtern nicht beachtet 
worden. 

Sowohl die Voranmeldungen als auch die 
Jahressteuererklärungen wurden häufig nicht 
gründlich genug bearbeitet. In vielen Fällen 
beschränkte sich die Bearbeitung auf die 
formelle und rechnerische Nachprüfung der 
Angaben. Auch die richtige Anwendung der 
Steuersätze war oft nicht nachgeprüft wor- 
den. So wurden Einzelhandelsunternehmen, 
deren Jahresumsatz sich infolge des Wirt- 
schaftsauf Schwungs auf mehr als 1 Mio DM 
erhöht hatte, weiter mit dem allgemeinen 
Steuersatz von 3 v. H. statt mit dem er- 
höhten Steuersatz von 3,75 v. H. (§ 7 Abs. 4 


Ziff. 1 UStG) besteuert; auch in den Fällen 
des § 7 Abs. 4 Ziff. 2 UStG wurde die er- 
höhte Steuerpflicht der Umsätze im Einzel- 
handel nicht immer beachtet. Der ermäßigte 
Steuersatz des § 7 Abs. 2 Ziff. 2 UStG 
(Backwaren) wurde zu Unrecht auch für 
solche Waren zugelassen, die dem allgemei- 
nen Steuersatz unterliegen. Unternehmern, 
die sowohl Großhandel als auch Einzel- 
handel betreiben, war Steuerfreiheit oder 
Steuerbegünstigung für die Lieferungen im 
Großhandel (§ 4 Ziff. 4, § 7 Abs. 3 UStG) 
auch dann gewährt worden, wenn die Um- 
sätze außerhalb des Großhandels im Vorjahr 
mehr als 75 v. H. des Gesamtumsatzes be- 
tragen hatten. Darüber hinaus war in der 
Mehrzahl der Fälle nicht geprüft worden, 
ob die Voraussetzungen der Steuerfreiheit 
oder Steuerbegünstigung Vorlagen, insbe- 
sondere ob der Buchnachweis vorhanden 
war. 

Bei Geschäftsveräußerungen, Umwandlun- 
gen von Personengesellschaften in Kapital- 
gesellschaften oder von Kapitalgesellschaften 
in Personengesellschaften war Umsatzsteuer 
teilweise nicht oder nicht in der richtigen 
Höhe erhoben worden. Ebenso wurden die 
Hilfsumsätze nicht immer vollständig er- 
faßt. Bei der Veranlagung hatten die Finanz- 
ämter nicht immer ausreichend geprüft, ob 
der erklärte Umsatz der Höhe nach zutraf. 
Soweit sich bei diesen Prüfungen Anhalts- 
punkte für die Unrichtigkeit von Umsatz- 
steuererklärungen ergaben, hätten diese in 
größerem Umfange beanstandet und die 
Umsätze ggf. geschätzt werden müssen. 

Die Bearbeitung der Umsatzsteuer Vergü- 
tungen nach § 16 UStG (Ausfuhrvergütun- 
gen und Ausfuhrhändlervergütungen) ent- 
sprach häufig nicht den Vorschriften. In 
vielen Fällen beschränkte sie sich auf die 
formelle und rechnerische Überprüfung der 
Vergütungsanträge. Die örtliche Überprü- 
fung war teilweise stark im Rückstand. Ver- 
schiedentlich waren die Vergütungen un- 
richtig festgesetzt. Insbesondere war mehr- 
fach nicht beachtet, daß die Ausfuhrvergü- 
tung für den Übergangszeitraum vom 
21. Juni bis 30. September 1948 nicht in 
voller Höhe, sondern nur im Verhältnis 
10:1 gewährt werden durfte (§ 3 der VO 
über Umsatzsteuervergütungen nach der 
Währungsreform vom 11. April 1949). 

Bei der Überprüfung des Standes der Er- 
hebung und Beitreibung stellte der Bundes- 
rechnungshof mehrfach hohe Rückstände 
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fest, deren Beitreibung nicht eingeleitet 
oder nicht mit dem gebotenen Nachdruck 
betrieben war. Der Bundesrechnungshof hat 
auf die beschleunigte Einziehung der Rück- 
stände und auf eine schärfere Überwachung 
der säumigen Steuerschuldner hingewirkt. 

Die Oberfinanzdirektionen haben auf 
Grund der Prüfungsfeststellungen und An- 
regungen des Bundesrechnungshofes Maß- 
nahmen getroffen, um die Bearbeitung der 
Umsatzsteuer zu verbessern. Der Betriebs- 
prüfungsdienst wurde verstärkt, die Prü- 
fung der steuerfreien und steuerbegünstig- 
ten Umsätze soweit wie möglich nachgeholt. 
Die Oberfinanzdirektionen haben die 
Finanzämter durch Rundverfügungen auf 
die richtige Anwendung der Vorschriften 
hingewiesen und mit näheren Weisungen, 
insbesondere für die Bearbeitung und ört- 
liche Prüfung der Vergütungsanträge, ver- 
sehen. 

Unter der Voraussetzung, daß die größ- 
tenteils bestehende Unterbesetzung der 
Finanzämter beseitigt wird, lassen die ge- 
troffenen Verwaltungsmaßnahmen sowie 
die bessere Ausbildung und Fortbildung der 
Veranlagungsbeamten erwarten, daß die 
Umsatzsteuer mehr und mehr mit der Sorg- 
falt und Gründlichkeit bearbeitet werden 
wird, die ihr nach ihrer Bedeutung zu- 
kommt. 

d) Beförderungsteuer 

Bei der Prüfung waren vor allem die 
ungenügende Ausübung der Steueraufsicht 
und die mangelnde Auswertung der bei 
Verkehrskontrollen gefertigten Kontroll- 
mitteilungen zu beanstanden. Viele Unter- 
nehmer hatten die monatlich einzureichen- 
den Nachweisungen entweder überhaupt 
nicht oder verspätet oder unvollständig ab- 
gegeben. Die Zusammenarbeit der Beförde- 
rungsteuerstellen mit den Veranlagungs- 
stellen, der Austausch von Kontrollmittei- 
lungen über die Höhe der Beförderungsent- 
gelte und ihre Nachprüfung waren unzurei- 
chend. Infolge ungenügender Überwachung 
bestanden in Einzelfällen hohe Steuerrück- 
stände. 

Verzögerungen im Steuereingang und 
Steuerausfälle ergaben sich auch daraus, daß 
für die Abrechnung der Beförderungsteuer 
im Güterfernverkehr die bewährte Einrich- 
tung des früheren Reichs-Kraftwagen-Be- 
triebsverbandes nicht mehr besteht. Die mei- 
sten Unternehmer sind Mitglieder von Verei- 


nigungen (Fernverkehrsgenossenschaften), die 
in Verbindung mit der Abrechnung der Be- 
förderungsentgelte auch die Beförderung- 
steuer abrechnen. Abgerechnet wurde jedoch 
bisher nicht mit der für den einzelnen 
Unternehmer örtlich zuständigen Beförde- 
rungsteuerstelle, sondern mit der Beförde- 
rungsteuerstelle am Sitz der Genossenschaft, 
und zwar nicht für jeden einzelnen Unter- 
nehmer, sondern für die Gesamtheit der 
Mitglieder. Dadurch hatte in der Mehrzahl 
der Fälle weder die eine noch die andere 
Beförderungsteuerstelle die Steueraufsicht 
über diese Unternehmer ausgeübt. Insbe- 
sondere war auch nicht gewährleistet, daß 
die Unternehmer die als „Selbstlader“ aus- 
geführten Beförderungsleistungen der Ab- 
rechnungsstelle stets rechtzeitig und voll- 
ständig gemeldet und die dafür geschuldete 
Beförderungsteuer abgeführt hatten. 

Der Bundesminister der Finanzen hat 
durch Erlaß vom 6. Mai 1951 angeordnet, 
daß die Abrechnungsstellen die Beförde- 
rungsteuer im Güterfernverkehr nunmehr 
mit der für den einzelnen Unternehmer ört- 
lich zuständigen Beförderungsteuerstelle ab- 
zurechnen haben. Er hat die Oberfinanz- 
direktionen außerdem angewiesen, die Be- 
arbeitung der Beförderungsteuer innerhalb 
des Oberfinanzdirektionsbezirks bei einzel- 
nen größeren Finanzämtern zusammenzu- 
fassen, soweit das noch nicht der Fall war. 
Diese Maßnahmen sind inzwischen durchge- 
führt. Sie werden es zusammen mit den 
weiteren Vorkehrungen, die auf Grund der 
Prüfungsmitteilungen des Bundesrechnungs- 
hofes getroffen worden sind, den Finanz- 
ämtern ermöglichen, die Beförderungsteuer 
gründlicher zu bearbeiten und vor allem die 
Steueraufsicht so zu verstärken, wie es an- 
gesichts des Umfangs der zu Tage getre- 
tenen Steuerverkürzungen zur Sicherung 
des Steueraufkommens erforderlich ist. 

3. Zölle und Verbrauchsteuern 

(Kapitel 2, Rechnungsjahr 1949 und Kapitel 3, 
Rechnungsjahr 1950) 

Allgemeines 

Das Recht der Gesetzgebung über Zölle, Ver- 
brauchsteuern und Finanzmonopole (Brannt- 
wein- und Zündwarenmonopol) übte nach dem 
Gesetz über Zolle und Verbrauchsteuern vom 
11. März 1949 der Wirtschaftsrat des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebietes aus. Nach Auf- 
lösung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes ging 
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diese Zuständigkeit auf den Bund über 
(Art. 105 GG). 

Die der Verwaltung des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes zustehenden Zölle (einschließlich 
der mit ihnen zu erhebenden Umsatzausgleich- 
steuer) und Verbrauchsteuern (Kaffee- und Tee- 
steuer) übernahm der Bund am 21. September 

1949 mit der Errichtung der Bundesverwaltung 
als eigene Einnahmen. Im Gebiet der franzö- 
sischen Zone wurden diese Abgaben auf Grund 
des Ersten Überleitungsgesetzes in der Fassung 
vom 21. August 1951 ebenfalls mit Wirkung 
vom 21. September 1949 auf den Bund über- 
geleitet. Die übrigen Verbrauchsteuern und die 
Monopolabgaben flössen noch bis zum 31. März 

1950 den Ländern zu; sie gingen ab 1. April 
1950 — mit Ausnahme der Biersteuer — 
ebenfalls auf den Bund über (Erstes Über- 
leitungsgesetz). Eine einheitliche Bundes- 
zollverwaltung bestand zunächst noch nicht. 
Sie wurde erst auf Grund des Gesetzes 
über die Finanzverwaltung vom 6. Sep- 
tember 1950 aus den Zollverwaltungen der 
einzelnen Bundesländer und den zonalen 
und bizonalen Zollgrenzdienstbehörden ge- 
schaffen. Bis dahin oblag die Erhebung und 
Verwaltung der Zölle und Verbrauchsteuern 
den Ländern. Die Beamten, Angestellten und 
Arbeiter der Länder, die in der Zoll- und Ver- 
brauchsteuerverwaltung und iim Zollgrenzdienst 
beschäftigt waren, traten mit dem 1. Oktober 
1950 in den Dienst des Bundes über. 

Die den Ländern zufließende Biersteuer wird 
durch die Bundeszollverwaltung mit erhoben. 
Als Beitrag zu den Kosten der Verwaltung der 
Biersteuer erhält der Bund von den Ländern 
vom 1. April 1950 ab eine Entschädigung in 
Höhe von 2 v. H. des Aufkommens dieser 
Steuer. 

Die Rechnungsprüfung oblag in der ameri- 
kanischen und in der französischen Zone, soweit 
und solange die Einnahmen noch den Ländern 
zuflossen, den Landesrechnungshöfen. Im üb- 
rigen war für die Prüfung der Bundesrech- 
nungshof zuständig. 

Einzelne Priifungsergebnisse 

a) Überwachung der Sicherheiten im Zollan- 
weisungsverfahren 

Soweit die aus dem Ausland eingeführten 
Waren nicht an der Grenze im endgültigen 
Zollverfahren zum freien Verkehr abgefer- 
tigt werden, können sie dem Zollbeteiligten 
(d. h. demjenigen, der die Zollgüter im Be- 
sitz hat) mit Zollbegleitschein zur Weiter- 


beförderung an einen Ort im Bundesgebiet 
überlassen werden. Der Zollbeteiligte haftet 
von der Aushändigung des Zollbegleit- 
scheines an für den Zoll nach dem höchsten 
in Betracht kommenden Zollsatz, wenn das 
Zollanweisungsgut nicht oder nicht ord- 
nungsmäßig wieder gestellt wird. Er hat auf 
Erfordern Sicherheit zu leisten. Für den 
Durchgangsverkehr auf Landstraßen ist die 
Sicherheitsleistung grundsätzlich vorge- 
schrieben. Soweit nicht nur für den einzel- 
nen Fall, sondern allgemein Sicherheit ge- 
leistet wird, kommt der Überwachung der 
noch nicht in Anspruch genommenen oder 
wieder frei gewordenen Sicherheiten beson- 
dere Bedeutung zu. Der Bundesrechnungs- 
hof hat deshalb beim Bundesminister der 
Finanzen die Führung eines besonderen 
Überwachungsbuches für Zollbegleitschein- 
Sicherheiten angeregt, aus dem der jeweilige 
Stand der frei verfügbaren Sicherheiten er- 
sichtlich ist. Der Bundesminister der Finan- 
zen hat den Vorschlag des Bundesrechnungs- 
hofs aufgegriffen und den Oberfinanzdirek- 
tionen die Einführung des Überwachungs- 
buches bei Zollstellen mit größerem Begleit- 
scheinverkehr empfohlen. Es ist somit Vor- 
sorge getroffen, daß Einnahmeausfälle nach 
Möglichkeit vermieden werden. 

b) Einziehung von Waren geringen Wertes 
(Bagatellsachen) 

Die französische Militärregierung hatte 
im Januar 1947 angeordnet, daß „die Ein- 
bringer von kleinen, nicht angemeldctcn 
Warenmengen, bei denen sich die Einlei- 
tung und Durchführung eines Strafverfah- 
rens nicht lohnt (Bagatellsachen), einen 
, Verzicht 1 zu unterzeichnen haben, und 
daß die eingegangenen Waren durch die 
Hauptzollämter von Zeit zu Zeit zu ver- 
werten sind“. Eine solche Regelung ist in 
der deutschen Zollgesetzgebung nicht vor- 
gesehen. Diese laßt den Verzicht nur bei 
ordnungsmäßiger Anmeldung der einge- 
brachten Waren zu (vgl. § 73 ZG). Um je- 
doch die Anordnung der französischen Mili- 
tärregierung mit den deutschen Vorschrif- 
ten in Einklang zu bringen, erklärte sich das 
Badische Finanzministerium, Abteilung für 
Steuern und Zölle, auf Grund des § 477 
Abs. 1 AO damit einverstanden, daß in 
jenen Fällen von der Einleitung und Durch- 
führung von Strafverfahren abgesehen und 
die Ware auf Grund von § 414 AO cinge- 
zogen werde. Die Entscheidung darüber, 
ob die Nichtanmeldung von kleinen Waren- 
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mengen als „Bagatellsache“ anzusehen sei, 
übertrug es den Zollabfertigungsbeamten, 
für Zweifelsfälle den Leitern der Abferti- 
gungsstellcn oder den Vorstehern der Zoll- 
ämter. 

Für ein solches Bagatellverfahren fehlt 
eine Rechtsgrundlage. Auf Anregung des 
Bundesrechnungshofs ist es deshalb durch 
die Oberfinanzdirektion Freiburg aufgeho- 
ben worden. 

c) Befugnis zur Genehmigung von Unterwer- 
fungsverhandlungen 

Nach § 2 Abs. 4 der VO vom 1 . No- 
vember 1921 (RGBl. I S. 1 328) über die 
Unterwerfung im Strafverfahren gemäß 
§ 445 der Reichsabgabenordnung kann sich 
der Oberfinanzpräsident die Genehmigung 
einer Unterwerfungsverhandlung allgemein 
oder für besondere Falle Vorbehalten. Im 
Erlaß vom 4. Mai 1932 (RZB1. S. 200) hatte 
der Reichsfinanzminister bestimmt, daß die 
Oberfinanzpräsidenten von dieser Befugnis 
nur Gebrauch machen sollten, wenn das 
Flauptzollamt im Unterwerfungsverfahren 
eine Geldstrafe von mehr als 1 0 000 RM 
festgesetzt hat. 

Diese Wertgrenze ist durch Erlaß RFM 
vom 23. Februar 1942 (RZBl. S. 36) auf- 
gehoben worden; zugleich sind die Ober- 
finanzpräsidenten angewiesen worden, sich 
die Genehmigung nicht mehr vorzubehal- 
ten. Nach 1945 haben die einzelnen Länder 
die Wertgrenzen zum Teil in verschiedener 
Höhe wieder eingeführt. Die vom Bundes- 
rechnungshof angeregte einheitliche Rege- 
lung im Bundesgebiet ist nach Mitteilung 
des Bundesministers der Finanzen in Vor- 
bereitung. 

d) Einziehung von Nebenkosten bei gebühren- 
pflichtigen zollamtlichen Begleitungen 

Mehrere Zollstellen hatten bei gebühren- 
pflichtigen Begleitungen durch Zollbeamte 
die Nebenkosten (Fahrkosten, Zehrgelder 
usw.) von den Gebührenschuldnern nicht 
eingezogen, weil sie den § 19 der Gebühren- 
ordnung für das Zoll-, Verbrauchsteuer- 
und Branntweinmonopolverfahren, der am 
27. November 1943 zunächst aufgehoben, 
aber später von den einzelnen Finanzmini- 
sterien der Länder wieder in Kraft gesetzt 
worden war, nicht beachtet hatten. Hier- 
durch waren erhebliche Einnahmeausfälle, 
z. B. bei einem Zollamt rd. 18 000 DM jähr- 
lich, entstanden. 


Der Bundesrechnungshof hat veranlaßt, 
daß die Nebenkosten künftig eingezogen 
werden. 

e) Festsetzung und Erhebung der Essigsäure- 
steuer 

Bei einem großen Essigsäurehersteller 
setzte der allein im Betrieb tätige Abferti- 
gungsbeamte (Oberzollsekretär) die Essig- 
säuresteuer für die in den freien Verkehr 
überführten Mengen fest und übergab der 
Zollkasse formlos eine Mitteilung über den 
von der Firma zu zahlenden monatlichen 
Essigsäuresteuerbetrag von annähernd 
200 000 DM. 

Die Zollkasse vereinnahmte den Steuer- 
betrug ohne weitere Nachprüfung und gab 
die formlose Mitteilung mit der Buchungs- 
bescheingung an den Abfertigungsbeamten 
zurück. Der Bundesrechnungshof hat darauf 
hingewiesen, daß die Steuerbeträge durch 
schriftliche Steuerbescheide anzufordern, der 
Zollkassc Zweitschriften der Steuerbescheide 
zur Überwachung des Geldeingangs zuzu- 
leiten sind und daß in Zukunft die Steuer- 
berechnung von einem zweiten Beamten 
nachzuprüfen ist. Die Oberfinanzdirektion 
hat entsprechende Anordnungen getroffen 
und verfügt, daß die Abfertigungen zukünf- 
tig — wie es auch früher der Fall gewesen 
ist — durch zwei Beamte vorgenommen 
werden. 

4. Branntweinmonopol 

(Kapitel 3 Titel 7, Rechnungsjahr 1950) 

Bis zum 31. März 1950 verwalteten die Län- 
der das Branntweinmonopol treuhänderisch. 
Vom 1. April 1950 an übernahm mit Zustim- 
mung der Finanzminister der Länder der Bun- 
desministcr der Finanzen die oberste Sach- 
leitung auf dem Gebiet des Branntweinmono- 
pols, die er durch eine zum gleichen Zeitpunkt 
errichtete Überleitungsstelle für das Brannt- 
weinmonopol durchführen ließ. Im übrigen 
führten die Länderverwaltungen ihre bisheri- 
gen Aufgaben auf dem Gebiet des Branntwein- 
monopols im Laufe des Rechnungsjahres 1950 
weiterhin durch. Eine Bundesmonopolverwal- 
tung für Branntwein ist erst durch das Gesetz 
vom 8. August 1951 (BGBl. I S. 491) mit Wir- 
kung vom 1. Oktober 1950 errichtet worden. 

Nach dem Ersten Überleitungsgesetz stehen 
die Einnahmen aus der Branntweinsteuer vom 
1. April 1950 an dem Bunde zu. Für den Ertrag 
des Monopols bestimmt § 19 des Ersten Über- 
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leitungsgesetzes, daß der für das Geschäftsjahr 
1949/50 durch Zwischenbilanz nach kaufmän- 
nischen Grundsätzen zum 31. März 1950 fest- 
zustellende Reingewinn den Ländern zusteht. 

Der Bundesrechnungshof hat diese Zwischen- 
bilanzen der Ländermonopolverwaltungen ge- 
prüft und zwar in Bayern und Niedersachsen 
gemeinsam mit den obersten Rechnungsprü- 
fungsbehörden dieser Länder, in den übrigen 
Ländern allein. Die Prüfung in Niedersachsen 
erfolgte gemäß § 20 des Ersten Überleitungs- 
gesetzes; ihr Ergebnis ist also für die Beteilig- 
ten, d. h. für Bund und Land, verbindlich. Die 
Zwischenbilanzen waren nach unterschiedlichen 
Gesichtspunkten aufgestellt. Auf Grund der in 
den gemeinsamen Prüfungen mit den obersten 
Rechnungsprüfungsbehörden von Bayern und 
Niedersachsen erarbeiteten Grundsätze konnte 
der Bundesrechnungshof die Zwischenbilanzen 
auch der übrigen Ländcrmonopolverwaltungen 
nicht unbeanstandet lassen. Er hat sie nach ein- 
heitlichen Grundsätzen neu aufgestellt und den 
beteiligten Länderfinanzministern zur Stel- 
lungnahme übersandt. 

Diese haben die Beanstandungen des Bundes- 
rechnungshofs, insbesondere seine abweichende 
Gewinnfeststellung, nicht anerkannt. Der Bun- 
desminister der Finanzen hat daraufhin den 
Bundesrechnungshof ersucht, nach § 20 des 
Ersten Überleitungsgesetzes gemeinsam mit den 
zuständigen obersten Rechnungsprüfungsbe- 
hörden der Länder — ausgenommen Nieder- 
sachsen — zu prüfen, ob das finanzielle Ergeb- 
nis der Überleitung des Ertrags des Monopols 
den Grundsätzen des § 19 a. a. O. entspricht. 

Diese Verfahren sind noch nicht abgeschlos- 
sen. 

5. Abgabe „Notopfer Berlin“ 

(Kapitel 2 Titel 3, Rechnungsjahr 1949; Kapi- 
tel 4, Rechnungsjahr 1950) 

Die Abgabe „Notopfer Berlin“ wurde durch 
das Gesetz des Wirtschaftsrates vom 8. Novem- 
ber 1948 mit Wirkung vom 1. November 1948 
eingeführt, und zwar zunächst für die Dauer 
von 3 Monaten. Die Weitergewährung der 
„Finanzhilfe für Berlin“ machte es erforderlich, 
die Geltungsdauer des Gesetzes mit gewissen 
Änderungen von Jahr zu Jahr zu verlängern, 
und zwar zuletzt durch Gesetz vom 28. März 
1953 bis zum 31. Dezember 1954. Das Gesetz 
vom 29. Dezember 1949 dehnte die Bestim- 
mungen auf die Länder der französischen Zone 
und den bayerischen Kreis Lindau aus; damit 
wird die Abgabe seit dem 1. Januar 1950 ein- 
heitlich im gesamten Bundesgebiet erhoben. 


Durch das Änderungsgesetz vom 23. Dezember 
1950 wurden die Abgabesätze mit Wirkung 
vom 1. Januar 1951 erhöht. Eine weitere Er- 
höhung brachte das Änderungsgesetz vom 
10. März 1952. Der Erhöhung steht eine ge- 
ringere Belastung der Abgabepflichtigen mit 
zwei und mehr Kindern gegenüber. 

Wie der Bundesrechnungshof bei seinen Prü- 
fungen feststellte, hatten es die Finanzämter 
häufig unterlassen, die Vorauszahlungen vom 
1. Januar 1951 an nach den erhöhten Abgabe- 
sätzen neu festzusetzen. Verschiedentlich waren 
infolge unrichtiger Anwendung der Tabelle zu 
niedrige Vorauszahlungen für die Zeit nach 
dem 1. Januar 1951 erhoben worden. Ferner 
waren die Vorauszahlungen für die Kalender- 
jahre 1950 und 1951 nicht immer dem gestie- 
genen Einkommen angepaßt. Audi für die Ver- 
anlagungszeiträume 11/1948 und 1949 ergaben 
sich Nachforderungen, weil ein zu niedriges 
Einkommen veranlagt war. Der Bundesrech- 
nungshof hat in den beanstandeten Fällen eine 
Berichtigung der Steuerfestsetzungen veranlaßt. 

Die Abgabe „Notopfer Berlin“ hat sich in 
ihrer finanziellen Auswirkung, insbesondere 
seit ihrer Erhöhung am 1. Januar 1951, zu einer 
zusätzlichen Steuer vom Einkommen entwik- 
kelt. Der Tarif enthielt jedoch bis zum Inkraft- 
treten des Änderungsgesetzes vom 10. März 
1952 im Gegensatz zum Einkommensteuertarif 
keine sozialen Vergünstigungen, denn abgese- 
hen von einer geringfügigen Ermäßigung der 
Abgabe für die Abgabepflichtigen der Steuer- 
klassen II und III wurde der Familienstand bei 
der Berechnung der Abgabe nicht berücksich- 
tigt. Durdi das Änderungsgesetz vom 10. März 
1952 wurde der Abgabetarif zwar nach sozialen 
Gesichtspunkten umgestaltet; auch wurde die 
einseitige, durch die Abrundungsvorschriften 
entstandene Mehrbelastung der Arbeitneh- 
mer beseitigt. Es verbleibt jedoch nach wie vor 
eine Benachteiligung der Arbeitnehmer gegen- 
über den Veranlagten. So erhält der Arbeitneh- 
mer im Lohnsteuerjahresausgleich (z. B. wegen 
erhöhter Werbungskosten und Sonderausgaben, 
unständiger Beschäftigung) zwar die zuviel ge- 
zahlte Lohnsteuer und Kirchensteuer, nicht aber 
den Mehrbetrag der Abgabe „Notopfer Ber- 
lin“ zurück. Bei den Veranlagten mindern da- 
gegen alle Ermäßigungen des Einkommens re- 
gelmäßig auch die Abgabe „Notopfer Berlin“. 
Unterschiedlich ist auch die Behandlung der 
Sondervergütungen (Weihnachtszuwendungen, 
Tantiemen u. ä.). Für die Berechnung der Lohn- 
steuer können solche Vergütungen auf ein Jahr 
verteilt werden, wenn dies für den Arbeitneh- 
mer günstiger ist. Bei der Abgabe „Notopfer 
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Berlin“ werden sic jedoch voll dem Arbeitslohn 
des Monats hinzugerechnet, in dem sie dem 
Arbeitnehmer zugeflossen sind. 

Falls die Abgabe noch für längere Zeit beibe- 
haltcn wird, sollten aus Gründen einer gleich- 
mäßigen Besteuerung die erwähnten Nachteile 
beseitigt werden. Ich behalte mir vor, ggf. eine 
dahingehende Änderung beim Bundesminister 
der Finanzen anzuregen. 

6. Wohnungsfürsorge für Verwaltungsangehörige 
des Bundes 

(Kapitel 3 hinter Titel 2 Einnahme, Kapitel 3 
Titel 3 Ausgabe Rechnungsjahr 1949, Kapitel 7 
hinter Titel 1 Einnahme, Kapitel 3 Titel (6) 
Ausgabe Rechnungsjahr 1950) 

a) Die vom Vereinigten Wirtschaftsgebiet be- 
reits im Rechnungsjahr 1948 in Angriff ge- 
nommene Beschaffung von Wohnraum für 
Verwaltungsangehörige wurde vom Bund 
in den Rechnungsjahren 1949 und 1950 in 
verstärktem Maße fortgesetzt, um die 
Wohnverhältnisse der Verwaltungsangchö- 
rigen zu bessern und die Aufwendungen für 
Trennungsentschädigungen hcrabzumin- 
dern. Aus den hierfür bewilligten Mitteln 
wurden der Neubau, Wiederaufbau und 
Ausbau von Mietwohnungen für Angehö- 
rige der Bundesverwaltung durch Darlehens- 
gewährung an Bauträger gefördert und bun- 
deseigene Wohnungen erstellt. Vom Rech- 
nungsjahr 1950 ab ist die Wohnungsfür- 
sorge für diesen Personenkreis neu geregelt 
worden; vgl. Abschnitt „Bundesministerium 
lür Wohnungsbau“. 

b) Infolge dieser Neuregelung werden die Aus- 
gabcmittel vom Rechnungsjahr 1950 an ge- 
trennt nach den Aufgabengebieten des Bun- 
desministers der Finanzen und des Bundes- 
ministers für Wohnungsbau bei Einzelplan 
XXIII a. o.H. Kapitel 13 Titel 1 (Woh- 
nungsfürsorge für die Angehörigen der Zoll- 
verwaltung und des Zollgrenzdienstes so- 
wie Durchführung bundeseigenen Woh- 
nungsbaus) und bei Einzelplan XIV o. H. 
Kapitel 1 Titel 34 (zur Durchführung von 
sonstigen Wohnungsfürsorgemaßnahmen 
für Vcrwaltungsangehörige des Bundes — 
ausgenommen Bundesbahn und Bundespost 
— ) veranschlagt. In beiden Fiaushaltsplänen 
ist vorgesehen, daß die Einnahmen an Zin- 
sen und Tilgungsbeträgen den Ausgabemit- 
teln zufließen. 

e) Einige Dienststellen der Verwaltung haben 
bereits vor der Herausgabe der ersten all- 


gemeinen Richtlinien zur Wohnraumbc- 
schaffung für Vcrwaltungsangehörige — 
Erlaß der Verwaltung für Finanzen des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebiets vom 1. August 
1949 — Verträge über die Gewährung von 
Wohnungsbaudarlehen abgeschlossen. Diese 
Verträge weichen von den oben genannten 
Richtlinien der Verwaltung für Finanzen, 
die im Benehmen mit dem Rechnungshof 
im Vereinigten Wirtschaftsgebiet aufgcstcllt 
waren, in folgenden Punkten ab: 

1. Dic Darlehen wurden dinglich gesichert. 
Dabei hat die Verwaltung für Verkehr 
des Vereinigten Wirtschaftsgebiets in ver- 
schiedenen Fällen zur Sicherung der Dar- 
lehen und der Nebenansprüche Höchstbe- 
tragshypotheken nur in Höhe der bewil- 
ligten Darlehen eintragen lassen, so daß 
das Grundstück für Zinsen und Nebcn- 
leistungen, die den Höchstbetrag über- 
steigen, nicht haftet. 

2. Verschiedene Dienststellen haben die Dar- 
lehen nicht ratenweise nach dem Fort- 
schritt der Bauarbeiten an den Bauträger 
ausgezahlt, sondern die Bauhandwerker- 
rechnungen für den Bauträger beglichen. 
Dieses Verfahren ist ungewöhnlich und 
belastet die Verwaltung unnötig. 

3. Beim Abschluß der Verträge sind von 
vornherein Zinssätze zwischen 2 und 5 
v. H., am häufigsten solche von 3V-2 v. H. 
jährlich, vereinbart worden, obgleich nach 
den Richtlinien grundsätzlich ein Zinssatz 
von 4 v. H. zugrundegelegt werden soll. 
Der Bundesrechnungshof hat sich eine 
Nachprüfung der Zinssätze Vorbehalten 
und die Bewilligungsbehörden ersucht,, in 
allen Fallen, in denen ein niedrigerer Zins- 
satz als 3 V 2 v. H. jährlich vereinbart wor- 
den ist, an Hand von Wirtschaftlichkeits- 
berechnungen für die betreffenden Bau- 
vorhaben nachzuweisen, daß der ermä- 
ßigte Zinssatz berechtigt ist. 

4. Nach den Richtlinien der Verwaltung für 
Finanzen des Vereinigten Wirtschaftsge- 
biets sollten die Wohnungsbaudarlehcn 
mit 2 v. H. jährlich unter Zuwachs der 
ersparten Zinsen getilgt werden. Die ver- 
einbarten Tilgungssätze liegen jedoch zwi- 
schen 1 v. H. und 2 V 2 v. H. jährlich zu- 
züglich der durch die laufende Tilgung 
ersparten Zinsen. In einigen Fällen sind 
auch höhere oder gleichbleibende Jahres- 
sätze (d. h. ohne Zuwachs ersparter Zin- 
sen) vereinbart worden. 
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5. Der Beginn der Verzinsung und Tilgung 
der Wohnungsbaudarlehen stimmt oft 
mit den in den Richtlinien festgelegten 
Zeitpunkten nicht überein; auch wurden 
als Fälligkeitstage für die Zahlung der 
Zins- und Tilgungsbeträge nicht der 1. Ja- 
nuar und 1. Juli jd. Jahres, sondern der 
1. April und der 1. Oktober vereinbart, 
ha einzelnen Fallen sind nicht halbjähr- 
liche, sondern monatliche Zahlungen vor- 
gesehen. 

6. Statt eines Wohnungsbesetzungsrechts für 
die Dauer des Vertrages, mindestens aber 
für die Dauer von 20 Jahren nach Ver- 
tragsabschluß, sind dem Bund Besetzungs- 
rechte von erheblich kürzerer Dauer, z. 
T. nur für 5 Jahre, eingeräumt worden. 
Vielfach ist auch versäumt worden, zur 
Sicherung dieses Besetzungsrechts eine be- 
schränkte persönliche Dienstbarkeit an 
dem Grundstück zugunsten des Bundes 
zu bestellen und im Grundbuch eintragen 
zu lassen. 

Der Bundesrechnungshof hat die Be- 
willigungsbchörden veranlaßt, künftig 
nach den Richtlinien und Weisungen des 
Bundesministers für Wohnungsbau zu 
verfahren. 

d) Einige Dienststellen haben übertragbare 
Haushaltsmittel, die für Darlehensteilbeträge 
vorgesehen, aber am Schluß des Rechnungs- 
jahres nicht verwendet waren, verausgabt 
und auf ein Sperrkonto eines Bankinstituts 
eingezahlt oder bei den Verwahrungen ge- 
bucht, weil sie befürchteten, daß die am 
Schluß des Rechnungsjahres verbliebenen 
Ausgabereste im folgenden Rechnungsjahr 
nicht früh genug wieder zur Verfügung ste- 
hen würden. Der Bundesrechnungshof hat 
dieses Verfahren, das gegen §§ 26 Abs. 1 
und 2, 63 Abs. 1, 68 Abs. 1, 77 RHO ver- 
stößt, beanstandet. Hierüber ist eine Be- 
merkung aufgestellt, vgl. Bemerkungen Ab- 
schnitt C I Nr. 5. 

7. Vermögensteil des ehemaligen Reichsvermögens 
(britische Zone) ohne Beteiligungen des ehe- 
maligen Reichs und Preußens 

(Einzelplan XXIII a. o. Haushalt Kapitel 12 
Titel 1 — Wirtschaftsplan — Anlage zum 
Bundeshaushaltsplan 1950 — ) 

Allgemeines 

Das Reich besaß bei seinem Zusammenbruch 
im Mai 1945 ein erhebliches Vermögen, das sich 
aus Liegenschaften und beweglichen Sachen, aus 


Beteiligungen an wirtschaftlichen Unternehmen 
sowie aus Forderungen und anderen geldwerten 
Rechten zusammensetzte. Durch das Gesetz zur 
vorläufigen Regelung der Rechtsverhältnisse des 
Reichsvermögens und der preußischen Beteili- 
gungen vom 21. Juli 1951 — Vorschaltgesetz — 
wurde die Verwaltung dieses Vermögens für 
das gesamte Bundesgebiet einheitlich geregelt. 
Der Bundesrechnungshof hat an den Bespre- 
chungen über die Entwürfe des Vorschaltgesetzes 
und der am 26. Juli 1951 erlassenen Verord- 
nung zur Durchführung des § 6 des Gesetzes 
teilgenommen. Seine Vorschläge sind bei den 
endgültigen Fassungen in wichtigen Punkten 
berücksichtigt worden. 

In der amerikanischen Zone war das Vermö- 
gen des Reichs usw. auf Grund des MR-Gesetzes 
Nr. 19 der US-Militarregierung grundsätzlich 
auf die Länder zu übertragen. In der franzö- 
sischen Besatzungszone ermächtigte die Verord- 
nung Nr. 217 der französischen Militärregie- 
rung die Länder dieser Zone, die gleiche Über- 
t r a g u n g vor z i in e h m c n . 

In der britischen Besatzungszone war das 
Reichsvermögen auf Grund der im September 
1949 in Kraft getretenen Verordnung Nr. 202 
der britischen Militärregierung von den Lan- 
dern im Aufträge und nach Weisung des Bun- 
des zu verwalten. 

Vom 1. August 1951 an wird das Reichsver- 
mögen, soweit nach dem Vorschaltgesetz und 
der Durchführungsverordnung dazu die Ver- 
waltung dem Bund zusteht, grundsätzlich aus 
dem Bundeshaushalt — 1951 und 1952 über 
einen Wirtschaftsplan — bewirtschaftet. Dies 
gilt insbesondere auch für die Vermögenswerte 
der ehemaligen Wehrmacht, während die Werte 
des Reichsarbeitsdienstes, der Organisation 
Todt, der Waffen-SS und der Gestapo noch 
teilweise von den Ländern verwaltet und dem- 
entsprechend die Einnahmen und Ausgaben in 
den Länderhaushalten ausgebracht werden. 

Die das ehemalige Rcichsvermögen betreffen- 
den Einnahmen und Ausgaben sind in der bri- 
tischen Zone nach Auflösung des Zonenhaus- 
halts bis zum Jahre 1949, in der amerikanischen 
und in der französischen Besatzungszone bis 
zum 31. Juli 1951 in den Länderhaushalten 
nachgewiesen worden. Für die britische Besat- 
zungszone wurden im Rechnungsjahre 1950 die 
Einnahmen und Ausgaben des Reichsvermögens 
— ohne Beteiligungen des Reichs und Preu- 
ßens — in einem Wirtschaftsplan zum Einzel- 
plan XXIII des Bundeshaushaltsplans aufge- 
nommen, im Rechnungsjahr 1951 in einem 
Wirtschaftsplan zum Einzelplan VIII. Im Nach- 
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trag zum Bundeshaushaltsplan 1951 wurde ein 
entsprechender Wirtschaftsplan für die Einnah- 
men und Ausgaben des in der amerikanischen 
und in der französischen Besatzungszone und 
in Berlin belegenen Reichsvermögens — ohne 
Beteiligungen des Reichs und Preußens — für 
die Zeit vom 1. August 1951 bis 31. Marz 1952 
aufgestellt und als Anlage 2 dem Einzelplan VIII 
beigegeben. Da nach Inkrafttreten des Vor- 
schaltgesetzes für die Verwaltung des Reichs- 
vermögens eine einheitliche Rechtsgrundlage 
gegeben war, konnten die Einnahmen und Aus- 
gaben im Rechnungsjahre 1952 in einem Wirt- 
schaftsplan zusammengefaßt werden. Vom 
Rechnungsjahr 1953 an ist ein Wirtschaftsplan 
nicht mehr aufgestellt worden. Die das Reichs- 
vermögen betreffenden Einnahmen und Aus- 
gaben werden jetzt unmittelbar bei den ent- 
sprechenden Titeln in Kapitel 0806 des Bun- 
deshaushaltsplans veranschlagt. 

Da im Rechnungsjahr 1950 nur die Einnah- 
men und Ausgaben für das ehemalige Reichs- 
vermögen, soweit es in der britischen Besat- 
zungszone belegen ist, in dem Wirtschaftsplan 
zum Bundeshaushaltsplan erfaßt werden, be- 
schränken sich die nachstehenden Ausführungen 
auf diesen Teil des Reichsvermögens. Der Be- 
wirtschaftung nach dem Wirtschaftsplan unter- 
lagen 

a) Liegenschaften und bewegliche Gegenstände 
des Reichs, soweit sie nicht Dienststellen des 
Bundes für ihre eigenen Verwaltungszwecke 
dienten und deshalb aus den Lachhaushalten 
zu bewirtschaften waren, 

b) Forderungen des Reichs. 

Diese stehen in ihrer Höhe noch nicht fest, 
da die Unterlagen zum großen Teil noch feh- 
len. Von den Forderungen sind bisher nur die 
Darlehen erfaßt, die aus Mitteln des Reichs zur 
Förderung des Wohnungsbaues über den frü- 
heren Reichsarbeitsminister und die Wehrmacht 
gewährt worden sind. 

Wegen der Beteiligungen verweise ich auf 
den den Bemerkungen beigefügten Bericht des 
Bundesrechnungshofs über die Prüfung von 
Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit. 

Die Liegenschaften sind durch Kriegs- und 
Nachkriegsereignisse in besonderem Maße in 
Mitleidenschaft gezogen. Für die Beseitigung 
der Schäden hatten die Länder der britischen 
Zone nur geringe Mittel aufgewendet, weil sie 
die gesetzliche Regelung der Rechtsverhältnisse 
des Reichsvermögens erst abwarten wollten. 
Zur Erhaltung der Substanz und zur wirt- 
schaftlichen Nutzbarmachung der Grundstücke 


sind voraussichtlich noch für längere Zeit erheb- 
liche Zuschüsse an Haushaltsmitteln erforderlich. 

Allgemeine Prüf ungs fest Stellungen 

a) Alle Oberfinanz- und Finanzkassen in der bri- 
tischen Zone hatten zum Jahresabschluß erheb- 
liche Außenstände an Miet- und Pachtbeträgen; 
sie betrugen etwa 12 bis 25 v. H. der Istein- 
nahmen. 

Da die Außenstände nach den Erfahrungen 
von Jahr zu Jahr größer werden und vielfach 
auf eine zu große Nachsichtigkeit der Verwal- 
tungsstellen und Kassen zurückzuführen sind, 
hat der Bundesrechnungshof die Oberfinanz- 
direktionen ersucht, der Einziehung der rück- 
ständigen Mieten und Pachten erhöhte Auf- 
merksamkeit zu schenken und dahin zu wirken, 
daß die nicht gezahlten Beträge rechtzeitig an- 
gemahnt und mit allem Nachdruck eingezogen 
werden. 

b) Mehrere Verwaltungsstellen für Reichs- und 
Staatsvermögen hatten nur wenige und unbe- 
deutende Grundstücke in Verwaltung, so daß 
ihre Verwaltungskosten in keinem wirtschaft- 
lichen Verhältnis zu dem Miet- und Pachtauf- 
kommen der Grundstücke standen. Auf Anre- 
gung des Bundesrechnungshofs haben die Ober- 
finanzdirektionen diese Stellen aufgelöst und 
ihre Aufgaben anderen Verwaltungsstellen 
übertragen. 

Dadurch werden erhebliche Verwaltungs- 
kosten eingespart. 

c) In vielen Fällen hatten Verwaltungsstellen für 
Reichs- und Staatsvermögen Verträge aus frü- 
herer Zeit bestehen lassen oder neue Verträge 
geschlossen, ohne die veränderten wirtschaft- 
lichen Verhältnisse der Nachkriegszeit zu be- 
rücksichtigen. Zum Teil waren die Verträge 
unvollkommen und ließen die Rechte und 
Pflichten der vertragschließenden Parteien nicht 
genügend erkennen, so daß sich Unstimmigkei- 
ten und Schwierigkeiten mit Mietern und 
Pächtern ergaben. 

Der Bundesrechnungshof hat veranlaßt, dal? 
solche Verträge unter Beachtung der Kündi- 
gungsfristen durch neue Verträge ersetzt oder 
ergänzt wurden. Den Oberfinanzdirektionen 
wurde empfohlen, soweit nicht bereits gesche- 
hen, Mustermiet- und -Pachtverträge für ihren 
Bereich aufzustellen. Um zu erreichen, daß alle 
Oberfinanzdirektionen die gleichen Vertrags- 
muster verwenden, hat der Bundesrechnungshof 
angeregt, Einheitsmusterverträge für das ganze 
Bundesgebiet herauszugeben. Dieser Anregung 
hat der Bundesminister der Finanzen bisher 
nicht entsprochen. 
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d) Das für die Flakstellungen erforderliche Ge- 
lände war in den Kriegsjahren zum großen Teil 
auf Grund des § 1 der Zweiten Durchführungs- 
verordnung zum Schutzbereichgesetz vom 
10. November 1939 in Anspruch genommen 
worden. Nach den Verträgen zwischen der 
früheren Wehrmacht und den Grundstücks- 
eigentümern hatten die Eigentümer s. Zt. für 
die Grundstücke eine Entschädigung erhalten, 
die dem vollen damaligen Wert entsprach. Im 
Falle der Rückgabe der Grundstücke an den 
Grundstückseigentümer vor Ablauf einer Frist 
von 25 Jahren sollte der Eigentümer dem 
Reichsfiskus (Heer) den Wert z. Zt. der Rück- 
gabe erstatten. Von der Eintragung der Rechts- 
änderung in das Grundbuch wurde s. Zt. aus 
Geheimhaltungsgründen Abstand genommen. 

In Unkenntnis dieser Vorgänge — vielerorts 
waren die nur in einer Ausfertigung abgesetzten 
Verträge und sonstigen Unterlagen im Kriege 
vernichtet worden — gaben manche Verwal- 
tungsstellen solche Grundstücke gleich nach dem 
Zusammenbruch an die Grundstückseigentümer 
zurück oder ließen es zu, daß sie von den 
Grundstückseigentümern unentgeltlich genutzt 
wurden. 

Der Bundesrechnungshof hat die Verwal- 
tungsstellen ersucht, die Sach- und Rechtslage 
zu klären, für die bereits zurückgegebenen 
Grundstücke eine Werterstattung zu fordern 
oder für die Nutzung der Flächen eine Pacht 
von den Grundstückseigentümern zu erheben. 

e) Liegenschaften der ehemaligen Wehrmacht sind 
nach ihrer Freigabe durch die Besatzungsmacht 
häufig erst nach vielen Monaten vermietet oder 
verpachtet worden, weil Lander und Städte sich 
die Belegung der Liegenschaften Vorbehalten 
oder langwierige Verhandlungen mit den ver- 
schiedensten Behörden und Dienststellen statt- 
gefunden hatten, bevor Klarheit über die Art 
der Verwendung der Liegenschaften oder über 
die Finanzierung der beabsichtigten Um- und 
Ausbauten geschaffen werden konnte. So kam 
es mitunter, daß Firmen, die sich um die Miet- 
objekte bemüht hatten, ihre Bewerbungen zu- 
rückzogen, weil sie inzwischen andere Objekte 
für ihren Betrieb gefunden hatten. 

Flierdurch sind dem Bund ganz erhebliche 
Mietausfälle entstanden. Der Bundesrechnungs- 
hof hat daher die Oberfinanzdirektionen er- 
sucht, künftig darauf zu halten, daß die Ent- 
scheidungen über die Vermietung und Verpach- 
tung der Liegenschaften mit größter Beschleu- 
nigung getroffen werden. 


f) Zahlreiche Grundstücke der ehemaligen Wehr- 
macht sind im Kriege zerstört oder stark be- 
schädigt worden, zum Teil waren auch die 
Gebäude bei Kriegsschluß noch nicht fertigge- 
stellt. Da für die aus baulichen wie auch aus 
wirtschaftlichen Gründen notwendige Instand- 
setzung und Fertigstellung der Gebäude nicht 
genügend Haushaltsmittel zur Verfügung stan- 
den, haben die Oberfinanzdirektionen häufig 
mit den Mietern und Pächtern vereinbart, daß 
diese die Erstinstandsetzung übernahmen und 
ihre — bauamtlich anerkannten — Aufwen- 
dungen mit der laufenden Miete verrechneten. 
Zum Teil haben die Oberfinanzdirektionen dar- 
über hinaus auch Instandsetzungsarbeiten der 
Mieter und Pächter aus zurückliegender Zeit, 
für die keine Genehmigung eingeholt worden 
war, sowie Um- und Erweiterungsbauten, die 
die Mieter und Pächter in ihrem eigenen Inter- 
esse ausgeführt hatten, als wertverbessernd an- 
erkannt und ebenfalls mit der laufenden Miete 
verrechnet. 

In allen diesen Fällen wurden die vertraglich 
vereinbarten Miet- und Pachtbeträge bis zur 
Tilgung der von den Oberfinanzdirektionen 
anerkannten Investierungskosten nicht mit ihren 
vollen Beträgen, sondern nur mit den teilweise 
bis zu 80 v. H. gekürzten Beträgen zum Soll 
gestellt und die anerkannten Baukosten weder 
haushaltsmäßig veranschlagt, noch an der für 
sie vorgesehenen Stelle in der Rechnung nadi- 
gewiesen. 

Dieses Verfahren entspricht nicht dem Sinn 
der §§ 7, 45 b und 69 Abs. 1 RHO. 

Der Bundesrechnungshof hat daher gefordert, 
daß die Erstinstandsetzungen von Gebäuden 
grundsätzlich von der Verwaltung durchgeführt 
und ordnungsmäßig im Haushaltsplan veran- 
schlagt werden. Soll ausnahmsweise eine Erst- 
instandsetzung vom Mieter ausgeführt und 
sollen die aufgewendeten Kosten mit der Miete 
verrechnet werden, so muß vorher die Zustim- 
mung des Bundesministers der Finanzen einge- 
holt werden, da eine solche Vereinbarung der 
Verpflichtung, über ein Rechnungsjahr hinaus 
Auszahlungen zu leisten (§ 45 b RHO), wirt- 
schaftlich gleichkommt. Um- und Erweiterungs- 
bauten, die vom Mieter für seine Zwecke für 
notwendig gehalten werden, dürfen nach An- 
sicht des Bundesrechnungshofs nur nach vor- 
heriger Genehmigung der Verwaltungsstellen 
und auf Kosten des Mieters durchgeführt wer- 
den. Ob die Ein- und Umbauten des Mieters 
späterhin zweckentsprechend verwertet werden 
können und eine objektive Werterhöhung der 
Liegenschaft bedeuten, kann erst nach Beendi- 
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gung des Mietverhältnisses und bei einer Neu- 
Vermietung übersehen werden. Eine Werterstat- 
tung könnte also erst nach Beendigung des 
Mietverhältnisses in Frage kommen. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesmi- 
nister der Finanzen auf diese Angelegenheit 
hingewiesen und angeregt, die Oberfinanzdirek- 
tionen anzuweisen, wie sie zu verfahren haben. 
Der Bundesminister der Finanzen hat dem ent- 
sprochen. 

g) Länder, Kreise und Gemeinden, karitative Ver- 
bände, Lebensversicherungsanstalten usw. in 
der britischen Zone haben nach dem Zusam- 
menbruch zahlreiche Liegenschaften des Reichs, 
besonders der ehemaligen Wehrmacht, vor- 
nehmlich ehemalige Wehrmachtlazarette, Ka- 
sernen und Krankenhaussonderanlagen (Aktion 
Brandt) für soziale und kulturelle Zwecke als 
Schulen, Krankenhäuser, Alters-, Siechen- und 
Kinderheime und Heilanstalten in Anspruch ge- 
nommen. In den weitaus meisten Fällen wer- 
den für die Benutzung dieser Liegenschaften 
nur Anerkennungsgebühren oder Mieten er- 
hoben, die unter dem normalen und objektiven 
Mietzins liegen. In verschiedenen Fällen wird 
überhaupt keine Nutzungsentschädigung ge- 
zahlt, auch haben sich die Nutznießer vielfach 
geweigert, Mietverträge mit den Oberfinanz- 
direktionen abzuschließen. Hierdurch werden 
die Einnahmen aus der Verwaltung der Liegen- 
schaften zum Nachteil des Bundeshaushalts 
außerordentlich geschmälert; so beträgt der 
Mietausfall allein im Bereich der Oberfinanz- 
direktion Hannover jährlich rd. 4 000 000 DM. 

Nach den haushaltsrechtlichcn Bestimmungen 
— vgl. §26 Abs. 1 RHO — sind die Verwaltungs- 
stellen verpflichtet, die Liegenschaften unter 
Beachtung der maßgebenden Verwaltungsgrund- 
sätze und unter Beobachtung der gebotenen 
Wirtschaftlichkeit zu verwalten. Sie sind grund- 
sätzlich nicht befugt, die Grundstücke den 
Nutznießern unter dem normalen Mietzins zu 
überlassen. Die Hinweise der Länder, Kreise 
und Gemeinden sowie der karitativen Verbände, 
daß die Krankenanstalten usw. Zuschußbetriebe 
seien und gemeinnützigen Zwecken dienten, 
und ihre Erklärungen, daß sie nidit in der Lage 
seien, normale Mieten und Pachten zu zahlen, 
können eine Abweichung von haushaltsrecht- 
lichen Grundsätzen nicht rechtfertigen. Die 
Vermietung eines solchen Objekts unter dem 
Nutzungswert oder seine unentgeltliche Über- 
lassung zum Gebrauch wäre eine verdeckte Zu- 
wendung an eine Stelle außerhalb der Bundes- 
verwaltung, für die der Haushaltsplan Mittel 
nicht bereitstellt. Ein solches Verfahren wäre 


mit den Grundsätzen der Haushaltsklarheit 
und der Lastenverteilung zwischen Bund, Län- 
dern und Gemeinden nicht vereinbar. 

Der Bundesrechnungshof hat daher bean- 
standet, daß für diese Liegenschaften keine oder 
zu niedrige Mieten gezahlt werden, und hat 
gefordert, daß die Mieten grundsätzlich nach 
objektiven Gesichtspunkten ermittelt werden. 

Da die Nutznießer sich regelmäßig geweigert 
haben, höhere Mieten zu zahlen, und auch die 
meisten Oberfinanzdirektionen die Belange des 
Bundes nidit mit genügendem Nachdruck ver- 
treten haben, hat der Bundesrechnungshof 
unter Darlegung der Sach- und Rechtslage dem 
Bundesminister der Finanzen vorgeschlagen, 
diese Mietangelegenhciten generell zu regeln 
und die Oberfinanzdirektionen entsprechend 
anzuweisen. Hierbei hat der Bundesrechnungs- 
hof zum Ausdruck gebracht, daß er als ange- 
messene Miete für Gebäude und Anlagen, die 
für öffentlidie und gemeinnützige Zwecke in 
Anspruch genommen werden, grundsätzlich 
eine Verzinsung von 5 v. H. des Zeitwertes für 
gerechtfertigt hält, vorausgesetzt, daß vom 
Mieter die bauliche Unterhaltung, die Betriebs- 
kosten und alle öffentlichen Abgaben und 
Lasten übernommen werden. Die Erschwer- 
nisse, die sich aus der Bewirtschaftung der 
Grundstücke bei ungünstiger Verkehrslage oder 
bei verteuerter und unzweckmäßiger Bauaus- 
führung für den Mieter ergeben, sollten in an- 
gemessenen Grenzen bei der Wertermittlung 
berücksichtigt werden. Außerdem hat der Bun- 
desrechnungshof auf die Möglichkeit hinge- 
wiesen, daß in den Fällen, in denen der Bund 
aus besonderen Gründen ganz oder teilweise 
auf Mietzahlung verzichten will, der Mietaus- 
fall im Bundeshaushaltsplan besonders veran- 
schlagt werden könnte. 

Die allgemeine Regelung durch den Bundes- 
minister der Finanzen steht noch aus. 

Einzelergebnisse der Prüfung 

a) Eine Dienststelle hat von den ihr überwiesenen 
Mitteln 17 450 DM, die am Schlüsse des Rech- 
nungsjahres 1950 nicht verbraucht waren, in 
Ausgabe gebucht und den Betrag bei einer 
Sparkasse eingezahlt, um diese Mittel nicht ver- 
fallen zu lassen. Im folgenden Rechnungsjahr 
hat die Dienststelle dann aus diesem Sparkas- 
senkonto Zahlungen in Höhe von 17 450 DM 
geleistet. Durch dieses Verfahren, das zu den 
Vorschriften der §§ 68 Abs. 1 Satz 1, 30 Abs. 1 
Satz 1 und 26 Abs. 2 Satz 2 RHO im Wider- 
spruch steht, wurde der Zuschuß des Bundes 
aus Kapitel 12 Titel 1 für das Rechnungsjahr 
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1950 um den Betrag von 17 450 DM zu hoch 
ausgewiesen. Der Bundesrechnungshof hat die 
künftige Beachtung der haushaltsrechtlichen 
Bestimmungen gefordert, im übrigen aber im 
Hinblick darauf, daß die Ausgabe notwendig 
war und den Bundeshaushalt für das Rech- 
nungsjahr 1951 belastet hätte, von weiterem 
abgesehen. 

b) Ein Land hat seit dem 1. Januar 1948 bzw. 
29. Juli 1948 zwei ehemalige reichseigene 
Kriegsgefangenenlager mit Inventar, Wasser- 
und Stromanlagen, Feldgleisanlagen usw. für 
Zwecke der Flüchtlingsbetreuung und zur 
Unterbringung von Strafgefangenen in An- 
spruch genommen, zahlt hierfür aber keine 
Miete. 

Der Bundesrechnungshof hat gegen die un- 
entgeltliche Benutzung der Liegenschaften Be- 
denken erhoben und mit Bezug auf den gemein- 
samen Erlaß des Bundesministers des Innern 
und des Bundesministers der Finanzen vom 
10. Februar 1951, der u. a. die Anmietung von 
Lagern des ehemaligen Reichs für die Unter- 
bringung Heimatvertriebener regelt, gefordert, 
daß vom Land eine Entschädigung für die Lie- 
genschaften erhoben und ordnungsmäßige Miet- 
verträge abgeschlossen werden. 

Die Verhandlungen zwischen dem Bundes- 
minister der Finanzen und dem Lande sind 
noch nicht abgeschlossen. Der Bundesrechnungs- 
hof wird die Angelegenheit weiter verfolgen. 

c) Nach der Anordnung der Verwaltung für Wirt- 
schaft PR 72/49 vom 6. September 1949 über 
den Ausgleich von Grundsteuer- und Gebüh- 
renmehrbelastungen des Hausbesitzes können 
Grundsteuererhöhungen, die auf einer Erhö- 
hung des Grundsteuerhebesatzes seit dem 
1. April 1945 beruhen, und Erhöhungen der 
öffentÜch-rechtlichen Gebühren für Kanalreini- 
gung (Entwässerung), Müllabfuhr und Straßen- 
reinigung auf die Mieter und Pächter umgelegt 
werden. Von dieser Möglichkeit hatte ein Land 
keinen Gebrauch gemacht, so daß dem Bundes- 
haushalt für die Liegenschaften des ehemaligen 
Reichs eine jährliche Mehrausgabe von rd. 
157 900 DM entstanden ist. 

Der Bundesrechnungshof hat hiergegen Stel- 
lung genommen und erwirkt, daß auch in die- 
sem Land vom 1. Oktober 1951 an nach der 
Anordnung *PR 72/49 verfahren wird. 

d) In den Wohnsiedlungen einer Oberfinanz- 
direktion, die früher Wehrmachtangehörigen 
während ihrer Dienstzeit zur Verfügung ge- 
stellt wurden, entsprechen die Mieten in den 
meisten Fällen nicht dem objektiven Nutzungs- 


wert, weil die Mieten seinerzeit von der Wehr- 
macht im Hinblick auf den Personenkreis und 
die militärischen Rücksichten unter dem dama- 
ligen ortsüblichen Mietwert festgesetzt worden 
waren. So sind z. B. die ortsüblichen Mieten für 
Wohnungen, die etwa zur gleichen Zeit und im 
gleichen Gebiet wie die erwähnten Wehrmacht- 
wohnungen gebaut worden sind, rd. 25 bis 
30 v. H. höher. 

Der Bundesrechnungshof hat die Mieten als 
zu niedrig beanstandet und seit Erlaß der Ver- 
ordnung des Bundesministers für Wirtschaft 
und des Bundesministers für Wohnungsbau 
PR 71/51 über Maßnahmen auf dem Gebiete 
des Mietpreisrechts vom 29. November 1951 
gefordert, daß die Mieten an den objektiven 
Mietwert herangeführt werden. 

Nach der Entscheidung des Bundesministers 
der Finanzen soll der objektive Mietwert nun- 
mehr vom 1. April 1953 an erhoben werden. 

Hierdurch werden sich die Mieteinnahmen 
um jährlich rd. 127 000 DM erhöhen. 

e) Der Bundesrechnungshof hat bei einer Ober- 
finanzdirektion festgestellt, daß sie Angestellte 
mit Abwicklungsarbeiten und Verwaltungsan- 
gelegenheiten beschäftigte, die nicht zum Auf- 
gabengebiet der Verwaltungsstellen für Reichs- 
und Staatsvermögen (jetzt Bundesvermögens- 
verwaltung) gehören. Auf seine Veranlassung 
sind die betreffenden Verwaltungsangelegenhei- 
ten an die Landesvermögensverwaltung abge- 
geben worden, während hinsichtlich der Ab- 
wicklungsarbeiten die weitere Bearbeitung und 
Abgabe an andere Dienststellen noch nicht ge- 
klärt sind. Die Angelegenheit wird vom Bun- 
desrechnungshof weiter verfolgt. Durch die 
Einsparung von mehreren Angestellten hat 
sich eine Wenigerausgabe von jährlich 18 000 
DM ergeben. 

f) Für die Unterhaltung einer früher wehrmacht- 
eigenen Bahnanlage werden jährlich erhebliche 
Zuschüsse aus Bundesmitteln gezahlt — für das 
Rechnungsjahr 1950 70 000 DM — . Aus den 
Abrechnungen geht hervor, daß rd. 60 v. H. 
der Ausgaben auf Personalkosten entfallen. 

Der Bundesrechnungshof hält die Zahlung so 
hoher Zuschüsse nicht für vertretbar und hat 
angeregt, daß entweder das Land sich am Zu- 
schuß beteiligt oder der Bahnbetrieb stillgelegt 
wird und die Anlagen veräußert werden, weil 
die Einnahmen der Bahn durch die Einrichtung 
von Privatomnibuslinien immer geringer wer- 
den und der Bahnbetrieb nicht mehr wirtschaft- 
lich ist. 
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Die Bundesbahn hat die Übernahme der 
Bahnanlage abgelehnt. 

Die Angelegenheit liegt dem Bundesminister 
der Finanzen zur Entscheidung vor. 

g) Eine Oberfinanzdirektion hat ein früheres Aus- 
weichkrankenhaus (Aktion Brandt) mit Wir- 
kung vom 1. April 1946 für Krankenhaus- 
zwecke verpachtet. Der Pachtzins beträgt jähr- 
lich 18 000 DM. Die Pächterin hat in dieser 
Krankenhaus-Sonderanlage ohne Zustimmung 
der Oberfinanzdirektion eine überdachte Liege- 
halle miteinemKostenaufwand von 1 1 129,04 DM 
errichtet und verlangt, daß diese Kosten 
mit der laufenden Pacht verrechnet werden. 
Der Landesfinanzminister und die Oberfinanz- 
direktion haben dem Antrag der Pächterin 
stattgegeben, der Bundesminister der Finanzen 
ist nicht beteiligt worden. 

Der Bundesrechnungshof hält die Verrech- 
nung der Aufbaukosten mit dem laufenden 
Pachtzins nicht für berechtigt, da derartige bau- 
liche Veränderungen nach dem mit der Päch- 
terin geschlossenen Vertrage der vorherigen 
Zustimmung des Verpächters bedurft hätten 
und die Kosten für neu geschaffene Anlagen 
nur nach dem Schätzwert im Zeitpunkt des 
Ablaufs der Pacht erstattet werden dürfen. Die 
Pächterin hat ihre Pachtzahlung seit Mitte 1949 
überhaupt eingestellt, so daß der Pachtrückstand 
sich Ende des Rechnungsjahres 1952 auf rd. 
52 000 DM beläuft. Der Bundesrechnungshof 
hat gefordert, daß von der Pächterin nach wie 
vor der volle Pachtzins zu erheben und zusam- 
men mit den Rückständen ggf. zwangsweise 
beizutreiben ist. 

Die Angelegenheit liegt dem Bundesminister 
der Finanzen zur Entscheidung vor. 

h) Eine andere Oberfinanzdirektion hat für die 
bautechnische Betreuung der Liegenschaften der 
ehemaligen Wehrmacht durch 6 Staatshochbau- 
ämter für das Rechnungsjahr 1950 einen Ver- 
waltungskostenbeitrag von 599 496,85 DM an 
das Land gezahlt. 

Der Bundesrechnungshof hat gegen die Höhe 
des Verwaltungskostenbeitrages Bedenken er- 
hoben und die Oberfinanzdirektion aufgefor- 
dert, die Zulässigkeit der Zahlung in dieser 
Höhe unter Vorlage einer ordnungsmäßigen 
Abrechnung des Landes nachzuweisen. Da der 
Nachweis nicht erbracht werden konnte, ist die 
Angelegenheit dem Bundesminister der Finan- 
zen unterbreitet worden. Die Verhandlungen 
zwischen dem Bundesminister der Finanzen und 
dem Lande sind noch nicht abgeschlossen. 


Nach den bisherigen Feststellungen dürften 
rd. 300 000 DM vom Land wieder zu erstatten 
sein. 

Besatzungslasten 

(Einzclplan XXII, Rechnungsjahr 1949, 
Einzelplan XXIV, XXV und XXVII, Rechnungs- 
jahr 1950) 

I. 

1. Der Bundeshaushalt des Rechnungsjahres 1949 
weist nur die Besatzungskosten und Auftrags- 
ausgaben nach, die nach den Weisungen der Be- 
satzungsmächte für die bizonalen Kontrollein- 
richtungen (Bipartite Control Office, Joint Ex- 
port and Import Agency, US/UK Coal Con- 
trol Group u. dgl.) zu leisten waren; sie belie- 
fen sich auf 54 555 884,61 DM. Die Länder 
haben in ihren Bereichen diese Ausgaben be- 
wirkt und vom Bund erstattet erhalten. 

Für die Erstellung, Herrichtung und Einrich- 
tung von Baulichkeiten zur Unterbringung des 
Französischen Hohen Kommissars hat ein Land 
zu Lasten dieser Mittel Beträge von rd. 5 Mio 
DM erhalten, weil der Französische Hohe Kom- 
missar unter Hinweis auf Art. 120 GG erklärt 
hatte, die Kosten seien vom Bunde zu tragen. 
Der Bundesrechnungshof hat demgegenüber 
den Standpunkt vertreten, daß die Kosten vom 
Lande zu tragen sind. Aufwendungen der hier 
bezeichneten Art hat der Bund erst auf Grund 
des in Art. 120 GG vorgesehenen Überleitungs- 
gesetzes mit Wirkung vom 1. April 1950 an 
übernommen. Das Land wird die Beträge dem 
Bundeshaushalt wieder zuzuführen haben. Das 
Prüfungsverfahren ist insoweit noch nicht ab- 
geschlossen. 

2. Alle übrigen, nicht im Bundeshaushalt ausge- 
brachten Besatzungskosten und Auftragsaus- 
gaben sowie die sonstigen durch Maßnahmen 
der Besatzungsmächte verursachten Aufwen- 
dungen haben im ganzen Rechnungsjahr 1949 
noch die Länder getragen und in ihren Haus- 
halten nachgewiesen. 

Auch die Prüfung dieser Ausgaben und Ein- 
nahmen hat der Bundesrechnungshof in den 
Ländern der amerikanischen und britischen 
Zone durchgeführt (Militärregierungsgesetz 
Nr. 22). An den Prüfungen haben sich in der 
amerikanischen Zone die obersten Prüfungs- 
behörden der Länder beteiligt. Über die we- 
sentlichen Ergebnisse der Prüfungen hat der 
Bundesrechnungshof den Besatzungsmächten 
berichtet. Abdrucke dieser Berichte wurden den 
beteiligten deutschen Stellen übersandt. 
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II. 

1. Seit dem 1. April 1950 trägt der Bund sämt- 
liche Besatzungskosten und Auftragsausgaben 
sowie — nach Maßgabe des § 6 des Ersten 
Überleitungsgesetzes — auch die sonstigen Be- 
satzungslasten. Alle diese Aufwendungen, die in 
ihrer Gesamtheit als Besatzungslasten bezeich- 
net werden, sind seitdem im Bundeshaushalt 
veranschlagt. 

Grundlage für die Veranschlagung der Besat- 
zungskosten und Auftragsausgaben im Einzel- 
plan XXIV bildete der vom Rat der Alliierten 
Hohen Kommission für das Rechnungsjahr 1950 
aufgestellte und der Bundesregierung zugeleitete 
Haushalt. Im Einzelplan XXV sind die Besat- 
zungskosten und Auftragsausgaben veran- 
schlagt, die auf Grund der vor dem 1. April 
1950 eingegangenen Verpflichtungen noch im 
Rechnungsjahr 1950 zu erfüllen waren. Nach 
den Haushaltsbestimmungen der Besatzungs- 
mächte stehen, soweit vor Ablauf des Haus- 
haltsjahres eine Verpflichtung eingegangen ist, 
die Mittel des alten Rechnungsjahres noch für 
die Dauer eines weiteren Rechnungsjahres zur 
Verfügung. 

Die sonstigen Besatzungslasten, die Aufwen- 
dungen außerhalb des Haushalts der Alliierten 
Hohen Kommission darstellen, sind im Einzel - 
plan XXVII veranschlagt. 

2. Auch nach der Übernahme der Besatzungslasten 
auf den Bund führen die Länder die Vcrwal- 
tungsaufgaben durch. Sie verfahren dabei nach 
den Grundsätzen des mit Wirkung vorn 
1. April 1953 in Kraft getretenen Verwaltungs- 
abkommens zwischen dem Bund und den Län- 
dern vom 23. März 1953 (MinBlFin. 1953 
S. 763), das das frühere Abkommen vom 
16. März 1950 ersetzt hat. 

An den persönlichen und sächlichen Kosten 
der Bcsatzungslastenverwaltung, die früher von 
den Ländern allein getragen wurden, beteiligt 
sich seit dem 1. April 1953 der Bund mit pau- 
schalen Zuschüssen bis zur Höhe von 50 v. H. 

3. Die Rechnungsprüfung der Besatzungskosten 
und Auftragsausgaben, die auch nach ihrem 
Übergang auf den Bund weiterhin zu den vor- 
behaltenen Gebieten der Besatzungsmächte ge- 
mäß dem Besatzungstatut gehören, liegt seit 
dem 1. April 1950 dem Bundesrechnungshof 
nunmehr für alle drei Zonen ob. Der Bundes- 
rechnungshof führt diese Prüfung nach Maß- 
gabe der Anordnung der Alliierten Hohen 
Kommission vom 17. Oktober 1950 durch. Auf 
die Rechnungsprüfung der sonstigen Be- 


satzungslasten erstreckt sich diese Anordnung 
nicht. — Die obersten Prüfungsbehörden der 
Länder haben sich bei einzelnen Prüfungen be- 
teiligt. 

Die Ergebnisse der Prüfung der Besatzungs- 
kosten und Auftragsausgaben, die nach der An- 
ordnung der Alliierten Hohen Kommission ver- 
traulich zu behandeln sind, hat der Bundes- 
rechnungshof den Hohen Kommissaren in zu- 
sammenfassenden Jahresberichten mitgeteilt. 
Abdrucke dieser Berichte sind dem Bundesmini- 
ster der Finanzen sowie den Finanzministerien 
und obersten Prüfungsbehörden der Länder 
übersandt worden. 

In Übereinstimmung mit der Anordnung der 
Alliierten Hohen Kommission hat der Bundes- 
rechnungshof es sich angelegen sein lassen, außer 
in den Jahresberichten auch laufend den Be- 
satzungsmächten Anregungen zu übermitteln, 
die sich insbesondere mit den Möglichkeiten 
einer wirtschaftlicheren Gestaltung der Requi- 
sitionsleistungen befaßten. Er hat ferner in sei- 
nen Berichten auf Fehler und Mißstände im 
Geschäftsbereich der Dienststellen der Be- 
satzungsmächte hingewiesen und um ihre Ab- 
stellung gebeten. 

III. 

1. Der Block der Besatzungslasten machte im 
Rechnungsjahr 1950 4,57 Mio DM aus, d. s. 
rund 37 v. H. der gesamten Bundesausgaben, 
und war daher — wie auch in den Jahren 1951 
und 1952 (Istausgaben je rund 7,8 Mio DM) 
— haushaltswirtschaftlich von besonderer Be- 
deutung. 

2. Die Besatzungslastenverwaltung der Länder 
liegt in der Oberstufe einheitlich bei den 
Finanzministerien (Finanzsenatoren). In der 
Mittel- und Unterstufe ist sie noch uneinheit- 
lich organisiert. Die Mittelstufe ist der staat- 
lichen inneren Verwaltung (Nordrhein-West- 
falen, Niedersachsen, Württemberg-Baden, 
Rheinland-Pfalz) oder der Finanzverwaltung 
(Schleswig-Holstein, Bayern, Hessen) angeglie- 
dert; die Hansestädte Hamburg und Bremen 
haben keine Mittelstufe. In der Unterstufe hat 
die Besatzungslastenverwaltung staatliche Be- 
hörden oder — Nordrhein-Westfalen, Nie- 
dersachsen, Württemberg-Baden: Landesteile 
Nordwürttemberg, Nordbaden, Südbaden — 
kommunale Behörden. Die staatlichen Behör- 
den sind entweder selbständige Behörden 
(Bayern, Hessen, Hamburg, Bremen) oder Teile 
der Behörden der Finanzverwaltung (Schles- 
wig-Holstein) oder der Behörden der inneren 
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Verwaltung (Rheinland-Pfalz; Württemberg- 
Baden: Landesteil Südwürttemberg/Hohen- 
zollern). 

Diese unterschiedliche Organisation bringt 
Erschwernisse mit sich. Dazu kommt, daß die 
Ausstattung mit Personal zum Teil unzurei- 
chend ist. Dieser Zustand befriedigt nicht. Die 
Finanzverantwortung des Bundes sowie die 
Vielfältigkeit und Schwierigkeit der Aufgaben 
erfordern eine einheitlich ausgerichtete und mit 
qualifiziertem Personal besetzte Verwaltung. 
Dabei ist hervorzuheben, daß auf sämtlichen 
Gebieten des Wirtschaftslebens Besatzungslei- 
stungen abzugelten sind. Neben Sach- und 
Werkleistungen aus allen Zweigen der Wirt- 
schaft sind insbesondere Leistungen auf dem 
Gebiet der Liegenschaften sowie Dienstleistun- 
gen verschiedenster Art zu vergüten. Außerdem 
steht die Verwaltung vor der Aufgabe, die 
rechtlich und tatsächlich schwierigen Besatzungs- 
schäden in ihren vielfältigen Erscheinungsfor- 
men zu bearbeiten. Die sachgemäße Durch- 
führung dieser Aufgaben und damit die Ver- 
antwortung für die Verausgabung der Mil- 
liardenbeträge setzen umfassende Kenntnisse in 
allen Zweigen des Rechts und der Wirtschaft 
voraus. 

Nach langwierigen Verhandlungen konnte 
erreicht werden, daß sich sämtliche Länder in 
dem neuen Verwaltungsabkommen grundsätz- 
lich verpflichteten, die Behörden der Be- 
satzungslastenverwaltung in landeseigene Be- 
hörden umzuwandeln. Sofern dieser Umwand- 
lung Schwierigkeiten entgegenstehen, können 
die Aufgaben bis auf weiteres noch von Kom- 
munalbehörden wahrgenommen werden; die 
Länder müssen jedoch in diesem Falle sicher- 
steilen, daß sie den Kommunalbehörden in glei- 
chem Umfange wie landeseigenen Behörden 
sachliche Weisungen erteilen können. Der Bun- 
desrechnungshof wird der notwendigen straf- 
fen und einheitlichen Ausrichtung sowie der 
ausreichenden personellen Besetzung der Be- 
satzungslastenverwaltung weiterhin besondere 
Aufmerksamkeit zuwenden. 

Um den Behörden der Besatzungslastenver- 
waltung die Erledigung ihrer vielfältigen und 
schwierigen Aufgaben zu erleichtern, hat der 
Bundesrechnungshof den Dienststellen in wei- 
tem Umfange Aufklärungen über grundsätz- 
liche Fragen auf den einzelnen Arbeitsgebieten 
gegeben. 

Die Vorprüfung auf dem Gebiete der Be- 
satzungslasten liegt den Ländern ob. Die Vor- 
prüfungsstellen arbeiten im allgemeinen befrie- 
digend. In einigen Ländern und allgemein bei 


den Bauleistungen sind die Vorprüfungsstellen 
noch nicht mit der erforderlichen Zahl geeig- 
neter Arbeitskräfte besetzt. Der Bundesrech- 
nungshof wirkt auf die Behebung dieses Man- 
gels hin. 

3. In der Abgeltung der Leistungen für die Be- 
satzungsmächte bestehen nach wie vor materiell- 
rechtliche, insbesondere aber verfahrensrecht- 
liche Unterschiede in den drei Zonen, teils auch 
in den Ländern einer Zone. Die Abweichun- 
gen erschweren die Arbeit. Dies tritt besonders 
in Erscheinung, nachdem im Zuge der weite- 
ren Verstärkung der alliierten Streitkräfte nun- 
mehr Einheiten von der einen in eine andere 
Zone verlegt werden. Die Dienststellen der 
deutschen Besatzungslastenverwaltung in einer 
Zone müssen deshalb auch die Leistungen für 
die aus anderen Zonen übergeführten Einheiten 
mitabgelten und zu diesem Zweck sich mit den 
Gewohnheiten und mit den Vorschriften der 
anderen Besatzungsmächte vertraut machen. 

An Bemühungen, einheitliche Regelungen für 
alle Zonen herbeizuführen, hat es nicht gefehlt. 
Bei den zu überwindenden Schwierigkeiten ha- 
ben diese Arbeiten, an denen auch der Bundes- 
rechnungshof beteiligt war, aber nur langsame 
Fortschritte gemacht. 

Auf dem Gebiete der Besatzungsschäden er- 
ging im Februar 1951 das für alle Zonen gel- 
tende Gesetz Nr. 47 der Alliierten Hohen 
Kommission, das durch zwei im Jahre 1952 
erlassene Durchführungsverordnungen ergänzt 
worden ist. Wenn dieses Gesetz und seine 
Durchführungsverordnungen auch materiell 
gleiches Recht für alle Zonen setzen, so sind 
doch in der Handhabung noch Unterschiede 
geblieben. So werden z. B. bei Personenschäden 
von der amerikanischen Besatzungsmacht wei- 
terhin allgemein Kapitalabfindungen gezahlt, 
während die britische und die französische Be- 
satzungsmacht Rentenentschädigungen gewäh- 
ren, die mehr den deutschen Gewohnheiten 
entsprechen. 

Zur Regelung der Arbeitsbedingungen und 
der Arbeitsentgelte der bei den Besatzungs- 
mächten beschäftigten deutschen Angestellten 
und Arbeiter ist eine Kollektivvereinbarung 
in Vorbereitung. Ferner ist eine Regelung für 
die einheitliche Bemessung der Nutzungsver- 
gütungen bei requirierten Grundstücken in der 
Bearbeitung. Diese Arbeiten werden auch für 
die Abgeltungsregelungen nach dem in Vor- 
bereitung befindlichen Bundesleistungsgesetz 
von Bedeutung sein. 

4. Die Einschaltung der deutschen Dienststellen 
bei der Vergebung und bei der Abnahme von 
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Lieferungen an die Besatzungsmächte hat sich 
noch nicht in dem gewünschten Umfange 
durchsetzen lassen. Sie wäre, da die deutschen 
Dienststellen über bessere Kenntnisse der wirt- 
schaftlichen Gegebenheiten verfügen, für ein 
sparsames und wirtschaftliches Beschaffungs- 
wesen von großem Vorteil. 

Auf dem Gebiete der Bauleistungen sind die 
deutschen Baubehörden von allen drei Be- 
satzungsmächten — allerdings in unterschied- 
lichem Umfang — bei den Vergebungen ein- 
geschaltet. Auch sonst sind Ansätze für die ge- 
botene Zusammenarbeit vorhanden. Eine engere 
Zusammenarbeit mit der amerikanischen Be- 
satzungsmacht wäre erwünscht. 

In der britischen Zone nimmt die Außenab- 
teilung Koblenz des Beauftragten für die mit 
der Vermehrung der alliierten Truppen zu- 
sammenhängenden Fragen, früher die Sonder- 
abteilung Besatzungslastenverwaltung des Bun- 
desministers der Finanzen, bei den zentralen 
Beschaffungen die Ausschreibungen vor und 
macht der britischen Besatzungsmacht Vor- 
schläge für die Unterbringung der Aufträge. 
Diese Beteiligung hat sich sowohl im Interesse 
der Besatzungsmacht als auch im deutschen 
Interesse bewährt. 

Die amerikanische und französische Besat- 
zungsmacht haben deutsche Dienststellen noch 
nicht in die Vergebung und Abnahme der Be- 
schaffungen eingeschaltet. Mit der französischen 
Besatzungsmacht schweben über die Beteiligung 
bei der Vergebung von Großaufträgen erfolg- 
versprechende Verhandlungen. 

IV. 

1. Bei der aufgezeigten unterschiedlichen Organi- 
sation der Dienststellen der Besatzungslasten- 
verwaltung in den Ländern begegnete die Aus- 
führung des Besatzungslastenhaushaltes man- 
cherlei Schwierigkeiten. Den kommunalen 
Dienststellen waren vielfach die für den Bund 
geltenden Haushaltsvorschriften nicht hinrei- 
chend vertraut. Um die einheitliche und sach- 
gemäße Ausführung des Bundeshaushalts sicher- 
zustellen, hat der Bundesrechnungshof sein 
Augenmerk darauf gerichtet, daß die geltenden 
Bestimmungen zutreffend angewandt werden, 
soweit bei den Besatzungskosten und Auftrags- 
ausgaben nicht besatzungsrechtliche Vorschrif- 
ten entgegenstehen. 

2. Die Leistungen an die Besatzungsmächte sind 
überwiegend wirtschaftlicher Art. Ihre Abgel- 
tung richtet sich im allgemeinen nicht nach 
konkreten Regelungen; die Entgelte müssen 


vielmehr nach den im Wirtschaftsverkehr im 
Einzelfall üblichen Maßstäben bemessen wer- 
den. Bei dieser Sachlage hat es der Bundesrech- 
nungshof als eine vornehmliche Aufgabe ange- 
sehen, darauf hinzuwirken, daß Entgelte nur 
in der volkswirtschaftlich gerechtfertigten Höhe 
festgesetzt werden. Bei seinen Prüfungen hat 
er in großem Umfange die Abgeltung in Ein- 
zelfällen untersucht, den Ausgleich von Über- 
zahlungen veranlaßt und — ausgehend von 
den Feststellungen in Einzelfällen — den ge- 
prüften Stellen allgemeine Hinweise für die 
künftige Festsetzung von Entgelten gegeben. 

3. a) Auf dem Gebiete der Sach- und Werklei- 
stungen mußte vor allem die Einhaltung 
der preisrechtlichen Vorschriften überwacht 
werden. Die Preisdisziplin bei diesem gro- 
ßen Block der Besatzungsleistungen zu wah- 
ren, ist auch für das allgemeine Preisniveau 
wesentlich. 

Die vom Bundesrechnungshof und seinen 
Vorgängern stets vertretene Auffassung, 
daß die im Requisitionswege erbrachten 
Lieferungen und Leistungen an die Be- 
satzungsmächte preisrechtlich wie öffentliche 
Aufträge zu behandeln sind, hat sich all- 
gemein durchgesetzt. Die Entgelte für diese 
Leistungen waren daher nach den Vorschrif- 
ten über die Verordnung für Preise bei 
öffentlichen Aufträgen (VPÖ) vom 11. Au- 
gust 1943 (RGBl. I S. 482) zu bemessen. 
Dabei muß berücksichtigt werden, daß 
durch Requisitionen zivilrechtliche Verträge 
nicht begründet werden. Bei der Festsetzung 
der Vergütungen, die regelmäßig erst nach 
der Bewirkung der Leistungen vorgenom- 
men wird, mußten die von den Leistungs- 
pflichtigen berechneten Preise daraufhin 
untersucht werden, ob sie unter Beachtung 
der in der VPÖ vorgeschriebenen Preis- 
treppe zutreffend gebildet waren. Bei den 
Lieferungen an die Besatzungsmächte han- 
delt es sich häufig um nicht gängige Lei- 
stungen oder um gängige Leistungen von 
besonders großem Umfang oder unter sonst 
außergewöhnlichen Verhältnissen. In die- 
sen Fällen sind die Vergütungen entspre- 
chend der Preistreppe der VPÖ regelmäßig 
auf der Grundlage der Selbstkosten zu be- 
rechnen (Leitsätze für die Preisermittlung 
auf Grund der Selbstkosten vom 15. No- 
vember 1938 — RGBl. I S. 1623 — in der 
Fassung vom 12. Februar 1942 — RGBl. I 
S. 89). Wegen der ab 1. Januar 1954 gel- 
tenden Preisbestimmungen für Öffentliche 
Aufträge wird auf die Darlegungen im 
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Teil III dieser Denkschrift unter Nr. 3 hin- 
gewiesen. 

Der Bundesrechnungshof hat auf die Be- 
achtung dieser preisrechtlichen Grundsätze 
hingewirkt. Die Dienststellen der Be- 
satzungslastenverwaltung haben in schwie- 
rigen Fällen für die Prüfung der berech- 
neten Preise in zunehmendem Maße die 
Preisbehörden herangezogen. Die Preisbe- 
hörden sind jedoch vielfach nicht mit der 
erforderlichen Zahl qualifizierter Kräfte be- 
setzt, um diese Prüfungen zu intensivieren. 
Der Bundesminister für Wirtschaft ist be- 
müht, durch Verhandlungen mit den Län- 
dern eine stärkere Besetzung der Preisbe- 
hörden zu erreichen. 

Auf Veranlassung der amerikanischen und 
der britischen Besatzungsmacht prüft der 
Bundesrechnungshof selbst umfangreiche 
Requisitionsleistungen größerer Unterneh- 
men, auch von Bauunternehmen, an Hand 
der Betriebsunterlagen. Dabei handelt es 
sich um Fälle von besonderer finanzieller 
Bedeutung, die schwierige und zeitraubende 
Untersuchungen in betriebswirtschaftlichen 
und preisrechtlichen Fragen erforderlich 
machen. Die Prüfungen haben zum Teil zur 
Feststellung erheblicher Preisüberschreitun- 
gen geführt; sie wirken sich auch allge- 
mein günstig auf die zutreffende Preis- 
bemessung bei Besatzungsaufträgen aus. 

b) Unter den Sach- und Werkleistungen haben 
die Bauleistungen besondere Bedeutung. 

Bei der Durchführung der Baumaßnah- 
men der Besatzungsmächte haben sich er- 
hebliche Mängel gezeigt. Zuweilen wurden 
die Aufträge vergeben, bevor die Planun- 
gen hinreichend ausgereift waren; dadurch 
ergaben sich vielfach Änderungen, die er- 
fahrungsgemäß Mehrkosten verursachen. In 
anderen Fällen lagen bei der Vergebung ge- 
naue Leistungsverzeichnisse nicht vor, so 
daß die Leistungspflichtigen keine sichere 
Kalkulationsgrundlage hatten und deshalb 
überhöhte Risikozuschläge in die Preise ein- 
rechneten. Vielfach ergaben sich durch zu 
kurze Ausführungsfristen Preisverteuerun- 
gen. Auch führten die besonderen An- 
sprüche an Raumgröße und Raumausstat- 
tung zu wesentlich erhöhten Ausgaben. 
Vorkommnisse der hier dargelegten Art 
haben sich besonders auch bei den Bauten 
in der Enklave Bonn gezeigt. 

Auf dem Gebiete der Besatzungsbauten 
sind unlautere Machenschaften hervorgetre- 


ten. Es ist festgestellt oder es besteht der 
Verdacht, daß bei Ausschreibungen unzu- 
lässige Ringbildungen oder Preisabsprachen 
vorgekommen sind und daß Unternehmer 
unzulässige Zuwendungen gemacht haben, 
um Aufträge zu erlangen oder die Abrech- 
nungen zu ihren Gunsten zu beeinflussen. 
Die Untersuchungen sind noch nicht ab- 
geschlossen. 

Mit der Vermehrung der alliierten Trup- 
pen hat sich der Gesamtumfang der Bauten 
ständig erweitert. Neben den großen Bau- 
programmen der Besatzungsmächte mußten 
in zunehmendem Umfange andere bauliche 
Maßnahmen aus allgemeinen Bundesmitteln 
(Einzelplan XXVII) finanziert werden. Da- 
bei handelte es sich vornehmlich um den 
Bau von Ersatzunterkünften für die aus 
Kasernen und sonstigen militärischen An- 
lagen verdrängten Personen und Betriebe 
sowie um die Errichtung von neuen Kaser- 
nen und Anlagen an Stelle von Altanlagen, 
deren Freimachung aus den verschiedensten 
Gründen vermieden werden mußte. Die 
Ersatzunterkünfte wurden zu einem Teil 
durch die Hingabe von Darlehen finanziert. 

Zur Verbesserung der Wohnverhältnisse 
der Altbesatzungsverdrangtcn werden seit 
dem Jahre 1950 aus Mitteln des Einzel- 
plans XXVII besondere Bauprogramme 
durchgeführt. Ferner werden neuerdings in 
erheblichem Umfange Neubauten für die 
Bcsatzungsmächte errichtet, die ihrerseits 
dafür altrequirierte Gebäude freigeben. 

Der Bundesrechnungshof hat all diesen 
Bauprogrammen besondere Aufmerksam- 
keit gewidmet und wird seine Prüfungs- 
tätigkeit auf diesem Gebiete verstärken, 
c) Die Nutzungsvergütungen für requirierte 
Grundstücke, Gebäude und Einrichtungs- 
gegenstände werden in den Zonen oder 
Ländern nach Regelungen bemessen, die ihre 
Grundlagen im Mietpreisrecht oder im frü- 
heren Kriegsnutzungsschädenrecht oder im 
Reichsleistungsgesetz haben. Dabei ist zu 
berücksichtigen, daß zuweilen schwierige 
Rechtsfragen zu lösen sind oder die ange- 
messene Bewertung von Gegenständen be- 
triebswirtschaftliche Kenntnisse und Erfah- 
rungen voraussetzt. Die zutreffende Bemes- 
sung der Vergütungen bereitete den Dienst- 
stellen der Besatzungslastenverwaltung da- 
her oft große Schwierigkeiten, besonders bei 
requirierten gewerblichen Betrieben. Der 
Bundesrechnungshof mußte in zahlreichen 
Fällen Neuberechnungen veranlassen. Mit 
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den Dienststellen der Besatzungsmächte ein 
Einvernehmen über die Vergütungsberech- 
nungen herzustellen, war nicht immer 
leicht. Die Vereinheitlichung des Rechts in 
allen Zonen und Ländern, die in Vorberei- 
tung ist, wird die Gleichbehandlung der 
Betroffenen sicherstellen, die Arbeit der Be- 
satzungslastenverwaltung wesentlich erleich- 
tern und es ermöglichen, in der Grund- 
stückswirtschaft immer wieder auftretende 
neue Probleme alsbald und einheitlich zu 
lösen. Um die aus den Regelungen der Be- 
satzungsmächte, insbesondere aus den zo- 
nenunterschiedlichen Vorschriften, sich er- 
gebenden besonders fühlbaren Härten zu 
mildern, werden schon jetzt den Betroffe- 
nen Vergütungen aus Mitteln des Einzel- 
plans XXVII gewährt. 

d) Die Zahl der deutschen Arbeitskräfte im 
Dienste der Besatzungsmächte ist nicht un- 
beträchtlich zurückgegangen. Nach deut- 
schen Maßstäben erscheint sie aber immer 
noch hoch. Die Möglichkeiten für einen Per- 
sonalabbau dürften nicht bei allen Dienst- 
stellen erschöpft sein. 

Die in Vorbereitung befindliche Kollek- 
tivvereinbarung, die an Stelle der unter- 
schiedlichen Tarife tritt, wird in Anlehnung 
an die Regelungen in der deutschen Wirt- 
schaft die Arbeitsbedingungen und — unter 
Bildung von Lohngebieten bei den Arbei- 
tern — die Entlohnung bundeseinheitlich 
regeln. 

Die Einstufung der Arbeitskräfte liegt in 
der britischen Zone den deutschen Dienst- 
stellen ob. Es war noch nicht möglich, dies 
auch in der französischen Zone sowie in der 
amerikanischen Zone zu erreichen, obwohl 
in der amerikanischen Zone die Lohnstel- 
len inzwischen wieder in die deutsche Ver- 
waltung eingegliedert worden sind. 

Neben der Lohnberechnung hat der Bun- 
desrechnungshof in der britischen Zone auch 
die Einstufung nachgeprüft. Er hat ferner 
veranlaßt, daß gemischte Kommissionen die 
Zahl der Arbeitsplätze und die für die Ein- 
stufung maßgeblichen Tätigkeitsmerkmale 
bei den Beschäftigungsdienststellen nachge- 
prüft haben. 

e) Die Bearbeitung der Besatzungsschäden weist 
in allen Zonen erhebliche Rückstände auf. 
Das beruht zu einem Teil darauf, daß die 
Durchführungsverordnung Nr. 1 zu dem 
im Februar 1951 erlassenen Gesetz Nr. 47 
der Alliierten Hohen Kommission, die die 
Bemessungsvorschriften enthält, erst im 


Februar 1952 ergangen ist. In der britischen 
Zone hat das Gesetz Nr. 47 überhaupt erst 
die Rechtsgrundlage für den Ersatz von Be- 
legungsschäden an Grundstücken und Ge- 
bäuden geschaffen, so daß zahlreiche Schä- 
den dieser Art aus der Zeit seit 1945 noch 
zu bearbeiten sind. Ferner hat die Neuin- 
ventarisierung der Einrichtungsgegenstände 
in den requirierten Gebäuden, die die Be- 
satzungsmächte in der britischen und in der 
amerikanischen Zone durchgeführt haben, 
in erheblichem Umfange Entschädigungs- 
anträge für als fehlend festgestellte Gegen- 
stände zur Folge gehabt. In der ameri- 
kanischen Zone hatte die Besatzungsmacht 
die Abwicklung der alten Belegungsschäden 
aus der Zeit vor dem 1. Juli 1947 längere 
Zeit eingestellt; ferner war die Einführung 
des neuen Rechts im Bereich der amerikani- 
schen Streitkräfte mit Weiterungen verbun- 
den. In der französischen Zone wäre ein 
schnellerer Ablauf des Verfahrens vor den 
Entschädigungsgerichten erwünscht. 

Schätzungsweise sind 150 000 Schadens- 
fälle mit voraussichtlichen Entschädigungs- 
beträgen von rund 450 Mio DM noch nicht 
abgeschlossen. In diese Schadenssumme sind 
die Schäden aus der Zeit vor der Währungs- 
reform nur im Verhältnis 10:1 eingerechnet; 
die Umstellung der Ansprüche in diesem 
Verhältnis entspricht der Regelung in § 6 
des Gesetzes Nr. 47, an der die Alliierte 
Flohe Kommission festhält. Der Bundesrech- 
nungshof wird auch seinerseits auf eine be- 
schleunigte Abwicklung der Schadensfälle 
aus der Vergangenheit hinwirken. 

Der Umstand, daß für Personenschäden 
in der amerikanischen Zone im Gegensatz 
zu der britischen und französischen Zone 
statt Renten Kapitalabfindungen gezahlt 
werden, hat in den Fällen, in denen die Ab- 
findungen vor der Währungsreform ausge- 
zahlt worden sind, zu besonderen Härten 
geführt. Die Besatzungsmacht hat es abge- 
lehnt, Mittel des alliierten Haushalts zur 
Beseitigung dieser Härten einzusetzen. Des- 
halb werden den Schwerbeschädigten und 
— in Todesfällen — den Hinterbliebenen 
zu Lasten der Mittel des Einzelplans XXVII 
(jetzt zu Lasten der Verteidigungsfolge- 
kosten — Einzelplan 35 — ) Versorgungs- 
leistungen in Form von Renten in Anleh- 
nung an die Grundsätze des Bundesversor- 
gungsgesetzes gewährt. 

4. Bei seinen Prüfungen hat der Bundesrechnungs- 
hof vielfach festgestellt, daß die Länder bei der 
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Überleitung der Besatzungslasten auf den Bund 
nicht nach den Grundsätzen der Überleitungs- 
gesetzgebung verfahren sind. Zweifel, die bei 
den Dienststellen über die Auslegung der Vor- 
schriften bestanden, hat der Bundesrechnungs- 
hof geklärt. Soweit Ausgaben nicht den zutref- 
fenden Kostenträgern belastet oder Einnahmen 
ihnen nicht zugeführt waren, hat der Bundes- 
rechnungshof das Erforderliche veranlaßt. Die 
Prüfungen sind teilweise noch nicht abgeschlos- 
sen. Der Bundesrechnungshof wird um die be- 
schleunigte Erledigung besorgt sein. 

Soziale Kriegsfolgelasten 

(Einzelplan XXVI, Rechnungsjahr 1950) 

1. Kriegsfolgenhilfe, Umsiedlung und Auswande- 
rung 

(Kapitel 1 und 2, Rechnungsjahr 1950) 
Allgemeines 

Nach Art. 120 GG hat der Bund u. a. außer 
den Aufwendungen für Besatzungskosten die 
sonstigen inneren und äußeren Kriegsfolgelasten 
nach näherer Bestimmung eines Bundesgesetzes 
zu tragen. In Ausführung dieser Vorschrift 
sind auf Grund des Ersten Überleitungsgesetzes 
vom 28. November 1950 (BGBl. S. 773) mit 
Wirkung vom 1. April 1950 u. a. auf den Bund 
übergegangen die Aufwendungen für: 

a) die individuelle Fürsorge für Kriegsfolgen- 
hilfe-Empfänger, 

b) Durchgangs- und Wohnlager, 

c) Grenzdurchgangslager und für die Rückfüh- 
rung von Deutschen, 

d) die Umsiedlung Heimatvertriebener und 
für die Auswanderung von Kriegsfolgen- 
hilfe-Empfängern. 

Im Rechnungsjahr 1950 hatten die Länder 
von den Aufwendungen des Bundes zu a und 
b einen Anteil (Interessenquote) von 25 v. H., 
von den Aufwendungen zu c und d einen sol- 
chen von 15 v. H. zu tragen. Mit Wirkung 
vom 1. April 1951 ist die Bundeslast durch 
das Zweite Überleitungsgesetz vom 21. August 
1951 (BGBl. I S. 774) auf 85 v. H. der Auf- 
wendungen (zu a bis d) bemessen worden; eine 
Bruttoverrechnung der vollen Ausgaben und 
der von den Ländern aufzubringenden Anteile 
findet nicht mehr statt. 

Die in der Rechnung des Bundes nachgewie- 
senen Einnahmen und Ausgaben finden ihre 
erste kassen- und rechnungsmäßige Darstellung 
in den Sachbüchern und Rechnungen der rd. 


570 Stadt- und Landkreise (Bezirksfürsorgever- 
bände) des Bundesgebietes und der sonstigen 
verrechnungsberechtigten Träger der Kriegsfol- 
genhilfe, Umsiedlung und Auswanderung 
(Landesfürsorgeverbände, Hauptfürsorgestellen 
usw.). Sie werden verwaltungsmäßig über die 
rd. 30 Landesabrechnungsstellen abgerechnet, 
die auf Grund des gemeinsamen Runderlasses 
vom 17. Marz 1950 eingerichtet worden sind. 
Ihren rechnungsmäßigen Niederschlag finden sie 
in den Oberrechnungen der Landeshauptkassen, 
deren Ergebnisse in die Zentralrechnung der 
Bundeshauptkasse einmünden. 

Der Runderlaß vom 17. März 1950 schreibt 
den Landesabrechnungsstellen vor, unabhängig 
von der Prüfung der Abrechnungen laufend, 
mindestens jedoch einmal jährlich stichproben- 
weise Prüfungen bei den Stadt- und Landkrei- 
sen und den sonstigen Verrechnungsberechtig- 
ten an Hand der Akten und Abrechnungsunter- 
lagen vorzunehmen. Diese Sonderprüfungen 
wurden im Rechnungsjahr 1950 infolge Per- 
sonalmangels nur in wenigen Fällen durchge- 
führt. Ihre Verstärkung wird im Interesse der 
Bundesfinanzen angestrebt werden müssen. 

Die Prüfung der Einnahmen und Ausgaben 
der Kriegsfolgenhilfe, Umsiedlung und Aus- 
wanderung konnte sich, soweit die Prüfung am 
Sitz des Bundesrechnungshofes durchgeführt 
wurde, bei der individuellen Fürsorge im we- 
sentlichen nur auf die Bereitstellung und Ab- 
rechnung der Bundesmittel und auf die Berech- 
nung der Interessenquote der Länder erstrecken. 
Sie bereitete jedoch Schwierigkeiten, weil das 
für das Rechnungsjahr 1950 anzuwendende 
Bruttoprinzip nicht bei allen rechnunglegen- 
den Kassen gleichmäßig durchgeführt worden 
ist. Das ist u. a. darauf zurückzuführen, daß 
die Abrechnungsbestimmungen des gemein- 
samen Runderlasses vom 17. März 1950 nicht 
rechtzeitig den Erfordernissen des später er- 
schienenen Bundeshaushalts angepaßt worden 
waren. Auf Grund dieser Erfahrungen sind im 
Einvernehmen mit dem Bundesrechnungshof 
inzwischen ergänzende Abrechnungsbestimmun- 
gen ergangen, die erstmalig für das Rechnungs- 
jahr 1952 gelten. 

Bei den örtlichen Prüfungen ist auch eine 
sachliche Prüfung der Einnahmen und Ausgaben 
der individuellen Fürsorge durchgeführt wor- 
den. Dabei ist u. a. geprüft worden, ob die 
Fürsorgeträger auch wirklich nur Pflichtlei- 
stungen verrechnet haben, die im Rahmen der 
Reichsfürsorgepflichtverordnung vom 13. Fe- 
bruar 1924 (RFV), der Reichsgrundsätze über 
Voraussetzungen, Art und Maß der öffentlichen 
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Fürsorge vom 4. Dezember 1924 (RGr.) und 
der Ausführungsvorschriften dazu gewährt wer- 
den, und zwar entsprechend den durch die Für- 
sorgerechtsprechung entwickelten Grundsätzen 
nach den örtlich maßgebenden über Anordnun- 
gen des Landes nicht hinausgehenden Richt- 
sätzen und Richtlinien. 

örtliche Erhebungen über die Fiöhe der Auf- 
wendungen bei den allgemeinen Maßnahmen 
(Durchgangs- und Wohnlager), bei Grenz- 
durchgangslagern, Umsiedlung und Auswande- 
rung hatten u. a. zum Ziel, Vergleichsmaßstäbe 
für das Bundesgebiet zu ermitteln. Zum Unter- 
schied von der individuellen Fürsorge fehlt hier 
für eine Begrenzung der Leistungen eine gesetz- 
liche Grundlage. Das Erste Überleitungsgesetz 
besagt nur, daß die Kosten verrechnungsfähig 
sind, ohne die Aufwendungen nach Art und 
Flöhe näher festzulegen. Bisher sind lediglich 
von Fall zu Fall Einzelanweisungen des Bun- 
desministers des Innern an die Länder ergangen. 

Auch künftig wird der Schwerpunkt der 
Prüfung bei den örtlichen Feststellungen liegen, 
weil der Bundesrechnungshof nur bei örtlichen 
Prüfungen in unmittelbare Verbindung mit den 
Verwaltungsbehörden treten und die Prüfungs- 
beanstandungen mündlich erörtern kann. Da- 
durch wird das Prüfungsverfahren vereinfacht 
und beschleunigt. 

Prüfungsergebnisse 

a) Überleitungsregelung 

Nach § 18 Abs. 1 des Ersten Uberleitungs- 
gesetzes ist Stichtag für den Übergang der ver- 
rechnungsfähigen Aufwendungen der 1. April 
1950; es war nach dem sogenannten Kassenprin- 
zip zu verfahren. Alle bis zum 31. März 1950 
eingegangenen Einnahmen und geleisteten Aus- 
gaben waren in den Fiaushaltsrechnungen der 
Länder, alle vom 1. April 1950 an eingegan- 
genen Einnahmen und geleisteten Ausgaben in 
der Fiaushaltsrechnung des Bundes nachzuwei- 
sen. Dabei sind beträchtliche Mehrzahlungen 
zu Lasten des Bundes festgestellt worden, deren 
Verrechnung zu Lasten des Bundes gegen die 
Übergangsregelung verstößt. Die bei dem Über- 
gang am 1. April 1950 anzuwendenden Grund- 
sätze waren auch sinngemäß für die Uber- 
gangsregelung am 1. April 1951 aus Anlaß des 
Wegfalls der Interessenquoten anzuwenden. 
Auch hier sind Mehrzahlungen zu Lasten des 
Bundes festgestellt worden. 

b) Abschlagsauszahlungen an die Fürsorgeträger 

Die Abschlagsauszahlungen aus Bundesmitteln 

sind nicht immer mit der nötigen Sorgfalt an- 


gefordert und begründet worden. Bei den Für- 
sorgeträgern wurden oft Überhänge, die über 
das Mehrfache eines Monatsbedarfs hinausgin- 
gen, festgestellt. In einigen Ländern wurden 
die Anforderungen teilweise dadurch überhöht, 
daß ihnen ein über den Bundesanteil hinaus- 
gehender Betrag zugrunde gelegt wurde. Oft 
sind auch die Beträge, die dem Bund gegen- 
über endgültig aufzurechnen waren, um den 
Landesanteil an der Interessenquote (der Rest 
fällt den Gemeinden zur Last) erhöht worden. 
In einem Land wurden aus den Abschkgsaus- 
zahlungen des Bundes die vollen Aufwendun- 
gen der Fürsorgeträger in der Kriegsfolgen- 
hilfe bestritten. Es ist Vorsorge getroffen, daß 
künftig kein Fürsorgeverband mehr als den 
für einen Monat notwendigen Bedarf an Bun- 
desmitteln in Anspruch nimmt. 

c) Materielle Fürsorgeleistungen an hilfsbedürf- 
tige Kriegsf olgenhilf e-Empf änger 

Im allgemeinen wurde nicht beobachtet, daß 
die laufenden Barleistungen an Kriegsfolgen- 
hilfe-Empfänger nach anderen Richtsätzen oder 
Richtlinien bemessen wurden als bei den son- 
stigen Hilfsbedürftigen (Nicht-Kriegsfolgen- 
hilfe-Berechtigte). Anders lagen die Verhältnisse 
bei Gewährung einmaliger Bar-, Sach- und 
Dienstleistungen, insbesondere bei der Versor- 
gung der heimatvertriebenen Umsiedler (§ 14 
des Ersten Uberleitungsgesetzes) mit Hausrat. 
Im Rechnungsjahr 1950 wurden die Umsiedler 
in geschlossenen Transporten in die Aufnahme- 
ränder geleitet, dort aber in vielen Fällen vor- 
übergehend in Wohnlagern untergebracht, bis 
entsprechender Wohnraum nachgewiesen wer- 
den konnte. Große Schwierigkeiten bereitete 
dabei die Ausstattung des den Umsiedlern zu- 
gewiesenen Wohnraums mit dem notwendigen 
Fiausrat. Die Länder sind bei der Gewährung 
des Hausrats nicht einheitlich verfahren. Die 
Fürsorgeträger sind bei der Gewährung von 
Hausrat oft über den Ermessensspielraum des 
§ 6 RGr. hinausgegangen; viele von ihnen ha- 
ben auch den fürsorgerechtlichen Begriff des 
notwendigen Hausrats sehr weit ausgelegt, so 
daß in einigen Ländern die Aufwendungen hier- 
für wesentlich höher lagen als in der sonstigen, 
nichtkriegsbedingten Fürsorge. 

Der Mangel bundeseinheitlicher Richtlinien 
hat sich vor allem bei der Gewährung einmali- 
ger Unterstützungen ausgewirkt. Nach dem Be- 
richt des Statistischen Bundesamtes vom 
8. November 1951 — VI/28/3 — entfielen 
im Rechnungsjahr 1950 auf 100 DM laufende 
Unterstützungen an einmaligen Unterstützun- 
gen 
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im Lande 

1 

in der 
Kriegs- 
folgen- 
hilfe all- 
gemein 

2 

bei den 
Heimat- 
ver- 
triebenen 
allein 

3 

in der all- 
gemeinen 
(nicht 
kriegsbe- 
dingten) Für- 
sorge 

4 

Schleswig- 

DM 

DM 

DM 

Holstein 

72,20 

86,03 

21,09 

Hamburg 

34,27 

50,52 

35,84 

Niedersachsen 

Nordrhein- 

51,16 

66,06 

23,21 

Westfalen 

67,56 

118,38 

34,36 

Bremen 

60,88 

76,78 

39,54 

Hessen 

Württemberg- 

41,68 

62,54 

32,86 

Baden 

43,43 

56,94 

26,14 

Bayern 

39,67 

48,26 

21,30 

Rheinland-Pfalz 331,81 

933,07 

19,04 

Baden 

Württemberg- 

260,54 

354,28 

23,19 

Hohenzollern 

131,01 

173,05 

23,40 


Die Gegenüberstellung zeigt, daß die Auf- 
wendungen für einmalige Unterstützungen an 
Heimatvertriebene in allen Ländern des Bun- 
desgebiets, auch in den Abgabeländern, erheb- 
lich höher waren als in der allgemeinen (nicht 
kriegsbedingten) Fürsorge. Die Prüfungen des 
Bundesrechnungshofes haben ergeben, daß in 
den Ländern Rheinland-Pfalz und Baden die 
einmaligen Leistungen besonders hoch waren. 
Hier sind für die Umsiedler erhebliche einmalige 
Aufwendungen zur Beschaffung von Hausrat, 
Kleidung, Wäsche und Schuhwerk, vielfach 
unter Nichtbeachtung fürsorgerechtlicher 
Grundsätze und der für die allgemeine (nicht 
kriegsbedingte) Fürsorge maßgeblichen Richt- 
linien, gemacht worden. Für die in Arbeit ver- 
mittelten Umsiedler wurden in der Regel 
außerdem einmalige Barunterstützungen bis 
zur ersten Lohnzahlung gewährt. Die Sonder- 
leistungen haben also bei der großen Zahl der 
Umsiedler zu einem im Verhältnis zur laufen- 
den Unterstützung ungewöhnlich hohen Auf- 
wand an einmaliger Unterstützung geführt, 
d) Persönliche und sächliche Verwaltungskosten 
aa) Nach § 1 Abs. 3 des Ersten Uberleitungs- 
gesetzes werden die bei den Fürsorgeträ- 
gern entstehenden persönlichen und säch- 
lichen Verwaltungskosten vom Bund nicht 
übernommen. Diese Vorschrift wurde 
nicht überall beachtet. Zwei der geprüften 
Dienststellen haben nichtverrechnungs- 
fähige Verwaltungskosten in Höhe von rd. 
49 000 DM den verrechnungsfähigen Aus- 
gaben zugeschlagen. Der Bundesrechnungs- 
hof hat veranlaßt, daß dieser Betrag den 
Bundesmitteln wieder zugeführt wird. 


bb) Ein Land hat die mit der Umsiedlung ver- 
bundenen Verwaltungsaufgaben nicht, wie 
die übrigen Länder, durch vorhandene Be- 
hörden, sondern durch besonders gebildete 
Transportgruppen ausführen lassen. Die 
dadurch entstandenen persönlichen und 
sächlichen Verwaltungskosten in Höhe von 
482 226,17 DM hat das Land als Kosten 
der Kriegsfolgenhilfe mit dem Bunde ver- 
rechnet. Da diese Aufwendungen nicht zu 
den Kosten der Umsiedlung nach § 14 
Abs. 3 des Ersten Überleitungsgesetzes in 
der Fassung vom 21. August 1951 gehören, 
hat der Bundesrechnungshof das Land zur 
Rückzahlung eines Betrages von 85 v. H. 
dieser Summe aufgefordert. 

cc) Für drei in Notaufnahmelagern eingesetzte 
Landesbeauftragte hat ein Land den Bund 
mit 75 v. H. der persönlichen Aufwendun- 
gen von rd. 24 600 DM belastet. Auf die 
Beanstandung des Bundesrechnungshofes 
hin hat das Land diesen Betrag den Bun- 
desmitteln wieder zugeführt. 

dd) Die Aufwendungen für persönliche Ver- 
waltungskosten in Durchgangs- undWohn- 
lagern, die nach § 1 Abs. 3 Nr. 1 des Ersten 
Uberleitungsgesetzes zu 85 v. H. der Bund 
trägt, weichen in den Ländern erheblich 
voneinander ab. Im Lande Hamburg sind 
für die Betreuung von 13 650 Insassen 
433 Bedienstete als Lagerpersonal einge- 
setzt worden, von denen nach einer Prü- 
fung nur die Ausgaben für 326 mit dem 
Bunde verrechnet werden können. Auf 
100 Lagerinsassen entfallen demnach 2,37 
Bedienstete. Im Lande Schleswig-Holstein 
dagegen ist der Personalaufwand in Lagern 
mit 0,31 Bediensteten auf 100 Insassen er- 
mittelt worden. Die Stadt Lübeck benötigt 
für die Verwaltung von 56 Lagern mit 
14 703 Insassen ein Lagerpersonal von nur 
28 Köpfen. Die persönlichen Verwaltungs- 
kosten (einschließlich der für die zentrale 
Lagerverwaltung) betragen in Lübeck 

137 518,— DM. 

Hamburg dagegen hat im 
Rechnungsjahr 1951 bei 
geringerer Insassenzahl an 
persönlichen Verwaltungs- 
kosten zu Lasten des 
Bundes verrechnet 1 879 758,46 DM, 

das ist mehr als das 13fache der Aufwen- 
dungen für persönliche Verwaltungskosten 
in den Lagern in Lübeck. Maßnahmen zur 
Senkung dieses Mehraufwandes sind ein- 
geleitet. 
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e) Allgemeine Maßnahmen (Durchgangs- und 
Wohnlager) 

Die allgemeinen Fürsorgemaßnahmen (§ 11 
des Ersten Überleitungsgesetzes) für den Trans- 
port und für die lagermäßige Unterbringung 
und Versorgung von Heimatvertriebenen, Eva- 
kuierten, Zugewanderten aus der sowjetischen 
Besatzungszone und der Stadt Berlin, von Aus- 
ländern, Staatenlosen und Heimkehrern bis zur 
wohnungsmäßigen Unterbringung am Auf- 
nahmeort wurden im Rechnungsjahr 1950 in 
mehr als 2 000 Einzellagern im Bundesgebiet 
durchgeführt. Diese Ausgaben können, beson- 
ders wenn Gemeinschaftsverpflegung gewährt 
wird, in der Regel nur an Ort und Stelle sach- 
gemäß geprüft werden. 

Hinsichtlich der Art und Höhe der Aufwen- 
dungen für allgemeine Maßnahmen sind von 
Land zu Land erhebliche Unterschiede festge- 
stellt worden. So haben einige Länder an die 
Lagerinsassen Barunterstützungen und sonstige 
Leistungen zur Bestreitung des notwendigen 
Lebensbedarfs in dem Umfang gewährt, wie sie 
den außerhalb der Lager lebenden Hilfsbedürf- 
tigen gegeben wurden. Andere Länder hingegen 
haben den Lagerinsassen Gemeinschaftsverpfle- 
gung zu so günstigen Bedingungen gewährt, 
daß die mit dem Bunde verrechneten Aufwen- 
dungen den Rahmen der RFV und der RGr. 
weit überschritten (vgl. nachstehende Buchsta- 
ben f und g). Die hierzu ergangenen Länder- 
richtlinien weichen zum Teil stark voneinander 
ab. Der Erlaß einer Durchführungsverordnung 
zum Ersten Uberleitungsgesetz zur einheitlichen 
Handhabung und Bemessung der Leistungen im 
gesamten Bundesgebiet erscheint dringend not- 
wendig. Zur Verabschiedung der DVO ist es 
bis jetzt noch nicht gekommen. 

f) Gemeinschaftsverpflegung in den Wohn- 
und Durchgangslagern in Bayern 

Das Land Bayern hat im Rechnungsjahr 1950 
in rund 200 Lagern an rd. 37 000 Insassen Ge- 
meinschaftsverpflegung gewährt. Obwohl die 
zahlungsfähigen Personen ein angemessenes 
Entgelt für die in den Lagern gewährten Natu- 
ralleistungen zu entrichten haben, erhob das 
Land keine oder zu geringe Entgelte, so daß 
z. B. Lagerinsassen mit Arbeitseinkommen bes- 
ser gestellt waren als Personen mit vergleich- 
baren Arbeitseinkommen außerhalb des Lagers. 
Der Höchstbetrag des festgesetzten Verpfle- 
gungsgeldes deckte nicht einmal die Selbstkosten 
für den Ankauf der Lebensmittel. Diese Rege- 
lung hat zu beträchtlichen Mehraufwendungen 
geführt. Die Verhandlungen schweben noch. 


g) Gemeinschaftsverpflegung und Unterbrin- 
gung von heimatlosen Ausländern in Lagern 
in Nordrhein-Westfalen 

Für das Land Nordrhein-Westfalen geneh- 
migten der Bundesminister des Innern und der 
Bundesminister der Finanzen durch Erlaß vom 
20. Juni 1950, daß das Land versuchsweise zu- 
nächst für drei Monate eine Sonderregelung für 
die Gemeinschaftsverpflegung und Unterbrin- 
gung von heimatlosen Ausländern in Lagern 
traf. Ob diese Handhabung weiterhin zugelas- 
sen werden konnte, sollte insbesondere von der 
Höhe der dadurch dem Bunde erwachsenden 
Kosten abhängen. Hierfür sollte in erster Linie 
die Höhe des Betrages maßgebend sein, den die 
Verpflegung des einzelnen heimatlosen Auslän- 
ders durchschnittlich erfordert hatte. Dieser 
Betrag sollte dem Bundesminister des Innern 
baldmöglichst mitgeteilt werden. Eine im 
Februar/März 1951 vorgenommene Prüfung 
durch den Bundesrechnungshof ergab, daß die 
heimatlosen Ausländer noch weiterhin Gemein- 
schaftsverpflegung erhielten. Das hat zu Mehr- 
aufwendungen gegenüber der Fürsorge-(bar-) 
Unterstützung geführt, deren Höhe noch nicht 
festgestellt ist, die das Land selbst aber auf 
3 081 625 DM für die 9 Monate vom 1. Juli 
1950 bis 31. März 1951 beziffert hat. Die Ver- 
handlungen mit dem Lande Nordrhein-West- 
falen sind noch nicht abgeschlossen. Inzwischen 
ist die Gemeinschaftsverpflegung wesentlich 
eingeschränkt worden. 

Die Belieferung der Lager für heimatlose 
Ausländer mit Lebensmitteln war in Nord- 
rhein-Westfalen Generallieferern übertragen, 
die für ihre Tätigkeit im Zeitraum vom 1. Juli 

1950 bis 28. Februar 1951 einen Verwaltungs- 
kostenbeitrag von 2 bzw. 2,5 v. H., zusammen 
rd. 86 000 DM empfangen haben. Auf Anre- 
gung des Bundesrechnungshofes sind die Ver- 
träge mit den Generallieferern zum 31. August 

1951 gekündigt worden. Seitdem führen orts- 
ansässige Firmen die Lieferungen unmittelbar 
durch. 

h) Grenzdurchgangslager 

Von den Aufwendungen für die Grenzdurch- 
gangslager (§ 16 des Ersten Uberleitungsgeset- 
zes), die als Einrichtungen von übergebietlicher 
Bedeutung durch die Bundesregierung aner- 
kannt sind, trägt der Bund 85 v. H. der Kosten, 
von den Kosten der übrigen Lager nur 75 v. H. 
Das Land Bayern hat im Rechnungsjahr 1950 
auch die Aufwendungen für die von der Bun- 
desregierung nicht anerkannten, vom Land aber 
als Grenzlager bezeichneten Lager als solche für 
Grenzdurchgangslager bei Kapitel 1 Titel 32 
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verrechnet und gebucht. Dadurch ist der Bund 
mit dem Unterschiedsbetrag von 363 029,20 DM 
belastet worden, der den Bundesmitteln erst 
teilweise wieder zugeführt worden ist. Die Ver- 
handlungen sind noch nicht abgeschlossen. 

i) Baukostenzuschüsse aus den Mitteln „Kosten 
der sonstigen Durchgangs- und Wohnlager“ 

Aus den Mitteln der Haushaltsstelle Kapitel 1 
Titel 33 (Kosten der sonstigen Durchgangs- und 
Wohnlager) gewährte das Land Bayern im 
Rechnungsjahr 1950 verlorene Baukostenzu- 
schüsse in Höhe von 6 093 400 DM zur Errich- 
tung von Wohnungen für in Lagern unterge- 
brachte Flüchtlinge. Das entsprach nicht der 
Zweckbestimmung der genannten Haushalts- 
stelle, nach der nur die Kosten für eine lager- 
mäßige Unterbringung mit dem Bund verrech- 
net werden konnten. Über diesen Sachverhalt 
hat der Bundesrechnungshof eine Einzelbemer- 
kung aufgestellt, s. Bemerkungen Abschnitt C II 
Nr. 9. 

2. Kriegsopferversorgung 

(Kapitel 4, Rechnungsjahr 1950) 

Auf dem Gebiet der Kriegsopferversorgung 
ist das materielle Recht durch das am 1. Okto- 
ber 1950 in Kraft getretene Bundesversorgungs- 
gesetz neu geregelt worden. Die dadurch not- 
wendig gewordene Umstellung aller Renten 
nahm längere Zeit in Anspruch. Sie wurde noch 
dadurch verzögert, daß die Verwaltungsvor- 
schriften erst am 1. März 1951 ergingen und die 
Versorgungsverwaltung erst Ende des Rech- 
nungsjahres 1950 und im Laufe des Rech- 
nungsjahres 1951 von den Landesversicherungs- 
anstalten auf Landesbehörden der Versorgungs- 
verwaltung übergeleitet wurde. Die Umrech- 
nung der Versorgungsbezüge nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz hat demnach erst mit dem 
Rechnungsjahr 1951 begonnen und ist im Rech- 
nungsjahr 1953 beendet worden. 

Über die Ergebnisse der Prüfung werde ich 
in einer späteren Denkschrift berichten. 


Die übrigen Einzelpläne 

Soweit Einzelpläne in diesem Abschnitt nicht 
behandelt sind, hat sich Anlaß zur Berichterstat- 
tung hinsichtlich der Rechnungsjahre 1949 und 
1950 nicht ergeben. Die Prüfungsfeststellungen im 
Abschnitt „Allgemeine Prüfungsergebnisse" bezie- 
hen sich auch auf diese Einzelpläne. 


Lastenausgleich 

1. Sicherung von Forderungen für den Lastenaus- 
gleich 

(Anlage Via zur Bundeshaushaltsrechnung 1949 
und Anlagen Via bis e zur Bundeshaushalts- 
rechnung 1950) 

Das Gesetz zur Sicherung von Forderungen 
für den Lastenausgleich vom 2. September 1948 
(HypSichG) regelt die Abschöpfung von Schuld- 
nergewinnen, die aus der Umstellung von 
Grundpfandrechten erwachsen. Nach dem Ge- 
setz entstehen nach Hypotheken, Grund- und 
Rentenschulden, die im Verhältnis 10:1 umge- 
stellt wurden, in Höhe von 9 / 10 des RM-Betra- 
ges sogenannte Umstellungsgrundschulden (UG). 
Sie dienen ausschließlich dazu, die entstandenen 
Schuldnergewinne für den Lastenausgleich 
sicherzustellen. 

Die so begründeten Rechte stehen treuhän- 
derisch dem Bund zu — früher der Verwaltung 
des Vereinigten Wirtschaftsgebiets — . Die Län- 
der üben die Rechte für den Bund aus. Sie 
haben die UG jedoch nicht in eigene Verwal- 
tung übernommen, sondern damit überwiegend 
Institute beauftragt, die Gläubiger der umge- 
stellten Rechte (V 10 Rechte) waren, wie Real- 
kreditinstitute, Sparkassen usw. Die Aufgabe 
dieser Verwaltungsstellen bestand vor allem 
darin, die UG zu erfassen und die Zins- und 
Tilgungsraten einzuziehen und abzuführen. 

Das Hypothekensicherungsgesetz galt nur in 
den Ländern des früheren Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiets, während in den Ländern der frü- 
heren französischen Zone dem Hypotheken- 
sicherungsgesetz entsprechende Landesgesetze 
ergangen waren. Das Aufkommen in diesen 
Ländern wird in den Nachweisungen zur Bun- 
deshaushaltsrechnung 1950 nachrichtlich aufge- 
führt. 

Die Verwaltungsstellen hatten bis zum 
31. März 1950 im früheren Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiet ein UG-Kapital von rd. 12,8 Mil- 
liarden DM erfaßt. Seitdem hat sich das UG- 
Kapital erheblich verringert. Es dürfte nach 
dem Stand vom 31. März 1951 etwa 11,21 Mil- 
liarden DM betragen. Die Verringerung ist auf 
folgende Umstände zurückzuführen: 

a) Auf Grund der am 22. Oktober 1949 erlas- 
senen 40. DVO zum Umstellungsgesetz 
wurde für die Umstellung von Grundpfand- 
rechten in bestimmten Fällen eine nachträg- 
liche Sonderregelung getroffen. So waren 
z. B. Eigentümergrundschulden und Höchst- 
betragshypotheken nicht mehr im Verhält- 



nis 10:1, sondern 1:1 umzustellen. Es muß- 
ten daher zahlreiche Grundpfandrechte, die 
nach dem LASG als UG erfaßt waren, auf 
Grund der 40. DVO wieder ausgebucht 
werden. 

Im Zusammenhang mit der 40. DVO er- 
wuchsen den Verwaltungsstellen neue Auf- 
gaben, die zudem oft mit der Beurteilung 
schwieriger Rechtsfragen verbunden waren. 
Die Prüfungen des Bundesrechnungshofes 
haben ergeben, daß die Verwaltungsstellen 
diese Arbeiten mit großer Sorgfalt ausge- 
führt haben. 

b) Bis zum 31. März 1951 sind insgesamt rund 
317 Mio DM getilgt worden. Das in An- 
lage VI e der Haushaltsrechnung 1950 aus- 
gewiesene Tilgungsaufkommen von rd. 
272 Mio DM enthält auch die Zahlen der 
französischen Zone. Nach Absetzung dieses 
Betrages ist der verbleibenden Summe von 
rd. 257 Mio DM von dem Konto des unge- 
teilten Zins- und Tilgungsaufkommens der 
— geschätzte — Tilgungsanteil von rd. 
60 Mio DM hinzugezählt worden. 

c) Bei Grundstücken, die von Kriegssachschäden 
betroffen waren, und bei zerstörten oder 
beschädigten Gebäuden, die seit dem 21. Juni 
1948 wiederaufgebaut worden sind, haben 
die Finanzämter auf Grund des Gesetzes 
zur Änderung des HypSichG vom 10. Au- 
gust 1949 auf UG verzichtet. Die ausgespro- 
chenen Verzichte belaufen sich bis zum 
31. März 1951 auf etwa 1 Milliarde DM. 

Statistisches Material über die am 31. März 
1951 noch nicht abgeschlossenen Verzichts- 
verfahren liegt nicht vor. Eine Prüfung des 
Bundesrechnungshofes ergab, daß in einem 
Lande an diesem Stichtag 58 v. H. der ein- 
gereichten Verzichtsanträge noch unerledigt 
waren. Insbesondere waren die Anträge gern. 
§ 3 b des Gesetzes zur Änderung des 
HypSichG vom 10. August 1949 (Verzicht 
bei Wiederaufbau) nur in Ausnahmefällen 
bearbeitet worden. Diese Feststellung dürfte 
auch für die übrigen Länder zutreffen. Die 
Ursache für das schleppende Anlaufen dieser 
Verfahren ist in dem zunächst bestehenden 
Mangel an klaren Richtlinien für die Durch- 
führung zu suchen. Namentlich fehlte eine 
Regelung für die Aufstellung der Ertrags- 
berechnungen wiederaufgebauter Grund- 
stücke, die eine der wesentlichsten Voraus- 
setzungen dieses- Verfahrens ist. Erst seit 
dem Inkrafttreten der Anordnung des Bun- 
desministers der Finanzen vom 27. Juni 1951 


konnte die Bearbeitung der Anträge von 
den Finanzämtern voll aufgenommen wer- 
den. 

Die Durchführung der Verzichtsverfahren 
nach § 3 a des Gesetzes zur Änderung des 
HypSichG (Verzicht bei kriegszerstörten 
Grundstücken) verzögerte sich zunächst 
ebenfalls, und zwar vor allem deshalb, weil 
die Wertfortschreibungen der Einheitswerte 
auf den 21. Juni 1948, die für die Höhe des 
Verzichts von Bedeutung sind, noch nicht 
abgeschlossen waren. Mit dem Fortschreiten 
dieser Arbeiten lief die Erledigung der Ver- 
zichtsanträge in befriedigender Weise an 
und war bis zum Inkrafttreten des LAG im 
wesentlichen abgeschlossen. 

Das Bruttosollaufkommen an Zinsen und 
Tilgungen bis 31. März 1951 betrug im Bereich 
des Vereinigten Wirtschaftsgebiets rd. 1,731 
Milliarden DM. Es sind jedoch nur 873,5 Mio 
DM, also rd. 50 v.H., tatsächlich aufgekommen. 
Nach Abzug der Verwaltungsgebühren von 
82,8 Mio DM ergibt sich für das frühere Ver- 
einigte Wirtschaftsgebiet aus den UG ein Netto- 
aufkommen von insgesamt 790,6 Mio DM. 

Das offenbare Mißverhältnis zwischen Soll- 
und Istaufkommen ist vor allem darauf zu- 
rückzuführen, daß ein erheblicher Teil der UG 
auf ertragsbeschränkten Grundstücken lastet, 
oder daß die Einziehung der Forderungen zu 
einer Härte gegenüber dem Schuldner geführt 
hätte. In allen diesen Fällen mußten gern. § 5 
Abs. 4 der 1. DVO/HypSichG die Tilgungen 
ausgesetzt und notfalls die Zinsen erlassen wer- 
den. Außerdem sind in dem Bruttosollaufkom- 
men an Zinsen und Tilgungen noch erhebliche 
Beträge enthalten, die wegen schwebender Ver- 
zichtsverfahren von den Verwaltungsstellen ge- 
stundet wurden. Die Beträge, die ausgesetzt und 
erlassen sind, und die, die mit Rücksicht auf 
schwebende Erlaß- und Verzichtsverfahren ge- 
stundet werden mußten, belaufen sich auf 
36 v. H. aller fälligen Forderungen. Weitere rd. 
6 v. H. der Forderungen wurden aus anderen 
Gründen gestundet. Nur rd. 8 v. H. waren un- 
begründete (echte) Rückstände. 

Das Aufkommen aus den UG wurde den 
Ländern zur Verfügung gestellt. Gern. § 3 der 
1. DVO/HypSichG sollten die Länder es zur 
Förderung des Wohnungsbaues, namentlich für 
Geschädigte, verwenden. Diese Mittel stellten 
eine der wichtigsten Quellen für die Finanzie- 
rung des sozialen Wohnungsbaues dar. 

Die bis 31. Dezember 1949 aufgekom- 
menen Mittel sollten gern. § 81 SHG den Län- 
dern verbleiben; jedoch sollten die durch die 


134 



Weitergabe der Mittel begründeten Rechte auf 
den SH-Fonds übergehen. Die Prüfungen des 
Bundesrechnungshofes haben ergeben, daß diese 
Bestimmung nur sehr schwer durchzuführen 
war. Die Länder haben fast durchweg die aus 
UG stammenden Mittel mit eigenen Mitteln 
vermischt, so daß es nur mit unverhältnismäßig 
hohem Verwaltungsaufwand möglich gewesen 
wäre, Rechte und Forderungen auszusondern, 
die durch die Weitergabe der Mittel entstanden 
waren. Der Bundesrechnungshof hat daher im 
Benehmen mit dem Hauptamt für Soforthilfe 
darauf hingewirkt, daß die Länder, statt ihre 
Rechte gegen Dritte auszusondern, sich durch 
Abgabe eines Darlehnsanerkenntnisses selbst zur 
Erstattung der weitergegebenen Gelder ver- 
pflichteten. Die Zins- und Tilgungsbedingungen 
dieser Darlehen sind entsprechend der unter- 
schiedlichen Verwendung der Mittel in den ein- 
zelnen Ländern verschieden. So haben beispiels- 
weise einige Länder für die weitergegebenen 
Gelder eine günstige Verzinsung erzielt. Andere 
Länder haben die nicht sofort ersetzbaren 
Mittel vorübergehend für Landesausgaben unter 
Einsparung von Zinsen für Kassenkredite ver- 
wendet. Diese Verhältnisse mußten bei der 
Zinsbemessung berücksichtigt werden. 

Über das Aufkommen aus UG vom 1. Januar 
1950 an wurde zwischen dem Hauptamt für 
Soforthilfe und den Ländern eine Vereinbarung 
getroffen, wonach 85 v. H. der Nettoeinnahmen 
den Ländern zur unmittelbaren Verwendung 
im Wohnungsbau für Geschädigte verbleiben 
sollten. Der Rest von 15 v. H. war für einen 
übergebietlichen Ausgleich dem SH-Fonds zur 
Verfügung zu stellen. Auf Grund der Weisung 
des Präsidenten des Hauptamts vom 18. März 
1950 wurden den Ländern die ihnen unmittel- 
bar zur Verfügung stehenden Mittel als zins- 
lose Darlehen überlassen, die mit 2 v. H. jähr- 
lich zu tilgen sind. Dasselbe gilt für Rückflüsse 
aus Darlehen, die mit Mitteln finanziert wur- 
den, welche bis 31. Dezember 1949 fällig waren. 
Die Regelung in der Weisung vom 18. März 
1950 ist auf eine Vereinbarung zwischen dem 
Hauptamt für Soforthilfe und den Finanzmini- 
stern der Länder zu rückzu führen, die am 
1. Februar 1950 zur finanziellen Auseinander- 
setzung zwischen dem SH-Fonds und den Län- 
dern geschlossen wurde. 

Die zinslose Hingabe der Darlehen wurde 
den im Verlauf des Jahres 1950 eingetretenen 
wirtschaftlichen Verhältnissen nicht immer ge- 
recht. Aus Mangel an Kapitalmarktmitteln für 
erstrangige Hypotheken und infolge sonstiger 
Stockungen im Wohnungsbau flössen die aus 


UG stammenden Darlehnsmittel vielfach nicht 
laufend dem Wohnungsbau zu, sondern stauten 
sich mit teilweise erheblichen Beträgen. Auf 
diese Weise war es möglich, daß Länder die 
Gelder als eigene Betriebsmittel verwandten, 
ohne daß sie verpflichtet gewesen wären, hier- 
für dem Wohnungsbau wieder zufließende Zin- 
sen zu zahlen. Dasselbe gilt für die im Wege 
des übergebietlichen Ausgleichs gewährten 
Mittel. Auch diese konnten nicht mit der wün- 
schenswerten Schnelligkeit dem Wohnungsbau 
zugeführt werden. 

Der in der Weisung vom 18. März 1950 an- 
geordnete Nachweis über die Verwendung des 
Aufkommens aus UG ist von den Ländern zum 
großen Teil noch nicht erbracht worden. Es 
konnte daher auch nicht festgestellt werden, in 
welcher Höhe die den Ländern als Darlehen 
gewährten Beträge tatsächlich dem Wohnungs- 
bau zugeführt wurden, sowie, ob der zulässige 
Höchstbetrag von 4 000 DM je Wohnung nicht 
überschritten und ob erstellter Wohnraum im 
vorgesehenen Umfang für Geschädigte ausge- 
sondert wurde. Auf Veranlassung des Bundes- 
rechnungshofes ist die Nachforderung der Ver- 
wendungsnachweise durch das Bundesausgleichs- 
amt inzwischen in die Wege geleitet, so daß es 
voraussichtlich möglich sein wird, hierüber in 
der nächsten Denkschrift zu berichten. 

Die Nachweisungen über die Einnahmen und 
Ausgaben von UG-Mitteln, die bisher den 
Haushaltsrechnungen beigefügt wurden, beruh- 
ten nicht auf kassenmäßigen Unterlagen oder 
auf Verwendungsnachweisen gern. § 64 a RHO, 
sondern auf statistischen Meldungen der mit 
der zentralen Verwaltung des Aufkommens be- 
trauten obersten Landesbehörden. Da keine 
Gewähr für die Richtigkeit dieser Angaben 
bestand, hatte der Bundesrechnungshof dem 
Bundesminister der Finanzen Anregungen gege- 
ben, um den Mängeln abzuhelfen. Er hat in 
diesem Zusammenhang auch Maßnahmen emp- 
fohlen, die die Kontinuität der Rechnung über 
die einzelnen Rechnungsjahre hinaus gewähr- 
leisten. Diesen Anregungen trägt die Haus- 
haltsrechnung für das Rechnungsjahr 1950 in 
den Anlagen Via bis e Rechnung. Die in An- 
lage VI e zusammengestellten Zahlen der einzel- 
nen Rechnungsjahre (Anl. Via bis d) geben 
somit erstmalig die Möglichkeit, über das tat- 
sächliche Aufkommen aus UG Klarheit zu ge- 
winnen. Der Nachweis des dem Hauptamt für 
Soforthilfe für den übergebietlichen Ausgleich 
zur Verfügung stehenden Bestandes (Anlagen 
VI c bis e) enthält nach Auffassung des Bundes- 
rechnungshofes noch Unstimmigkeiten. Der Bun- 


135 



desminister der Finanzen wurde um Aufklärung 
gebeten. Sollte sich der Bestand erhöhen, so 
wird der Unterschiedsbetrag in der Anlage zur 
Bundeshaushaltsrechnung 1951 zu berücksichti- 
gen sein. 

Das Gesetz zur Sicherung von Forderungen 
für den Lastenausgleich ist am 1. September 
1952 außer Kraft getreten. Es wird durch die 
Vorschriften des Lastenausgleichsgesetzes über 
die Hypothekengewinnabgabe abgelöst. 

2. Soforthilfe 

(Anlage VI b zur Bundeshaushaltsrechnung 1949 
und Anlagen VII A 1 — 2 und VII B 1 — 2 zur 
Bundeshaushaltsrechnung 1950) 

Das Gesetz zur Milderung dringender sozia- 
ler Notstände (Soforthilfegesetz — SHG — ) 
vom 8. August 1949 sollte als Übergangsrege- 
lung eine Brücke zum Lastenausgleich bilden. 
Es behandelte die Aufbringung der Mittel und 
die an Geschädigte zu gewährenden Soforthilfe- 
leistungen. 

a) Soforthilfeabgabe 

Zur Aufbringung der Mittel bestimmte 
das Gesetz die Erhebung besonderer Abga- 
ben von dem am Währungstichtag vorhan- 
denen Sachvermögen. Mit Wirkung vom 
1. April 1949 an war vom gesamten abgabe- 
pflichtigen Vermögen eine jährlich wieder- 
kehrende „Allgemeine Soforthilfeabgabe" 
zu entrichten. Das Vorratsvermögen wurde 
zusätzlich durch eine einmalige „Sofort- 
hilfesonderabgabe" erfaßt. Die Abgaben 
galten als Vorauszahlungen auf die künfti- 
gen Verpflichtungen aus dem Lastenaus- 
gleich. 

Der Lastenausgleich ist inzwischen durch 
das Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 
1952 geregelt worden. Damit traten das So- 
forthilfegesetz und die entsprechenden Ge- 
setze in den Ländern der französischen Zone 
außer Kraft. Die nach den bisherigen Vor- 
schriften berechneten Abgabebeträge sind 
jedoch, gegebenenfalls unter Anpasung an 
die Lastenausgleichsabgaben, weiter zu ent- 
richten. 

Die Dringlichkeit der Soforthilfemaßnah- 
men erforderte eine rasche Erhebung der Ab- 
gaben. Die Abgabepflichtigen hatten deshalb 
die Abgaben in der Vermögensanzeige selbst 
zu berechnen und die einzelnen Raten ohne 
weitere Aufforderung an den vorgeschrie- 
benen Fälligkeitsterminen zu entrichten. Die 
Selbstberechnung hat sich bewährt. Sie setzte 


voraus, daß eine Neuberechnung des abgabe- 
pflichtigen Vermögens unterblieb und bereits 
vorhandene Wertmaßstäbe (letzter Einheits- 
wert, letzter Vermögensteuerwert, Wertan- 
satz in der RM-Schlußbilanz) als Bemessungs- 
grundlage verwendet wurden. Daraus erga- 
ben sich gewisse Mängel und klärten, die im 
Hinblick auf den Ubergangscharakter des 
Gesetzes in Kauf genommen werden mußten. 
Zweifelsfragen entstanden hauptsächlich bei 
der Anwendung einzelner Sondervorschriften 
über die Berechnung der Soforthilfesonder- 
abgabe (z. B. Abgrenzung der unter den er- 
mäßigten Abgabesatz fallenden bewirtschaf- 
teten Lebensmittel, Auslegung des Begriffs 
„blockiertes" Vorratsvermögen, Berücksich- 
tigung von besonderen Umsatzverhältnissen 
bei der Berechnung der Soforthilfesonderab- 
gabe); sie wurden durch Erlasse des Bundes- 
ministers der Finanzen und durch die Recht- 
sprechung geklärt. 

Nach den Prüfungsfeststellungen des Bun- 
desrechnungshofes war das abgabepflichtige 
Vermögen in vielen Fällen nicht richtig oder 
nicht vollständig erfaßt worden (z. B. un- 
richtige Behandlung der gemischtgenutzten 
Grundstücke, Nichtansatz oder zu niedriger 
Ansatz der Gebäude auf fremdem Grund 
und Boden, der Grundstücke im Zustand der 
Bebauung, der Forderungen aus geleisteten 
Anzahlungen, zu hohe Wertminderungen für 
Kriegsschäden an Gebäuden). Als Schulden 
waren häufig nicht abzugsfähige oder zu 
hohe Beträge berücksichtigt (z. B. Pensions- 
anwartschaften, Kapitalabfindungen, Veräu- 
ßerungsrenten, bereits in RM getilgte Schul- 
den in ausländischer Währung, überhöhter 
Abzug von Verbindlichkeiten aus erhaltenen 
Anzahlungen). Abweichungen ergaben sich 
auch bei der Nachprüfung der auf die „All- 
gemeine Soforthilfeabgabe" angerechneten 
Zinsen und Tilgungsbeträge für Umstellungs- 
grundschulden. 

Wenn hiernach auch in zahlreichen Einzel- 
fällen die Abgaberechnungen zu berichtigen 
waren, ist im ganzen doch festzustellen, daß 
die Finanzämter die Soforthilfeabgabe sorg- 
fältig und fristgemäß bearbeitet haben. Die 
Arbeiten wurden durch die vom Bundesmi- 
nister der Finanzen herausgegebenen Sam- 
melerlasse und Verwaltungsanweisungen we- 
sentlich gefördert und erleichtert. 

Anders liegen die Dinge auf dem Gebiet 
der Erhebung. Bei den schwierigen wirtschaft- 
lichen Verhältnissen vieler Abgabepflichtiger 
mußte von vornherein mit einer beträcht- 
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liehen Zahl von Stundungsanträgen und mit 
erheblichen Zahlungsrückständen gerechnet 
werden. Das Gesetz und die gleichzeitig er- 
lassene Erste Durchführungsverordnung 
schrieben für gewisse Sonderfälle eine teil- 
weise Stundung der Soforthilfeabgabe bis 
zum Inkrafttreten des Lastenausgleichsge- 
setzes vor. Beim Vorliegen erheblicher Kriegs- 
oder Kriegsfolgeschäden, bei Flüchtlingsbe- 
trieben, Schwerbeschädigtenbetrieben und 
politisch Verfolgten sollten die erschwer- 
ten Verhältnisse dieser Abgabepflichti- 
gen bei der Einziehung der Soforthilfeab- 
gabe angemessen berücksichtigt werden. Bei 
der Durchführung des Gesetzes erwies es sich 
als notwendig, für eine Reihe weiterer Här- 
tefälle befristete oder unbefristete Stundun- 
gen zu gewähren. Daneben blieben jedoch in 
großem Umfang auch Abgabepflichtige im 
Rückstand, bei denen der Mangel an flüssi- 
gen Mitteln auf Umständen beruhte, die kei- 
nen ausreichenden Grund für eine Stundung 
darstellten. Viele Abgabepflichtige hatten, da 
sich das Inkrafttreten des Soforthilfegesetzes 
infolge der Abänderungswünsche der Mili- 
tärregierung immer wieder verzögerte, ihre 
verfügbaren Mittel inzwischen anderweitig 
festgelegt. Ein gewisser Kreis von Abgabe- 
pflichtigen, insbesondere die öffentlichen Ver- 
sorgungs- und Verkehrsbetriebe, schoben die 
Zahlung u. a. auch deshalb hinaus, weil sie 
eine günstigere Regelung beim Lastenaus- 
gleich erwarteten. 

Die Bearbeitung der ständig wachsenden 
Zahl von Stundungsanträgen und die Einzie- 
hung der nicht gestundeten Rückstände stell- 
ten die Finanzämter vor eine schwierige Auf- 
gabe. Nach den Prüfungsfeststellungen haben 
sie sich nach Kräften bemüht, dieser Aufgabe 
gerecht zu werden. In einer Reihe von Fällen 
waren jedoch Stundungen ‘ausgesprochen 
worden, ohne daß die Zahlungsunfähigkeit 
der Abgabepflichtigen ausreichend geprüft 
war. Auch auf die Leistung von Sicherheiten 
hätte größerer Wert gelegt werden müssen. 

Trotz aller Anstrengungen der Finanzäm- 
ter, die Rückstände zu vermindern, kann im 
Hinblick auf den Zweck des SHG der Stand 
der Erhebung nicht in allen Fällen als befrie- 
digend angesehen werden. 

b) Soforthilfeleistungen 

Das SFIG sah vor, daß aus dem Aufkom- 
men der allgemeinen Soforthilfeabgabe und 
der Soforthilfesonderabgabe, die einem Son- 
dervermögen (Soforthilfefonds) zuzuführen 
waren, an Geschädigte nach näherer Maß- 


gabe des Gesetzes Soforthilfeleistungen ge- 
währt werden. Der Kreis der Geschädigten 
umfaßt Flüchtlinge, Sachgeschädigte, Wäh- 
rungsgeschädigte und politisch Verfolgte. 
Soforthilfeleistungen sind Unterhaltshilfe, 
auf die der Geschädigte einen Rechtsanspruch 
hat, sowie Hausratshilfe, Ausbildungshilfe, 
Aufbauhilfe und Gemeinschaftshilfe, die im 
Rahmen der verfügbaren Mittel gewährt 
werden können, ohne daß ein Rechtsanspruch 
besteht. 

Die Durchführung der Soforthilfeleistun- 
gen wurde den Soforthilfebehörden übertra- 
gen, an deren Spitze das als besondere Be- 
hörde errichtete Hauptamt für Soforthilfe 
stand. Der Präsident des Hauptamts für 
Soforthilfe, dem ein Kontrollausschuß und 
ein Beirat zur Seite standen, übte die Sach- 
aufsicht über die Landesämter und die Ämter 
für Soforthilfe aus. Er verwaltete den So- 
forthilfefonds nach den Richtlinien der Bun- 
desregierung und erließ die allgemeinen Wei- 
sungen über die Verwendung der Soforthilfe- 
mittel. Bei den obersten Landesbehörden 
wurden Landesämter für Soforthilfe gebildet, 
welche die Sachaufsicht über die Ämter für 
Soforthilfe in ihrem Bereich ausübten. Die 
Aufgaben der Ämter für Soforthilfe, bei 
denen ein Soforthilfeausschuß gebildet wurde, 
wurden von den Landesregierungen den 
Stadt- und Landkreisen übertragen. 

Die Arbeit der Soforthilfebehörden mußte 
sogleich nach Verkündung des SHG einsetzen. 
Der Arbeitsanfall war außerordentlich groß. 
Bis zum 31. März 1951, also innerhalb von 
eineinhalb Jahren, waren im früheren Ver- 
einigten Wirtschaftsgebiet bei den Sofort- 
hilfe-Behörden rd. 1,7 Mio Anträge auf 
Unterhaltshilfe eingegangen. Hiervon war 
Unterhaltshilfe in rd. 1,3 Mio Fällen bewil- 
ligt und in rd. 400 000 Fällen abgelehnt 
worden. Etwa 22 000 Anträge waren un- 
erledigt. Einen noch stärkeren Umfang nah- 
men die Anträge auf Hausrathilfe an. Bis 
zum 31. März 1951 wurden rd. 4,4 Mio 
solcher Anträge gestellt. 

Das Hauptamt für Soforthilfe war bestrebt, 
neben der Unterhalts- und Hausrathilfe 
möglichst frühzeitig auch produktive Hilfen 
nach dem SHG zu gewähren. Um einem 
sozialen Abstieg der Familien von Geschä- 
digten vorzubeugen, erschien die Gewährung 
von Ausbildungshilfe besonders dringlich. 
Bereits im November 1949 wurden daher 
vom Hauptamt für Soforthilfe vorläufige 
Weisungen für die Gewährung der Ausbil- 
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dungshilfe herausgegeben. Die ersten Aus- 
zahlungen wurden noch in demselben Jahr 
geleistet. 

Obwohl es wünschenswert gewesen wäre, in 
der gleichen Weise auch die übrigen produk- 
tiven Hilfen, namentlich die Existenzaufbau- 
hilfe zur Wirkung zu bringen, konnte hier 
in der Berichtszeit noch nicht so ausgiebig 
geholfen werden, wie es beabsichtigt war. 
Zwar hatte die Bundesregierung in den Richt- 
linien vom 13. Dezember 1949 das Ziel ge- 
setzt, die produktiven Hilfen besonders zu 
fördern und Mittel für die Hausrathilfe nur 
zur Verfügung zu stellen, um dringenden 
Notständen abzuhelfen. Das Bestreben, die 
Hausrathilfe zugunsten der produktiven 
Hilfsarten zu beschränken, konnte jedoch in 
der vorgesehenen Weise nicht verwirklicht 
werden. Wie die Haushaltsrechnungen 1949 
und 1950 zeigen, sind nächst der Unterhalts- 
hilfe die meisten Mittel für die Hausrathilfe 
verausgabt worden. Dieses Ergebnis dürfte in 
der Hauptsache auf die zahlreichen Eingaben 
und Vorstellungen der Geschädigten und 
ihrer Organisationen zurückzuführen sein, 
die die Weitergewährung der Hausrathilfe 
als unabweisbar verlangten. Diesem Verlan- 
gen vermochten sich die zuständigen Stellen 
auf die Dauer nicht zu entziehen, zumal 
nicht zu verkennen war, daß auch bei Anle- 
ung eines strengen Maßstabes weite Bevöl- 
erungsschichten auf diese Hilfe angewiesen 
waren. 

Die vom Bundesrechnungshof bei den So- 
forthilfe-Behörden durchgeführten Prüfungen 
haben sich auf alle nach dem SHG vorgese- 
henen Hilfen erstreckt. Sie gäben zu zahl- 
reichen Beanstandungen Anlaß. Die Ursache 
hierfür lag nicht nur darin, daß die Schwie- 
rigkeit der Materie ohnehin zu zahlreichen 
Fehlentscheidungen führte, sondern auch in 
der vielfach festgestellten ungenügenden 
Besetzung der Soforthilfeämter mit geeigne- 
ten Kräften. Behörden, die rechtzeitig unge- 
eignetes Personal durch gute Kräfte ersetzt 
hatten, wurden den Anforderungen im allge- 
meinen gerecht und arbeiteten mit zunehmen- 
der Erfahrung reibungslos. Der Bundesrech- 
nungshof war bestrebt, seinen Prüfungen 
eine möglichst breite Wirkung dadurch zu 
verschaffen, daß er seine Prüfungsmitteilun- 
gen jeweils auch den zuständigen Landesäm- 
tern und dem Hauptamt für Soforthilfe zu- 
leitete. Diese Stellen hatten so die Möglich- 
keit, die Prüfungsergebnisse auszuwerten 
und durch Weisungen und Anordnungen 


nachgeordneten Dienststellen zur Kenntnis 
zu bringen. 

Da sich der Bundesrechnungshof bei der 
Rechnungsprüfung auf Stichproben beschrän- 
ken mußte, hat er die zuständigen Stellen 
immer wieder auf die Notwendigkeit einer 
möglichst vollständigen Vorprüfung hinge- 
wiesen. Trotzdem hat die Verwaltung im 
Verlauf der Rechnungsjahre 1949 und 1950 
nur eine äußerst lückenhafte Vorprüfung 
durchgeführt. Die Ursache hierfür ist teils 
in dem Fehlen von Vorprüfungsstellen über- 
haupt, teils in ihrer unzulänglichen Besetzung 
zu suchen. Eine grundsätzliche Regelung der 
Vorprüfung ist in Vorbereitung. 

Der Bundesrechnungshof hat bei seinen 
Prüfungen in fast allen Ländern die Neigung 
feststellen müssen, auf Kosten des Soforthilfe- 
fonds die Bezirksfürsorgeverbände zu ent- 
lasten. Es handelt sich hierbei namentlich um 
Fälle, in denen Fürsorgeunterstützungsem- 
pfänger rückwirkend in die Unterhaltshilfe 
eingewiesen wurden. Die in der Rückwir- 
kungszeit bis zum tatsächlichen Beginn der 
Unterhaltshilfezahlungen geleisteten Fürsor- 
geunterstützungen wurden von den Ämtern 
für Soforthilfe häufig den Fürsorgeverbänden 
erstattet. Der Bundesrechnungshof ist der 
Ansicht, daß in diesen Fällen eine Erstattung 
zu Lasten des Soforthilfefonds aus den ge- 
setzlichen Bestimmungen nicht zu begründen 
ist. Im übrigen hatte am 1. Februar 1950 eine 
finanzielle Auseinandersetzung zwischen dem 
Hauptamt für Soforthilfe und den Ländern 
stattgefunden, die auch die etwaigen An- 
sprüche der Bezirksfürsorgeverbände gegen 
den Soforthilfefonds abschließend regeln 
sollte. Eine übereinstimmende Stellungnahme 
der beteiligten Bundesministerien liegt noch 
nicht vor. Der Bundesrechnungshof wird 
darauf hinwirken. 

c) Verwaltung des Soforthilfefonds 

Im Gegensatz zu der für die übrigen Bun- 
desabgaben getroffenen Regelung ist den 
Ländern zugestanden worden, die Sofort- 
hilf eabgaben nicht täglich durch die Finanz- 
kassen unmittelbar, sondern über die Ober- 
finanzkassen in Abständen von 8 Tagen ab- 
zuführen. Da das jeweilige 8-Tageauf kom- 
men erst nach 6 Werktagen zu überweisen 
war, verblieben die Soforthilfegelder bis zu 
14 Tagen dem Lande. 

Trotz dieses Entgegenkommens sind im 
Rechnungsjahr 1949 mehrere Länder ihrer 
Ablieferungspflicht nicht pünktlich nachge- 
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kommen. So bestand am 15. Dezember 1949 
bei der Zentralkasse des Hauptamts eine Ab- 
lieferungsschuld der Länder von rd. 3Ö 
Mio DM und am 15. März 1950 eine solche 
von rd. 80 Mio DM. Diese Schuldbeträge 
waren insgesamt erst Ende Mai 1950 getilgt. 

Aufgabe des Präsidenten des Hauptamts 
war es, die aufgekommenen Mittel so schnell 
wie möglich im Interesse der Geschädigten 
den im Gesetz bestimmten Zwecken zuzu- 
führen. Die in den Anlagen VII zur Bundes- 
haushaltsrechnung 1950 (S. 1063 ff.) nachge- 
wiesenen Bestände am Schluß der Rechnungs- 
jahre 1949 und 1950 erscheinen unter diesem 
Gesichtspunkt gesehen ungewöhnlich hoch. 
Zum Teil erklärt sich die Stauung der Mittel 
aus den besonderen Verhältnissen der An- 
laufzeit. Das Hauptamt konnte das Auf- 
kommen an Mitteln im ersten Rechnungsjahr 
nur grob schätzen und hat daher nur vorsich- 
tig disponiert. So glaubte es, nur tatsächlich 
aufgekommene Mittel verplanen zu können. 
Auch nahmen die organisatorischen Vorbe- 
reitungen der Landesämter und Ämter für 
Soforthilfe zur Durchführung der Aufgaben 
eine beträchtliche Zeit in Anspruch; die An- 
forderung der Mittel durch die Länder ver- 
zögerte sich deshalb regelmäßig. Dieser Um- 
stand trug gleichfalls dazu bei, den Bestand 
an freien Kassenmitteln bei der Zentralkasse 
des Hauptamts zu erhöhen. Neuerdings 
haben die Bemühungen des Bundesausgleichs- 
amts, den Bestand an freien Kassenmitteln 
zu senken, Erfolg gehabt. 

In der Kreisstufe war die haushaltsmä- 
ßige sowie kassen- und rechnungsmäßige 
Verwaltung der Soforthilfemittel sehr un- 
einheitlich. Zahlreiche Kreise haben die Mit- 
tel in ihren Haushaltsplan und ihre Haus- 
haltsrechnung aufgenommen. Diese Kreise 
nahmen u. a. auch das Recht der Entlastung 
für sich in Anspruch. 

Die Führung der Kassengeschäfte dieser 
Stellen ließ es vielfach an der Übersichtlich- 
keit fehlen. Die buchmäßige Behandlung der 
Soforthilfemittel führte dazu, daß häufig 


erst auf Grund von schwierigen Nachprü- 
fungen der jeweilige Bestand an Soforthilfe- 
geldern ermittelt werden konnte. Dabei hat 
der Bundesrechnungshof oft zu hohe Be- 
stände feststellen müssen; sie wurden zu- 
weilen für die Finanzierung eigener Ausga- 
ben des Kreises verwendet. Vgl. hierzu auch 
die Ausführungen Teil III Nr. 5 „Kassen- 
bestände an Bundesmitteln“. 

Der Bundesrechnungshof war schon früh- 
zeitig bemüht, die Mängel auf dem Gebiet 
der haushaltsmäßigen sowie kassen- und 
rechnungsmäßigen Verwaltung der Sofort- 
hilfemittel festzustellen und zu beseitigen. 
Er hat die Ergebnisse seiner Prüfungen in 
einem dem Bundesminister der Finanzen er- 
statteten Gutachten zusammengefaßt. Die 
Vorschläge sind im LAG berücksichtigt wor- 
den, so daß nach Erlaß dieses Gesetzes eine 
einheitliche haushalts- und rechnungsmäßige 
Behandlung der Mittel auch in der Kreis- 
stufe gewährleistet erscheint. 

Die finanzielle Auswirkung der Prüfungstätigkeit 
des Bundesrechnungshofes 

Die Auswirkung der Tätigkeit des Bundesrech- 
nungshofes läßt sich nur unvollkommen in Zahlen 
wiedergeben. Im allgemeinen zahlenmäßig nicht 
erfaßbar sind Mehreinnahmen oder Minderaus- 
gaben, die sich als Folge von Vorschlägen* Anre- 
gungen und beratenden Ausführungen des Bundes- 
rechnungshofes einstellen. Auch bei der Prüfungs- 
tätigkeit des Bundesrechnungshofes lassen sich die 
finanziellen Ergebnisse nicht immer bis ins einzelne 
ermitteln. Viele Prüfungserinnerungen wirken sich 
nicht unmittelbar durch nachträgliche Einnahmen 
oder Rückeinnahmen oder durch Unterlassung von 
Ausgaben finanziell aus, sondern erst mittelbar in 
der Zukunft. Das ist auch dann der Fall, wenn die 
Anregungen des Bundesrechnungshofes dahin gehen, 
allgemeine Mängel in der Haushalts-, Wirtschafts- 
oder Kassenführung abzustellen oder Verwaltungs- 
vereinfachungen durchzuführen. 

Die tatsächlich feststellbaren finanziellen Ergeb- 
nisse betrugen: 

im Rechnungsjahr 
1949 1950 

20 967 521 DM 36 147 784 DM 
15 787 DM 27 422 DM 


an nachträglichen Einnahmen oder rückgängig gemachten Ausgaben 
an nachträglichen Ausgaben oder rückgängig gemachten Einnahmen 
an voraussichtlichen 

einmaligen Wenigerausgaben 

einmaligen Mehreinnahmen ■ 

jährlichen Wenigerausgaben 

jährlichen Mehreinnahmen 


4 300 DM 2 883 826 DM 
942 121 DM 3 264 220 DM 
462 505 DM 24 089 338 DM 
100 000 DM 451 507 DM 
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V. Organisations- und Wirtschaftlichkeits- 
prüfungen 

Meine gutachtliche Tätigkeit (vgl. Denkschrift 
zu den Haushaltsrechnungen der Verwaltung des 
Vereinigten Wirtschaftsgebiets S. 96 ff.) hat im Be- 
richtszeitraum, insbesondere im Zusammenhang 
mit der Einrichtung der Bundesverwaltung eine er- 
hebliche Erweiterung erfahren. 

Der Bundesminister der Finanzen hatte den Prä- 
sidenten des Rechnungshofes im Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes gebeten, zur Mitwirkung bei der Auf- 
stellung des ersten Bundeshaushalts Beamte des 
Rechnungshofes nach Bonn abzuordnen. Diese 
haben insbesondere bei den Haushalten der Dienst- 
stelle für auswärtige Angelegenheiten, des Presse- 
und Informationsamts, der Bundesminister des 
Innern, der Justiz, der Arbeit, für Angelegenheiten 
der Vertriebenen und für den Marshall-Plan mit- 
gewirkt und in Verhandlungen mit diesen Dienst- 
stellen sowie bei den Ressortbesprechungen im 
Bundesministerium der Finanzen die Auffassung 
des Rechnungshofes zu dem Personalbedarf und 
zur Bewertung der Stellen vertreten. Schriftliche 
Gutachten wurden nicht erstattet. 

§ 8 des Gesetzes über Errichtung und Aufgaben 
des Bundesrechnungshofes hat den Auftrag für 
meine gutachtliche Tätigkeit in der Bundesrepublik 
wiederum gesetzlich verankert. 

Abgesehen von einer größeren Anzahl kleinerer 
gutachtlicher Äußerungen verschiedenster Art sind 
für den Berichtszeitraum folgende Arbeiten zu er- 
wähnen: 

Bundesministerium für Verkehr 

Wie ich in der eingangs erwähnten Denkschrift 
berichtet habe, war auf Vorschlag der Verwaltung 
für Finanzen mit Zustimmung des Haushaltsaus- 
schusses des Wirtschaftsrats eine Kommission mit 
dem Aufträge gebildet worden, alle bizonalen Ver- 
waltungen zu überprüfen. Die damals bei der Ver- 
waltung für Verkehr begonnene Prüfung wurde im 
September 1949 abgebrochen, da die Kommission 
mit der Gründung der Bundesrepublik ihre Auf- 
gabe als beendet ansah. Bei der Überprüfung des 
Haushaltsvoranschlags des Bundesministeriums für 
Verkehr erwies es sich als zweckmäßig, die unter- 
brochene Organisationsprüfung wieder aufzuneh- 
men. Der Bundesminister der Finanzen bat im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Ver- 
kehr, die Prüfung des Ministeriums und der nadi- 
geordneten Behörden durchzuführen, und hat da- 
bei die Prüfung des Ministeriums als dringlich be- 
zeichnet. Ich habe einen neuen Organisations- und 
Stellenplan vorgeschlagen; die bei der Prüfung der 


Verwaltung für Wirtschaft erarbeiteten Grundsätze 
über die Abteilungs- und Referatsbildung konnten 
als Grundlage des Vorschlags dienen. Das Ober- 
prüfungsamt für die höheren technischen Verwal- 
tungsbeamten wurde, entsprechend meinem Vor- 
schläge, als nachgeordnete Behörde aus dem Mini- 
sterium ausgegliedert. 

Die Prüfung der nachgeordneten Behörden — 
insbesondere der Wasserstraßenverwaltung — hat 
längere Zeit in Anspruch genommen. Die darüber 
erstatteten Gutachten fallen überwiegend in einen 
späteren Berichtszeitraum. 

Bei der Organisationsprüfung der Bundesanstalt 
für Wasser-, Erd- und Grundbau in Karlsruhe und 
der Bundesanstalt für Material- und Boden- 
prüfung im Straßenbau in Oelde war zu untersu- 
chen, ob beide Anstalten selbständig nebeneinander 
bestehenbleiben müßten. Es handelt sich Bei ihnen 
um Aufgaben auf so verschiedenen Gebieten, daß 
eine Zusammenlegung nicht zu Ersparnissen ge- 
führt hätte. Bei der Bundesanstalt für Material- 
und Bodenprüfung im Straßenbau habe ich vorge- 
schlagen, sie in Bundesanstalt für Straßenbau um- 
zubenennen und in den Haushalt aufzunehmen. 
Das ist inzwischen geschehen. Das Gutachten hat 
ferner bei beiden Anstalten die Eingliederung von 
Außenstellen in die Hauptanstalt und eine gegen- 
seitige Aufgabenabgrenzung vorgeschlagen. Die 
Bundesanstalt für Straßenbau ist inzwischen nach 
Köln verlegt worden. Die Bundesanstalt für Was- 
ser-, Erd- und Grundbau wurde in Bundesanstalt 
für Wasserbau umbenannt. 

Bundesministerium der Finanzen 

Bei den Haushaltsberatungen 1950 hatte der 
Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages an- 
geregt, die Organisation des Bundesfinanzministe- 
riums durch mich überprüfen zu lassen. Der Herr 
Bundesminister der Finanzen hat sich der Anre- 
gung des Haushaltsausschusses angeschlossen und 
seinerseits ein entsprechendes Ersuchen an mich ge- 
richtet. 

In Würdigung der besonderen Umstände habe 
ich damals andere dringende Aufgaben zurückge- 
stellt und die bevorzugte Durchführung des Auf- 
trages veranlaßt, um die beschleunigte Beratung 
des Haushalts des Bundesministers der Finanzen zu 
ermöglichen. Die geringe Zeit, die mir für die Vor- 
lage des Gutachtens zur Verfügung stand, hat es 
nicht gestattet, die Prüfung so umfassend anzule- 
gen, wie es mir selbst bei der Wichtigkeit des Ge- 
genstandes erwünscht gewesen wäre. Indessen 
glaube ich, daß die Prüfung alle wichtigen organi- 
satorischen Gesichtspunkte berücksichtigt hat, die 
für die Haushaltsberatung von Bedeutung waren. 
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Grundsätzlich darf ich bemerken, daß es nicht 
meine Aufgabe sein konnte, im Rahmen der Orga- 
nisationsprüfung eines Ministeriums zu den zwi- 
schen den Ressorts streitigen Zuständigkeiten Stel- 
lung zu nehmen, wenn nicht eine Entschließung 
des Trägers der Organisationsgewalt vorlag. Ich 
konnte das um so weniger tun, als ein entsprechen- 
der Auftrag der Bundesregierung nicht erteilt war. 
Die Prüfung hat selbstverständlich die einschlägigen 
Fragen, soweit sie mir bekanntgeworden sind, ge- 
würdigt und an geeigneter Stelle insbesondere sol- 
che Vorschläge gemacht, die auch bei einer Ände- 
rung der ministeriellen Zuständigkeiten Bedeutung 
hatten. 

Um die zweifellos an einigen Stellen vorhandene 
übergroße Geschäftsbelastung zu vermindern und 
um bisher in verschiedenen Abteilungen des Hauses 
bearbeitete Aufgaben zusammenzufassen, habe ich 
einige Änderungen der Gliederung vorgeschlagen. 
Dabei hielt ich es nicht für erforderlich und zweck- 
mäßig, die Abteilungen gleich groß zu gestalten. 
Art und Umfang der Aufgaben nötigte zur Schaf- 
fung verschieden großer Einheiten bei der Abtei- 
lungsbildung. 

Anforderungen, die sich auf eine künftig zu er- 
wartende Vermehrung der Aufgaben bezogen, 
habe ich, meiner ständigen Übung folgend, stellen- 
planmäßig nur dann berücksichtigt, wenn die Er- 
weiterung des Aufgabenkreises alsbald bevorstand. 
In der Zuteilung der Aufgaben zu den Abteilungs- 
einheiten habe ich nach Möglichkeit auf eine kom- 
mende organisatorische Entwicklung Bedacht ge- 
nommen. 

Die Referate des Ministeriums und ihre Personal- 
ausstattung wiesen mehrfach Unterschiede auf, die 
in der Art der Aufgaben nicht ohne weiteres be- 
gründet waren. Es erschien mir wichtig, die Bildung 
von leistungsfähigen Ministerialreferenten zu för- 
dern, wie das in den früheren Gutachten, insbeson- 
dere in dem Bericht über die Verwaltung für Wirt- 
schaft, entwickelt worden ist. 

Der Personalkörper des Bundesministeriums der 
Finanzen hatte zur Zeit der Prüfung noch nicht die 
Ausgeglichenheit und Leistungsfähigkeit, die zur 
Lösung der umfassenden Aufgaben erforderlich ist. 
Die Schwierigkeiten, für die ministerielle Arbeit 
brauchbare Kräfte zu gewinnen, sind mir bekannt. 
Insbesondere wird es auf absehbare Zeit nicht leicht 
sein, im Abordnungswege von den Ländern die er- 
forderlichen Kräfte zu gewinnen. Aus diesem 
Grunde habe ich in meinem Gutachten eine ge- 
wisse Verschiebung im Stellenplan zwischen Titel 1 
und Titel 3 zugunsten des Titels 1 für erforderlich 
gehalten. Ich habe allerdings entsprechende Vor- 


schläge nur dort gemacht, wo ich feststellen konnte, 
daß Daueraufgaben vorliegen. Wo mir eine Über- 
bewertung der Aufgaben nach Umfang und Inhalt 
vorzuliegen schien, habe ich eine Kürzung der Stel- 
lenanforderungen vorgeschlagen. Umgekehrt bin 
ich gelegentlich auch über die Forderungen des 
Bundesministeriums der Finanzen hinausgegangen, 
wenn die Prüfung es geboten erscheinen ließ. 

Hauptamt für Soforthilfe 

In diesem Gutachten habe ich mich mit grund- 
sätzlichen Fragen der neugeschaffenen Bundesober- 
behörden zu befassen gehabt. Insbesondere kam 
es darauf an, Richtlinien für die besoldungsmäßige 
Behandlung der leitenden Stellen in den Bundes- 
oberbehörden zu schaffen. In der noch geltenden 
Reichsbesoldungsordnung waren derartige Stellen 
nicht enthalten. Die für die früheren oberen Reichs- 
behörden geltende Besoldungsregelung bedurfte 
einer Überprüfung mit Rücksicht auf die im Rah- 
men der Bundesverwaltung veränderten Funktio- 
nen einiger Oberbehörden. Dabei kam ich zu dem 
Ergebnis, daß die Bedeutung der einzelnen Bundes- 
oberbehörden in ihren wirtschaftlichen, sozialen 
und politischen Auswirkungen und das unterschied- 
liche Maß der Verantwortung bei den Durchfüh- 
rungsmaßnahmen eine gebotene Differenzierung 
in der Besoldung bei den Bundesoberbehörden 
rechtfertigt. 

Das Hauptamt für Soforthilfe ist inzwischen auf- 
gelöst worden. An seine Stelle ist auf Grund des 
Lastenausgleichsgesetzes das Bundesausgleichsamt 
getreten. 

Amt für Wertpapierbereinigung in Bad Homburg 

Die Prüfung erstreckte sich insbesondere auf die 
Angemessenheit des für das Rechnungsjahr 1950 
vorgelegten Stellenplans; auch sollte zu der Frage 
Stellung genommen werden, ob und in welchem 
Umfang planmäßige Beamtenstellen bei diesem 
Amt trotz der zeitlich begrenzten Tätigkeit aus- 
zubringen waren. Die Zulässigkeit zur Einrichtung 
von Planstellen für Beamte mußte nach § 148 
Abs. 4 DBG verneint werden. Hilfsweise habe ich 
vorgeschlagen, Planstellen im Bundesfinanzministe- 
rium bereitzustellen und die schon vorhandenen 
Beamten an das Amt abzuordnen. Grundsätzlich 
habe ich weiter die Ansicht vertreten, daß für der- 
artige Fälle planmäßige Zusatzstellen (“Sammel- 
topf“) bei einer dem Bundesfinanzministerium 
nachgeordneten Behörde ausgebracht werden soll- 
ten. Der Bundestag hat entgegen meiner Anregung 
für das Rechnungsjahr 1953 Planstellen bei dem 
Amte bewilligt. 
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Abteilung V (Außenwirtschaft) des Bundeswirt- 
sdiaftsministeriums 

Der Bundesfinanzminister ersuchte aus Anlaß 
der Vorbesprechung über den Personalhaushalt des 
Bundeswirtschaftsministeriums — Rechnungsjahr 
1950 — den Präsidenten des Rechnungshofes im 
Vereinigten Wirtschaftsgebiet, die Organisation 
und die Stellenanforderung der Abteilung V (Au- 
ßenwirtschaft) des Bundeswirtschaftsministeriums 
zu überprüfen. 

Durch die Umgestaltung des Außenhandelsver- 
fahrens und durch die allgemeinen politischen 
Wandlungen in der internationalen wirtschaft- 
lichen Zusammenarbeit waren seinerzeit dieser Ab- 
teilung neue für den deutschen Außenhandel be- 
deutungsvolle Aufgaben zugefallen. Das führte für 
1950 zu erhöhten Personalanforderungen, deren 
Berechtigung nachzuprüfen war. 

Die Vorschläge des Gutachtens zum künftigen 
Geschäftsverteilungsplan haben die veränderte 
Aufgabenabgrenzung und Aufgabenstellung der 
Abteilung V des Bundeswirtschaftsministeriums be- 
rücksichtigt und auch den Wünschen Rechnung 
getragen, die aus den Kreisen der deutschen Wirt- 
schaft und von Vertretern der Hohen Kommission 
vorgebracht wurden, um die Außenhandelsinter- 
essen der Bundesregierung wirksamer zu vertreten. 
Neben Vorschlägen, die eine größere Beweglichkeit 
der Verwaltung herbeiführen sollen, enthält das 
Gutachten einen Stellenplan, der bei rationeller 
Personalwirtschaft der Verwaltung die Möglichkeit 
bot, die Abteilung und ihre Referate mit Kräften 
auszustatten, die den besonderen Anforderungen 
ihres Aufgabenbereichs entsprachen. 

Die Dienststelle für auswärtige Angelegenheiten 

Auf Ersuchen des Bundesfinanzministers habe ich 
die Organisation und die personalwirtschaftlichen 
Verhältnisse bei der Dienststelle für auswärtige 
Angelegenheiten beim Bundeskanzleramt unter- 
sucht. Diese befand sich damals erst im Aufbau. 
Das Gutachten hatte die Aufgabe, einen Rahmen 
für die künftige Organisation und die erste Aus- 
stattung mit Personal zu geben. Die Prüfung war 
deshalb besonders schwierig, weil die Haltung der 
Besatzungsmächte in einer ganzen Reihe von wich- 
tigen Fragen noch nicht genügend feststand. Meine 
Vorschläge und Anregungen fußen auf meinen 
allgemeinen organisatorischen und personalwirt- 
schaftlichen Erfahrungen; sie haben versucht, der 
besonderen Lage der Dienststelle Rechnung zu 
tragen. 

Die durch die politische Entwicklung bedingten 
organisatorischen Probleme können auch heute 
noch nicht als gelöst betrachtet werden. 


Überprüfung der Fahrdienste der Bundesministerien 

Die Prüfung geht auf einen Beschluß des Haus- 
haltsausschusses des Deutschen Bundestages zurück. 
Überprüft werden sollte insbesondere die Zweck- 
mäßigkeit der Organisation eines Fahrdienstes 
sowie die Wirtschaftlichkeit des Einsatzes von 
Fahrzeugen für ausschließlich dienstliche Zwecke. 
Das Gutachten enthält eine Übersicht über den 
Bestand an Kraftfahrzeugen der Bundesministerien, 
die hierfür erforderlichen Mittel und die Kilo- 
meterleistungen, getrennt nach Stadt- und Fern- 
fahrten. Ich habe u. a. Vorschläge für eine Typen- 
bereinigung, die Organisation eines Kurierdienstes, 
die Kontrolle der Fahrten durch Fahrtenbücher, 
Einschränkung der Überstunden und für kleinere 
Reparaturwerkstätten gemacht. Die Einrichtung 
einer Zentralwerkstatt konnte ich nicht empfehlen. 
Das Gutachten enthält ferner eine Reihe von Ein- 
zelfeststellungen, die für die Bewirtschaftung der 
Mittel und die Organisation des Fahrdienstes von 
Bedeutung sind. 

Büro Bundeshauptstadt Bonn (Vergebungswesen) 

Das Gutachten über die Beschaffungen für die 
Bundesbehörden bei der Einrichtung von Bonn als 
vorläufiger Bundeshauptstadt war eine der Unter- 
lagen, die dem Untersuchungsausschuß des Deut- 
schen Bundestages zur Prüfung der im Raume Bonn 
vergebenen Aufträge gedient haben. 

Statistisches Bundesamt 

Die auf Ersuchen des Bundesfinanzministers 
durchgeführte Prüfung war vornehmlich auf die 
Frage abgestellt, inwieweit die im Voranschlag zum 
Haushaltsplan 1950 gestellten Personalanforderun- 
gen der angespannten Finanzlage des Bundes und 
der Länder angepaßt werden könnten. Dabei war 
zu berücksichtigen, daß das Amt in der Lage blei- 
ben mußte, den berechtigten Bedarf der Verwal- 
tung, der Wirtschaft und der Wissenschaft an sta- 
tistischem Material zu befriedigen. Die Aufgabe 
eines statistischen Amts erschöpft sich nicht in seiner 
Hilfstätigkeit für die Verwaltung, sondern es muß 
darüber hinaus durch Veröffentlichungen die Bevöl- 
kerung über die Ergebnisse seiner Arbeiten unter- 
richten und den Interessenten das Zahlenmaterial 
für ihre Bedürfnisse liefern. In einem Rundschrei- 
ben hatte der Bundesminister des Innern die Bun- 
desminister um eine Äußerung gebeten, welche 
statistischen Erhebungen ihres Geschäftsbereichs 
eingestellt oder eingeschränkt werden könnten. Die 
Antworten betonten sämtlich die Notwendigkeit 
der angeordneten Statistiken. Die Prüfung hat er- 
geben, daß sowohl im Interesse des gefährdeten 
Ansehens der Statistik als auch in Anbetracht der 
Finanzlage des Bundes und der Länder eine ver- 
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antwortungsbewußte Beschränkung der Statistik 
anzustreben ist. 

Die Prüfung war dadurch beeinträchtigt, daß da- 
mals die Überleitung der statistischen Aufgaben der 
gewerblichen Wirtschaft aus dem Geschäftsbereich 
des Bundeswirtschaftsministeriums in das Stati- 
stische Bundesamt noch nicht abgeschlossen war 
und die Entscheidung über die Frage, ob und inwie- 
weit Aufbereitungsarbeiten nach Berlin verlagert 
werden, noch schwebte. 

Der organisatorische Aufbau des Statistischen 
Bundesamts konnte im wesentlichen als zweck- 
mäßig anerkannt werden. 

Inzwischen ist das Gesetz über die Statistik für 
Bundeszwecke vom 3. September 1953 erlassen 
worden. Es regelt erstmalig das gesamte Organisa- 
tions- und Verfahrensrecht sowie das materielle 
Recht der Statistik, soweit es sich nach dem Grund- 
gesetz um solche für Bundeszwecke handelt. An den 
Vorbereitungen dieses Gesetzes war der Bundes- 
rechnungshof beteiligt. 

Amt für Landeskunde 

Das damals in Landshut untergebrachte Amt 
hatte seine Übernahme in die Bundesverwaltung 
beantragt. Um eine Grundlage für die Behandlung 
des Instituts nach Art. 130 GG zu erhalten, habe 
ich die Organisation und die Personalbesetzung auf 
Veranlassung des Bundesministers des Innern über- 
prüft, die Aufnahme in den Bundeshaushalt emp- 
fohlen und Vorschläge für den Stellenplan und den 
Haushalt gemacht. Das Institut ist inzwischen als 
Bundesanstalt für Landeskunde in den Bundeshaus- 
halt aufgenommen und nach Remagen verlegt 
worden. 

Institut für Erdmessung 

Amt für Kartographie und Kartendruck in Berlin 

Das Institut für Erdmessung ist aus der trigono- 
metrischen Abteilung, das Amt für Kartographie 
und Kartendruck aus der Kartographischen Abtei- 
lung des früheren Reichsamtes für Landesaufnahme 
hervorgegangen. Bei beiden Einrichtungen war es 
fraglich, ob sie gemäß Art. 130 GG auf die Bundes- 
verwaltung zu überführen, aufzulösen oder abzu- 
wickeln waren. 

Ich habe vorgeschlagen, daß das Institut für Erd- 
messung künftig unter der Bezeichnung „Institut 
für Angewandte Geodäsie“ in Zusammenarbeit mit 
der Deutschen Geodätischen Kommission im Be- 
reich der Bundesverwaltung fortgeführt werden 
sollte. Dieser Anregung ist durch die Verordnung 
zur Überführung des Instituts für Angewandte 
Geodäsie in Frankfurt (Main) in die Bundesverwal- 
tung vom 1. Juli 1952 entsprochen worden. 


Beim Amt für Kartographie und Kartendruck 
kam eine Überführung auf den Bundeshaushalt 
nicht in Frage. Ich habe in meinem Gutachten die 
Auffassung vertreten, daß das Amt künftig die 
Stelle sein sollte, welche die Hauptkartenwerke für 
die Bundesrepublik herstellen, fortführen, drucken 
und veröffentlichen sollte. Seine Aufgaben dürften 
keinesfalls einer anderen, außerhalb Berlins befind- 
lichen Stelle übertragen werden. Meine Anregungen 
sind in dem zwischen der Bundesregierung und den 
Landesregierungen geschlossenen Verwaltungsab- 
kommen über Maßnahmen auf dem Gebiete des 
amtlichen Landkartenwesens, dem auch das Land 
Berlin beigetreten ist, verwirklicht worden. 

Hauptstandesamt in Hamburg 

Auf Ersuchen des Bundesministers des Innern 
habe ich eine allgemeine organisatorische Prüfung 
der Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit des 
Hauptstandesamtes in Hamburg durchgeführt. Es 
betraf im wesentlichen die Frage, ob der von Ham- 
burg geforderte Erstattungsbetrag des Bundes an- 
gemessen sei. 

Gutachten über die Organisation der Landesregie- 
rung und Landesverwaltung Schleswig-Holstein 

Am 30. Juni 1949 richtete die Landesregierung 
Schleswig-Holstein gemäß § 7 des Gesetzes über die 
Errichtung eines Rechnungshofes für das Vereinigte 
Wirtschaftsgebiet vom 3. November 1948 an den 
Präsidenten des Rechnungshofes im Vereinigten 
Wirtschaftsgebiet das Ersuchen, die Arbeiten der 
zur Beratung in den Fragen der Verwaltungsreform 
berufenen Regierungskommission durch eine Prü- 
fung der einzelnen Ministerien zu ergänzen, die 
sich sowohl auf die Zweckmäßigkeit ihrer Organi- 
sation, als auch insbesondere auf die Wirtschaftlich- 
keit der Amtsführung erstrecken sollte. In örtlichen 
Verhandlungen wurde beim Beginn der Prüfung 
der Auftrag der Landesregierung dahin erweitert, 
daß ich, unabhängig von der Arbeit der Regie- 
rungskommission, eine vollständige Organisations- 
prüfung der Landesregierung und Landesverwal- 
tung vornehmen sollte. 

Das Gutachten beschränkt sich nicht auf Anre- 
gungen für organisatorische Verbesserungen vor- 
wiegend verwaltungstechnischer Art. Es ist auch, 
dem Aufträge entsprechend, nicht ein sogenanntes 
Spargutachten, dessen Hauptzweck es wäre, alsbald 
möglichst hohe Ersparnisse zu erzielen, um augen- 
blickliche finanzielle Schwierigkeiten zu beheben. 
Weil die Entwicklung noch, wie in allen Ländern, 
im Fluß war, mußte darauf Bedacht genommen 
werden, nach Lösungen zu suchen, die nicht nur 
vorübergehend Abhilfe schaffen. Das Gutachten 
war nicht als „Modell-Lösung“ gedacht. Eine solche 
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zu erarbeiten, hätte den Rahmen der Aufgabe ge- 
sprengt. Immerhin darf diese Arbeit als Beitrag für 
eine allgemeine Erörterung der schwebenden ver- 
waltungspolitischen Probleme angesehen werden. 

Das Gutachten enthält die erste erschöpfende 
Betrachtung eines Bundeslandes, mit Ausnahme der 
Fragen des Finanzausgleichs. Die vom Grundgesetz 
geforderte Eigenstaatlichkeit erfordert bei Schles- 
wig-Holstein als einem der kleinsten Eänder einen 
verhältnismäßig großen Anteil des gesamten Ver- 
waltungsaufwandes. Das Gutachten mußte daher 
einen besonders strengen Maßstab an dessen Not- 
wendigkeit und an die Vorschläge anlegen, die sei- 
ner Verringerung dienen. 

In grundsätzlichen Bemerkungen zur Verwal- 
tungsreform habe ich auf gewisse Grundmängel der 
heutigen öffentlichen Verwaltung hingewiesen. Die 
kritische Würdigung der verwaltungspolitischen 
Eage in Schleswig-Holstein hebt die Nachteile einer 
zu weit gehenden Kommunalisierung auf der unte- 
ren Verwaltungsstufe sowie die mangelnde Tren- 
nung von Regierungs- und Verwaltungsgeschäften 
in der Zentralstufe hervor. 

Zur Organisation der Landesregierung setzt sich 
das Gutachten mit einer Reihe vorliegender Vor- 
schläge auseinander, die teils die Eigenstaatlichkeit 
des Landes, teils anerkannte Verwaltungsgrund- 
sätze außer acht lassen. Es kommt zu dem Ergebnis, 
daß die Organisation der Landesregierung und Lan- 
desverwaltung der geringen Größe des Landes und 
seinen verhältnismäßig einfachen Verwaltungs- 
methoden Rechnung tragen und beweglich sein 
müsse, um jederzeit den Übergang in einen größe- 
ren Staatsverband zu ermöglichen. Hierzu habe ich 
eine Zusammenlegung von Ministerien vorgeschla- 
gen, weiter die organisatorische Trennung von 
Regierungs- und Verwaltungsaufgaben. Ferner habe 
ich eingehende Vorschläge zur Geschäftsverteilung 
innerhalb der Landesregierung gemacht. Die spezi- 
fischen verwaltungspolitischen Erkenntnisse der 
Untersuchung sind in eingehenden allgemeinen und 
Einzelvorschlägen enthalten. Sie behandeln u. a. die 
Verlagerung von Aufgaben und Zuständigkeiten 
auf die untere Verwaltungsstufe, insbesondere Fra- 
gen der Kommunalisierung, ferner die Stellung des 
Landrats, die Vergrößerung des Aufgabenkreises 
der Selbstverwaltung, die Handhabung der Auf- 
sicht und das Problem des „Selbsteintritts" sowie 
den Rechtsmittelzug im Verwaltungsverfahren. 
Zur Neu- oder Umbildung von Verwaltungsträ- 
gern oder Verwaltungseinrichtungen habe ich eben- 
falls Stellung genommen. 

Der besondere Teil des Gutachtens enthält all- 
gemeine Bemerkungen zu der Verwaltungsführung 


in den Ministerien, besonders zur Personalwirt- 
schaft, zur Vorprüfung und zum inneren Dienst. 
Sodann folgen die Einzelvorschläge zu den Mini- 
sterien. Die hierbei angestellten Erörterungen be- 
treffen den gesamten Umkreis der öffentlichen 
Verwaltung. 

Die Landesregierung hat es sich bereits seit Vor- 
lage der ersten Prüfungsergebnisse angelegen sein 
lassen, für die praktische Verwirklichung der 
Reformvorschläge einzutreten, soweit sie nicht aus 
politischen Gründen eine abweichende Auffassung 
glaubte vertreten zu müssen. Die Landesregierung 
hat das Gutachten veröffentlicht. Es ist als Beitrag 
zur Länder- und Verwaltungsreform in der wissen- 
schaftlichen und Fachliteratur sowie in der Presse 
Gegenstand der Erörterung gewesen. 

Städtische Bühnen Freiburg (Breisgau) 

Auf Anregung des Präsidenten der Badischen 
Rechnungskammer wandte sich der Oberbürger- 
meister in Freiburg an mich wegen einer Überprü- 
fung der Theaterorganisation in Freiburg (§ 7 des 
Gesetzes über die Errichtung eines Rechnungshofes 
für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet vom 3. No- 
vember 1948). Auf Grund eingehender Erfahrun- 
gen aus früheren Theaterprüfungen habe ich die 
Organisation und den Betrieb des Theaters unter- 
sucht und eine Reihe von Vorschlägen erarbeitet, 
die über den Einzelfall hinaus für die Theaterorga- 
nisation und Theaterwirtschaft von Bedeutung 
sind. Sie beziehen sich auf die Weiterführung des 
Betriebes in bisherigem Umfang, behandeln die 
Möglichkeiten bei einer Verringerung des Bühnen- 
raumes mit den sich dadurch ergebenden Verein- 
fachungen und Ersparnissen des Spielbetriebes. 
Auch habe ich die Frage der Schließung der zweiten 
Spielstätte, die Einstellung eines Spielzweiges (Schau- 
spiel) und die Verkürzung der Spielzeit zur Dis- 
kussion gestellt. Die Ergebnisse meiner Unter- 
suchung sind in fest umrissenen finanziellen Erspar- 
nisvorschlägen zusammengefaßt. 

VI. Schlußbemerkung 

Der Darstellung der Prüfungsergebnisse und 
ihrer rechtlichen Würdigung hat der Große Senat 
des Bundesrechnungshofes zugestimmt. 

Frankfurt (Main), den 8. Januar 1954 

Der Präsident des Bundesrechnungshofes 
Mayer 
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MinBIFin. 1951 
S. 25 


WiGBl. S. 117 
BGBL I S. 340 


Reichshaushalts- 
u. Besoldungsbl. 
S. 180 

MinBIFin. 1952 
S. 9 


WiGBl. S. 123 


WiGBl. S. 290 


BGBL I S. 931 


BGBL I S. 65 


RGBL II S. 139 


WiGBl. S. 77 
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Gesetz über die Rentenbankgrund- 
schuld vom 11. Mai 1949 WiGBl. S. 79 

Verordnung über die Erstreckung 
der Rentenbankgesetzgebung der 
Verwaltung des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiets auf Länder des fran- 
zösischen Besatzungsgebiets vom 
21. Februar 1950 BGBl. S. 37 

Bekanntmachung der Neufassung des 

Gesetzes über die Landwirtschaftliche 

Rentenbank vom 14. September 1953 BGBl. I S. 1330 


Lastenausgleich 

Gesetz zur Sicherung von Forderun- 
gen für den Lastenausgleich (Hyp- 
SichG) vom 2. September 1948 ' WiGBl. S. 87 

Gesetz zur Änderung dieses Ge- 
setzes vom 10. August 1949 WiGBl. S. 232 

Erste DVO vom 7. September 1948 WiGBl. S. 88 

Zweite DVO vom 8. August 1949 WiGBl. S. 233 


Gesetz zur Milderung dringender 
sozialer Notstände (Soforthilfegesetz 
— SHG) vom 8. August 1949 WiGBl. S. 205 

Lastenausgleichsgesetz. Gesetz über 
den Lastenausgleich (LAG) vom 
14. August 1952 BGBl. I S. 446 


Lichtspielvermögen, siehe Gesetz Nr. 27 


Nebentätigkeit der Beamten 

Verordnung über die — vom 6. Juni RGBl. I S. 753, 
1937 904 


Bundesfassung, Bekanntmachung 

vom 24. Januar 1951 BGBl. I S. 87 

Änderung vom 26. August 1953 BGBl. I S. 1034 

Erlaß des Bundesministers der Fi- 
nanzen vom 20. Februar 1953 MinBlFin. S. 244 


„Notopfer Berlin“ 

Gesetz zur Erhebung einer Abgabe — 

in der Fassung vom 20. Juni 1950 BGBl. S. 340 

und vom 10. März 1952 BGBl. I S. 131 


Änderungen vom 10. Dezember 1952 BGBl. I S. 789 
und vom 28. März 1953 BGBl. I S. 88 


Mineralölsteuergesetz 

Gesetz zur Änderung des — vom 

19. Januar 1951 BGBl. I S. 73 

Mineral Öl Wirtschaft 

Gesetz zur Aufhebung und Ergän- 
zung von Vorschriften auf dem Ge- 
biete' der — vom 31. Mai 1951 BGBl. I S. 371 

Preisbildung 

Anordnung PR Nr. 45 47 des Ver- 
waltungsamts für Wirtschaft des 
amerikanischen und britischen Be- 
satzungsgebiets über den Reichs- 


markpreis im Außenhandel vom 
3. Juni 1947 


Übergangsgesetz über Preisbildung 
und Preisüberwachung (Preisgesetz) 
vom 10. April 1948 

mehrfach verlängert, zuletzt bis zum 
Inkrafttreten eines neuen Preis- 
gesetzes durch Gesetz vom 29. März 

1951 

— in der sich aus § 37 des Gesetzes 
über die Investitionshilfe der ge- 
werblichen Wirtschaft vom 7. Januar 

1952 ergebenden Fassung — 

Gesetz über Leitsätze für die Be- 
wirtschaftung und Preispolitik nach 
der Geldreform vom 24. Juni 1948 

verlängert bis 31. Dezember 1949 
durch Gesetz vom 3. Februar 1949 

Bekanntmachung der Neufassung 
vom 3. Februar 1949 

— nicht verlängert — 

Anordnung über Preisbildung und 
Preisüberwachung nach der Wäh- 
rungsreform (Preisfreigabeanord- 
nung) vom 25. Juni 1948 mit zahl- 
reichen Ergänzungs- und Änderungs- 
anordnungen 

Verordnung über die Preise bei 
öffentlichen Aufträgen (VPÖ) vom 
11. August 1943 

Verordnung über die Preisermittlung 
auf Grund der Selbstkosten bei 
Leistungen für öffentliche Auftrag- 
geber vom 15. November 1938 

nebst Leitsätzen für die Preiserrnitt- 
lung auf Grund der Selbstkosten 
(LSÖ) 

Verordnung über die Baupreisbil- 
dung (Baupreisverordnung) vom 
16. Juni 1939 ersetzt durch Verord- 
nung PR Nr. 32/51, 5/52, 36/52 und 
32/53 (vgl. nachstehend) 

Verordnung über die Preisermittlung 
auf Grund der Selbstkosten bei Bau- 
leistungen für Öffentliche Auftrag- 
geber vom 25. Mai 1940 nebst Leit- 
sätzen für die Preisermittlung auf 
Grund der Selbstkosten (LSBÖ) 

Verordnung über die Änderung der 
Leitsätze für die Preisermittlung auf 
Grund der Selbstkosten bei Leistun- 
gen für öffentliche Auftraggeber 
und der Leitsätze für die Preisermitt- 
lung auf Grund der Selbstkosten 
bei Bauleistungen für öffentliche 
Auftraggeber vom 12. Februar 1942 

Verordnung PR Nr. 32/51 über die 
Baupreisbildung für öffentliche und 
mit öffentlichen Mitteln finanzierte 
Aufträge (Baupreisverordnung) vom 
11. Mai 1951 


MittBl. der Ver- 
waltung für Wirt- 
schaft S. 172 

WiGBl. S. 27 

BGBl. I S. 223 

BGBl. I S. 7 

WiGBl. S. 59 
WiGBl. S. 13 
WiGBl. S. 17 

BGBl. S. 61 

RGBL I S. 482 

RGBl. I S. 1623 


RGBl. I S. 1041 

RGBl. I S. 850 

RGBl. I S. 89 

Bundesanzeiger 
Nr. 92 
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Verordnungen zur Ergänzung der 
Verordnung PR Nr. 32/51 (Bau- 
preisverordnung) 

PR Nr. 5/52 vom 18. Januar 1952 
PR Nr. 36/52 vom 6. Mai 1952 


PR Nr. 32/53 vom 14. Dezem- 
ber 1953 

Verordnung PR Nr. 30/53 über die 
Preise bei öffentlichen Aufträgen 
vom 21. November 1953 nebst Leit- 
sätzen für die Preisermittlung auf 
Grund von Selbstkosten 

Preußische Beteiligungen, siehe Reichs- 
vermögen 

Rechnungshof für das Vereinigte Wirt- 
schaftsgebiet 

Gesetz über die Errichtung eines — 
vom 3. November 1948 

Rechnungslegungsordnung für das Reich 
(RRO) vom 3. Juli 1929 

Reichsfürsorgepflichtverordnung (RFV), 
siehe Fürsorgepflicht 

Reichsgrundsätze über Voraussetzung, 
Art und Maß der öffentlichen Fürsorge 
(RGr), in der Fassung vom 1. August 193 1 
Reichshaushaltsordnung (RHO), siehe 
Haushaltsrecht 

Reichskassenordnung (RKO) 

vom 6. August 1927 in der Fassung 

vom 8. Januar 1931 

Reichsleistungsgesetz 

Gesetz über Sachleistungen für 
Reichsaufgaben (Reichsleistungs- 
gesetz), in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 1. September 1939 

Reichsnährstand 

Gesetz über die Auflösung des — 
im Vereinigten Wirtschaftsgebiet 
vom 21. Januar 1948 

Reichsvermögen 

Gesetz zur vorläufigen Regelung der 
Rechtsverhältnisse des — und der 
preußischen Beteiligungen (Vorschalt- 
gesetz) vom 21. Juli 1951 

Verordnung zur Durchführung des 
§ 6 dieses Gesetzes vom 26. Juli 1951 

Rentenbank, siehe Landwirtschaftliche 
Rentenbank 

Sicherungsmaßnahmen 

Gesetz für — auf einzelnen Gebieten 
der gewerblichen Wirtschaft vom 
9. März 1951 

Änderungsgesetz vom 5. Mai 1951 
Soforthilfe, siehe Lastenausgleich 


Bundesanzeiger 
Nr. 16 


Bundesanzeiger 
Nr. 91 


Bundesanzeiger 
Nr. 248 


Bundes anzeiger 
Nr. 244 


WiGBl. S. 115 

Reichsministerial- 
blatt S. 439 


RGBl. I S. 441 


Reichsministerial- 
blatt S. 7 


RGBl. I S. 1645 


WiGBl. S. 21 


BGBl. I S. 467 
BGBl. S. 471 


Stahl- und Eisenindustrie, siehe Gesetz 
Nr. 27 

Statistik 

Gesetz über die Statistik für Bundes- 
zwecke vom 3. September 1953 

Steuern 

Zweite Verordnung zur Durchfüh- 
rung des Zweiten Gesetzes zur vor- 
läufigen Neuordnung von Steuern 
vom 5. Dezember 1949 

Treibstoffe 

Gesetz über die Abführung von 
Geldmitteln der Zentralbüro für 
Mineralöl GmbH in Hamburg aus 
der Bewirtschaftung von — vom 
10. August 1948 

Treibstoffpreise 

Gesetz zur Neuordnung von — vom 
19. Juni 1950 

Überleitungsgesetze 

Gesetze zur Überleitung von Lasten 
und Deckungsmitteln auf den Bund 
Erstes Überleitungsgesetz in den 
Fassungen 

vom 31. August 1951 

und vom 4. September 1953 

Zweites Überleitungsgesetz vom 
21. August 1951 

Drittes Überleitungsgesetz (Gesetz 
über die Stellung des Landes Berlin 
im Finanzsystem des Bundes) 
vom 4. Januar 1952 

in den Fassungen 

vom 31. Januar 1952 
und vom 20. Dezember 1952 
und vom 28. Dezember 1953 

Umsatzsteuergesetz (UStG) vom 16. Ok- 
tober 1934 

Umsatzsteuervergütungen nach der 
Währungsreform 

Verordnung über — vom 11. April 
1949 

Umstellungsgesetz 

40. DVO (Umstellung von Hypo- 
theken, Grundschulden und Real- 
lasten) erlassen am 22. Oktober 1949 


BGBl. I S. 163 
BGBl. I S. 298 


Vereinigtes Wirtschaftsgebiet 

Verordnung zur Auflösung oder 
Überführung von Einrichtungen der 
Verwaltung des — vom 8. Septem- 
ber 1950 


BGBl. I S. 1314 


WiGBl. S. 314 


WiGBl. S. 249 


BGBL S. 225 


BGBL I S. 779 
BGBL I S. 1320 

BGBL I S. 774 


BGBL I S. 1 

BGBL I S. 115 
BGBL I S. 128 
BGBL I S. 88 

RGBL I S. 142 


WiGBl. S. 64 

Verord.Bl. f. d. 
brit. Zone S. 537 
Amtsbl. d. All. 
Hohen Kommis- 
sion 1950 
S. 245, 612 


BGBL S. 678 
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Vermögen des Bundes 

Entwurf der Buchführungs- und 
Rechnungslegungsordnung für das — 
(VBRO) vom 16. März 1953 

Verordnung Nr. 111 der britischen 
Militärregierung über Arbeitslosenver- 
sicherung und Kurzarbeiterunterstützung 

Verordnung Nr. 117 der britischen 
Militärregierung über Arbeitslosenfür- 
sorge 

Verordnung Nr. 202 der britischen Mili- 
tärregierung vom 6. September 1949 


Verordnung Nr. 217 des französischen 
Oberkommandos vom 3. Juni 1949 


Verwendungsnachweis, siehe Zuwen- 
dungen 

Vorprüfungsordnung für die Bundes- 
verwaltung (VPOB) vom 12. Fe- 
bruar 1953 

Vorschaltgesetz, siehe Reichsvermögen 

Waffengebrauch des Grenzaufsichts- 
pcrsonals der Reichsfinanzverwaltung 

Gesetz über den — vom 2. Juli 1921 

Weizenabkommen 

Gesetz über den Beitritt der Bun- 
desrepublik zu dem Abkommen 
vom 13. April 1953 zur Revision 
und Erneuerung des Internationalen 
— vom 31. Juli 1953 


MinBIFin. S. 166 

Amtsbl. d. brit. 
Militärregierung 
S. 614 

Amtsbl. d. brit. 
Militärregierung 
S. 652 

Amtsblatt der 
Kontrollkommis- 
sion brit. Zone 
Nr. 38 

Teil 10 B — 19 

Amtsblatt des 
franz. Oberkom- 
mandos S. 2043 


MinBIFin. S. 114 


RGBl. S. 935 


BGBl. II S. 187 


Wetterdienst 

Gesetz über den Deutschen — vom 
11. November 1952 

BGBl. I S. 738 

Wirtschaftliche Zusammenarbeit zwi- 
schen den Vereinigten Staaten von 
Amerika und der Bundesrepublik 

Deutschland 

Gesetz betr. das Abkommen vom 
15. Dezember 1949 über — vom 
31. Januar 1950 

BGBl. S. 9 

Wirtschaftsbestimmungen für die 
Reichsbehörden (RWB) vom 11. Fe- 
bruar 1929 

ReichsMinBl. S. 49 

Wohnungsbaugesetz, Erstes — vom 
24. April 1950 

BGBl. S. 83 

Zölle 

Gesetz über — und Verbrauch- 
steuern vom 11. März 1949 

WiGBl. S. 53 

Zolleitstelle und Zollgrenzdicnst 

Gesetz über — vom 11. April 1949 

WiGBl. S. 58 

Zonale Einrichtungen 

Erste Verordnung zur Abwicklung 
von — vom 9. Juni 1950 

BGBl. S. 218 

Zuwendungen des Bundes an außerhalb 
der Bundesverwaltung stehende Stellen 
Richtlinien für — und für den 
Nachweis der Verwendung der Mit- 
tel nach § 64 a Abs. 1 RHO vom 

1. April 1953 

MinBIFin. S. 369 


Abkürzungen 


ABC 

Allied Bank Commission 

AG 

Aktiengesellschaft 

AO 

Reichsabgabenordnung 

ATO 

Allgemeine Tarifordnung für Arbeitnehmer im 
öffentlichen Dienst 

AVAVG 

Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung 

Beiträge- 

gesetz 

Gesetz zur Erhaltung und Hebung der Kauf- 
kraft Abschn. I Finanzgebarung der juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts und ähnlicher 
Verbände und Organisationen 

BGB 

Bürgerliches Gesetzbuch 

BGBl. 

Bundesgesetzblatt 

BICO 

Bipartite Control Office 

BPVO 

Verordnung PR Nr. 32/51 über die Baupreis- 
bildung für öffentliche und mit öffentlichen 
Mitteln finanzierte Aufträge (Baupreisverord- 
nung) 


BRHG 

Gesetz über Errichtung und Aufgaben des 
Bundesrechnungshofes 

cif 

cost, insurance, freight 

DBG 

Deutsches Beamtengesetz 

DVHL 
(1. u. 2.) 

Durchführungsverordnungen zum Gesetz über 
die Haushaltsführung, Rechnungslegung und 
Rechnungsprüfung der Länder und über die 
vierte Änderung der Reichshaushaltsordnung 

DVO 

Durchführungsverordnung 

ECA 

Economic Cooperation Act oder Administration 

ERP 

European Recovery Program 

EStG 

Einkommensteuergesetz 

FVG 

Gesetz über die Finanzverwaltung 

GARIOA 

Government and Relief in Occupied Areas 

Gesetz 

Nr. 19 

Gesetz Nr. 19 der amerikanischen Militärregie- 
rung vom 20. April 1949 
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GG 

Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 

RZB1. 

GmbH. 

Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

SHG 

HypSichG 

Gesetz zur Sicherung von Forderungen für den 
Lastenausgleich 

TO. A 

JEIA 

Joint Export Import Agency 

TO. B 

Kriegs- 

kontroll- 

Verordnung über die Rechnungslegung und 
Rechnungsprüfung während des Krieges 

1. UG 

gesetz 

LAG 

Gesetz über den Lastenausgleich 
(Lastenausgleichsgesetz) 

2, UG 

LSBÖ 

Verordnung über die Preisermittlung auf Grund 
der Selbstkosten bei Bauleistungen für öffent- 
liche Auftraggeber vom 25. Mai 1940 nebst 
Leitsätzen für die Preisermittlung auf Grund 


3. UG 


der Selbstkosten 


LSÖ 

Verordnung über die Preisermittlung auf Grund 
der Selbstkosten bei Leistungen für öffentliche 
Auftraggeber vom 15. November 1938 nebst 
Leitsätzen für die Preisermittlung auf Grund 

UNICEF 

US 


der Selbstkosten 

MinBIFin. 

Ministerialblatt des Bundesministeriums der 

UStG 


Finanzen 

VBRO 

Mio 

Million 


Mrd 

Milliarde 

VO 

MSA 

Mutual Security Administration 

VO Nr. 202 

OEEC 

Organisation for European Economic Coo- 
peration 

VO Nr. 217 

RFV 

Reichsfürsorgepflichtverordnung 

VOB 

RGBl. 

Reichsgesetzblatt 

VOL 

RGr. 

Reichsgrundsätze über Voraussetzungen, Art 
und Maß der öffentlichen Fürsorge 

VPÖ 

RHO 

Reichshaushaltsordnung 

RKO 

Reichskassenordnung 

VPOB 

RRO 

Rechnungslegungsordnung für das Reich 

WiGBl. 

RWB 

Wirtschaftsbestimmungen für die Reichs- 
behörden 

ZG 


Reichszollblatt 

Gesetz zur Milderung dringender sozialer Not- 
stände (Soforthilfegesetz) 

Tarifordnung A für Angestellte im öffentlichen 
Dienst 

Tarifordnung B für Arbeiter im Öffentlichen 
Dienst 

Gesetz zur Überleitung von Lasten und Dek- 
kungsmitteln auf den Bund (Erstes Uberlei- 
tungsgesetz) 

Zweites Gesetz zur Überleitung von Lasten und 
Deckungsmitteln auf den Bund (Zweites Uber- 
leitungsgesetz) 

Gesetz über die Stellung des Landes Berlin im 
Finanzsystem des Bundes (Drittes Uberleitungs- 
gesetz) 

United Nations International Children’s 
Emergency Fund 

United States 

Umsatzsteuergesetz 

Entwurf der Buchführungs- und Rechnungs- 
legungsordnung für das Vermögen des Bundes 

Verordnung 

Verordnung Nr. 202 der britischen Militär- 
regierung vom 6. September 1949 

Verordnung Nr. 217 des französischen Ober- 
kommandos vom 3. Mai 1949 

Verdingungsordnung für Bauleistungen 

Verdingungsordnung für Leistungen (ausgenom- 
men Bauleistungen) 

Verordnung über die Preise bei öffentlichen 
Aufträgen vom 11. August 1943 

Vorprüfungsordnung für die Bundesverwaltung 

Gesetzblatt der Verwaltung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebiets 

Zollgesetz 
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